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I. Abhandlungen. 


Zwischenkirchliche Trauungsfragen nach dem Rechte 
der Preussischen Landeskirche. 


Von 


D. Th. Braun, 


Wirkl. Oberkousistorialrat a. D. in Hildesheim. 


Die Trauungsordnung der evangelischen Landeskirche der 
älteren preussischen Provinzen vom 27. Juli 1880 enthält, wie 
dies bei den infolge der Zivilstandsgesetzgebung in Deutschland 
erlassenen Trauungsordnungen regelmässig der Fall ist, Vor- 
schriften über die Zuständigkeit zur Vornahme der Trauung. 
Sie bestimmt darüber in den $8S 9 und 10 folgendes: 

8 9. Zuständig zur Vornahme der Trauung sind nach Wahl 
der zu Trauenden die Pfarrämter der Parochie, welcher der eine 
oder andere Teil bisher angehört hat, sowie derjenigen, in wel- 
cher sie als Eheleute ihren Wohnsitz nelımen wollen. 

& 10. Ein nicht zuständiger Geistlicher bedarf zur Vornahme 
einer Trauung des Erlaubnisscheines eines der zuständigen Geist- 
lichen. 

Ist in der evangelischen Landeskirche ein zuständiger Geist- 
licher nicht vorhanden, so ist jeder Geistliche zur Vornahme der 
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Trauung berechtigt. Gleiches gilt in Fällen unmittelbarer Todes- 
gefahr eines der zu Trauenden. 
Der erste Satz im zweiten Absatze des 8 10 ist es, der uns 


hier vorzugsweise beschäftigen soll. 


I: 


Im Juni 1886 verhandelte die deutsche evangelische Kirchen- 
konferenz über die Verhütung von Kollisionen zwischen verschie- 
denen Landeskirchen bei Gewährung und Versagung von Trau- 
ungen!. Die Referenten stellten dazu folgenden Antrag: „Su- 
chen Nupturienten, welche im Auslande ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort haben, die Trauung im Inlande nach, 
ohne in demselben den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalts- 
ort nehmen zu wollen, so ist die Trauung nur dann zu gewähren, 
wenn von einem zur Trauung zuständigen Geistlichen des Landes, 
in welchem sie als Eheleute ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufentlialt nehmen wollen, ein Dimissoriale erteilt ist, in wel- 
chem von dem Aussteller bezeugt wird, dass er nach der für seine 
Landeskirche bestehenden Ordnung zur Trauung zuständig sei, 
und dass der Gewährung der letzteren nach den dortigen Ge- 
setzen ein kirchliches Hindernis nicht entgegen stehe“. Der An- 
trag wurde bei Beginn der Verhandlungen im Sinne der Rete- 
renten sofort dahin richtig gestellt, dass es in den Eingangs- 
worten heissen müsse: „Suchen Nupturienten, welehe der Landes- 
kirche nicht angehören, innerhalb derselben die Trauung nach, 
ohne in ihrem Gebiete den Wohnsitz“ u. s. w. wie es im ange- 
führten Texte des Antrags lautet. 

Ohne den Referenten in die Betrachtung der hier möglichen 
komplizierten Gestaltung der tatsächlichen Verhältnisse im ein- 
zelnen zu folgen, heben wir der leichteren Uebersicht wegen an 
einem konkreten Beispiel als die eigentliche Meinung des An- 
trags folgende beiden Sätze heraus: 1) Ein mecklenburgisches 


! Protokolle d. dentsch-ev. K.Konferenz 1886, S. 13 — 15, 52—61.63—67, 210. 
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Ehepaar soll in der preussischen Landeskirche nicht getraut wer- 
den dürfen, wenn die Trauung nach mecklenburgischem Kirchen- 
recht unzulässig sein würde; 2) ein Geistlicher der preussischen 
Landeskirche soll ein mecklenburgisches Ehepaar nur trauen 
dürfen, wenn ihn ein Dimissoriale eines für die Trauung zustän- 
digen mecklenburgischen Geistlichen beigebracht wird. 

Die Vorschläge der Referenten stiessen in der Konferenz 
praktisch und grundsätzlich auf Bedenken. Von einer Seite 
wurde sogar bemerkt, die ganze These gehe aus patriarchalischen 
Anschauungen über die Trauung hervor. Demungeachtet kam 
es, soviel die Protokolle ergeben, zu einer Erörterung der in Be- 
tracht kommenden prinzipiellen Gesichtspunkte damals nicht; die 
Konferenz beschränkte sich vielmehr darauf, aus dem unmittel- 
baren Gefühl, dass der Antrag der Referenten jedenfalls zu weit 
gehe, ihm die prinzipielle Spitze abzubiegen, und den Kirchen- 
regierungen durch einstimmigen Beschluss zu empfehlen, „soweit 
sich dazu ein Bedürfnis zeige, geeignete Vorkehrungen zu treften, 
durch welche verhütet werde, dass Nupturienten, von denen kein 
Teil der Landeskirche angehöre, und welche die Trauung nur 
behufs Umgehung der Ordnungen ihrer Kirche nachsuchten, die- 
selbe erlangten“. 

Auch diesem Konferenzbeschlusse gegenüber sah sich der 
Evangelische Oberkirchenrat in Berlin zu grosser Zurückhaltung 
genötigt, da die erst kürzlich zu stande gekommene preussische 
Trauungsordnung, an der man keinenfalls schon wieder rütteln 
durfte, es in das selbständige Ermessen des einzelnen Geistlichen 
gestellt hatte, in Fällen, wo in der Landeskirche ein für die 
Trauung zuständiger Geistlicher nicht vorhanden, auch einem 
auswärtigen Ehepaare die Trauung zu erteilen, wenn sie nach 
der preussischen Trauungsordnung zulässig ist. Er teilte des- 
halb dem Konferenzvorstande mit', dass in der Landeskirche 


ı Vol. den der Konferenz am 6. Juni 1888 erstatteten Bericht, Proto- 


kolle 1888 S. 154. 
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dder älteren preussischen Provinzen ein Bedürfnis von Massregeln 
zur Abwehr von Missbräuchen bei Erteilung von Trauungen im 
Verhältnis der verschiedenen deutschen Landeskirchen nicht her- 
vorgetreten sei, und dass er deshalb allgemeine Anordnungen 
in dieser Hinsicht zur Zeit nicht beabsichtige. Damit war die 
Rtücksicht gegenüber der Konferenz gewahrt und der Sache nichts 
vergeben. 

Erst neuerdings wurde der Evangelische Oberkirchenrat mit 
der Angelegenheit wieder befasst, indem man sich aus Elsass-Loth- 
ringen darüber beklagte, dass mehrfach dortige Ehepaare unter 
Umgehung der Ordnungen ihrer heimischen Kirche die Trauung 
durch Geistliche der preussischen Landeskirche erlangt hätten, 
und dabei zugleich nahe legte, ob nicht solchen Unzuträglich- 
keiten durch kirchenregimentliche Anordnungen preussischerseits 
vorgebeugt werden könnte. Wohl in dem Wunsche, die auf der 
Konferenz des Jahres 1886 nieht erfolgte Erörterung der ein- 
schlagenden Prinzipienfragen, vor einseitiger weiterer Entschlies- 
sung seinerseits, nunmehr herbeizuführen, scheint sich der Evan- 
gelische Oberkirchenrat entschlossen zu haben, die Sache noch- 
mals an die Konferenz zu bringen. So kam der Gegenstand im 
Juni 1904 auf der Konferenz von neuem zur Verhandlung, wo- 
bei die ihr diesmal vorgelegte Frage in der ihr vom Evangelischen 
Oberkirchenrat gegebenen Fassung folgendermassen lautete: 
„Fnptiehlt es sich, durch besondere Abmachungen zwischen den 
deutschen Landeskirchen die in den einzelnen Landeskirchen be- 
stehende Ordnung der Zuständigkeit zur Vornahme 
von Trauungen gegen Umgehung durch Inanspruchnahme der 
(reistlichen einer anderen Landeskirche zu schützen, und auf 
welche Weise würde ein wirksamer Schutz herbeizuführen sein ?* 

Dem Antrage ihres Referenten entsprechend beschloss die 
Konferenz am 6. Juni 1904! einstimmig: „Konferenz wolle 
1) diejenigen Kirchenregierungen, in deren Bereiche dem ein- 


! Alle. Kirchenblatt 1904, S. 303--306, 394— 407. 
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stimmig gefassten Beschlusse von 1886 noch nicht oder nochı 
nicht vollständig Rechnung getragen worden ist, wiederholt enm- 
pfehlen, geeignete Vorkehrungen zu tretien, durch welche ver- 
hütet werde, dass Nupturienten, von denen kein Teil der Landes- 
kirche angehört, und welche die Trauung nur behufs Umgehung 
der Ordnungen ihrer Kirche nachsuchen, dieselbe erlangen ; 
2) diese Kirchenregierungen ersuchen, von den getroffenen Mass- 
nahmen oder den Hindernissen solcher dem Kirchenausschuss ! 
behufs Mitteilung an die anderen deutschen Kirchenregierungen 
Kenntnis geben“. Die Konferenz ermeuerte also ihren früheren 
Beschluss, aber auch diesmal ohne in cine Erörterung der Prin- 
zipienfragen einzutreten. 

Mit dem Beschlusse wird man sich unbedenklich einverstan- 
den erklären können, insoweit unter den darin gewünschten Vor- 
kehrungen nur solche Massnahmen verstanden werden sollen, 
welche in der betreffenden Landeskirche kirchenordnungsmässig 
zulässig sind. Was für Massnahmen das aber sind, bleibt zu- 
nächst eine offene Frage. Unter diesen Umständen wird der 
Versuch einer Prüfung der in dieser Hinsicht für das heutige 
kirchliche Trauungswesen als massgebend anzuerkennenden Grund- 
sätze gerechtfertigt und am Platze sein. 

Sehen wir uns die Verhandlungen von 1886 und 1904 im 
einzelnen an, so redet man da so vieltach noch immer von kirch- 
lichen Ehehindernissen, insbesondere davon, dass der trauende 
Geistliche sich nicht nach subjektivem Ermessen über die Ehe- 
lindernisse von Nupturienten einer anderen Kirche soll hinweg- 
setzen dürfen ; von der Gültigkeit oder Ungültigkeit der Trauung 
in einer fremden Landeskirche, von einer ım Heimatlande der 
Eheleute anerkannten oder auch nicht anerkannten Trauung: 
und in Beziehung darauf dann weiter von widerrechtlicher Stö- 
rung der Ordnung einer Landeskirche durch die andere, von der 


! D. h. dem im November 1903 als gemeinsames Organ der deutschen 
Landeskirchen ins Leben getretenen Deutschen Evangelischen Kirchenaus- 
schusse. 
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Durchbrechung der Ordnungen einer Bruderkirche, oder auch 
von der Umgehung der Ordnungen einer Kirche — Ausdrücke, 
welche beweisen, dass man hier noch tief in älteren Anschauungen 
steckt und sich, mindestens mit seinen letzten Hintergedanken, 
von der Gewohnheit nicht trennen kann, auch auf dem jetzt rein 
kirchlichen Gebiete der Trauung mit Begriffen des früheren Rechts, 
insbesondere des mernationalen Eherechts zu operieren, Die 
Kirche erscheint als territorial dingliche Herrschaft über Unter- 
tanen. Man sucht, unzweifelhaft ın bester Absicht, nach zweck- 
mässigen Einrichtungen zum Schutz gegen widerrechtliche Um- 
gehung und Störung der Ordnungen einer Landeskirche, hält es 
aber nicht für nötig, zunächst denn doch mal zu prüfen, wann 
und in wiefern hier bestehende Ordnungen einer Kirche über- 
haupt umgangen oder gestört werden, und unterstellt das eigent- 
liche Thema probandum olıne weiteres als a priore gegebenes 
rechtliches Postulat. 
1. 

Die seit der Mitte der 70er Jahre in den verschiedenen 
deutschen Landeskirchen erlassenen Trauungsordnungen stehen 
wohl ausnahmslos — jedenfalls tut es die preussische Trauungs- 
ordnung von 1880, — auf dem Standpunkte, dass sie die bürger- 
liche Khie mit Rücksicht sowohl auf die Form der Eingehung als 
auch auf das materielle Recht, d. I. die Bedeutung der Ehe- 
hindernisse, grundsätzlich als kirchlich gültige Ehe anerkennen, 
und zwar auch da, wo sie in der Trauungsliturgie die Form des 
Zusammensprechens beibehalten haben. Die bürgerliche Ehe ist 
matrimonium legitimum et ratum. Wir wissen, dass solche An- 
erkennung den Urhebern jener Ordnungen oft mehr Sache des 
Verstandes als des Herzens war, und sehen es einzelnen dieser 
Ordnungen noch heute an, wie schwer es der Kirche damals hie 
und da gefallen ist, sich von den Anschauungen älterer staatlich- 
kirchlicher Eheordnung loszumachen. Inzwischen hat man sich 
in die neuen Verhältnisse eingelebt, und auch solche, die diesen 
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anfangs mit ernster Sorge entgegensahen, haben sich durch die 
Frfahrung überzeugt, dass die Kirche mit dem jetzigen Zustande 
wohl auskommen kann, ja dass gewisse damit für sie noch immer 
verbundene Verluste mehr als aufgewogen werden durch die 
gewonnene Selbständigkeit im eigenen Hause und die Möglich- 
keit, ihr Trauungswesen jetzt nach rein kirchliehen Gesichts- 
punkten zu gestalten. So dürfen die stillen Vorbehalte, mit 
denen in 70er ‚Jahren des vorigen ‚Jahrhunderts der Anerken- 
nımg der bürgerlichen Ehe als einer kirchlich vollgültigen noch 
mancher gegenüberstand, gegenwärtig als abgetan gelten: Die 
geschlossene, bürgerlich gültige Ehe ist heute nicht nur kirchen- 
rechtlich, sondern auch für das kirchliche Bewusstsein wahre und 
volle Ehe. Es ist für die richtige Würdigung des kirchlichen 
Trauungsrechts notwendig, diese Tatsache rückhaltslos anzuer- 
kennen und sich der daraus zu ziehenden Folgerungen bewusst 
zu bleiben. 

Vermag die kirchliche Trauung dem Bestande und dem In- 
halt einer geschlossenen Ehe sachlich nichts hinzuzutun, so er- 
scheint sie als eine rein gottesdienstliche Handlung, als ein btur- 
gischer Akt; sie ist wie die Predigt oder die Austeilung des h. 
Abendmahls kirchliche Wortverkündigung im weiteren Sinne, 
Der Christ stellt seine Ehe in den Dienst des Herrn, und die 
Kirche vergewissert ihm dies durch den Mund ıthres Dieners ın 
gottesdienstlicher Feier. Wo dies geschieht, und durch welchen 
Geistlichen, ob durch den paroclus proprius des Fhepaars oder 
durch einen andren Geistlichen der eigenen oder einer fremden 
Landeskirche, lässt das Wesen der Trauung völlig unberührt. Ist 
ein Ehepaar getraut, so ist das eben eine Tatsache, em Vor- 
gang, den man weder leugnen noch ungeschehen machen kann, 
und wo ein Paar in einer evangelischen Kirche einmal getraut 
ist, ist eine Wiederholung der Trauung unzulässig. Es ist des- 
halb nicht ersichtlich, in welchem Sinne man hier von gültigen 
und ungültigen oder auch von landeskirchlich anerkannten oder 
nieht anerkannten Trauungen sprechen zu können glaubt. Wo 
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immer das Wort Gottes durch den Mund eines evangelischen 
Geistlichen anıtlich verkündet wird, kommt es nur darauf an, 
dass die Predigt lauter ist und dem Hörer zu Herzen geht; von 
Gültigkeit oder Ungültigkeit des Vorgangs kann dabei nicht 
weiter die Rede sein!, Der Begriff der Gültigkeit und Ungültig- 
keit, des Anerkannt- oder Nichtanerkanntseins gehört dem Rechts- 
gebiete an; er bezieht sich auf die rechtlichen Wirkungen, welche 
einer Handlung vor irgend welchem Forum zugestanden oder 
versagt werden, und lässt sich auf einen charismatischen Vor- 
gang nicht anwenden, so weit mit diesem nicht doch wieder ir- 
gendwie rechtliche Wirkungen verknüpft sind, wie dies z. B. bei 
der Ordination und in gewisser Weise auch bei der Konfirma- 
tion ?” der Fill ist. Allenfalls wäre es möglich, von rechtlichen 
Wirkungen auch der Trauung zu reden mit Rücksicht auf die 
Zulässigkeit von Kirchenzuchtsmassregeln gegen Kirchenglieder, 
welche es versäumen, die Trauung zu begehren ; aber wer könnte 
daran denken, gegen Personen als Verächter der Trauung dis- 
ziplinarisch vorzugehen, welche die Trauung in der Tat in einer 
evangelischen Kirche, wenn auch nicht im Rahmen der dafür ın 
der eigenen Landeskirche vorgeschriebenen Ordnung, nachgesuchit 
und erhalten haben; genügt doch im Falle emer Mischehe selbst 
die Trauung durch einen katholischen Geistlichen, um den evan- 
gelischen Teil vor dem Vorwurf einer Verschmähung der Trau- 
ung zu bewahren. In einem ganz anderen, nicht dem hier frag- 
lichen Sinne, spricht man wohl von einer ungültigen Taufe, wo 
die Essantialia des Sakraments nicht beobachtet sind, in Wirk- 
lichkeit also keine Taufe vorliegt. 

Eine rechtliche Verptlichtung der Kirchenglieder, sich nur 
imnerhalb der eigenen Landeskirche trauen zu lassen, gibt es 
nicht. Die Landeskirche bietet ihren Mitgliedern ihre Einrich- 


' J. H. Böhmer, Jus paroch. IV. 1. 8 17. 

* Erlass des Konsistoriums zu Kiel vom 17. August 1896 und die darin 
mitgeteilte Entscheidung des Kanmergerichts. K.G. u. Ver.Blatt f. d. Kons.- 
Bez. Kıel 1896, S. 97. 


Braun, Zwischenkirchliche Trauungsfragen etc. 9) 


tungen dazu an, steht ihnen damit zu Dienste, sieht es auch als 
das Natürliche und Regelmässige an, dass sie sich, wo nicht 
besondere Gründe sie davon abhalten, dieser Einrichtungen be- 
dienen, verpflichtet sie aber rechtlich nicht dazu. Mittelbar, so 
könnte es scheinen, wird eine solche Verpflichtung doch be- 
gründet, insofern die Mitglieder der Landeskirche durch den 
Pfarrzwang auch bezüglich der Trauung an den parochus proprius 
gewiesen sind. Aber da gilt es zu unterscheiden. Beim Pfarr- 
zwange handelt es sich nicht um eine Gebundenheit gegenüber 
der Landeskirche, sondern gegenüber einem bestimmten einzelnen 
Geistlichen. Denkt man sich den Pfarrzwang weg, wie z. B. 
früher bei den Eximierten, infolge der Ausstellung eines Dimi- 
storiale, oder bei gesetzlicher Aufhebung des Pfarrzwangs beı 
Trauungen überhaupt, so tritt nun nicht etwa ein landeskirch- 
licher Trauungszwang an die Stelle des örtlichen Pfarrzwangs. 
Eine dem Pfarrzwange analoge Vorschrift, wonach die Mitglie- 
der der Landeskirche verpflichtet wären, „sich zu ihren Religions- 
handlungen, zu deren Vollziehung es der Mitwirkung eines 
Pfarrers bedarf, nur eines landeskirchlichen Anıts zu bedienen“, 
ist in den Gesetzen nicht aufgestellt, und eine solche Verptlich- 
tung kann aus dem Wesen der Landeskirche so wenig in Be- 
zielung auf die Trauung wie in Beziehung auf die Teilnahme 
anmı öffentlichen Gottesdienste von selbst gefolgert werden. Nun 
wird ja kaum jemand das Vorhandensein einer solchen Ver- 
pflichtung gradezu behaupten; dann aber sollte man sie auch 
bei weiteren Gedankengängen nicht doch wieder stillschweigend 
als vorhanden unterstellen. Auch der einzelne wird sich durch 
Pietät, Gemeindebewusstsein und den Zug zur heimatlichen 
Kirche regelmässig dazu gedrängt fühlen, sich nicht in der Fremde 
trauen zu lassen, wenn er dazu nicht besondere Gründe hat. 
Aber über die Gründe, durch welche er sich dabei bestimmen 
lässt, hat er nur sieh selbst Rechenschaft zu geben. Wo aber 
eine rechtliche Nötigung, die Trauung nur in der eigenen Lan- 
deskirche zu begehren, nicht vorliegt, kann bei solchen, die sich 
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in einer anderen Kirche trauen lassen, jedentalls nicht schon 
aus diesem Grunde von einer Umgehung der Ordnungen der 
heimischen Kirche die Rede sein. 

Dementsprechend ist auch die Möglichkeit der Trauung von 
Angehörigen fremder Landeskirchen in den Trauungsordnungen 
überall vorausgesetzt, und prinzipiell insbesondere auch da an- 
erkannt, wo, wie in Mecklenburg, der Geistliche dabei an die 
vorherige Dispensation der obersten Kirchenbehörde gebunden 
wird. Ein preussischer Geistlicher darf nicht trauen, wenn nicht 
wenigstens ein Fiheteil einer evangelischen Kirchengemeinschaft 
angehört; Zugehörigkeit auch nur eines Teils zur Landeskirche 
wird nicht verlangt, das heisst, der einzelne Geistliche ist kraft 
des Gesetzes unter den durch dieses selbst bezeichneten Vor- 
aussetzungen, ohne dass er dazu einer besonderen Ermächtigung 
seiner vorgesetzten Kirchenbehörde bedürfte, selbständig befugt, 
auch solche Ehepaare zu trauen, von denen kein Teil der preus- 
sischen TLaandeskirche angehört. 


111. 


In den geltenden Trauungsordnungen finden sich regelmässig 
zweierlei Gruppen von Vorschriften, welche unter sich m einem 
gewissen Widerspruch zu stehen scheinen, jedenfalls in ihrem 
Verhältnis zu einander Schwierigkeiten machen. Die einen er- 
klären es für kirchliche Pflicht, für eine geschlossene Ehe die 
Trauung nachzusuchen, bemühen sich, die unverzügliche Er- 
tüllung dieser Pflicht tunlichst zu erleichtern, und bedrohen den, 
der sie versäumt, sogar mit Kirchenzucht; die anderen verbieten 
dem Geistlichen in gewissen Fällen die nachgesuchte Trauung 
zu gewähren, fordern überdies von den Kirchenghiedern, keine 
Ehe zu schliessen, für welche die Trauung aus kirchlichen Grün- 
den versagt werden muss, und bedrohen Kirchenglieder, welche 
eine solche Ehe schliessen, gleichfalls mit Kirchenzucht. 

Es ist hier nicht der Ort, auf die seinerzeit viel erörterte Frage 
zurückzukommen, inwieweit sich eine solche Behandlung der 
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Sache angesichts der Tatsache, dass es sich auch in den Fällen 
der zweiten Art immer um die Trauung einer schon geschlossenen, 
auch in den Augen der Kirche gültigen Ehe handelt, grundsätz- 
lich rechtfertigen lässt. Wir stehen hier einer Rechtsbildung 
segenüber, die wir als eine vorläufig abgeschlossene zu betrachten 
haben, und die man zur Zeit ohne Gefahr für die Kirche nicht 
wieder würde in Fluss bringen dürfen. Auch wird man zur 
Hebung eines in den Gesetzen sonst vorhandenen logischen 
Widerspruchs ohne weiteres annehmen können, dass die dem 
Wortlaute nach generelle Verpflichtung, die Trauung 
nachzusuchen, samt den an ihre Versäumung geknüpften Rechts- 
folgen für solche Ausnahmsfälle, in denen die Trauung versagt 
werden muss, nicht gelten soll. Demungeachtet bleiben hier 
praktische Schwierigkeiten, nicht nur weil der Tatbestand dieser 
Ausnahmsfälle unbestimmt und mehr oder weniger delinbar ist, 
sondern auch weil die Frage, ob ım gegebenen Fall ein solcher 
Tatbestand wirklich vorliegt, oft gar nicht vorher, sondern erst 
dann mit Sicherheit beantwortet werden kann, wenn die zur 
Entscheidung darüber berufenen Instanzen gesprochen haben. 
Wann kann jemanden wegen seines Verhaltens bei Eingehung 
der Ehe der Segen der Trauung nicht ohne Aergernis erteilt 
werden? Wann wird die Schliessung der Ehe eines Geschie- 
denen von den zuständigen Organen auf Grund des Wortes 
(sottes nach gemeiner Auslegung der evangelischen Kirchen als 
sündhaft erklärt? Zu solcher Entscheidung können im einzelnen 
Fall verschiedene Organe berufen sein, je nachdem die Trauung 
ın der Parochie, welcher der Ehemann oder die Ehefrau bisher 
angehört hat, oder in der sie als Eheleute ihren Wohnsitz 
nehmen wollen, oder in einer beliebigen andern auf Grund eines 
Dimissoriale gewählten Parochie nachgesucht wird. Ein be- 
stimmtes, schlechthin gültiges Urteil, dass dieser Ehe nach der 
Ordnung dieser Landeskirche die Trauung zu versagen sei, wird 
deshalb selbst innerhalb derselben Landeskirche in vielen Fällen 
gar nicht möglich sein. 
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Schon mit Rücksicht auf den hier unvermeidlichen unlös- 
baren Zirkel zweier sich widersprechenden Pflichten würde man 
den Kirchengliedern nicht die Verpflichtung haben auferlegen 
können, für eine von ihnen geschlossene Ehe die Trauung nicht 
nachzusuchen, wenn sie ihnen kirchenordnungsmässig nicht ge- 
währt werden kann. Aber auch der Sache nach wäre es mehr 
als drakonisch gewesen, ihnen schon den blossen Versuch, für 
eine von ihnen nun mal geschlossene, vielleicht ın gutem Glau- 
ben geschlossene, kirchlich gültige Elle, womöglich nun auch die 
Trauung zu erlangen, zum Verbrechen zu machen. Das ist 
denn auch in der Tat m. W. nirgends geschehen. Insbesondere 
ist in der preussischen Trauungsordnung, obwohl sie sich be- 
wusst ist, dass die Pflichten der Kirchenglieder in Beziehung 
auf die Trauung in einer Trauungsordnung nicht würden uner- 
wähnt bleiben dürfen !, eine solche Verpflichtung nicht aufge- 
stellt. Keiner der Referenten der Konferenz, denen darüber 
jede amtliche Auskunft der Kirchenregierungen zu Gebote stand, 
erwähnt eine dahin zielende Bestimmung, während sie sich doch 
saren mussten, dass nur an dieser Stelle das nötige Fundament 
für ihre Umgehungstheorie gelegt werden konnte. Denn objektiv 
ist ein so flüssiges, in seinen Wirkungen im einzelnen Fall durch 
die subjektive Handhabung der dazu berufenen Organe so viel- 
fach bedingtes kirchliches Recht nicht dazu geeignet und be- 
stimmt, dem einzelnen als Personalstatut auch in der Fremde 
anzuhaften. Die kirchlichen Trauungsverbote sind keine FEhe- 
hindernisse, welche der Eingehung der Ehe eines Inländers auclı 
in Auslande entgegenstehen. Grundsätze über Rechtsgeschäfte 
kommen hier überhaupt nicht in Frage; die Trauung ist kein 
Rechtsgeschäft, sondern eine gottesdienstliche Handlung, in An- 
sehung deren jede Kirche nur an ihre eigene Ordnung gewiesen 
ist. Die Vorschriften der im den einzelnen Landeskirchen er- 
lassenen Trauungsordnungen über Versagung der Trauung sind 


’ Begründung zu $ 2 K.G. u. V.Blatt 1879 5. 182. 
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Anweisungen an ihre Geistlichen in Beziehung auf gewisse von 
ihnen zu verrichtende geistliche Amtshandlungen, und der landes- 
kirchliche Geistliche hat sich deshalb auch da, wo er in die 
Lage kommt, ein einer fremden Landeskirche angehöriges Paar 
zu trauen, nur nach den Vorschriften seiner eigenen Kirche zu 
richten; an die Vorschriften freinder Landeskirchen, oder gar 
die Auslegung, welche der parochus proprius des Paares oder 
die auswärtige Kirchenbehörde diesen Vorschriften in Anwendung 
auf den besonderen Fall geben zu müssen glauben, ist er dabei 
nicht gebunden. Der Umstand, dass einer der Ehegatten eine 
Ehe geschlossen hat, die er nach den Ordnungen seiner Heimats- 
kirche nicht hätte schliessen sollen, z. B. weil es an der dort 
erforderten elterlichen Zustimmung fehlte, wird von dem um 
die Trauung ersuchten Geistlichen nur vom Standpunkte seiner 
eigenen Kirche zu würdigen sein; er würde also etwa zu prüfen 
haben, ob diesem Paare wegen seines Verhaltens bezüglich der 
Eingehung der Ehe, hier also vielleicht wegen Missachtung eines 
begründeten elterlichen Widerspruchs, der Segen der Trauung 
ohne Aergernis nicht würde erteilt werden können. Der Grund 
der Versagung wäre dann aber nicht das formale Verbot der 
fremden Landeskirche, sondern eine Tatsache, welche nach der 
Auffassung beider Landeskirchen, wenn auch unter verschiedener 
rechtlicher Betrachtungsweise, die Gewährung der Trauung in 
diesem Falle ausschliesst. 

Aus dem Wesen der Landeskirche werden wir ohne weiteres 
tolgern dürfen, dass der einzelne die Dienste seimer Kirche nur 
nach den in ılır bestehenden Ordnungen zu beanspruchen, und 
sich den Anforderungen, welche diese Ordnungen an ihn stellen, 
zu unterwerfen hat, nicht aber, dass er über den positiven In- 
halt dieser Ordnungen hinaus kirchlich verpflichtet sei, sich nun 
auch mit den in jenen Ordnungen herrschenden Anschauungen 
subjektiv bis ins einzelne zu identifizieren. Liegt hiernach ın 
dem landeskirchlichen Trauungsverbote für die Kirchenglieder 
weder ein kategorisches „du darfst dich nicht trauen lassen®, 
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noch ein absolutes „du kannst überhaupt nicht getraut werden“, 
so kann man bei einem Mitgliede einer Landeskirche, welches 
die Trauung, die ihm in dieser nicht würde gewährt werden 
können, in einer fremden Landeskirche nachsucht, wiederum 
allein aus diesem Grunde von einer Umgehung der Ordnungen 
seiner Kirche nicht reden, ebensowenig aber einem Geistlichen, 
welcher in solchem Falle die nach den Ordnungen seiner Kirche 
zulässige Trauung erteilt, eine widerrechtliche Störung der 
Ordnungen einer Bruderkirche vorwerfen. 

Die hier entwickelten Sätze lässt man unbedenklich gelten, 
wo wenigstens der eine Eheteil der Landeskirche des trauenden, 
— etwa als parochus sponsae zuständigen, — Geistlichen bisher 
angehört hat, sträubt sich aber gegen ıhre Anerkennung bei 
Trauung von Paaren, von denen kein Teil der Landeskirche 
angehört oder doch bisher angehört hat. Das verrät eine 
Schwäche der gegnerischen Stellung. Wenn, wie man annimmt, 
das Trauungsverbot einer Landeskirche die Trauung ihrer An- 
gehörigen in einer fremden Landeskirche rechtlich hinderte, so 


müsste es — wie das trennende Ehehindernis die Eingehung 
der Ehe, — die in der fremden Landeskirche bei einem dort 


zuständigen Geistlichen nachgesuchte Trauung schon dann un- 
zulässig machen, wenn das Hindernis auch nur bei einem der 
beiden Ehegatten vorhanden wäre. Aber man fühlt die prak- 
tische Unmöglichkeit, das verfochtene Prinzip so weit auf die 
Spitze zu treiben, und schreckt deshalb vor den vollen Konse- 
quenzen des eigenen Standpunkts zurück. 

Etwas anderes ist es mit der Gewissensfrage. Wo ein Geist- 
licher nach der Ordnung seiner Landeskirche nur berechtigt, 
aber nicht zugleich durch positive Zuständigkeitsvorschrift ver- 
ptlichtet ist, ein Paar aus einer fremden Landeskirche zu trauen, 
und die Trauung zwar nach dem Rechte seiner Landeskirche 
zulässig, nach dem der Heimatskirche aber unzulässig sein würde, 
ist es Sache seiner pastoralen Erwägung, ob er sich überhaupt 
mit der Trauung einer Ehe befassen will, von deren Schliessung 
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abzusehen, die Ehegatten nach dem Rechte ihrer Heimatskirche 
verpflichtet gewesen wären. 


IV. 

Weiter kommen hier solche Fälle in Betracht, ın denen 
einem Ehepaare die Trauung in der eigenen Landeskirche durch 
die Entscheidung der dafür dort zuständigen Instanzen versagt 
worden ist '. Welche Bedeutung hat solche schon wirklich er- 
tolgte Versagung für den um die Trauung später ersuchten 
(reistlichen einer anderen Landeskirche? Damit sehen wir uns 
scheinbar vor die allgemeinere Frage gestellt, wie weit es not- 
wendig und durchführbar ist, den über ein Gemeindeglied ın 
seiner Heimatsgemeinde verhängten Kirchenzuchtsmassregeln über 
den Bereich dieser Gemeinde, ja der eigenen Landeskirche hin- 
aus Geltung zu verschaffen. Unzweifelhaft handelt es sich auch 
bei der Versagung der Trauung einer schon vorhandenen gül- 
tigen Ehe um Gesichtspunkte und Erwägungen disziplinarischer 
Art, aber zu den Massregeln der Kirchenzucht im engeren 
Sinne, durch welche einem Gemeindegliede gewisse kirchliche 
Gemeinde- oder Ehrenrechte aberkannt werden, bezüglich deren 
jene allgemeinere Frage aufzuwerfen ıst, gehört die Versagung 
der Trauung nicht. Der Natur der Sache nach kann eine Mass- 
regel der Kirchenzucht im engeren Sinne z. B. wegen Schlies- 
sung einer Ehe, der die Trauung aus kirchlichen Gründen ver- 
sagt werden muss, nur von den Organen derjenigen Parochie 
beschlossen werden, welcher der Betreftende angehört ?, und sie 
bleibt, wenn sie von diesen beschlossen ist, bis zu ihrer kirchen- 
ordnungsmässigen Wiederaufhebung in Kraft. Im Unterschiede 
davon bewirkt die Versagung der Trauung nicht einen dauern- 
den Verlust kirchlicher Rechte; es wird dem davon Betroffenen 
nicht etwa die Fähigkeit getraut zu werden bis auf weiteres 

ı Protokolle der D. Ev. Kirchenkonferenz 1884, S. 34. 


® Instruktion vom 23. 8. 1380 zum Preuss. Kirchengesetze, betr. die Ver- 
letzung kirchlicher Pflichten vom 30.7. 1880 (K.G. u. V.Blatt S. 119) unter 11. 
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abgesprochen, sondern nur für den anstehenden Fall die Frage 
entschieden, ob ihm die nachgesuchte Trauung gewährt werden 
soll oder nicht. Auch ıst darüber nicht notwendig immer von 
den Organen der eigenen (remeinde zu entscheiden, sondern von 
den Organen je des Orts, an welchem die Trauung nachgesucht 
wird. Solche Orte aber können gleichzeitig mehrere zur Aus- 
wahl stehen. Daraus ergibt sich, dass eine verschiedene Be- 
antwortung der Frage nach der Zulässigkeit der Trauung 
dieser Ehe, ja selbst eine Zwiespältigkeit der Entscheidung über 
die Gewährung der Trauung und über die Verhängung von 
Kirchenzucht wegen Eingehung einer kirchlich missbilligten Ehe 
auch innerhalb derselben Landeskirche keineswegs ausgeschlossen 
ist. Ein für die Trauung zuständiger und darum ersuchter 
(zeistlicher kann trauen, oder auch die darüber weiter anzu- 
rufende kirchliche Instanz des Trauungsorts die Trauung für 
zulässig erklären, olıne daran durch eine ihnen vielleicht bekannte 
abweichende Auffassung oder Entscheidung der Organe der 
Wohnsitzgemeinde formal gehindert zu sein. Die Entscheidung, 
durch welche jemandem eine von ihm nachgesuchte Trauung 
endgültig versagt wird, ist kein rechtskräftiges Urteil zwischen 
ihm und der Kirche in dem Sinne, dass ihm dadurch die Mög- 
lichkeit auch nur innerhalb der eigenen Tandeskirche abge- 
schnitten wäre, die Trauung, sei es in der eigenen, sei es m 
einer anderen Gemeinde, von neuem nachzusuchen. 

Die Sache liegt hier ähnlich wie bei der Zurückweisung 
vom b. Abendmahl. Auch diese ist, wiewohl disziplinarischer 
Natur, doch keine Massregel der Kirchenzucht im engeren 
Sinne!. Dem vom h. Abendmahl Zurückgewiesenen steht es 
jeder Zeit frei, sich dazu von neuem zu melden, und ebenso 
dem darum ersuchten Geistlichen, ihn, sei es mit Rücksicht auf 
veränderte Verhältnisse, sei es lediglich auf Grund neuer pasto- 
raler Erwägung, dazu nunmehr zuzulassen. 


t Instruktion a. a. OÖ. unter 20 und 21. 
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So hat auch der um die Trauung angegangene Geistliche 
in einem solchen Falle stets selbständig und von neuem zu 
prüfen, ob die Trauung jetzt zulässig ist, und er ist dabei auch 
hier nach den oben hervorgehobenen Grundsätzen nur an die 
Ordnungen seiner eigenen Landeskirche gebunden. Ist die 
Trauung nach dem Rechte seiner Taandeskirche jetzt statthaft, 
und ist er zugleich selbst dafür zuständig, so hat er sie trotz 
einer früher erfolgten Versagung unbedingt zu gewähren; ist er 
dagegen kirchenordnungsmässig nur berechtigt, nicht aber zu- 
ständig, sie vorzunehmen, so ist es auch hier Sache seiner 
pastoralen Erwägung, ob er sich mit der Trauung eines Paares, 
dem diese in der Heimatskirche versagt worden ist, überhaupt 
befassen will, rechtlich aber ist er durch solche Versagung hieran 
nicht gehindert. 


V. 


Abgesehen von den Trauungsverboten enthalten die landes- 
kirchlichen Trauordnungen regelmässig noch sonstige Bestim- 
mungen, welche dem Bestreben, die Trauung tunlichst zu er- 
leichtern, das Widerspiel zu halten scheinen, nämlich die Vor- 
schriften über ein — mitunter selbst mehrfaches — kirchliches 
Aufgebot und über die Zuständigkeit zur Vornahme der Trauung. 
Beide belasten die Trauung mit ausserwesentlichem Beiwerk, 
welches unter Umständen geeignet sein wird, sie zu erschweren 
oder zu verzögern. Handelte es sich bei den Trauungsverboten 
um Würde und Gewissen der Kirche, so hier um Rücksichten 
kirchlicher Ordnung, daneben aber, wie wir uns nicht verhehlen 
dürfen, doch auch um ein gewisses retrospektives Haften am 
älteren Rechte. Gleichwohl sind auch diese Vorschriften des 
geltenden Rechts, sagen wir als ein Stück heutigen Gemeinen 
deutschen evangelischen Kirchenrechts, zur Zeit willig und un- 
bedingt zu acceptieren. 

Auf die Vorschriften über das Aufgebot braucht hier nicht 
eingegangen zu werden. Sie kommen zwischenkirchlich als solche 
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kaum in Betracht, da das obligatorische Aufgebot regelmässig, 
d. b. von abweichenden Vorschriften einiger kleinerer Landes- 
kirchen abssesehen, nur in der für die Trauung gewählten Pa- 
rochie vorzunehmen ist. Doch sei hier wenigstens hervorgehoben, 
dass auch ein Aufgebot in der preussischen Landeskirche nur in 
den durch die preussische Trauungsordnung vorgeschriebenen 
Formen vorgenommen werden darf, auch wenn die Eheschlies- 
sung oder die Trauung auswärts erfolgen soll!. Um so mehr in- 
teressieren uns hier die Vorschriften über die Zuständigkeit, auf 
welche denn auch in der der Konferenz im Jahre 1904 unter- 
breiteten Frage des Evangelischen Oberkirchenrats mit gutem 
Grunde allein noch Gewicht gelegt war. 

Der Verpflichtung der Kirchenglieder, für eine von ihnen 
geschlossene Ehe die kirchliche Trauung nachzusuchen, entspricht 
ihr Anspruch, sie von der Kirche zu fordern, somit die Verpflich- 
tung der Kirche, sie zu gewähren und für geordnete Einrich- 
tungen zu sorgen, durch welche ihren Gliedern die Befriedigung 
jenes Anspruchs gewährleistet wird. Bei Abfassung der preussi- 
schen Trauungsordnung kam es in Frage, ob nicht solchem An- 
spruche der Kirchenglieder in den Gesetze selbst Ausdruck zu 
geben wäre, und wenn man davon dann doch absah, geschah es 
nicht etwa, weil man jenen Anspruch nicht anerkannt hätte, son- 
dern weil man ihn für selbstverständlich und einer ausdrücklichen 
Anerkennung nicht für bedürftig hielt’. Der Ort, wo die Kir- 
chenglieder das beanspruchen dürfen, was die Kirche ihnen bieten 
soll, ist zunächst und in Ermangelung besonderer Vorschriften 
die Parochialgemeinde, der sie angehören. Der parochus proprius 
und dann weiter auch die durch besondere Vorschrift zur Vor- 
nahme der Trauung für zuständig erklärten Geistlichen sind die- 
jenigen Kirchenbeamten, von denen die Mitglieder der Taandes- 
kirche die Trauung ihrer Ehe, wofern sie kirchenordnungsmässig 
statthaft ist, zu fordern berechtigt sind, und zwar ohne Rück- 
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sich darauf, ob diesen Geistlichen, was hier vorläufig auf sich 
beruhen kann, auch ein ausschliessliches Recht auf die Vornahme 
dieser Amtshandlung eingeräumt ist. 

Nach A.L.R. II 11 8$ 435—445 gebührte die Trauung ın 
der Regel dem Pfarrer der Braut, dem darauf ein ausschliess- 
liches Recht zustand. Diese Vorschriften waren durch das preus- 
sische Personenstandsgesetz vom 9. März 1874 gegenstandslos 
geworden und hatten auch für die Kirche ihre bisherige Bedeu- 
tung als einer gültigen lex scripta verloren. Es war deshalb 
notwendig, aber, wie hinzugefügt werden muss, auch nur unter 
der zuletzt angedeuteten Voraussetzung rechtlich möglich, die 
einschlagenden Verhältnisse abweichend von den darüber in den 
SS 435, 418 und 422 II 11 A.L.R. bezw. $ 114 der Rheinisch- 
Westfälischen K.O. getroffenen Bestimmungen kirchlicherseits 
neu zu regeln. Es geschah dies zunächst durch den provisori- 
schen kirchenregimentlichen Erlass vom 21. September 1874, 
später durch Kirchengesetz, die Trauungsordnung von 1880. 

Ohne solche Neuregelung würde damals nach allgemeinen kir- 
chenrechtlichen Grundsätzen nur der parochus proprius des Ehe- 
paares, also des Ehemannes, zu dessen Parochie die Ehefrau nach 
geschlossener Ehe ja von Rechts wegen gehört, zur Vornahme der 
Trauung verpflichtet gewesen sein, und diesem kraft desnach A.L.R. 
in weitestem Umfange geltenden Pfarrzwangs ein ausschliessliches 
Recht auf die Trauung zugestanden haben. Demgegenüber musste 
die Trauung unbedingt erleichtert, mindestens ein weiteres Trau- 
ungsforum auch in der bisherigen Parochie der Braut eröffnet 
werden. Zu dem Ende konnte man entweder die Trauung völlig 
freigeben, — wo dann der parochus proprius der einzige zu de- 
ren Gewährung auch verpflichtete Geistliche geblieben wäre, — 
oder mehrere Trauungsfora einführen, d. h. verschiedenen Geist- 
lichen zugleich das Recht und die Verpflichtung beilegen, die bei 
ihnen nachgesuchte, kirchenordnungsmässig zulässige, Trauung 
zu gewähren. Man entschied sich damals m den eingangs ange- 
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System. Man behielt für Trauungen solcher Paare, von denen 
auch nur ein Teil bisher einer landeskirchlichen Parochie ange- 
hört hat, oder welche in einer solchen ihren Wohnsitz nehmen 
wollen, das Prinzip bestimmter Trauungsfora bei und gestattete 
anderen landeskirchlichen Geistlichen die Trauung in Fillen dieser 
Art nur auf Grund eines Dimissoriale, zu dessen Ausstellung 
nunmehr aber nicht nur der parochus proprius, sondern jeder 
der drei für zuständig erklärten Geistlichen ermächtigt wurde. 
Für andere Trauungen, insbesondere für Trauungen solcher Paare, 
welche der Landeskirche nicht angehören, sowie für alle Trau- 
ungen im Falle unmittelbarer Todesgefahr stellte man keinerlei 
Zuständigkeitsvorschriften auf, räumte vielmehr jedem landes- 
kirchlichen Geistlichen das Recht ein, die Trauung vorzunehmen ; 
wohlverstanden, ohne ihm gleichzeitig auch die Verpflichtung 
dazu aufzuerlegen. 

Wenn neuerdings trotz der unzweideutigen Bestimmung des 
(resetzes die Ansicht geäussert worden ist'!, dass dieses hier au- 
genscheinlich nicht die Absicht verfolgt habe, die Verhältnisse 
wischen der preussischen und anderen deutschen Kirchen zu 
regeln, so muss dem bestimmt widersprochen werden. Der erste 
Satz im zweiten Absatze des $ 10 bezweckte im bewussten Au- 
schluss an die bisherige Praxis des Evangelischen Oberkirchen- 
rats und unter Ablehnung einer zunächst erwogenen, dem & 3 
des braunschweigischen Gesetzes vom 6. Dezember 1875 entspre- 
chenden Vorschritt, ganz vorzugsweise grade die Regelung der 
Verhältnisse bei Trauungen solcher Ehepaare, welche der preus- 
sischen Landeskirche nicht angehören. Die Landeskirche wollte 
eben auch in dieser Beziehung auf die Selbständigkeit ihrer kirch- 
lichen Verwaltung nicht verzichten und sich nicht, wie das braun- 
schweigische Gesetz, darauf beschränken, ihre Selbständigkeit 
durch ein blosses Dispensationsrecht der obersten Kirchenbehörde 
zu wahren. 


ı A. K.Blatt 1904, S. 406 
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Eine Kirche kann ihre amtliche Lebensbetätigung nicht von 
dem Urteil fremdkirchlicher Instanzen, sondern nur von dem Er- 
messen solcher Faktoren abhängig machen, welche ihr selbst als 
einem einheitlichen Organismus angehören. Dies gilt auch da, 
wo sie mit ihren Einrichtungen solchen Mitchristen zu dienen 
hat, welche ıhr selbst nicht angehören, wozu sie ja, auch wo 
ınan vom Begriff des Quasidomizils kirchenrechtlich den weitesten 
Gebrauch macht, vielfach ın der Lage ist. Einen solchen ein- 
heitlichen Organismus aber bilden auch die deutschen evange- 
lischen Landeskirchen miteinander nicht. Sie streben mit Recht 
nach einer einheitlichen Entwickelung ihrer Zustände, sind aber 
in Verfassung und Verwaltung, d. h. in Beziehung auf die Durch- 
führung ihrer eigenen Prinzipien in der kirchlichen Praxis, selb- 
ständig. Keine einheitliche Verwaltung ohne einheitliches Regi- 
ment. Bei den Bestrebungen nach engerem Zusammenschluss 
der deutschen Landeskirchen hat man sich immer sorgfältig da- 
vor gehütet, diese Selbständigkeit anzutasten, und namentlich 
auch in dem Beschlusse der Deutschen evangelischen Kirchen- 
konferenz vom 13. Juni 1903 ! ist dieser Standpunkt mit grösster 
Bestimmtheit festgehalten. Die engere Vereinigung der Landes- 
kirchen, so nötig wir sie haben, erheischt auch keineswegs den 
Verzicht auf deren Selbständigkeit in der inneren Verwaltung; 
im Gegenteil eine gewisse Dezentralisation wird dem Gedeihen 
und dem Reichtum evangelisch-kirchlichen Lebens in Deutschland 
eher zugute kommen. Es ist durchaus kein Unglück, wenn etwa 
mal ein Norddeutscher, dem eine in seiner Heimatskirche augen- 
blicklich vielleicht übermächtige einseitige Richtung die Trauung 
abschneidet, sie in einer süddeutschen Landeskirche nach hier 
herrschenden, evangelisch-kirchlich gleichberechtigten Anschau- 
ungen erhält. Erklärt sich doch die Abneigung, mit der man 
den Bestrebungen nach engerer Vereinigung der deutschen Lan- 
deskirchen in manchen Kreisen lange gegenüberstand, wesentlich 


ı A. K.Blatt 1903, S. 589. 


te! 


® 


on 


Sram 


a ee Pe BE 
. * - r 


.. er ; 
—” 


N EEE od Tr a 
mm Im or u 4 
= 


= Te ih er 
=. -. 


99 Abhandlungen. 


aus der Besorgnis, dass jene Bestrebungen schliesslich auf die 
kirchenpolizeiliche Uniformierung von ganz Deutschland und die 
Einschnürung der für das Ganze heilsamen Mannigfaltigkeit des 
kirchlichen Lebens in den einzelnen Landeskirchen hinauslaufen 
werde. 

Die Gründe, aus denen die preussische Trauungsordnung 
für Trauungen landeskirchlicher Paare an dem Erfordernis eines 
Dimissoriale eines zuständigen Geistlichen festluelt, liegen aus- 
schliesslich auf dem Gebiete äusserer kirchlicher Ordnung, wie 
ja überhaupt der Pfarrzwang nur unter diesem Gesichtspunkte 
richtig gewürdigt werden kann. Diente er doch früher nicht zum 
wenigsten den Interessen bürgerlicher Rechtsordnung. Insbeson- 
dere sind die Bestimmungen des A.L.Rs.! über den Parochial- 
zwang rein Äusserlicher, wesentlich finanzieller Natur. Nicht um 
die Vornahme der Handlung durch einen bestimmten Geistlichen 
oder in einer bestimmten Parochie wirklich zu sichern, oder um 
hochgespannten Anforderungen eines kirchlichen Gemeindebew usst- 
seins zu genügen, gab es dem Pfarrer das ausschliessliche Recht 
auf alle geistlichen Amtshandlungen gegenüber seinen Eingepfarr- 
ten, sondern um ihm den Bezug seiner Gebühren zu verbürgen. 
Firhält er die ihn zukommende Gebühr, so muss er das von ihm 
verlangte Dimissoriale unweigerlich und kostenfrei ausstellen, 
auf Grund dessen jeder Geistliche zur Vornahme der Handlung 
berechtigt wird. Ist die betreffende Amtshandlung gebührenfrei, 
so wird der Anspruch auf Vorentrichtung der Gebühr von selbst 
gegenstandslos und die Verpflichtung zur Ausstellung des Dimis- 
soriale zur unbedingten. 

Auch die neueren kirchlichen Trauordnungen enthalten häufig 
die Bestimmung, dass der zur Trauung zuständige Geistliche das 
Dimissoriale nicht verweigern darf. Der Pfarrzwang als solcher 
hindert also auch hier ein Ehepaar weder tatsächlich noch recht- 
lich, eine Trauung, die ıhm in der Heimatsgemeinde versagt wer- 
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den würde, auswärts nachzusuchen. Immerhin wird dabei nichts 
im Wege stehen, dem Dimissoriale zur Information des mit den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht genügend bekannten Geistlichen 
am Trauungsorte eine Bescheinigung des Ausstellers darüber, 
dass ihm Trauungshindernisse nicht bekannt sind, hinzuzufügen, 
die schon deshalb zweckmässig sein wird, weil die Trauungshin- 
dernisse am Ausstellungsorte und am Trauungsorte in den mei- 
sten Fällen denn doch dieselben sein werden; sie überhebt aber 
den um die Trauung angegangenen Geistlichen nicht der Ver- 
ptlichtung, die Zulässigkeit der Trauung wie die Erheblichkeit 
etwa dagegen hervorgehobener Bedenken vom Standpunkte seiner 
Landeskirche selbständig zu prüfen. Aber selbst in dieser Hin- 
sicht zeigt sich die rein formale Bedeutung des Dimissoriale da, 
wo es nicht von dein bisherigen parochus proprius, sondern von 
einem der sonst zuständigen, mit den Verhältnissen der Eheleute 
vielleicht ganz unbekannten Geistlichen ausgestellt wird, der dem 
für die Trauung gewählten Geistlichen darüber keinerlei sach- 
dlienliche Auskunft geben kann. Sehen wir von den Bestimmungen 
einzelner kleinerer Landeskirchen ab, welche den zuständigen 
Pfarrer zur Ausstellung des Dimissoriale nur dann nötigen, wenn 
gegen die Gewährung der Trauung kein Bedenken besteht, so 
gewinnen wir den Eindruck, dass die Vorschriften über das Di- 
missoriale im allgemeinen nicht dazu bestimmt und auch sonst 
wenig geeignet sind, landeskirchliche Paare daran zu hindern, 
sich auswärts trauen zu lassen. 

Bei Erlass der Trauungsordnung war die preussische Landes- 
kirche in Ansehung der Vorschriften über Zuständigkeit und Di- 
missoriale durch Rücksichten auf ihr kirchliches Gebührenwesen 
gebunden. Die berechtigte Scheu, in das bestehende Gebühren- 
wesen mit vereinzelten Bestimmungen störend einzugreifen, musste 
davon abhalten, den Gedanken an eine auch in dieser Beziehung 
vielleicht angemessene grössere Erleichterung der Trauung weiter 
zu verfolgen. Seitdem hat sich in Preussen das pekuniäre In- 
teresse der Geistlichen an den Trauungsgebühren sehr vermin- 
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dert. Das Pfarrbesoldungswesen ist neu geregelt; die Gebühren 
für Trauungen in ortsüblich einfachster Form und für Aufge- 
bote sind aufgehoben, und eine Gebühr dafür darf solchenfalls, 
wie der Evangelische Oberkirchenrat entschieden hat, auch ın 
einer fremden Parochie, wo die Trauung auf Grund eines Di- 


missoriale erfolgt, — fügen wir hinzu, auch ın den Fällen des 
$ 10 Absatz 2 der Trauungsordnung, — nicht erhoben werden. 


Die völlige Alıstellung freiwilliger Liebesgaben an Geistliche für 
kirchliche Amtshandlungen ist anscheinend nur noch eine Frage 
der Zeit. Damit wird die Versuchung, aus Eigennutz möglichst 
viele auswärtige Paare zu trauen, und die Gefahr sogenannter 
Trauungspastoren mehr und mehr verschwinden. Künftig, viel- 
leicht schon heute, würden die Gründe, welche im Jahre 1880 
für die Beibehaltung des Dimissoriale bei Trauungen Jandes- 
kirchlicher Paare den Ausschlag gaben, für den Gesetzgeber 
kaum noch massgebend sein, geschweige denn, dass man daran 
denken sollte, das Erfordernis des Dimissoriale nachträglich nun 
gar auf die schon im $ 10 freigegebenen Trauungen auszudehnen. 

Völlig unzulässig aber würde es sein, in Widerspruch mit 
der gesetzlichen Bestimmung des $ 10 die landeskirchlichen Geist- 
lichen im Verwaltungswege anzuweisen, Angehörige fremder Lan- 
deskirchen nur gegen ein Dimissoriale eines zuständigen heinıi- 
schen Geistlichen oder auch gegen eine sonstige, wenn auch 
unter anderem Namen der Sache nach auf dasselbe hinauslau- 
fende Bescheinigung zu trauen, oder sie überhaupt in ihrem selb- 
ständigen Ermessen weiter zu beschränken, als dies durch das 
Gesetz selbst geschehen ist. Dem entsprach die im Allge- 
meinen Kirchen-Blatt 1904 Seite 403 mitgeteilte Erklärung 
des Evangelischen Oberkirchenrats, „er müsse es sich versagen 
gemäss der gesetzlichen Vorschrift der Trauungsordnung vom 
27. Juli 1880 $ 10 Abs. 2 irgend eine Vinkulierung dieser 
Vorschrift anzuordnen“. So wenig wie durch die Trauungsver- 
bote einer fremden Landeskirche oder die in dieser bereits er- 
folgte Versagung der Trauung ist der preussische Geistliche durch 
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auswärtige Zuständigkeitsvorschriften rechtlich daran gehindert, 
auch Angehörigen einer fremden Landeskirche die ihm in $ 10 
Abs. 2 freigestellte, in Preussen kirchenordnungsmässig zuläs- 
sige Trauung zu erteilen. Auch in dieser Beziehung aber ist es 
dann wieder seiner pastoralen Erwägung vorbehalten, ob er von 
seiner rechtlichen Befugnis Gebrauch machen will. Er wird die 
Trauung eines Paares, dessen Verhältnisse ıım unbekannt sind, 
nicht leichthin übernehmen dürfen und sich nötigenfalls mit dem 
zuständigen heimischen Pfarrer darüber ins Benehmen setzen 
müssen, damit er beurteilen kann, ob er die Trauung erteilen 
darf und ob er die Rücksichten auf eine befreundete Landes- 
kirche dadurch nicht etwa ohne Not verletzt. Dabei muss er 
vor Augen haben, dass Angehörige einer fremden Landeskirche, 
welche durch den Pfarrzwang an einen bestimmten heimischen 
Geistlichen gewiesen sind, ihre kirchliche Pflicht verletzen, wenn 
sie ohne das erforderliche Dimissoriale die Trauung bei einem 
auswärtigen Geistlichen nachsuchen. In dieser Beziehung, aber 
eben auch nur in dieser Beziehung, kann man hier rechtlich in 
der Tat von einer Umgehung der Ordnungen der heimischen 
Kirche reden. Freilich handelt es sich dabei unter Umständen 
nur um eine bloss formalgesetzliche, im Gewissen nicht schlecht- 
hin bindende Pflicht. 

Man hat wohl gesagt, das alte strenge Parochialprinzip sei 
eine Ruine, eine überlebte Einrichtung, die man vergeblich auf- 
recht zu erhalten suche. Auch wer diese Ansicht in solcher 
Allgemeinheit für zu weitgehend hält, wird anerkennen müssen, 
dass der rigorose Pfarrzwang in dem vollen Umfange, wie er 
sich in geschriebenen Gesetzen, z. B. im Allgemeinen Landrecht, 
bis heute erhalten hat, den Verhältnissen manchmal in unnötiger, 
den kirchlichen Bedürfnissen nicht entsprechender Weise Gewalt 
antut. Es sei gestattet, hier nochmals auf das h. Abendmahl 
zu exemplifizieren, bei dem ja im protestantischen Kirchenrecht 
der Pfarrzwang auch zur Regel geworden ist. Aus den Grün- 
den, aus denen schon Carpzow und J. H. Böhmer auf die Un- 
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möglichkeit einer strikten Durchführung des Pfarrzwangs bein 
h. Abendınahl hinweisen, werden unter den heutigen Verhält- 
nissen Fälle nicht selten sein, in denen ein Mitglied der preus- 
sischen Landeskirche trotz 8 418 Il 11 A.L.R. und $S 98 der 
Rheinisch-Westfälischen K.O. sich kein Gewissen daraus machen 
wird, auch olıne Dimissoriale seines parochus proprius bei einem 
fremden Geistlichen das h. Abendmahl zu begelhren, und diesen 
(seistlichen, auch wenn ıhm eme ihn dazu ausdrücklich berech- 
tigende Vorschrift wie die des S 10 der Trauungsordnung hier 
nieht zur Seite steht, kein Vorwurf trıfit, wenn er diesem Be- 
sehren stattgibt, olıne eine Dimissoriale zu fordern. Man denke 
2. B. an gemeinschaftliche Abendmahlsfeiern bei Eröffnung von 
Provinzialsynoden, auch wo sie nicht etwa wie in Rheinland und 
Westfalen kirchenordnungsmässig vorgeschrieben sind; an Kinder, 
welche in der Osterzeit bei ihren auswärtigen Eltern zu Besuch 
sind und mit diesen das h. Abendmahl zu feiern verlangen, oder 
an einen deutschen Wintergast in Rom, der sich in der Pas- 
sionszeit bei dem dortigen evangelischen Geistlichen zun h. Abend- 
mahl meldet und von ihm zugelassen wird. 

Derartige Fälle einer möglichen Gewissensdispensation von 
den formalen Anforderungen eines überspannten Pfarrzwangs 
werden, wenngleich seltener, auch bei der Trauung vorkommen 
können, und zwar nicht nur da, wo das ordnungsmässig nach- 
gesuchte Dimissoriale widerrechtlich oder willkürlich verweigert 
wird. Wenn z. B. ein mütterlicher Grossvater der Braut auf 
seinem Grute in Pommern einem süddeutschen Paare die Hoch- 
zeit ausrichtet, die Ehe auf Grund einer nach S 1321 B.G.B. 
ausgestellten Ermächtigung vor dem pommerschen Standesbe- 
amten geschlossen und infolge dessen auch der pommersche Orts- 
geistliche um die Trauung ersucht wird, so wird dieser sie in 
Ausübung des ihm nach 8 10 Absatz 2 a. a. O. zustehenden 
Rechts unbedenklich gewähren dürfen, wenn er emsieht, dass 
die rechtzeitige Erwirkung des nach der Ordnung der Heimats- 
kirche des Paares erforderlichen Dinmissoriale des parochus 
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proprius nur vorsehentlich und ohne jede böse Absicht unter- 
blieben ist. Dagegen wird ein preussischer Geistlicher von die- 
sem seinem Rechte keinen Gebrauch machen und sich mit der 
Trauung nicht befassen dürfen, wenn er annehmen muss, dass 
das fremde Paar die Trauung bei ihm nur nachsucht, um den 
zuständigen heimischen Pfarrer zu kränken oder um eine ihn 
zukommende Gebühr zu verkürzen, überhaupt dann nicht, wenn 
er die Motive, aus denen die Trauung in einer fremden Landes- 
kirche begehrt wird, nicht billigen kann. 

Wenn die preussische Trauungsordnung die Prüfung und 
Beurteilung solcher, zum Teil schwieriger Gewissensfragen («dem 
selbständigen pastoralen Ermessen der einzelnen Geistlichen über- 
lassen hat, so hat sie darin wohlgetan. Es wäre unmöglich, die 
einzelnen Geistlichen hierin durch kasuistische Verhaltungsvor- 
schriften allgemeiner Art im voraus zu binden. Zu lästigen 
Weiterungen aber und schliesslich doch nur zu einer Vermeh- 
rung unnützen Schreibwerks würde es führen, wenn man sie nö- 
tigen wollte, in jedem einzelnen Falle die Vorentscheidung des 
Superintendenten oder des vorgesetzten Konsistoriunis einzuholen. 
Auch liegt kein Grund vor, welcher an dem Vertrauen irre ma- 
chen könnte, welches die Landeskirche m dieser Beziehung in 
die Einsicht und Pflichttreue ihrer Geistlichen gesetzt hat. Im 
iibrigen würde es nicht ausgeschlossen sein, einen Geistlichen, 
welcher seine gesetzliche Freiheit missbrauchen und sich durch 
eine unwürdige, vielleicht gar schmutzige Trauungspraxis mit 
seiner Amtspflicht in Widerspruch setzen sollte, dafür nötigen- 
falls selbst disziplinarisch verantwortlich zu machen; das aber 
würde nicht zu Anweisungen ! für die Behandlung des einzelnen 
Trauungsfalles, sondern nur zu einer nachträglichen Kritik der 
Amtsführung dieses Geistlichen führen können. Kirchenregi- 
ınentliche allgemeine und besondere Anweisungen an die Geist- 


! Auf die damit gestreifte schwierige Frage nach den Grenzen des Auf- 
sichtsrechts braucht in diesem Zusammenhange nicht näher eingegangen zu 
werden. 
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lichen hinsichtlich ihrer Amtstätigkeit im Rahmen der ihnen nach 
8 10 Absatz 2 der Trauungsordnung eingeräumten Befugnisse 
sind nach preussischem Kirchenrecht gleich unzulässig. Dagegen 
würde die anerkannte Selbständigkeit der Geistlichen das Kır- 
chenregiment micht hindern, sie zur Förderung zwischenkirch- 
licher comitas in geeigneter Weise über den Umfang der ihnen 
in Beziehung auf die Trauung von Angehörigen fremder Landes- 
kirchen zustehenden Befugnisse und die bei deren Ausübung zu 
beachtenden Gesichtspunkte zu belehren, und mit Recht haben 
die Vertreter des Evangelischen Oberkirchenrats schon auf der 
Eisenacher Konferenz im Jahre 1904 gegenüber weitergehenden 
Wünschen den Weg der Belehrung ! als den hier gewiesenen 
bezeichnet. 

Fassen wir zusammen, so ist es den Angehörigen emer 
Landeskirche rechtlich nicht verwehrt, sich ın einer anderen 
Landeskirche trauen zu lassen und die Trauung einer von ihnen 
geschlossenen Ehe auch dann nachzusuchen, wenn sie ihnen nach 
den Ordnungen ihrer Heimatskirche nicht würde gewährt wer- 
den können; wohl aber sind sie rechtlich verpflichtet, sich dem 
in der Heimatskirche für Trauungen etwa bestehenden Pfarr- 
zwange ohne vorheriges Dimissoriale nicht zu entziehen. Die 
(seistlichen der preussischen Landeskirche sind berechtigt, auch 
Angehörige fremder Landeskirchen zu trauen; sie sind dabei 
nur an die Vorschriften der preussischen Trauungsordnung, nicht 
aber an die Zuständigkeitsvorschriften und Trauungsverbote 
fremder Landeskirchen gebunden. Ein nach preussischem Recht 
zuständiger Geistlicher ist rechtlich verpflichtet, die bei ihm nach- 
gesuchte Trauung eines einer fremden Landeskirche angehörigen 
Ehepaares vorzunehmen, wenn sie nach preussischem Recht zu- 
lässig ist. Ist er dazu nicht zuständig, sondern nach 8 10 Ab- 
satz 2 der Trauungsordnung nur berechtigt, so liegt es auch da, 
wo die Trauung nach preussischem Recht nicht verboten sein 


ı A. K.Blatt 1904, S. 306. 
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würde, in seinem freien Ermessen, ob er sie übernehmen will. 
Er wird dabei die Zirkel einer befreundeten fremden Landes- 
kirche nicht olıne Not stören dürfen und insbesondere da mit 
grösster Vorsicht verfahren müssen, wo sich das Ehepaar dem 
in seiner Heimatskirche für Trauungen bestehenden Pfarrzwange 
rechtswidrig entziehen will. In dem ihm dabei gesetzlich zu- 
stehenden freien pastoralen Ermessen kann er durch admini- 
strative Anordnungen seiner vorgesetzten Kirchenbehörden nicht 
beschränkt werden. 

Nicht mit Unrecht erblickt man darın einen Uebelstand, 
dass in derselben Landeskirche einzelne Ehepaare die Trauung 
unter Verhältnissen erlangen, unter denen sie anderen versagt 
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wird, und hält es für unerwünscht, wenn diesem Uebelstande 
noch dadurch Vorschub geleistet wird, dass ein Ehepaar die 
Trauung in einer fremden Landeskirche unter Umständen leich- ’ 
ter erlangen kann als in der Heimatskirche. Solcher Gefahr 

aber wird man heutzutage schwerlich dadurch begegnen können, 

dass man die eigene Landeskirche mit möglichst hohen Mauern | 
umgibt. Lieber suche man die Verschiedenheit der Trauungs- | 
verbote mehr und melır auszugleichen und namentlich solche 
von evangelisch-kirchlichen Gemeinbewusstsein nicht unbedingt | 
geforderte und deshalb leicht als willkürlich empfundene Trau- 
ungsverbote aufzugeben, welche in einzelnen Landeskirchen viel- 
leicht nur als Reminiszenzen des älteren Rechts beibehalten sind. 
Gegenüber den bei den Konferenzverhandlungen von 1886 und 
1904 eigentlich treibenden Tendenzen, welche zwar nicht durch- 
gedrungen sind, aber in den gefassten Beschlüssen, wenn auch 
latent, in gewisser Weise doch vielleicht noch nachwirken, wird 
Vorsicht umsomehr am Platze sein, weil sie verwandt sind 
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mit allgemeineren Bestrebungen, welche von einer Verschärfung 
kirchlichen Polizei- und Passwesens eine Förderung unserer Zu- 
stände erhoffen. Solche, von den Hütern guter Ordnung all- 
zeit gern gepriesenen Mittel haben anderswo ihren Zweck regel- | 
wmässig verfehlt und würden auch auf kirchlichem Gebiete keinen 
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Segen bringen. Pflicht und Politik weisen die Kirche heute 
gleichmässig darauf hin, ıhre Türen weit aufzumachen, auf die 
Gefahr, dass wirklich mal einer, der darnach verlangt, mit hin- 
einschlüpft, auch wenn er es nicht verdient. 

Sollten die im vorstehenden entwickelten Ansichten einer 
Berichtigung bedürfen, so werde ich mich gern eines besseren 
belehren lassen, das heisst, durch jede überzeugende Beweisfüh- 
rung auf Grund unanfechtbarer Prinzipien des heutigen evange- 
liıschen Kirchenrechts, auf deren Unerlässlichkeit hier hinzuwei- 
sen der Zweck dieser Ausführungen war. 


3l 


Die Rechtsansprüche der Katholiken im Fürstentum 
Schwarzburg-Rudolstadt. 


Nach einem bisher unbekannten Gutachten des Prof. und Staats- 
rats H. A. Zachariae in Göttingen vom 15. April 1866. 


Mit rechtshistorischer Einleitung 


Von 


J. Freisen in Würzburg. 


A. Rechtshistorische Einleitung. 


Die den gegenwärtigen Bestand der beiden Fürstentümer 
Schwarzburg bildenden Länder gehörten früher in kirch- 
licher Beziehung zum Erzbistum Mainz und wurden unter die- 
seın durch einen in Erfurt residierenden Weihbischof verwaltet; 
des näheren gehörten die Schwarzburger Länder zum Archidia- 
konat Jechaburg!". 

Graf Heinrich XXXI. (1493 —1526) leistete dem Eindringen 


! Benutzt ist für die folgende Darstellung ein Promemoria, welches Mi- 
nister von Bertrab zu Rudolstadt am 19. Oktober 1865 an den Bischof von 
Paderborn schickte unter dem Titel: „Die Katholiken in Rudol- 
stadt und ihre Not.“ Dasselbe wurde mir von Ihrer Exzellenz, Frau 
Staatsminister v. Bertrab in Rudolstadt gütigst zur Verfügung gestellt. Vgl. 
über die Entwicklung der katholischen Kirchenrechtsverhältnisse Rudolstadts 
des näheren: Freisen, Staat und kathol. Kirche in den deutschen Bun- 
desstaaten: Lippe, Waldeck-Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, 
Schwarzburg-Sondershausen, Reuss-Greiz, Reuss-Schleiz, Sachsen-Altenburg, 
Sachsen-Coburg und -Gotha. 1906 Bd. II S. 145 ff. 
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der Reformation Widerstand, aber unter seinem ältesten Sohne 
und Nachfolger Günther XL. (1526 — 1552) gingen die gesamten 
Schwarzburger Länder zur JlutherischenLehre über. Der 
Katholizismus war und blieb verdrängt. Das Normaljahr 
1624 fand Katholiken und katholische Religionsübung nicht mehr 
vor. Katholiken traten ın beiden Ländern erst später wieder auf. 

Während im Fürstentum Schwarzburg-Sonders- 
hausen Spuren katholischen Lebens erst im Anfange des 19. 
Jahrhunderts wieder zutage traten, indem sich Priester aus 
Erfurt der Katholiken in Arnstadt durch Abhaltung eines 
zuerst drei-, dann achtmal im Jahre dortselbst stattfindenden 
(sottesdienstes annahmen, und die jetzige katholische Gemeinde 
in Sondershausen ihre Anfänge auf das Jahr 1866 zurück- 
leitet, regte sich katholisches Leben im Fürstentum Schwarz- 
burg-Rudolstadt schon im Jahre 1771. Katholische Edel- 
leute aus Oesterreich, der Oberstlicutenant von Damnitz und ein 
Freiherr von Holzschuher, Domherr in Waizen kamen mit Berg- 
leuten nach Goldisthal bei Katzhütte, um die dortigen 
(‚ruben bebauen zu lassen. Zur Befriedigung der religiösen Be- 
dürfnisse der katholischen Grubenarbeiter wurde in einem Privat- 
hause ein Zimmer zu einer Kapelle eingerichtet, in welchem der 
Domherr von Waizen die hl. Messe feierte. Man unterliess nicht, 
die landesherrliche Genehmigung zur Abhaltung des Gottes- 
dienstes einzuholen und diese wurde durch Erlass des Fürs- 
ten Günther am 21. August 1771 mit folgenden Beschränkun- 
gen erteilt: 

1) Die Katholiken in Goldistlial dürfen ihren Gottesdienst 
in einem Privathause abhalten, jedoch ohne öffentlichen Umgang 
und andere öffentliche actus und ohne durch ein öffentliches 
Zeichen, durch eine Glocke oder auf andere Art zu den Zusanı- 
menkünften zu berufen. 

2) Die Anstellung eines ordentlichen katholischen Geist- 
lichen in Goldisthal wird nicht gestattet, dagegen die Besorgung 
des zugestandenen exercitium religionis privatum durch den in 
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Goldisthal verweilenden Domherrn genehmigt. Sollte dieser 
Goldisthal wieder verlassen, so wird den dortigen Katholiken 
erlaubt, einen Geistlichen aus der Nachbarschaft alle Viertel- 
jahre einmal und bei vorfallenden Krankheiten auch ausser dieser 
Zeit zur Abhaltung des Gottesdienstes herbeirufen zu lassen. 

3) Die actus parochiales, als Kopulation, Taufe, Begraben 
soll der ordentliche evangelische Pfarrer zu Katzhütte besorgen. 
Grestattet wird indes, sich auch auswärts kopulieren zu lassen; 
es ist jedoch auch in diesem Falle an den Pfarrer in Katzhütte 
das übliche Accidenz zu entrichten. 

4) Die Katholiken sind in allen einschlagenden Dingen, na- 
mentlich in Ehedispensations- und älmlichen Sachen der kirch- 
lichen Jurisdiktion des Fürstlichen Konsistoriums unterworfen 
und dürfen sich nur in Angelegenheiten, welche disciplinam 
inere romano-catholicam angehen, an einen Bischof wenden. 

Am Schlusse spricht der landesherrliche Erlass die Erwartung 
aus, dass die Römisch-Katholischen sich der ihnen zugestandenen 
Vergünstigungen mit aller Bescheidenheit und ohne dadurch Auf- 
sehen zu machen, bedienen würden, indem man sonst genötigt 
sein werde, die ihnen erteilte Konzession wieder aufzuheben. 

Diese oldisthaler Katholiken waren jedoch nur 
eine vorübergehende Erscheinung in den Schwarzburger Landen, 
schon nach wenigen Jahren verlautet nichts mehr von ihnen. 
Sie scheinen verschwunden zu sein, als der von ihnen betriebene 
Bergbau sich nicht als lohnend erwies. In den 60er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts war keine Spur ihres vorübergehenden Da- 
seins mehr vorhanden. 

Günstiger gestaltete sich die Sache der Katholiken in der 
Residenzstadt Rudolstadt. Hier hatte sich ein ita- 
lienischer Handelsmann Bianchi' aus Como um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts niedergelassen, welcher durch be- 
sonderes, ausnahmsweise erteiltes Zugeständnis des Landesherrn 


ı Die Nachkommen der Familie Bianchi (jetzt protestantisch) leben 
noch heute in Rudolstadt. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 1. 3 


34 Abhandlungen. 


die Erlaubnis erhielt, ein Wohnhaus eigentümlich zu erwerben 
und dann (wahrscheinlich 1771) sogar die Vergünstigung, in einem 
zu einer Kapelle eingerichteten Zimmer dieses Hauses Privat- 
gottesdienst abhalten zu lassen. Es ist anzunehmen, dass den 
Rudolstädter Katholiken gegenüber dieselben Grundsätze gehand- 
habt wurden, die in bezug auf Goldisthal aufgestellt waren; viel- 
leicht waren sie aber noch grösseren Beschränkungen unter- 
worfen. Hierauf deutet wenigstens der Umstand, dass der ka- 
tholische Kaufmann Andreas Bianchi unterm 11. März 1796 an 
das Fürstliche Konsistorium das Gesuch richtete, die Genehmigung 
dazu zu erteilen, dass seine mit einem Katholiken verlobte Toch- 
ter von einem Priester ıhrer Religion getraut werden dürfe unter 
der Zusage, an die Rudolstädter protestantische Geistlichkeit die 
imra sto)lae vorher entrichten zu wollen, welchem Gesuche 
dann stattgegeben wurde. 

Eine andere Gestaltung gewann die Sache, als das Fürsten- 
tum Rudolstadt dem Rheinbunde beitrat. In Art. 4 der in 
Warschau vollzogenen Accessionsurkunde vom 18. April 1807 
wurde die Ausübung des katholischen Religionskultus dem luthe- 
rischen vollständig gleichgestellt und den Angehörigen beider 
Konfessionen der Genuss völlig gleicher bürgerlicher und politi- 
scher Rechte zugesichert; derselbe Grundsatz ist später in Art. 16 
der deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815, zu dessen 
Konstituenten auch das Fürstentum Rudolstadt zählte, überge- 
gangen und somit den dortigen Katholiken das Recht auf freie 
und insbesondere öffentliche Religionsübung garantiert, da 
die Freiheit der Religionsübung dem Staate gegenüber ohne 
Zweifel zu den bürgerlichen und politischen Rechten der Unter- 
tanen gehört. 

Die Rudolstädter Katholiken säumten nicht, von den neu 
erworbenen Rechten Gebrauch zu machen. Nach erfolgtem Bei- 
tritt zum Rheinbunde wurde die im Bianchi’schen Hause befind- 
liche Kapelle unter den Augen der höchsten Jaandesbehörden 
mit einem Türmchen geziert und letzteres mit einer Glocke ver- 
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» sehen. Die Kosten der letzeren wurden durch eine Kollekte 


aufgebracht. Im Jahre 1814 fassten die Rudolstädter Katho- 
liken sogar den Plan, eine katholische Kirche zu erbauen und 
erwirkten zu diesem Zwecke einen vom 1. Juni 1814 datierten 
Erlass der damaligen höchsten Landesbehörde, des Geheimen 
Rats-Kollegiums, in welchen die (Genehmigung erteilt 
wurde, in der Residenzstadt eine eigene katholische Kirche zu er- 
bauen und: in derselben öffentlichen Gottesdienst nach der Lehre 
der römisch-katholischen Kirche zu halten, desgleichen zur Be- 
schaffung der Mittel zum Kirchenbau eine Kollekte zu veran- 
stalten. 

Zu dem geplanten Kirchenbau ist es jedoch damals nicht ge- 
kommen und Gelder scheinen gar nicht zusammengebracht zu sein. 
Im Jahre 1850 ging auch die Kapelle in dem Hause Bianchi ein. 
Der damals den katholischen Gottesdienst im Rudolstadt ver- 
sehendePfarrerLiebherr aus Eıfurt fand das durch bau- 
liche Veränderungen beengt gewordene Lokal im Bianchischen 
Hause, welches gewöhnlich zu anderen Zwecken benützt wurde, 
nicht mehr zur Abhaltung des Gottesdienstes passend und erhielt 
auf eine Immediateingabe an den Fürsten von Rudolstadt vom 
6. Sept. und 16. Nov. 1850 mittelst zweier Ministerial-Reskripte 
vom 25. Sept. und 16. Nov. d. J. die Erlaubnis zur jährlich 
dreimaligen Feier des (sottesdienstes in der dortigen lutheri- 
schen Garnisonkirche, und wurde an diesen Tagen der 
lutherische Militärgottesdienst ausgesetzt. 

Den Gottesdienst haben in diesen Zeiten stets Erfurter 
Geistliche besorgt, zunächst Angehörige des dortigen Peters- 
klosters. Der Missionarius Rudolstadiensis versah alle geistlichen 
Handlungen, während die Rudolstädter lutherische Stadtgeistlich- 
keit die Stolgebühren in Anspruch nahm, die ıhr aber im Hin- 
blick auf Art. 16 der deutschen Bundesakte kaum zustehen durf- 
ten. Mit der Mission war auch ein beneficitum verbunden, die 
„ricaria SS. Nicolai et Catharinae, quae vocatur capellania.“ 
Dasselbe war in der Lorenzkirche zu Erfurt errichtet und wurde 
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vom Rudolstädter Landesherrn als Patron vergeben !. Im Jahre 
1809 erhielt dasselbe der Professor Hamilton O.S.RBR., 
Prior des Schottenklosters zu Erfurt und versah als solcher die 
Mission Rudolstadt. Nach seinem am 22. April 1828 erfoleten 
Tode wurde zu seinem Nachfolger in der Mission und dem mit 
derselben verbundenen Benefiziumder& vmnasıalprofessor 
Lorbacher zu Erfurt ernannt. Als dieser 1831 als Spital- 
pfarrer nach Dresden verzog, übernahm Pfarrer Liebherr 
zu Erfurt die Mission und diesem folgte 1852 der Pfarrer ad 
S, Severum in Erfurt Christoph Hucke. Der Gottes- 
dienst fand in den 60er Jahren dreimal jährlich statt und 
waren ausser den Katholiken der Residenzstadt auch diejenigen 
aus den gewerbereichen Städten Remda, Stadtilm, Blankenburg, 
Saalfeld und deren Umgebungen auf denselben angewiesen. 

Statistische Nachweise über die Zahl der Katholiken ım 
Fürstentum Rudolstadt lassen sich aus den früheren Jahren nicht 
liefern, im Jahre 1852 betrug ihre Zahl ca. 70—80, von denen 
die in der Residenzstadt ansässigen meistens den angesehensten 
und gebildetsten Ständen angehörten. Der Wunsch dieser Ka- 
tholiken auf öftere Abhaltung des Gottesdienstes in der Resi- 
dlenzstadt war daher wohl begründet, freilich standen zur Deckung 
(ler desfallsigen Auslagen ausser den 26 Tlr. betragenden Ein- 
künften des gt. beneticium SS. Nicolai et Catharinae nur wenige 
Mittel zur Verfügung. 

Die katholischen Verhältnisse entwickelten sich nur sehr 
langsam weiter. Unsterbliche Verdienste hat sich um diese Weiter- 
entwicklung der im Dezember 1851 nach Rudolstadt als leiten- 
der Minister berufene katholisch Geheimrat von Bert- 
rab? erworben. Zwar konnte er, da die Kirchen- und Schul- 


ı Als Stifterin dieser Kaplanei wird genannt die Gräfin Anna von Schwarz- 
burg, welche um die Mitte des 15. Jahrhunderts Abtissin des Cisterzienser- 
innenkloster zu Stadtilm war. Vgl. darüber Feldkamm, Geschichte und 
Urkundenbuch der St. Laurentii-Pfarrkirche in Erfurt. 1899 S. 61. 

2 Die Familie von Bertrab (Bertheramb) stammt vom Rhein und war dort 
begütert. Die bekannte Richmondis-Sage (Köln-Neumarkt) wird mit der 
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angelegenheiten seiner Einwirkung entzogen waren, amtlich 
in dieser Angelegenheit nicht tätig werden und ist sein korrektes 
Verhalten gegenüber den Zeitungsangriffen, welche nach Erlass 
der Fürstlichen Verordnung von 1871, durch welche die Errich- 
tung einer katholischen Gemeinde in Rudolstadt gestattet wurde, 
sich erhoben, auch ausdrücklich im Rudolstädter Landtag aner- 
kannt worden. Privatım aber hat derselbe durch seinen Rat 
dem Bischof von Paderborn unschätzbare Dienste bei Abwicklung 
der katholischen Sache erwiesen. Der dieserhalb zwischen den 
beiden Herren geführte Briefwechsel ist das beste Interpretations- 
mittel für die rechtliche Stellung der Rudolstädter Katholiken. 

Der erste Brief, welchen von Bertrab am 20. Juni 1852 
an den Bischof richtete, enthielt die Bitte auf Abhaltung eines 
öfteren Gottesdienstes in Rudolstadt und hat folgenden Wortlaut: 

„Hochwürdigster Bischof, guädiger Herr! Euer Bischöflichen 
Gnaden erlaubt sich ein Unbekannter mit einer ergebensten Bitte 
zu nahen. Im Dezember v. J. habe ich die preussischen Dienste 
verlassen und die Leitung des hiesigen Ministeriums übernom- 
men, ich bin Katlıolik und empfinde mit der allerdings nur sehr 
kleinen hiesigen katholischen Gemeinde tief den Mangel eines 
katholischen Geistlichen. Es ist bislang hier nur dreimal jähr- 
Familie in Verbindung gebracht; das Wappen der Familie hat nämlich 
Kreuz, Treppe und springendes Pferd. Später verzog die Familie nach Hil- 
desheim. Der spätere Minister Jacob Hermann von Bertrab wurde 1818 in 
Göttingen geboren und, früh verwaist, im Hause des Bischofs Wedekind 
von Hildesheim erzogen. Er studierte von 1837—41 in Göttingen und Ber- 
lin Rechtswissenschaft. war als Referendar und Assessor von 1846—49 in 
Berlin tätig, von wo er auch nach Posen zur Teilnahme an dem Polenpro- 
zess beordert wurde, Im Jahre 1849 zum Staatsanwalt in Prenzlau er- 
nannt, berief man ihn 1850 nach Weimar mit dem Auftrage, ein gemein- 
schaftliches thüringisches Oberappellationsgericht einzurichten. Im Dezem- 
ber 1851 kam er an die Spitze des Rudolstädter Ministeriums und verblieb 
in diesem Amite bis zu seinem am 2. Dezember 1837 erfolgten Tode. Ver- 
mählt war er 1&53 mit Maria Freiin von Ketelhodt (F 1854), dann 1856 mit 
Luise Freiin von Gleichen-Russwurm, welche später zur katholischen Kirche 
zurückkehrte. Aus der äusserst glücklichen Ehe entstammten 9 Kinder. 
Die Familie lebt noch jetzt in Rudolstadt. Reiches juristisches und 
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lich katholischer Gottesdienst gehalten, weil die vorhandenen 
Mittel ın einer jährlichen Rente von nur 26 TIr. bestehen sollen 
und natürlich nicht ausreichen, um häufigere Reisen eines Mis- 
sionspriesters von Erfurt nach Rudolstadt möglich zu machen. 
Eine jede Reise soll einen Kostenaufwand von 13 Tlr. verur- 
sichen. Ich gebe mich nicht der Hoffnung hin, dass es möglıch 
sein wird, der hiesigen Gemeinde einen eigenen Pfarrer zu ge- 
ben; das aber dürfte wohl zu erreichen sein, dass die Katho- 
liken Rudolstadts und der Umgegend wenigstens einmal monat- 
lich in hiesiger Stadt dem hl. Messopfer beiwohnen könnten. 
Nach der Versicherung des Herrn Assesor und Pfarrer Hucke 
aus Erfurt, der am 16. v. M. den hiesigen Gottesdienst abhielt, 
ist die Möglichkeit vorhanden, von Erfurt aus allmonatlich einen 
(seistlichen hierher zu schicken, wenn nur die zu den Reisen er- 
forderlichen Geldmittel beschafft werden können. 

Es unterliegt nun keinem Zweifel, dass es nicht die ge- 
ringste Schwierigkeit machen wird, die hiesige protestantische 
Miliz-Kirche, in welcher gegenwärtig der katholische Gottesdienst 
abgehalten wird, allmonatlich einmal den Katholiken zur Dis- 
position zu verschaffen; ferner zweifle ich nicht, dass es gelingt, 
zu den bereits vorhandenen Mitteln die zu drei ferneren Reisen 
erforderliche Summe durch eine Sammlung bei den hiesigen Katho- 
liken aufzubringen ; es fehlt dann aber noch immer der bedeutendere 
Teil, nämlich 78 Tir., die erforderlich sind, um die übrigen 
sechs Reisen zu bestreiten. Bei dieser Sachlage erlaube ich mir, 
mich an Euer Bischötlichen Gnaden mit der ergebensten Bitte 
zu wenden, den Katholiken des hiesigen Fürstentums eine ge- 
neigte Berücksichtigung zuteil werden zu lassen. Unsere Wünsche 
habe ich im vorstehenden dargelegt, ob dieselben realisiert wer- 
den können, lege ich vertrauensvoll in Hochderselben Hände. 
Mit der vorzüglichsten Hochachtung habe ich die Ehre mich 
zu nennen Euer Hochwürden Gnaden v. Bertrab, Wiırkl. Ge- 


allgemeines Wissen verbunden mit grosser Klugheit und ritterlichem 
Charakter waren die Vorzüge des Ministers von Bertrab. 
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heimrat und Minister“. 

Das bischöfliche Antwortschreiben vom 21. 
August d. J. konnte jedoch dem Minister unter dem Ausdruck 
des Bedauerns nur die Mitteilung machen, dass er vorläufig nur 
die jährliche Summe von 45 TIr. habe disponibel machen kön- 
nen. Später gelang es, diese Summe auf 60 Tlr. zu erhöhen 
und so wurde bereits am 11. Oktober d. .J. vom Bischof alljähr- 
lich ein viermaliger Gottesdienst in Rudolstadt angeordnet. 

Ein weiteres Entgegenkommen des Bischofs war die dem 
Minister am 19, März 1862 gewährte Errichtung eines Orato- 
rium privatum mit dem Recht, dort jedem Geistlichen die 
lıl. Messe zu gestatten. Zur Ausführung dieses Rechtes wurde 
in der Ludwigsburg zu Rudolstadt eine eigene Kapelle einge- 
richtet, in welcher am 24. Juli 1862 geistlicher Rat Hucke zum 
erstenmal die hl. Messe las. Das auf 5 Jahre lautende Privi- 
legium wurde am 22. März 1867 seitens des Bischofs erneuert, 
eine weitere Erneuerung war nicht notwendig, als 1871 ein stän- 
diger Seelsorger in Rudolstadt angestellt wurde. 

Weitere Schritte sind dann in den Jahren 1862— 1864 nicht 
geschehen. Am 19. Oktober 1865 stellte von Bertrab beim Bi- 
schof den Antrag auf Errichtung einer Mıissionspfarrem 
Rudolstadt, deren Notwendigkeit durch ein längeres Promemoria 
mit dem Titel „Die Katholiken in Rudolstadtund 
ihreN ot“ begründet wurde. Es erfolgte dann ein umfangreicher 
Schriftwechsel! zwischen dem Minister und dem Paderborner 
Bischof, den ich in meiner grösseren Arbeit veröffentlichen werde. 
Ausserdem erhielt der Minister in Herbst 1866 auf seinen An- 
trag vom Kölner Erzbischof einen Hausgeistlichen, den 
Herr Heinrich Bechem, welcher neben der Erziehung der Kinder 
ddes Ministers in der oben erwähnten Hauskapelle den Gottes- 
dienst für dessen Familie besorgte, ohne (dass er den anderen 
Katholiken seelsorgliche Dienste leisten durfte. Pfarrer Hucke 


! Auch dieser wurde mir von der Familie von Bertrab in freundlichster 
Weise zur Verfügung gestellt. 
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von Erfurt kam nach wie vor ungefähr alle zwei Monate nach 
Rudolstadt zur Abhaltung des Gottesdienstes. 

Misslich für die Weiterentwicklung der katholischen Sache 
war der Umstand, dass die Katholiken Rudolstadts keiner Diö- 
zese zugeteilt waren. Die Massnahmen der Paderborner Kirchen- 
behörde betrefts der Rudolstädter Katholiken geschahen ohne 
Berechtigung, es sind aber der Behörde die aus diesem nicht 
berechtigten Handeln folgenden inhaltsschweren Konsequenzen 
erst in späteren Jahren zum Bewusstsein gekommen. Da der 
Bischof nach katholischem Kirchenrecht nur in seinem Territo- 
rium, sei es Diözese oder päpstliche Delegatur, zu handeln be- 
rechtigt ist, war die Ausübung der Beichtjurisdiktion ın Rudol- 
stadt durch Paderborner Priester ungültig, alle anderen Akte 
widerrechtlich !. Erst Bischof Martin sah die bisherige Rechts- 
widrigkeit ein und gab dieser Auffassung auch Ausdruck in 
mehreren Briefen an den Minister von Bertrab, liess aber trotz- 
dem die bisherige Praxis weiter fortbestelen. 

Erst im Jahre 1866 stellte der Bischof beim Apostolischen 

Stulle den Antrag auf Ueberweisung der Katholiken in den 
Fürstentümern Schwarzburg - Sondershausen und Schwarzburg- 
Rudolstadt unter seine bischöfliche Jurisdiktion, obwohl seine 
Diözese an Umfang bereits die zweit grösste Deutschlands war. 
Eine offizielle Antwort erfolgte lange nicht, und es erfuhr der 
Bischof erst auf Rücktrage bei seinen römischen Agenten den 
Grund für dieses Verhalten des Apostolischen Stuhles. Letzterer 
wünschte, dass der Bischof von Mainz als früherer Ordina- 
rius dieser Gebiete und ebenso der Erzbischof von Köln 
als Metropolit des Suflragenbistums Paderborn zu dieser Ueber- 
weisung ihre Zustimmung gäben ’?. 
a Dass es im Kirchenrecht keine Epikie gibt, habe ich schon mehrfach 
anderswo hervorgehoben; es wäre ja sonst die Geltung des Kirchenrechts 
dem Gewissen der einzelnen überlassen und die ganze Rechtsordnung in 
Frage gestellt. 


2 Des Näheren verweise ich auf meine Februar d. J. im Druck erschei- 
nende grössere Arbeit; es folgt aber aus diesem Verlangen Roms, dass in 
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Nunmehr erneuerte der Bischof am 1. Februar 1868 beim 
apostolischen Stuhle seinen früheren Antrag auf Ueberweisung 
der Katholiken in den beiden Schwarzburg. Da eine Antwort 
auch dieses Mal ausblieb und ebenso die Bemühungen des rönn- 
schen Agenten kein Resultat erzielten, stellte der Bischof am 
20. Mai d. J. von neuem den Antrag und zwar in der Erwei- 
terung, dass er nicht bloss, wie früher, um Ueberweisung der 
Katholiken in den beiden Fürstentümern Schwarz- 
burg, sondern auch derjenigen in den Fürstentümern 
Reuss-Greiz, Reuss-Schleiz und ın dem Herzog- 
tum Sachsen-AÄltenburg bat. 

Inzwischen war Minister von Bertrab in» anderer 
Weise tätig, indem er mehrfache Nachfragen betrefis erspriess- 
licher Regelung der katholischen Verhältnisse anstellte. So fragte 
er am 13. Januar 1866 bei dem Weimarischen Miniı- 
ster, Geheimratvon Wintzingerode an, in welcher 
Form die Verhältnisse der Weimarischen Katholiken zum Bis- 
tum Fulda geordnet seien und erhielt unter dem 22. Januar d. J. 
die entsprechende Antwort, welche ıhm von Wintzingerode am 
27. Januar in Weimar persönlich überreichte. Dieses Schrift- 
stück gibt bisher unbekannten Aufschluss über die Bulle De 
salute animarum vom 16. Juli 1821 und die Bulle Provida solers- 
que vom 16. August 1821. 

Während nämlich durch die erstere Bulle alle Pfarreien 
des Grossherzogtums \Weimar-Eisenach ohne Ausnahme dem 
Bistum Paderborn, jedoch erst nach Abgang des Fürstbischofs 
Franz Egon zugewiesen waren, wurden durch die letztere Bulle 
Abschn. VIII bloss neun Pfarreien des Grossherzogtums der 
Diözese Fulda (zu welcher sie schon früher gehörten) bis auf 
anderweite etwa nötige Verfügung, jedoch ohne ausdrückliche 


der Bulle für die oberrheinische Kirchenprovinz Provida solersque vom 16. 
August 1821 zwar eine Cırkumskription der neuen Diözesen festgesetzt 
ist, der Apostolische Stuhl daneben aber an dem früheren Bestande der 
alten Diözesen festhält und gegebenen falles für sein freies Rechtsgebiet 
sich danach verhält. 
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Beziehung auf die Bestimmungen der Bulle De salute animarum 
zugewiesen. Unter diesen neun Pfarreien ıst die in Jena und 
Weimar nicht mitbegriffen. 

Nach Erlass des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 über die 
Verhältnisse der katholischen Kirchen und Schulen trat die 
Weimarische Regierung ohne Rücksicht auf die Bestimmungen 
der Bulle Provida solersque mit dem Exekutor der Bulle De 
salute animarum, Bischof Joseph von Ermeland, ın Verhand- 
lungen, die sich jedoch so vollständig zerschlugen, dass kein 
weiterer Schritt in der Angelegenheit bis auf den heutigen Tag 
erfolgt ist. Die Pfarreien des Grossherzogtuns sind sämtlich 
nunmehr unter der ‚Jurisdiktion des Fuldaer Bischofs, eine 
rechtliche Anerkennung seitens des Staates fehlt. 
Es darf nicht unerwähnt bleiben, dass der Apostolische Stuhl 
die Abänderungen der Bulle De salute animarum durch die 
spätere Bulle Provida solersque ohne jede Kommunikation mit 
der Weimarischen Regierung vorgenommen hat, wie ja auch die 
Festsetzungen in der Bulle De salute animarum ohne derartige 
Kommunikation erfolgten !, 

Ausserdem wandte sich Minister von Bertrab am 2. Februar 
1866 an den berühmten Staatsrechtsprofessor Za- 
ehariae in Göttingen um ein Rechtsgutachten über die Rechts- 
ansprüche der Katholiken des Fürstentums Rudolstadt, welches 
ıım im April 1866 in umfangreicher Form zugestellt wurde ?, 
Die in diesem Rechtsgutachten ausgesprochenen Ausführungen 
finden mehrfach in dem Briefwechsel des Ministers von Bertrab 
an den Paderborner Bischof Verwendung und haben auf die 
schliessliche Regelung des Verhältnisses der Rudolstädter Regie- 
rung zur dortigen katholischen Kirche einen ausschlaggebenden 


1 Dasselbe Verfahren hat Ron beobachtet in betrefis der Zuweisung 
der Katholiken in Lippe und Waldeck-Pyrimont, worüber meine grössere Ar- 
beit Aufschluss geben wird. 

” H. A. Zachariae, seit 1835 Professor in Göttingen, seit 18348 daneben 
tätig in den verschiedensten Kollegien betreffs Regelung der deutschen Ver- 
fassung war wie kein anderer fähig, ein derartiges Gutachten abzugeben, 


._ 
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Rinfluss gehabt. Auch für die katholischen Gemeinden in den 
anderen kleineren protestantischen deutschen Bundesstaaten sind 
(dieselben massgebend und beanspruchen noch heute aktuelles 
Interesse, wie das die Reichstagsverhandlungen anlässlich des 
vom Zentrum gestellten sog. Toleranzantrages bewiesen haben. 

Was die Weiterentwicklung betritt, so erhielt der Bischof 
von Paderborn am 27. Juni 1869 ein Reskript der Congregatio 
de Propaganda Fide, welches seine in dem weiteren Umfange 
gestellte Bitte gewährte und ihm die Jurisdiktion nicht bloss 
über die beiden Schwarzburg, sondern auch über die beiden 
Reuss und Sachsen-Altenburg übertrug. 

Nach einem mehrfachen Schriftwechsel zwischen dem Bi- 
schof mit dem geistlichen Gericht zu Erfurt und dem Minister 
von Bertrab teilte ersterer am 4. Oktober 1869 dem Fürstlichen 
Ministerium die seitens Rom geschehene Jurisdiktionsübertragung 
über die Rudolstädter Katholiken mit und bat um geneigte Aut- 
nahme der neuen Anordnung. Das Ministerium antwortete am 
16. Dezember 1870 in der zuvorkonmmendsten Weise, bemerkte 
aber zugleich: „Jedenfalls würde aber doch wohl der förmlichen 
Unterstellung der Katholiken des hiesigen Landes unter die 
dortige bischöfliche Jurisdiktion eine besondere vertragsmässige 
Festsetzung darüber vorauszugehen haben, wie das Aufsichtsrecht 
(les Staates und die Kompetenzen der für das Fürstentum zu 
hestellenden Geistlichen begrenzt werden sollen. Ewr. Bischöt- 
lichen Gnaden stellen wir ergebenst anheim, den Entwurf einer 
solchen Vereinbarung mitzuteilen“. Der Bischof schickte dann 
am 13. Januar 1871 einen derartigen Entwurf ein, in welchem 
in anschliessendster Weise auf die katholischen Verhältnisse in 
Preussen Rücksicht genommen war. 

Eine Antwort auf diesen Entwurf erfolgte vorderhand 
nicht, vielmehr fand anlässlich einer Firmungsreise am 12. Juli 
1871 auf Wunsch des Bischofs in Rudolstadt eine Konferenz 
statt, an welcher ausser dem Bischof die Mitglieder des Fürst- 
lichen Ministeriums, Abteilung für Kirchen- und Schulsachen 
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teilnahmen. Im derselben wurde ein Einverständnis darüber er- 
zielt, dass die in einer Anlage niedergelegten Grundsätze die 
Norm für die Ordnung der Angelegenheiten der Katholiken des 
Schwarzburg-Rudolstädter Landes bilden sollten. Die definitive 
Redaktion behielt sich das Ministerium vor, jedoch sollte der 
Entwurf vor der Publikation dein Bischof zur Kenntnisnahme 
und Aeusserung etwaiger Wünsche mitgeteilt werden. 

Bereits am 25. September 1871 erhielt der Bischof den er- 
wähnten Entwurf und gab unter Zufügung einiger unbedeutender 
redaktioneller Bemerkungen zu demselben seine Zustimmung. 
Den bischötlichen Wünschen wurde Rechnung getragen und fand 
(ler so veränderte Entwurf am 6. November d. J. die Genehni- 
gung des Landesfürsten, was dem Bischof abschriftlich unter denı- 
selben Datum mitgeteilt wurde. Das Fürstliche Reskript dagegen 
ist datiert vom 10. November 1871 und wurde in der Gesetzes- 
sammlung publiziert!. Nach demselben wurde dem Bischof von 
Paderborn die Ausübung der bischöflichen Jurisdiktion über die 
Katholiken des Fürstentums in demselben Umfange und mit den- 
selben Rechten und Pflichten zugestanden, wie solche den katho- 
lichen Bischöfen des Königreichs Preussen zustehen, insbeson- 
dere wurde ihm gestattet, in der Residenzstadt eine ständige 
katholische Seelsorgestelle zu errichten, dessen Verwalter vor der 
Einweisung in sein Amt dem Fürsten zur Genehmigung zu be- 
nennen sei. Die Rechte des Seelsorgers wurden dann des nähe- 
ren festgesetzt. 

Zufolge dessen teilte der Bischof dem Ministerium am 
17. Nov. d. J. mit, dass er beabsichtige, dem bisherigen Haus- 
geistlichen des Ministers von Bertrab die neue Seelsorgestelle in 
Rtudolstadt zu übertragen, worauf am 6. Dezember d. J. die Ant- 
wort einlief, dass Seine Durchlaucht die beabsichtigte Ueber- 
tragung genehmigt habe. 

Inden ich des näheren auf meine umfangreichere Arbeit 


! Vgl. Ges.Bl. für das Fürstentum Schw.-Rudolst. 1871 Nr. 29 S. 100£. 
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verweise, lasse ich im folgenden zuerst den Briefwechsel zwischen 
Minister von Bertrab und dem Professor Zachariae und dann das 
Rechtsgutachten selbst folgen!. 


B. Das Rechtsgutachten des Professors und 
Staatsrats H. A. Zachariae. 


I. Briefwechsel zwischen Ministervon Bertrab 
und Professor H. A. Zachariae. 


Nr.ll. 


Sr. Hochwohlgeboren dem Herrn Staatsrat Dr. Zachariae 

Ritter etc. Göttingen. 
Rudolstadt, den 2. Februar 1866. 

Ew. Hochwohlgeboren mir bei verschiedenen Gelegenhei- 
ten bewiesene grosse Freundlichkeit ermutigt mich, mit einer 
neuen Bitte hervorzutreten, welche die Beantwortung der in der 
Anlage unter Vorausschickung des relevanten tatsächlichen und 
rechtlichen Materials formulierten Fragen betrifft. Ich glaube 
kaum, dass in der Sache erhebliche Zweifel liegen; sind solche 
aber vorhanden, so werden sie durch den Ausspruch einer der 
bedeutendsten wissenschaftlichen Autoritäten unserer Zeit leicht 
und einfach beseitigt. Hierauf erlaube ich mir, auf Ihre Nach- 
sicht bauend zu bitten, der ich mit der ausgezeichnetsten Hoch- 
achtung verharre etc. Bertrab. 


Nr. 2, 
Für den Professor Zachariae. 
Rudolstadt, den 2. Februar 1866. 


Das jetzige Fürstentum, die frühere Grafschaft Schwarzburg- 
Rudolstadt, gehörte bis zur Reformation in kirchlicher Beziehung 
zum Erzbistum Mainz und stand in diesem unter dem Archi- 


! Auch hier muss ich mit dem Ausdrucke des verbindlichsten Dankes 
hervorheben, dass mir diese Schriftstücke von Ihrer Exzellenz, Frau Staats- 
minister von Bertrab gütigst zur Verfügung gestellt wurden. 
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diakonate Erfurt. Die unter dem Grafen Günther XL. (1526— 1552) 
durchgeführte Reformation beseitigte den Katholizismus vollstän- 
dig und das Normaljahr 1624 fand keine Spur katholischer Re- 
ligionsübung im Lande vor. Erst in der zweiten Hälfte des 18. 
‚Jahrhunderts traten wieder einzelne Katholiken auf, denen durch 
einen Erlass des Fürsten Ludwig Günther vom 21. August 1771 
das exercitium religionis privatum gestattet wurde mit nachfol- 
genden Beschränkungen : 

1) Der Gottesdienst wird in einem Privathause abgehalten. 

2) Die Anstellung eines ordentlichen katholischen Geistlichen 
wird nicht gestattet. Die Katholiken dürfen aber alle Viertel- 
jahr einmal und bei vorfallenden Krankheiten auch ausser dieser 
Zeit einen Geistlichen zur Abhaltung des Gottesdienstes herbei- 
rufen lassen. 

3) Die actus parochiales soll der ordentliche evangelische 
Pfarrer besorgen, jedoch wird den Katholiken gestattet, sich 
auswärts kopulieren zu lassen nach Entrichtung des üblichen 
Accidenz an den evangelischen Pfarrer. 

4) Die Katholiken sind in allen einschlagenden Dingen, na- 
mentlich in Ehedispensations- und ähnlichen Sachen der kirch- 
lichen Jurisdiktion des Konsistoriums unterworfen und dürfen 
sich nur in Angelegenheiten, welche disciplinam mere romano- 
catholicam angehen, an einen Bischof wenden. 

Dieser Privatgottesdienst ist stets von einem Erfurter Geist- 
lichen abgehalten, der hierzu von dem bischöflichen geistlichen 
Gericht in Erfurt bestimmt worden. 

Im Jahre 1807 traten die Fürsten von Schwarzburg dem 
Rheinbunde bei. Im Art. 4 der Accessionsurkunde (Traite con- 
cernant Yadmission de LL. AA. SS. les Princes de Schwarz- 
bourg-Rudolstadt et Sondershausen dans la confederation du 
Rhin. fait et signe A Varsovie le 18. Avril 1807) wurde be- 
stimmt: 

L’exercice du culte catholique sera dans toutes les posses- 
sions de LI. AA. SS. pleinement assimil&e A Vexercice du culte 
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lutherien et les sujets des deux religions jouiront sans restrietion 


des me&mes droits civiles et politiques sans cepandant deroger A 


la possession et jouissance actuelle des biens des e&glises. 

Die Bundesart hat diese Bestimmungen im wesentlichen 
wiederholt, indem sie im Artikel 16 ausspricht, dass die Ver- 
schiedenheit der christlichen Religionsparteien innerhalb des Bun- 
desgebietes keinen Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen 
und politischen Rechte begründen könne. 

Die Vorteile der veränderten Sachlage haben die Schwarz- 
burger Katholiken sehr wohl benutzt! Sie sind sofort unter den 
Augen una mit Billigung der lutherischen Taandesbehörde zum 
öffentlichen Gottesdienste übergegangen; sie haben schon im 
Jalıre 1808 ihre Privatkapelle in Rudolstadt mit einem Glocken- 
türmehen versehen; im Jahre 1814 haben sie die Genehmigung 
zur Erbauung einer Kirche erlangt, und als hierzu die erforder- 
lichen Mittel nicht beschafft werden konnten, hat man ihnen die 
Mitbenutzung einer lutherischen Kirche eingeräumt. In dieser 
wird noch heute 4- bis 6mal jährlich der öffentliche katholische 
(sottesdienst durch einen Geistlichen aus Erfurt als Missionarius 
Rudolstadiensis abgehalten. Die Kosten des Gottesdienstes wer- 
den teils aus einem von dem Landesherrn als Patron verliehenen 
beneficio, teils aus Fonds bestritten, die der Bischof von Pader- 
born zu diesem Zwecke seinem geistlichen Gerichte in Erfurt 
überwiesen hat. 

Der katholische Geistliche nimmt auch Taufen, Trauungen 
und dergleichen in Rudolstadt vor, welche Handlungen indes bis- 
lang stets in das Kirchenbuch der hiesigen lutherischen Stadt- 
gemeinde eingezeichnet sind, da eine katholische Pfarre nicht 
besteht. Deshalb beansprucht der lutherische Stadtpfarrer auch 
die sog. Stolgebühren von allen diesen durch den katholischen 
Geistlichen verrichteten Kasualien. Die zumeist den höheren 
Ständen angehörigen Katlıoliken Rudolstadts haben sich solchem 
Anverlangen bislang unterworfen, sie haben aber auch wohl ihre 
Leistungen an den lutherischen Pfarrer ausdrücklich als dona 
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sratuita bezeichnet. 

Die Zahl der Katholiken hat in neuerer Zeit in Rudolstadt 
zugenommen. Sie fühlen das Bedürfnis einer ständigen Seel- 
sorge und haben sich deshalb an den Bischof von Paderborn 
mit der Bitte gewendet, die Errichtung einer katholischen Pfarrei 
in Rudolstadt einzuleiten. Geldunterstützungen der Staatsregie- 
rung werden hierbei zur Zeit nicht beansprucht. Der Bischof 
von Paderborn hat sich für inkompetent erklärt, weil die Schwarz- 
hurg’schen Länder dem Bistum Paderborn durch die Zirkum- 
skriptionsbulle De salute animarum nicht zugewiesen seien. Dies 
ist richtig und ebenso, dass die Bulle Provida solersque die bei- 
den Fürstentümer nicht erwähnt. Somit stehen diese augenblick- 
lich de jure ausserhalb jedes Diözesanverbandes; sie scheinen bei 
Regulierung der neuen deutschen Bistümer übersehen zu sein. 

Die Schwarzburger Katholiken haben nun den Wunsch, 
durch eine Urebereinkunft zwischen der hiesigen Staatsregierung 
und der päpstlichen Kurie einer bischöflichen Diözese — womög- 
lich dem Bistum Paderborn — überwiesen zu werden und dann 
mit Hilfe ihres Bischofs eine Pfarrei in Rudolstadt zu errichten. 
Der Berücksichtigung dieses Wunsches tritt insbesondere der 
Umstand entgegen, dass das Landeskonsistorium den Anspruch 
der lutherischen Pfarrgeistlichkeit auf Stolgebühren für die von 
den katholischen Geistlichen vorgenommenen actus parochiales 
nicht aufgeben zu können vermeint und diesen Anspruch, resp. 
den faktischen Bezug dieser Gebühren schwinden sieht, sobald 
hier eine Pfarre der Katholiken errichtet wirld. 

Dies führt die hiesige Staatsregierung auf folgende Fragen: 

1) Haben die Katholiken des Fürstentums Schwarzburg-Ru- 
dolstadt auf Grund der oben extrahierten Bestimmung der Acces- 
sionsurkunde zur Rheinbundsakte, resp. des Art. 16 der deut- 
schen Bundesakte einen eventuell durch Anrufung des Bundes zu 
verfolgenden Rechtsanspruch darauf, emer bischötflichen 
Diözese überwiesen zu werden, da nach katholischen Religions- 
grundsätzen und nach katholischem Kirchenrecht jeder Katholik 
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der Diözesangewalt eines Bischofs unterworfen sein muss? 

2) Kann man den hiesigen Katloliken untersagen oder ver- 
wehren, mit Beihilfe ihres künftigen Diözesanbischofs eine Pfarrei 
in Rudolstadt zu errichten, wenn dieselbe genügend dotiert und 
lebensfähig ist? 

3) Sind die hiesigen Katholiken, die zur Zeit keine Pfarr- 
eemeinde bilden, rechtlich verpflichtet, bei von ihrem Missiona- 
yius vorgenommenen Taufen, Trauungen etc. Stolgebühren auch 
an die lutherische Pfarrgeistlichkeit (ausser den Abgaben für die 
FEinzeichnungen in die Kirchenbücher) zu entrichten, oder liegt 
in einer solchen Anforderung eine Beeinträchtigung der durch 
die Rheinbundsakte resp. die Bundesakte garantierten Rechte? 


Nr. 3. 
(söttingen, den 21. Februar 1866. 


Ew. Excellenz sehr verehrliches Schreiben vom 2. d. M. nebst 
Beilagen, einer species factı und Rechtsfragen ın Betrefi' der An- 
sprüche der Katholiken in Rudolstadt habe ich erhalten; es ist 
mir aber bei überhäuften Amtsgeschäften und früher übernom- 
menen Verbindlichkeiten bis jetzt nicht möglich gewesen, mich 
der von Ew. Excellenz gewünschten Beantwortung der aufge- 
stellten Fragen zu unterziehen. Auch wird dies ın den nächsten 
Wochen mir nicht möglich seyn; wogegen ich Ew. Excellenz die 
Versicherung ertheilen darf, dass es in den gegen Mitte März 
beginnenden Osterferien meine nächste Aufgabe seyn wird, dem 
mir gewordenen Auftrag so rasch wie möglich zu genügen. In 
ausgezeichnetster Hochachtung Ew. Excellenz ganz ergebenster 
Diener H. A. Zachariae. 


Nr. 4. 
Göttingen, den 15. Aprıl 1866. 
Hochwohlgeborener Herr, 
Hoch zu verehrender Herr Staatsininister! 
Ew. Excellenz beehre ich mich, das in Folge hochverehr- 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVT. 1. 4 


a 
* 


\ 
\ 


Fr 3 r - 


on nn 
“ 


-.- 


50 Abhandlungen. 


lichen Schreibens vom 2. Februar d. J. von mir ausgearbeitete 
Rechtsgutachten über die rechtlichen Ansprüche der Katholiken 
im Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt im Anschluss zu über- 
mitteln. 

In der Hoffnung, dass dasselbe zur Erzielung des damit ver- 
bundenen Zweckes dienlich seyn werde, verharre ich unter Ver- 
sicherung der ausgezeichnetsten Hochachtung als Ew. Excellenz 
gehorsamster Diener 


H. A. Zacharine. 


II. Das Rechtsgutachten.' 


Ueber die Rechtsansprüche der Katholiken im 
Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt. 


81. 
l. Die Religionsverhältnisse der früheren Zeit im 
Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt. 


Es ist bekannt, dass im heiligen römischen Reich deutscher 
Nation bis zu den Religionsfrieden des 16. Jahrhunderts die 
römisch-katholische Kirche, als deren Schirmvogt der 
deutsche Kaiser betrachtet wurde, dergestalt die ausschliess- 
lich herrschende war, dass selbst der Genuss der allgemeinen 
bürgerlichen Rechte den Ungläubigen, den Abtrünnigen und 
Ketzern versagt wurde und dass sich zur Verfolgung der letz- 
teren sogar der weltliche Arm der geistlichen Gewalt dienstbar 
gemacht hatte. Demgemäss konnte von irgend welcher Freiheit 
oder auch nur Duldung eines andern Religions-Exereitiums (ab- 
gesehen von den als Fremden unter kaiserlicher Protektion stehen- 
den Juden) überhaupt im Deutschen Reiche keine Rede sein, 
und wenn auch das mittelalterliche Staatsrecht die beiden ober- 
sten Gewalten der Christenheit, die geistliche und die weltliche, 
von einander schied, und diese fortwährend in Kämpfe mit ein- 
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ander verwickelt waren, so ordnete sich doch die weltliche Ge- 
walt in jener Beziehung ganz den Ansprüchen der Hierarchie 
unter. Es galt mithin im deutschen Reiche in keiner Weise das 
Prinzip der Religions freiheit, sondern das des unbedingten 
Religionszwanges. 

Dies änderte sich infolge der Reformation, für welche 
eine Mehrzahl der deutschen Reichsstände sich erklärt hatte, 
durch die sog. Religionsfrieden des deutschen Reichs 
insoweit, als nun den Reichsständen und anderen Reiclıs- 
unmittelbaren die Religionsfreiheit im Verhältnis zum Reiche zu- 
gestanden werden musste, jedoch unter Beschränkung auf die 
allein anerkannten Bekenntnisse der Katholiken und Augsburgi- 
schen Konfessionsverwandten, unter welchen nach der ausdrück- 
lichen Bestimmung des Westfälischen Friedens auch die s. g. 
Retornmierten begriffen sein sollten. Von Religionsfreiheit 
der landsässigen oder mittelbaren Untertanen ist dabei gar 
keine Rede. Im Gegenteil fand ihnen gegenüber das Prinzip des 
Reiigionszwanges dadurch eine ausdrückliche Anerkennung, dass 
den Landesherren und andern Reichsunmittelbaren das s. g. jus 
reformandi zugesprochen wurde, d. h. die Befugnis, nur die eine 
oder andere Religionspartei im Lande zu dulden, oder als die 
ausschliesslich zur freien Religionsübung im Lande berechtigte 
anzuerkennen. Die hauptsächlichsten Schranken, welche der West- 
fälische Friede diesem Religionszwange setzte, bestand in der Un- 
verletzlichkeit des Besitzstandes, des s. g. Normaljahrs 1624, wo- 
durch für beide Religionsparteien auch ein, keiner willkürlichen 
Abänderung unterliegendes Paritätsverhältnis begründet sein 
konnte; der regelmässige Zustand aber war, dass die eine Reli- 
gionspartei die im Lande herrschende Kirche bildete, die andere 
nur diejenigen Rechte und Freiheiten genoss, welche in irgend 
einem Teile des Jahres 1624 für sie begründet worden waren. 
Diejenigen, die hienach keinerlei religionis exercitium publicum 
seu privatum für sich hatten, konnten im Lande geduldet 
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Art. V, $34f. ihnen, ausser der s. g. devotio domestica simplex 
einiges zu, dessen Genuss ihnen nicht verkümmert werden sollte. 
Sie konnten aber auch ron der Territorial-Herrschaft zur 
Auswanderung genötigt werden, ohne dagegen bei der Reichs- 
gewalt zu einer Beschwerde berechtigt zu sein, wenn sich auch 
darauf einige Rechtszusicherungen für die zur Auswanderung 
(Genötigten bezogen. Vgl. des Unterzeichneten deutsches Staats- 
und Bundesrecht Tl. 1. 3. Autl. 1855 $ 87 8. 45 Note 5. 
Andere Beschränkungen des sog. jus reformandi der Landes- 
herren (jedoch niemals im Sinne der Religionsfreiheit) ergaben 
sich noch aus den Landesverfassungen, Insofern jene dadurch 
selbst daran behindert waren, der anderen Religionspartei ein 
der herrschenden Kirche materiell unschädliches simultaneum 
(sc. religionis exercitium) einzuräumen. 

Dieser sog. Rechtszustand des deutschen Reichs spiegelt sich 
auch in demjenigen ab, was die dem Unterzeichneten mitgeteilte 
species facti über die Religionsverhältnisse in der vormaligen 
Grafschaft, seit 1710 dem Fürstentum Schwarz- 
burg-Rudolstadt hervorhebt. Dasselbe gehörte bis zur 
Retormation in kirchlicher Beziehung zum Erzbistum Mainz, 
und stand in diesem unter dem Archidiakonate Erfurt, wobei 
sich ganz von selbst verstand, dass die bestehende Diözesan- 
und Parochial-Einrichtung und deren Aenderung ganz und gar 
von den katholischen Kirchenoberen abhängig war und die 
Landesherrschaft darüber nichts zu bestimmen hatte. Graf 
(sünther (1526—1552), dessen Söhne Johann Günther I. und 
Albrecht Anton I., die Stifter der noch blühenden beiden Linien 
les Schwarzburgischen Hauses geworden sind, führte aber die 
Reformation auf Grund des Augsburgischen Bekenntnisses so 
vollständig durch, dass der Katholizismus ganz beseitigt wurde 
und sich auch für das sog. Normaljahr 1624 keine Spur katho- 
lischer Religionsübung un Lande ergab. — Erst in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts kamen wieder Katholiken inı Lande 
vor, denen vom Fürsten Ludwig Günther (1767 zur Regierung 
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gelangt) durch einen Erlass vom 21. Aug. 1771 ein sog. religionis 
exercitium privatum, unter Feststellung verschiedener Beschrän- 
kungen gestattet wurde. Ob der Fürst Ludwig Günther dabei 
durch die Landesverfassung gehemmt war, ergibt sich nicht aus 
der species facti. Die festgesetzten Beschränkungen, zu 
denen der Landesherr nach dem Reichsrecht zweifelsohne voll- 
kommen berechtigt war, bestanden in folgendem: 

1) Der Gottesdienst wird in einem Privathause abgehalten, 

2) Die Anstellung eines ordentlichen katholischen Geist- 
lichen wird nicht gestattet; die Katholiken dürfen aber alle 
Vierteljahr einmal und bei vorfallenden Krankheiten auch ausser 
dieser Zeit einen Geistlichen zur Abhaltung des Gottesdienstes 
herbeirufen lassen. 

3) Die Actus parochiales soll der ordentliche evangelische 
Pfarrer besorgen, jedoch wird den Katholiken gestattet, sich 
auswärts kopulieren zu lassen nach Entrichtung des üblichen 
Accidenz an den evangelischen Pfarrer. 

4) Die Katholiken sind in allen emschlagenden Dingen, 
namentlich in Ehedispensations- und ähnlichen Sachen der kirch- 
lichen Jurisdiktion des Konsistoriums unterworfen und dürfen 
sich nur in Angelegenheiten, welche disciplinam mere romano- 
eatholicam angehen, an einen Bischof wenden. Dieser Privat- 
sottesdienst ist stets von einem Erfurter Geistlichen abgehalten 
worden, welcher dazu von dem bischötlichen geistlichen Gericht 
zu Erfurt kommittiert war. 

Die Verfügungen des Reichsdeputations-Hauptschlusses vom 
25. Felruar 1803 8 63 über die Befugnisse der Jaundes- 
herren der Entschädigungslande „andere Religionsver- 
wandte zu dulden und ihnen den vollen Genuss der bürgerlichen 
Rechte zu gestatten“ hatten auf das Fürstentum Schwarzburg- 
Rudolstadt keinen Bezug; dagegen übernahmen die Fürsten von 
Schwarzburg in dem Vertrage, durch welchen sie ihren Beitritt 
zum Rheinbunde erklärten, in der Accessionsakte vom 18. April 
1807 (vgl. Meyer, Staatsakten I. S. 127 f., deutsches Staats- 
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und Bundesrecht Tl. 1. 3. Aufl. $ 87 8.446) die Verpflich- 
tung, denKatholiken freieReligionsübung und 
gleiche bürgerliche und politische Rechte einzuräumen, indem 
der IV. Artikel der betreffenden Accessions-Urkunde bestimmte: 
„L’exercice du culte catholique sera dans toutes 
possessions de JLeurs Altesses Scerenissimes pleinement 
assimileä lexercice du culte lutherien et les sujets des 
deux religions Jouiront, sans rectrietion des memes 
droits civils et politiques sans cependant deroger 
A la possession et jouissance actuels des biens des eglises“. — 

Die Katholiken in Rudolstadt machten sofort von dieser 
Konzession (sebrauch. Unter den Augen und mit Billigung der 
Iutlierischen Landesbehörden gingen sie, wie die species facti 
hervorhebt, zum öffentlichen Gottesdienst über. Schon im 
Jahre 1808 versahen sie ihre Privatkapelle in Rudolstadt mit 
einem Glockentürmchen. Im Jahre 1814 haben sie die (re- 
nehmigung zur Erbauung einer Kirche erlangt und als hierzu 
(die erforderlichen Mittel nicht beschafft werden konnten, ist ihnen 
(die Mitbenutzung einer lutherischen Kirche eingeräumt worden. 

Inzwischen stellte die deutsche Bundesakte vom 8. Juni 1815 
in Art. XV]. die allgemeine für ganz Deutschland 
verbindliche Bestimmung auf: " 

„Die Verschiedenheit der christlichen Religionsparteien kann 
in den Ländern und Gebieten des deutschen Bundes keinen 
Untersclued in dem Genuss der bürgerlichen und politischen 
Rechte begründen,“ 

Diese Bestimmung ist selbstverständlich auch für das Fürsten- 
tum Schwarzburg-Rudolstadt verbindlich und es wird sich, da 
ein besonderes für das Fürstentum erlassenes Religionsedikt 
nicht vorliegt, auch das Grundgesetz desselben vom 21. März 
1854, abgesehen von der die Katholiken nicht beeinträchtigenden 
Bestimmung über christliches Religions-Bekenntnis als Bedingung 
ıles aktiven und passiven Wäahlrechts zum Landtag (8 13 und 14 
des Grundgesetzes) keine Vorschriften über Freiheit der Re- 
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ligionsübung und den Einfluss der Religion auf die bürgerliche 
und politische Rechtsfähigkeit enthält, vorzugsweise um die Be- 
deutung des Artikels XVI der Bundesakten für die jetzt in 
Frage kommenden Rechtsansprüche der Katholiken handeln. 


S2. 

ll. Der gegenwärtige Zustand der Katholiken 
inRudolstadtund die sich daran anschliessen- 
den Rechtsfragen. 

Ueber den gegenwärtigen Zustand der Religionsübung der 
Katholiken in Rudolstadt wird in species facti bemerkt: „In 
der den Katholiken zur Mitbenutzung eingeräumten lutherischen 
Kirche werde bis heute 4—6mal jährlich der öftentliche katho- 
lische Gottesdienst durch einen Geistlichen aus Erfurt als Miıs- 
sionarius Rudolstadiensis abgehalten. Die Kosten des Gottes- 
dienstes würden teils aus einem vom Landesherrn als Patron 
verliehenen beneficio, teils aus Fonds bestritten, die der Bischof 
von Paderborn zu diesen Zwecke seinem geistlichen Gerichte ın 
sıfurt überwiesen habe. Der katholische Geistliche nehme auch 
Taufen, Trauungen und dergleichen in Rudolstadt vor, welche 
Handlungen indes bisher stets in das Kirchenbuch der dasıgen 
lutherischen Gemeinde emgezeichnet seien, da eine katholische 
Pfarrei nicht bestehe. Deshalb beanspruche der lutherische 
Stadtpfarrer auch die sog. Stolgebühren von allen diesen durch 
den katholischen (aeistlichen verrichteten Casualien. Die zu- 
meist den höhern Ständen angehörigen Katholiken Rudolstadts 
hätten sich solchem Anverlangen bisher unterworfen, sie hätten 
aber auch zuweilen ihre Leistungen an den lutherischen Pfarrer 
ausdrücklich als dona gratuta bezeichnet. Die Zahl der Katho- 
liken habe in neuerer Zeit in Rudolstadt zugenommen. Sie 
fühlten das Bedürfnis einer ständigen Seelsorge und hätten 
sich deshalb an den Bischof von Paderborn mit der Bitte ge- 
wendet, die Errichtung einer katholischen Pfarrei m Rudolstadt 
einzuleiten. Geldunterstützungen der Staatsregierung würden 
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hierbei nicht beansprucht. Der Bischof von Paderborn habe 
sich für inkompetent erklärt, weil die Schwarzburgischen Länder 
dem Bistum Paderborn durch die Circumskriptionsbulle De 
salute animarum nicht zugewiesen seien. Dies sei richtig und 
ebenso, dass die Bulle Provida solersque die beiden Fürsten- 
tümer nicht erwähne. Somit stünden dieselben augenblicklich 
de jure ausserhalb jedes Diözesanverbandes, sie schienen bei Re- 
gulierung der neuen deutschen Bistümer übersehen zu sein. 

Die Schwarzburger Katholiken hätten nun den Wunsch, 
durch eine Uebereinkunft zwischen der dasigen Staatsregierung 
und der päpstlichen Curie, einer bischöflichen Diözese, wo- 
möglich dem Bistun Paderborn, überwiesen zu werden und dann 
mit Hilfe ihres Bischofs eme Pfarrei zu Rudolstadt zu er- 
richten. Der Berücksichtigung dieses Wunsches trete besonders 
der Umstand entgegen, dass das Landeskonsistorium den An- 
spruch der lutherischen Pfarrgeistlichkeit auf Stolgebühren für 
die von den katholischen Geistlichen vorgenommenen actus 
parochiales nicht aufgeben zu können vermeine und dieser An- 
spruch resp. den faktischen Bezug dieser Gebühren schwinden 
sehe, sobald hier eine Pfarrei der Katholiken errichtet werde. 

Dies führe die Staatsregierung auf folgende Fragen: 

1) Haben die Katholiken des Fürstentums Schwarzburg- 
Rudolstadt auf Grund der Aeccessionsurkunde zur Rheinbunds- 
acte resp. des Artikels XVI der deutschen Bundesakte einen 
eventuell durch Anrufung des Bundes zu verfolgenden Rechts- 
anspruch darauf, einer bischöflichen Diözese überwiesen 
zu werden, da nach katholischen Religionsgrundsätzen und nach 
katholischem Kirchenrecht jeder Katholik der Diözesangewalt 
eines Bischofs unterworfen sein muss? 

2) Kanıı man den hiesigen Ratholiken untersagen oder ver- 
wehren mt Beihilfe ihres künftigen Diözesanbischofs eine 
Pfarrei m Rudolstadt zu errichten, wenn dieselbe genügend 
dotiert und lebensfähig ist ? 


3) Sind die hiesisen Katholiken, die zur Zeit keine Pfarr- 
Ä m ) 
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gemeinde bilden, rechtlich verpflichtet, bei von ihrem Missionarius 
vorgenommenen Taufen, Trauungen etc. Stolgebühren auch 
an die lutherische Pfarrgeistlichkeit (ausser den Abgaben 
für die Einzeichnungen ın die Kirchenbücher) zu entrichten oder 
liegt ın einer solchen Anforderung eine Beeinträchtigung der 
durch die Rheinbundsakte resp. die Bundesakte garantierten 
Rechte. 


S 3. 
1II. Die massgebenden arundsätze. 


Ueber den Umfang und die Tragweite der im Artikel XVI 
der deutschen Bundesakte ausgesprochenen Rechtsgleichheit der 
christlichen Religionsparteien in den Ländern und Gebieten des 
deutschen Bundes haben sich in Theorie und Praxis verschie- 
dene Ansichten geltend gemacht, und es beziehen sich darauf 
noch jetzt verschiedene, durch keine authentische Interpretation 
entschiedene Kontroversen, wie z. B. auch die im vorliegenden 
Falle gar nicht in Betracht kommende Frage, ob der Artikel 
nur auf die durch das Reichsrecht in Deutschland anerkannten 
Katholiken und Augsburgischen Konfessions- Verwandten (Luthe- 
raner und Reformierten) zu beziehen oder von allen christ- 
lichen Religionsparteien resp. Sekten zu verstelien sei? (Deutsches 
Staats- und Bundesrecht Tl. I. $ 87 3. Aufl. S. 447). Beson- 
ders ist darüber gestritten worden, ob der Artikel auch eine 
Garantie der freien resp. Öffentlichen Religionsübung für die 
betreffenden Religionsparteien ausspreche, oder nur eine Gleich- 
stellung der Einzelnen ın Betrefi des (senusses der bürgerlichen 
und politischen Rechte, abgesehen von der Religionsübung, be- 
ziele? eine Frage, die auch für die Schwarzburgischen Fürsten- 
tümer ihre Bedeutung behält, weil die oben erwälnte Bestimmung 
der Accessionsakte zum Rheinbund Artikel 4, welche allerdings 
eine Gleichstellung in Betreff der Religionsübung sanktioniert. 
nur die Katholiken den Luthheranern ın dieser Hinsicht, 
sowie hauptsächlich hinsichtlich des Genusses aller bürgerlichen 
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und politischen Rechte gleichstellt, olıne der Religionspartei der 
Reformierten irgend zu gedenken; auch ausserdem der 
sanzen Bestimmung nicht diejenige Garantie unverletzlicher Gel- 
tung innewohnt, welche durch den Artikel XV1 der deutschen 
Bundesakte gewährt wird. Denn, wenn man auch annimnıt, 
wofür sich der Unterzeichnete ganz entschieden aussprechen muss, 
dass der Artikel IV der Accessionsakte vom 18. April 1807 
noch jetzt zum geltenden (öffentlichen) Rechte des Fürsten- 
tums Schwarzburg-Rudolstadt gehört, insofern er durch ein 
späteres (zesetz nicht aufgehoben worden ist und mit der Auf- 
lösung des Rheinbundes (cf. deutsches Staats- und Bundesrecht 
71. I. S 41) keineswegs von selbst seine (Geltung verloren hat, 
so ist doch klar, dass für de Garantie des deutschen 
Bundes der Artikel IV der Accessionsakte ganz bedeutungs- 
los ist, mitlin auch für eine Rekursvorstellung bei der deutschen 
Bundesversammlung, auf welche die erste der aufgestellten Fragen 
hinweist, nicht in Bezug genommen werden kann. 

Was nun aber den Artikel XVI der deutschen Bundesakte 
betrifft, so hat sich der Unterzeichnete bereits in der 2. Autlage 
des deutschen Staats- und Bundesrechts (im Gegensatz zu der 
in den Protokollen der deutschen Bundesvrersammlung von 1853 
8 75 8. 263 noch in Bezug genommenen 1. Auflage) mit Ent- 
schiedenheit dafür ausgesprochen, dass dieser Artikel den durch 
ihn geschützten christlichen Religionsparteien allerdings auch 
die freie resp. öffentliche Religionsübung garantiere, weil die 
Freiheit derselben dem Staate gegenüber zweifellos zu 
denbürgerlichen oder politischen Rechten ge- 
hört. Weiter ausgeführt und wissenschaftlich begründet ist diese 
Ansicht vom Unterzeichneten in einer Abhandlung in der neuen 
„Zeitschrift für deutsches Staatsrecht und deutsche Verfassungs- 
sseschichte* (Heft 1. S. 25 fg.), auf welche hier verwiesen werden 
kann. Zur Bestätigung mag aber noch besonders auf diejenige 
Ausführung Bezug genoinmen werden, welche im Schosse der 
deutschen Bundesversammlung von der Majorität des Rekla- 
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inations-Ausschusses bei Gelegenheit der von Kettenbur- 
sischen Beschwerde wider Mecklenburg-Schwerin (Protokoll 
der deutschen Bundesversamnlung 1853. 10. Sitzung 8 75 
S. 251 f.) in so überzeugender Weise, neben der Erörterung der 
sog. Konipetenzfrage, dahin gegeben worden ist, dass die Garantie 
des Artikels XVI der deutschen Bundesakte allerdings auch das 
Recht der freien Religionsübung für die (allgemein anerkannten) 
christlichen Religionsparteien in sich schliesse. 

Als feststehend muss zunächst betrachtet werden, dass der 
Artikel XVI der Bundesakte nur das Verhältnis der christlichen 
Religionsparteien zum Staate oder zu den Einzelstaaten be- 
trıfft.. Er hat mithin durchaus keinen Bezug auf das Verhältnis 
der verschiedenen Religionsbekenner als solcher, auf ihre kirch- 
liche Organisation, auf Zuständigkeit und Ausübung der sog. 
Kirchengewalt. Deshalb berührt er auch in keiner Weise die 
Stellung der deutschen Landesherrn oder Souveräne innerhalb 
der Kirche, insbesondere nicht den historisch begründeten Besitz 
der Kirchengewalt in den protestantischen Landeskirchen seitens 
der Landesherrn und es ist auch durchaus nicht seine Absicht 
sewesen, die über alle Kirchen- und Religionsgesellschaften im 
Staate überhaupt sich erstreckenden wesentlichen Rechte der 
Staatsgewalt, die sog. Kirchenhoheit, das jus majestaticum circa 
sacra zu alterieren, sondern nur das dazu gerechnete sog. jus 
reformandi in der, seit dem westfälischen Frieden hergebrachten, 
in der deutschen Reichsverfassung und der Theorie des deut- 
schen Kirchenstaatsrechts anerkannten Auffassung; auch dieses 
eben nur: gegenüber den christlichen Religionsparteien, auf 
welche die Garantie des Artikels XVI nach richtiger Inter- 
pretation zu beschränken ist, nämlich die Katholiken und Augs- 
burgischen Konfessionsverwandten mit Einschluss der Refor- 
mierten, so dass also in Beziehung auf alle anderen christlichen 
Religionsparteien und sog. Sekten auch das jus reformandi von 
Bundeswegen unbeschränkt blieb. 

Das jus reformandi, wie es sich aus den religiösen Kämpten 
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des 16. und 17. Jahrhunderts in Deutschland entwickelt und 
im westfälischen Frieden Anerkennung erworben hatte, bestand 
in der Befugnis der deutschen Territorialherren „einer Religion 
und Kirche unbegrenzt oder innerhalb bestimmter Schranken die 
FEintfaltung zu gestalten oder sie völlig auszuschliessen“ (Richter, 
Kirchenrecht S 54), woraus sich in der Theorie und Praxis die 
verschiedensten Stufen oder Gradationen der Zulassung einer Re- 
lıgion, sowie der beschränkten oder freien Ausübung derselben: 
Devotio domestica simplex, devotio domestica qualificata, exerci- 
tium religionis privatum und exercitinm religionis publicum «e- 
bildet hatten. Abgesehen von den, durch den westfälischen Frie- 
den sanktionierten, auf einen bestimmten Besitzstand basierten, 
Beschränkungen zu gunsten der Untertanen katholischer und 
augsburgischer Konfession, schloss daher das jus reformandı als 
staatliches Hoheitsrecht die prinzipmässige Anerkennung des Re- 
ligionszwanges in sich. Denn wenn auch em direkter 
Zwang zum Bekenntnis einer bestimmten Religion, resp. Be- 
strafung wegen abweichenden Religionsbekenntnisses davon aus- 
seschlossen blieb, so war doch der indirekte Zwang damit 
segeben, dass Katholiken ın protestantischen Ländern und Prote- 
stanten in katholischen Ländern gar nicht geduldet zu werden 
brauchten, oder, wenn sie geduldet wurden, an der freien Aus- 
übung ihrer Religion gehindert, auf die sog. einfache Hausan- 
dacht beschränkt und zur Ausübung bürgerlicher und politischer 
Rechte für unfähig erklärt werden konnten. Wenn nun diesem 
Relisionszwange auch schon früher das Prinzip der Re- 
ligionsfreiheit entgegengesetzt, auch in der Gesetzgebung 
emiger Staaten zu verwirklichen gesucht wurde, wenn dieses Prin- 
zip selbstverständlich nicht bloss die überhaupt jedem Zwange 
sich entziehende innere religiöse ULeberzeugung, 
sondern im Verhältnis zum Staate neben der vollen Be- 
kenntnisfreiheit, auch die Freiheit des Aussern Kultus und 
der gemeinsamen Religionsübung, sowie der Unabhängie- 


keit des Genusses der bürgerlichen und politischen Rechte vom 
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Religionsbekenntnis in sich schliesst, wenn unleugbar jede recht- 
liche Zurücksetzung und Ungleichheit im diesen Beziehungen in 
das Gebiet des indirekten Religionszwanges fällt, so wird man 
unmöglich mit dem, in der von Kettenburgischen Angelegenheit 
erstatteten Ausschussbericht der Minorität übereinstimmen können, 
wonach alles, was dem sog. jus reformandı im Sinne des deut- 
schen Reichsamtsrechts angchöre, dem Artikel XV] der Bundes- 
akte ganz fremd sei. Haben die Stifter des deutschen Bundes, wie 
zur Elhre und zum Rulım derselben angenommen werden muss, 
wenigstens für die beiden grossen Religionsparteien der Katho- 
liken und Protestanten an die Stelle des seitherigen Religions- 
zwanges das Prinzip der Religionsfreiheit für sämtliche deutsche 
Staaten garantieren wollen, so haben sie es präsumtiv auch 
eanz und vollständig und nicht mit der, die grosse Errungen- 
schaft wesentlich beeinträchtigenden Beschränkung getan, dass 
die Religionsübung der anerkannten Konfessionen den bis- 
herigen Fesseln des Reformationsrechts unterliegen solle. 

Die Gründer des deutschen Bundes haben aber diese Sank- 
tion des Prinzips der Religionsfreiheit in der Tat auch ausdrück- 
lich in Artikel XVI der Bundesakte ausgesprochen. Denn wenn 
es an sich schon ein Widerspruch, ja eine Ungereimtheit genannt 
werden müsste, die verschiedenen christlichen Religionsparteien als 
sleichberechtigt hinzustellen und zugleich eine Ungleich- 
heit in deren für jede Religionspartei wesentlichsten Rech- 
ten der freien Religionsübung zu statweren, und wenn 
unleugbar feststeht, dass die freie Religionsübung mn Verhältnis 
zum Staate zu den politischen Rechten gehört, wor- 
unter alle Rechte und Ansprüche begritfen sind, welche den 
(liedern des Staats als solchen im Verhältnis zur Staatsgewält 
zustehen, so ist mit der den christlichen Religionsparteien ge- 
eehbenen Zusicherung, dass für sie keine Ungleichheit im Genusse 
der bürgerlichen und politischen Rechte stattfinden solle, ım- 
pliciteauch das gleiche Recht in Betreff der 
Religionsübung oder die Befugnis zur freien Entfaltung 
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des relirösen und kirchlichen Lebens mnerhalb der bestehenden, 
für alle Religionsparteien in gleicher Weise geltenden ge- 
setzlichen Schranken, gewährleistet worden. Verhältnisse 
rechtlicher Ungleichheit resp. Rechtlosigkeit, wie sie früher bei 
der Geltung des Reformationsrechts vielfach auf deutschen Ge- 
bieten vorkamen, insbesondere der (segensatz zwischen der 
herrschenden und bloss geduldeten Religionspartei, die Beschrän- 
kung oder Belastung der einen zu gunsten oder unter Bevor- 
zugung der andern, und jede (exzeptionelle) Behinderung in der 
Bildung religiöser Gemeinschaften und ihrer kirchlichen Organı- 
sation in Gremässheit der für sie massgebenden religiösen Grunl- 
sätze und kanonischen Bestimmungen (welche nicht gegen allge- 
meine Staatsgesetze verstossen oder wieder auf eine besondere Pri- 
vilegierung hinauslaufen würden) muss demgemäss dem Prinzip des 
Artikels X VIder Bundesakte als widersprechend betrachtet werden. 

Eine offenbar sehr durchschlagende Bestätigung dieser Auf- 
fassung des Artikels XVI der deutschen Bundesakte hat man 
darin zu erkennen, dass in fast allen deutschen Bundesstaaten, 
— abgesehen von denjenigen, in welchen in der neuesten Zeit 
(der Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte überhaupt 
für unabhängig von religiöser Bekenntnis erklärt wurde, — die 
den christlichen Religionsparteien, resp. den Katholiken, Luthe- 
ranern und Refornuerten, grundgesetzlich zugesicherte Gleichheit 
im Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte ausdrücklich 
oder stillschweigend auch auf das Recht der freien, öffentlichen 
Religionsübung bezogen worden ist, was offenbar nicht auf einer 
zufälligen Uebereinstuinmung beruht, sondern aus der für alle 
gemeinsamen Grundlage, dem Artikel XVI der Bundesakte, als 
dem für alle massgebenden öffentlichen Rechte Deutschlands zu 
erklären ist (cf. Bayerische Verfassungsurkunde Tit. IV 
S 9 mit dem dazu gehörigen Verfassungs-Edikt Beilage 11. 
Königlich Sächsische Verfassungsurkunde $ 33. Hanno- 
versches Landesverfassungsgesetz von 1840 S 32. Würt- 


temberg. Verfassungsurkunde & 27. Badische Verfas- 
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sungsurkunde $ 19. Kurhessische Verfassungsurkunde 
$29.30. Hessen-Darmstädtische Verfassungsurkunde 
S 20.21. Meiningensches Grundgesetz $ 12. Alten- 
burgisches Grundgesetz $ 129. Braunschweigisches 
(Grundgesetz $ 29). Eine ganz besondere Bedeutung müssen wir 
aber hier einer Königlich Hannoverschen Verordnung, die 
Religionsverhältnisse der christlichen Religionsparteien betreftend, 
vom 28. September 1824 beilegen, welche unter dem Ministerium 
des bei der Entstehung der Bundesakte ın so hervorragender 
Weise beteiligten Grafen Münster ergangen ist und dahm 
lautet: 

„Georg der Vierte etc. etc. Da Wir vernommen 
haben, dass über die Auslegung und Anwendung des ersten Ab- 
satzes des XVI. Artikels der deutschen Bundesakte vom 8. Juni 
1815, worin es heisst: 

„Die Verschiedenheit der christlichen Religionsparteien kann 
in den Ländern und (sebieten des deutschen Bundes keinen 
Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen und politischen 
Rechte begründen“, 

noch hin und wieder Zweifel obwalten, so finden Wir Uns zu 
nachstehender landesherrlicher Erklärung und Verordnung ver- 
anlasst: 

1) Die verschiedenen Bekenner des christlichen Glaubens 
geniessen völlig gleiche bürgerliche und politische Rechte im 
Königreich und ist in Gemässheit jenes Artıkels der 
Begrit von herrschender und bloss geduldeter 
Kirche, sowie jede Art eines gegenseitigen Pfarrzwanges 
unter den christlichen Konfessionen aufgehoben. 

2) Allen christlichen Religionsparteien steht eine unge- 
hinderte und freie Religions-Ausübung zu und 
kann jeder Geistliche nur von den Pfarrkindern seiner Kon- 
fession die sog. Stolgebühren oder andere nur den Ein- 
sepfarrten als solchen obliegende Parochiallasten wie z. B. 
(Juartalopfer etc. verlangen“. 
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IV. Beantwortung der einzelnen Fragen. 

Nach Masszabe der vorstehend entwickelten allgemeinen 
(srundsätze, für welche noch eine viel weiter und tiefer ein- 
sehende Begründung geliefert werden könnte, die aber hier, wo 
es sich gar nieht darum handelt, eine entgegenstehende Ansicht 
in massgebender Sphäre zu berichtigen, nicht erforderlich zu 
sein scheint, sind nur die einzelnen Fragen, welche für die von 
(ler Staatsregierung des Fürstentums zu fassenden Entschlies- 
sungen in Betreff der Regelung des Rechtszustandes der dortigen 
Katholiken eine Bedeutung haben, zu beantworten. 

Bei der ersten Frage sind aber wieder zwei Seiten der- 
selben zu unterscheiden, von welchen die eme dem materiellen, 
die andere dem formellen Rechte anheimfällt, indem jene 
auf die Existenz rechtlicher Ansprüche, diese auf die Ver- 
tolgung oder Geltendmachung desselben sich bezieht. 

Wenn nun gefragt wird, ob die Katlıoliken des Fürstentums 
Schwarzburg-Rudolstadt enen Rechtsanspruch darauf 
haben, einer bischöflichen Diözese überwiesen zu werden, so 
ist diese Frage unbedingt zu bejahen, insoweit es sich dabei 
eben um das Verhältnis zur Staatsgewalt resp. darum handelt, 
(lass sie von «dieser weder aus eigenem Rechte noch nm Rück- 
sicht auf den faktischen Besitzstand einer anderen Religions- 
partei daran beliindert werden können, dass sich ihre Einfügung 
in einen bischöflichen Sprengel ihrer Kirche nach den dafür 
inassgebenden kanonischen Bestimmungen vollziehe, auch die 
Staatsgewalt, insoweit dies nötig ist, ihre Mitwirkung und Ge- 
nehmigung dazu nicht versage. Es ist dies ein Rechtsan- 
spruch, insoweit überhaupt auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts von Rechtsansprüchen der Untertanen die Rede sein 
kann, wozu eben nicht gehört, dass sie auch auf gerichtlichem 
Wege geltend zu machen seien. Die dem Kirchenrecht zu ent- 
nehmende (Begründung) für diesen Rechtsanspruch hat die auf- 
gestellte Frage bereits selbst beigefügt, dass nämlich nach katlıo- 
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lischen Religions- und Rechtsgrundsätzen jeder Katholik der 
Diözesangewalt eines Bischofs unterworfen sein muss. Denn der 
Episkopat mit seinem Einheits- und Mittelpunkte, dem 
römischen Primat, bildet das primitive Organ für Priestertum, 
Lehramt und Regiment der katholischen Kirche, dergestallt, dass 
kein Glied derselben ausserhalb dieser auf göttliche Anordnung 
zurückgeführten Einrichtung stehen kann. Demgemäss haben, 
als es sich infolge der durch die grosse Säkularisation des Jahres 
1803 völlig veränderten Territorialverhältnisse in Deutschland 
um eine neue Ordnung der bischöflichen Sprengel handelte, auch 
die protestantischen Regierungen ihre Hand bereitwillig zur neuen 
Begrenzung der katholischen Bistümer geboten und auf Grund 
der mit der päpstlichen Kurie gepflogenen Verhandlungen der, 
die Einrichtung der Diözesen sowie die Dotation der Bistümer 
betreffenden sog. Zirkumskriptionsbullen (der Bulle 
De salute animarum vom 16. Juli 1821 für Preussen, den 
Bullen Provida solersque vom 16. Aug. 1921 und Ad Dominicı 
gregis custodiam vom 11. April 1827 für die unter dem Namen 
der oberrheinischen Kirchenprovinz begriffenen Staaten, 
sowie der Bulle Impensa Romanorum Pontificum vom 26. März 
1824 für Hannover) ihre Genehmigung erteilt. Wenn aber 
dabei versäumt worden ist, den Anschluss des Fürstentums 
Schwarzburg-Rudolstadt in Betreff der daselbst wohnenden Katlıo- 
lıken an eine der eingerichteten Diözesen zu vermitteln, so ist 
dies augenscheinlich kein Grund, die nachträgliche Einfügung zu 
versagen. Das Natürlichste oder den geographischen Verhält- 
nissen Entsprechendste wäre nun wohl gewesen, wenn man es in 
Rudolstadt ebenso gemacht hätte, wie im Grossherzogtum Weimar, 
wo die Einfügung der katholischen Parochien des Grossherzog- 
tums ın die Diözese Paderborn, wie sie in der Bulle De 
atque Paroe- 


salute animarum ausgesprochen war (verb. „— 
cijas in Territorio Magni Ducis Saxoniae Weimarensis existentes“) 
durch das Grossherzogliche Edikt die kirchlichen Verhältnisse 
betreffend vom 7. Oktober 1823 genehmigt worden war. 
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Der rechtliche Anspruch der katholischen Untertanen des 
Fürstentums Schwarzburg-Rudolstadt auf eine solche nachträg- 
liche Einfügung in die Diözesan-Einrichtung der katholischen 
Kirche lässt sich zweifelsohne schon auf die, wie oben bemerkt 
wurde, durch keinen späteren legislativen Akt beseitigte Be- 
stimmung der Accessions-Urkunde zum Rheinbundsakte gründen. 
welche die ausdrückliche Zusicherung enthält, dass die Aus- 
übung des katholischen Kultus eine dem lutherischen völlig 
gleichberechtigte sein und die Untertanen beiderlei Bekenntnisses 
die nämlichen bürgerlichen und politischen Rechte zu geniessen 
haben sollen, womit selbstverständlich auch die ungehinderte 
Entfaltung der katholischen Kirche in Betreff aller zur Organi- 
sation derselben gehörigen wesentlichen Eimrichtungen aus- 
gesprochen war. Es wird aber jener Rechtsanspruch auch auf 
(rund des Artikels XVI der deutschen Bundesakte anerkannt 
werden müssen, wenn man in demselben, wie es nachgewiesener- 
nassen notwendig ist, das Prinzip der Religionstreiheit in dem 
oben entwickelten Sinne sanktioniert findet und demgemäss auch 
der katholischen Religionspartei im Fürstentum Rudolstadt das- 
jenige zu versagen nicht berechtigt ist, was sich nach katho- 
lischen Rechtsgrundsätzen und nach katholischem Kirchenrecht 
als eine für ihre Organisation wesentliche Forderung heraus- 
stellt. 

Was aber die formelle Seite der Frage betrifit, ob dies 
ein eventuell durch Anrufung des Bundes zu verfolgender 
Rechtsanspruch der Katholiken des Fürstentwns sei, so muss 
auch dies entschieden bejaht werden. Denn der Artikel XVI 
der Bundesakte, abgesehen davon, dass er schon an sich als 
Teil der Bundesakte der verfassungsmässigen Kompetenz der 
Bundesversammlung anheimfällt (Wiener Schlussakte Artikel 17 
und 31), gehört unbestreitbar zu denjenigen besonderen Be- 
stimmungen der Bundesakte, „welche sich (Wiener Schlussakte 
Artikel 53) teils auf Gewährleistung zugesicherter 
Rechte, teils auf bestimmte Verhältnisse der Untertanen be- 
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ziehen“, und in Betreff welcher der Bundesversammlung obliegt, 
„die Erfüllung der durch diese Bestimmungen übernommenen 
Verbindlichkeiten, wenn sieh aus hinreichend begründeten An- 
zeigen der Beteiligten ergibt, dass solche nicht stattgefunden 
habe, zu bewirken“, ohne dass für die etwaige Rekursbeschwerde 
der Katholiken des Fürstentums Rudolstadt von einer Anwen- 
dung des letzten Satzes der Wiener Schlussakte Artikel 53: 
„Die Anwendung der in Gemässheit dieser Verbindlichkeiten 
«etroffenen allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle 
bleibt jedoch den Regierungen allein überlassen“ 
nach Lage der Sache hier die Rede sein könnte, weil es sich 
ja hier nur darum handeln würde, „die Erfüllung“ der in Ar- 
tikel XVI der Bundesakte gegebenen Zusicherung zu bewirken. 
Freilich sind, was hier bemerkt zu werden verdient, im 
Schosse der Bundesversammlung bei der (unseres Wissens) ersten 
Beschwerde, die sich auf Artikel XVI der Bundesakte stützte, 
nämlich in der schon erwähnten von Kettenburgischen Ange- 
legenheit, teils im Minoritäts-Erachten, teils m den Abstimmungen 
emzelner Bundesglieder Zweifel gegen die Kompetenz der Bun- 
desversammlung erhoben worden (Protokolle der deutschen Bun- 
desversammlung von 1853. 10. Sitzung $S 75 8. 260 f. und 
8. Sitzung S 152). Insbesondere hat man dabei die Bestin- 
mung der Bundesakte Artikel VII, wonach da wo es auf „Reli- 
gionsangelegenheiten ankommt*, kein Beschluss durch Stim- 
menmehrheit gefasst werden kann, herbeigezogen und dies 
auch auf die Entscheidung über eine auf Grund des Artikels XVI 
der Bundesakte erhobene Beschwerde, weil es sich hier um 
eine „Religionsangelegenheit“ handle, für anwendbar erklärt. Es 
genügt aber zur Widerlegung dieser völlig unhaltbaren Einwände 
auf die Ausführung des Majoritäts-Erachtens ın der von Ketten- 
burgischen Beschwerdesache und besonders auf die vortreftliche 
österreichische Abstimmung (Protokoll der Bundesver- 
sammlung von 1853 8. 251 f. S. 444 f.) zu verweisen. Offenbar 
können unter „Beschlüssen über Religionsangelegenheiten“ im 
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Artikel VII der Bundesakte nur solche verstanden werden, 
wodurch neue allgemeine Bestimmungen über die Verhältnisse 
der Religionsparteien in Deutschland, einschliesslich einer authen- 
tischen Interpretation über Artikel XVI der Bundesakte ge- 
troffen werden sollen, wie z. B. die Erklärung, dass der Artikel 
anf alle christlichen Religionsparteien oder Sekten zu beziehen, 
oder dass der Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte 
überhaupt in allen Bundesstaaten abhängig vom Religionsbe- 
kenntnis sei, bezogen werden, wogegen die Beurteilung einer 
einzelnen Beschwerde über angebliche Verletzung oder Nichter- 
füllung des in Artikel XVI aufgestellten Grundsatzes unter die 
Regel des Artikels VII der Bundesakte und unter die er- 
klärende Bestimmung des Artikels XI der Wiener Schlussakte 
fällt, wonach die Schlussfassung nach Stimmenmehrheit im engeren 
Rate der Bundesversammlung in allen Fällen statttindet, wo 
bereits feststehende allgemeine Grundsätzein An- 
wendung oder beschlossene Gesetze und Einrichtungen zur Aus- 
führung zu bringen sind. (Vor das Plenum der Bundesversamnmlung 
sehören die Religions-Angelegenheiten an sich überhaupt nicht.) 

Der Unterzeichnete muss daher die erste Frage dahin be- 
antworten, dass die Katholiken des Fürstentums Schwarzburg- 
Rudolstadt allerdings einen, eventuell auchdurchAÄAnrufung 
des Bundes zu verfolgenden Rechtsanspruch darauf 
haben, einer bischöflichen Diözese der katholischen Kirche in 
Deutschland überwiesen zu werden. 

Sache der fürstlichen Staatsregierung würde es sein, diese 
Angelegenheit durch geeignete Verhandlung mit den katholischen 
Kirchenobern zu ordnen und dabei diejenigen Bestimmungen und 
Vorbehalte (etwa nach Analogie des Grossherzoglich Sächsischen 
Edikts vom 7. Oktober 1823) zu machen, welche auch in der 
(segenwart zur Sicherung der Rechte des Staats, insbesondere 
des durch Artikel XVI der Bundesakte nicht berührten sog. Placet 
regium auswärtigen Kirchenobern gegenüber für erforderlich zu 


erachten sind. 
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Die zweite Frage ıst darauf gestellt, ob den Katholiken 
des Fürstentums Schwarzburg-Rudolstadt untersagt oder verwehrt 
werden könne, mit Beihilfe ihres künftigen Diözesan-Bischofs eine 
Pfarrei in Rudolstadt zu errichten, wenn dieselbe genügen. 
dotiert und lebensfühig ist? 

Diese Frage muss unbedingt verneint werden. Die Gründe 
tür diese Verneinung sind die nämlichen, welche bei der Beant- 
wortung der ersten Frage auf der Basis des hier massgebenden 
Rechtsprinzips in Verbindung mit den einschlagenden kirchen- 
rechtlichen Grundsätzen geltend gemacht werden mussten. Denn 
der Zusammenschluss der in örtlicher Vereinigung existierenden 
Bekenner derselben Religion zu einer Gemeinde zum Zweck der 
Betriedigung der kirchlichen Bedürfnisse, zur Ausübung des ge- 
ıneinsamen religiösen Kultus, zur Verwaltung der Sakramente 
und Temporalien muss schon nach allgemeinen Grundsätzen als 
eine der wesentlichsten Konsequenzen und Forderungen freier 
Religionsübung betrachtet werden und der einen Religionspartei 
vonStaats wegen das zu verweigern, was der andern Reli- 
sıonspartei gestattet ist oder nicht verwehrt wird, würden eine 
Rechtsungleichheit involvieren, wie sie nach dem Prinzip 
der Bundesakte Art. XVI in keiner Weise gerechtfertigt werden 
kann. Dass zur Begründung neuer Parochien die Zustimmung 
der Staatsgewalt gefordert wird, ändert in der Sache nichts. 
Denn diese Forderung gilt in gleicher Weise für alle Religions- 
parteien, wenn sie auch vielleicht der protestantischen Kirche 
segenüber vermöge der Vereinigung von Kirchen- und Staats- 
gewalt in einem Subjekt sich formell nicht besonders geltend 
macht. Ein willkürliches Verweigerungsrecht ist aber in jenem 
Zustimmungsrecht nicht enthalten, sondern nur das Prüfungsrecht 
in Betreff der Bdürfnisfrage und der materiellen Voraussetzungen 
für den Fortbestand oder die Lebensfähigkeit der zu errichten- 
den selbständigen örtlichen Religionsgememschaft oder kirchlichen 
Parochie, wie sie in der Frage selbst bereits angedeutet sind. 
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Die dritte Frage, welche dahin lautet: „Sind die hiesigen 
Katholiken, die zur Zeit keine Pfarrgemeinde bilden, rechtlich 
verpflichtet, bei von ihrem Missionarius vorgenommenen 
Taufen, Trauungen u. s. w. Stolgebühren auch an die 
lutherische Pfarrgeistlichkeit (ausser den Abgaben für die 
Einzeichnungen im die Kirchenbücher) zu entrichten, oder liegt 
in einer solchen Anforderung eine Beeinträchtigung der durch 
die Rheinbundsakte resp. die Bundesakte garantierten Rechte“? — 
muss in Betreff der ersten Alternative verneint, hinsichtlich 
der zweiten aber entschieden bejaht werden. 

Denn es ist ein sich ganz von selbst verstehender, keines 
weitern Beweises bedürfender, Rechtsgrundsatz, dass jede Gemein- 
schaft nur an ihre eigenen Glieder Anforderungen stellen und 
ihnen Lasten oder Verbindliehkeiten auflegen kann. Dies muss an 
sich auch von allen Religionsgemeinschaften gelten, die im Verhält- 
nis zueinander resp. andern noch nicht organisierten Religions- 
bekennern gegenüber nur negative Pflichten haben, wie sich aus 
der notwendigen Achtung und Unverletzlichkeit jeder fremden 
Rechtssphäre ergeben. Wenn es aber dessenungeachtet nach den 
früheren Verhältnissen der Religionsparteien in Deutschland häufig 
vorkam, dass Protestanten an die katholische Geistlichkeit und 
Katholiken an die protestantischen Geistlichen des Orts die sog. 
jura stolae auch für die von ihrem eigenen Geistlichen vollzogenen 
actus ıninisteriales zu entrichten hatten und wenn gegenwärtig 
noch solche Anomalien vorkommen, so erklärt sich dies nur aus 
der Bedeutung des landesherrlichen jus reformandi, vermöge 
(dessen die Zulassung oder Duldung einer anderen Religion als 
der sog. herrschenden des Landes von Bedingungen, also 
auch von der Uebernahme besonderer Pflichten oder Lasten ab- 
hängig gemacht werden konnte, die weiter nichts als das noch 
herrschende Prinzip der Rechtsungleichheit der ver- 
schiedenen Religionsparteien im Verhältnis zum Staat bekundeten. 
Denn nur von Landeshoheits- oder Staats wegen konnten der- 
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gleichen Verpflichtungen als Rechtspflichten begründet 
werden. 

Mit der Aenderung des Prinzips müssen aber notwendig 
auch diese Anomalien fallen, es können nicht Rechte der einen 
und resp. Pflichten der anderen Religionspartei ferneren recht- 
lichen Bestand haben, die im oflenbarsten Widerspruch mit dem 
nun herrschend gewordenen Prinzip stehen, und wenn es auch 
zur Beseitigung des anomalen Zustandes einer obrigkeitlichen 
Verfügung oder Anordnung bedarf, so ist doch die Verpflichtung 
der Obrigkeit zum Erlass einer solchen unverkennbar gegeben. 
Demgemäss hätte allerdings schon infolge der in der Rheinbunds- 
Accessionsakte ausgesprochenen völligen Rechtsgleichheit der Ka- 
tholiken mit den Lutheranern eine Befreiung der ersteren von der 
Errichtung der sog. Stolgebühren an die lutherische Geistlichkeit 
ausgesprochen werden können und sollen und es kann nach der 
Ansicht des Unterzeichneten gar keinem Zweifel unterliegen, dass 
dies kraft der in der Bundesakte Art. XVI enthaltenen Garan- 
tie der Rechtsgleichheit der christlichen Religionsparteien im 
Verhältnis zum Staat geschehen muss, dass also die Katholiken 
in Rudolstadt, auch wenn sie zur Zeit noch keine Pfarrgemeinde 
bilden, zur Fortentrichtung jener Stolgebühren nicht für ver- 
pflichtet erachtet werden können, abgesehen von den Abgaben 
für die Einzeichnung in die Kirchenbücher, welche so lange fort- 
bestehen, bis die Katholiken eine eigene vom Staat anerkannte 
Pfarrgemeinde bilden und damit das Recht zur Führung eines 
eigenen Kirchenbuches mit publica fides von Staats wegen erhalten. 

Dass die lutherische Pfarrgeistlichkeit durch Aufhebung der 
von den Katholiken bisher bezogenen Stolgebühren, sei es mit 
oder ohne Einrichtung einer katholischen Pfarrei in Rudolstadt, 
eine Einbusse erleidet, kommt rechtlich an sich gar nicht ın Be- 
tracht. Die Frage wäre nur, ob sich auf den herkömmlichen 
Bezug jener Stolgebühren für sie ein jus quaesitum, ein wohler- 
worbenes Recht begründen lasse, welches ıhr rechtlich nicht ent- 


zogen werden dürfe, wenigstens nicht ohne Entschädigung der 


12 Abhandlungen. 


zeitigen Inhaber des Pfarramts? Der Begriff des wohlerworbenen 
Rechts leidet aber offenbar hier keine Anwendung. Die Ver- 
hältnisse der verschiedenen Religionsparteien im Staate zueinander 
(abgesehen von besonderen spectiali titulo möglicherweise begrün- 
deten Rechten) sind durchaus juris publici. Sie hängen von den 
Anordnungen der Staatsgewalt ab, und keine Partei kann fordern, 
dass ein Zustand, der für sie mit Vorteilen verbunden war, des- 
halb fortdauern oder diese Vorteile selbst als wohlerworbene 
Rechte in Anspruch nehmen (vgl. deutsches Staats- und Bundes- 
recht Tl. Il. $ 150 der 2. Auflage). Dass der Bezug von Stol- 
sgebühren seitens der lutherischen Pfarrgeistlichkeit von Katho- 
liken für geistliche Handlungen, die von katholischen Geistlichen 
vollzogen wurden, nicht zu den Befugnissen gehöre, welche aus 
der eigenen natürlichen Rechtssphäre der bisher Berechtigten 
fliessen, liegt auf der Hand. Nur das frühere Verhältnis blosser 
Duldung der Katholiken seitens der landesherrlichen oder 
Staatsgewalt erklärt die stattgefundene Verleihung einer solchen 
Befugnis an die herrschende Kirche resp. die Konnivenz in Be- 
trefi ıhres Fortbestandes. Wenn sich also auch der Ursprung 
der fraglichen Berechtigung der lutherischen Pfarrgeistlichen auf 
den landesherrlichen Erlass vom 21. Aug. 1771 zurückführen 
lässt, so kann keine Frage sein, dass sich dieselbe auf demselben 
Wege beseitigen oder durch eine deklaratorische Verordnung 
als unvereinbar mit der bundesrechtlichen Gleichberechtigung der 
katholischen Religionspartei hinstellen lässt. Will man aber die 
bisherige Erhebung der jura stolae von den Katholiken auf das 
Herkommen stützen, so ist ein Herkommen im Sinne von 
Verjährung, die einen zum wohlerworbenen Rechte ertorder- 
lichen speziellen Rechtstitel gewähren würde, hier nicht möglich, 
im Sinne von Gewohnheitsrecht aber nicht geeignet, die 
zur Existenz eines wohlerworbenen Rechts notwendige Voraus- 
setzung zu erfüllen und in seiner rechtlichen Bedeutung nichts 
anders, jedenfalls nicht mehr als Gesetz oder constitutio principis. 

Da übrigens in der species facti und der aufgestellten Fraxe 
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nur von Stolgebühren oder Abgaben für geistliche Amts- 
handlungen, nicht aber von andern kirchlichen Lasten und Lei- 
stungen die Rede ist, die sich in Deutschland häufig als ding- 
liche, auf den Grundstücken ruliende Lasten entwickelt haben 
und deshalb von jedem Grundbesitzer olme Rücksicht auf die 
Konfession zu tragen sind, so ist auch auf diese letzteren nicht 
weiter einzugehen. Es ist aber bemerkenswert, dass die neueren 
(sesetze mit der Anerkennung des Prinzips der Rechtsgleichheit der 
christlichen Religionsparteien auch die Aufliebung des persönlichen 
Pfarrzwanges für andere Religionsbekenner ohne Entschä- 
digung als notwendige Konsequenz ausgesprochen haben, wenn 
sie auch zugleich den Fortbestand der rein dinglichen Lasten 
anerkennen. Dies ist z. B. auch in dem Grossherzoglich We i- 
marischen Edikt vom 7. Oktober 1823 $ 14 geschehen und 
ebenso bestimmt die Königlich Hannoverische Verordnung 
von 28. September 1824 als Konsequenz des aner- 
kannten Prinzips der freien und gleichen Re- 
lisionsübung der christlichen Religionsparteien in der schon 
hervorgehobenen Bestimmung unter Nr. 2 die Aufhebung der an 
(zeistliche anderer Konfession bisher entrichteten Stolgebühren 
und fügt noch ausdrücklich bei: „Folglich 3. haben diejenigen 
Einwohner, welche sich zu einer andern christlichen Konfession 
bekennen, als wozu die ordentliche Parochie des Orts gehört, die 
Stolgebühren nur an denjenigen Geistlichen ihrer Kon- 
fession zu entrichten, dessen Parochie sie bestimmt zugewiesen 
werden oder welcher, wenn dies nicht der Fall wäre, den 
Parochialakt verrichtet hat. Nur in dem Falle 
könnenStolgebühren von dem Geistlichen einer 
andern Konfession verlangt werden, wenn 
dieserum die Vornahme einer Amtshandlung er- 
suchtist und solche wirklich vorgenommen hat“. 
Denselben Grundsatz, dass nur für die auf Nachsuchen wirklich 
geleisteten Dienste von Geistlichen einer andern Konfession Stol- 
gebüliren verlangt werden können, erkennt endlich auch das 
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Königlich Bayerische Edikt über die äussern Rechtsverhält- 
nisse der kirchlichen Gesellschaften vom 26. Mai 1818 8 85—89 
an, und es wird sich kein Beispiel einer gegenteiligen Bestimmung 
in der neueren deutschen Gesetzgebung auffinden lassen. 


Göttingen im April 1866. 
Dr. H. A. Zachariae. 


Zur Begriffsbestimmung des Kirchenrechts. 


Von 


Landrichter Dr. Friedrich, 


Privatdozent für Kirchenrecht in (riessen. 


Die rechtshistorische Methode d. i. diejenige, welche 
bei Betrachtung der menschlichen Geschehnisse Rechtsbegrifte 
herauszuschälen sucht, um diese wiederum bei Bewertung der 
(seschehnisse zu benutzen, ist zur Begriftsbestimmung des Kirchen- 
rechts im engeren Sinne, des eigentlichen kirchlichen Rechts 
nicht gelangt. Sie hat sich darauf beschränkt, das Kirchenrecht 
im weiteren Sinne, iın Lehrsinne, zu definieren als den Inbegriff 
(derjenigen Sätze, welche sich auf die Rechtsverhältnisse der 
Kirchen und Religionsgesellschaften beziehen!. Wenn sie dann 
innerhalb des so geschaffenen Rahmens zwischen katholischen, 
evangelischem und staatlichem Kirchenrecht unterscheidet und 
(diese einzelnen Rechtsarten zu einander in Beziehung setzt, wird 
sie jenach dem Begriff des „Rechts“, den sie dabei zugrunde legt, 
‚u verschiedenen Ergebnissen kommen. Stellt sie sich auf den 
Standpunkt des modernen staatlichen Souveränitätsgedankens in 
seiner extremsten Ausgestaltung und bezeichnet den Staat als 
(lie oberste und in letzter Instanz einzige Quelle, aus der alles 
Recht direkt oder indirekt fliesst, so wird man neben rein staat- 
lichem Kirchenrecht nur autonomische im Sinne von abgeleiteter 
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unselbständiger kirchlicher Rechtssatzung gelten lassen können !. 
Dann „bestimmt der Staat kraft seiner Souveränität, welche kir- 
chenrechtlichen Materien er selbst gesetzlich zu ordnen für er- 
forderlich hält und zieht damit die Grenzen zwischen seiner und 
der kirchlichen Gesetzgebung“. Dann ist „ein juristischer Grenz- 
streit zwischen Staat und Kirche begrittlich unmöglich, da die 
Kirche rechtlich dem Staate nicht gleichartig, sondern untertan 
ist“. Dann „reicht die Selbständigkeit der Kirchen- und Reli- 
gionsgesellschaften, auf dem Wege der innerkirchlichen Rechts- 
bildung Kirchenrecht zu erzeugen“ gerade soweit, als „der Staat 
nicht aus seiner souveränen Machtvollkonmenheit kirchliche Ver- 
hältnisse regelt“ ?. Damit ist die Selbständigkeit der Kirche in 
ihr Gegenteil verwandelt. Ueber ihr schwebt alle Zeit das Da- 
moklesschwert der Vernichtung ihrer Eigenart; der Staat ist 
Jederzeit berechtigt, alle innerkirchlichen Verhältnisse zu ordnen, 
dem Prinzip der Einheit von Staat und Kirche im Sinne des 
Staatskirchentuns zum Siege zu verhelfen, dann verdient aber 
auch das kirchliche Recht nicht den Namen des Kirchenrechts ; 
es ist Statut gleich denjenigen staatlicher Verbände, es ist auto- 
nome Satzung, weil ilım der Staat diesen Charakter verliehen 
hat und solange, bis er ihm diesen wieder entreisst. Ein sel))- 
ständiges kirchliches Recht, Kirchenrecht im engeren Sinne exi- 
stiert nicht. Fasst man dagegen den Begriff des „Rechts“ weiter, 
als es Zorn tut, und definiert ıhn als den „Inbegriff der Nor- 
men, welche innerhalb eines örtlich oder personal bestimmten 
Kreises von Menschen deren Zusammenleben ordnen“, dann 
„kann die Existenz des Rechts nicht von seiner staatlichen An- 
erkennung abhängig gemacht werden“, und wenn man auch nicht 
soweit zu gehen braucht zu sagen, dass umgekehrt „der Staat den 
Begriff des Rechts voraussetze*, so wird doch jedenfalls „nicht 
zugestanden werden können, ein Kirchenrecht nur soweit als 
existent anzunehmen, als es vom Staate geboten oder erzwungen 
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wird“ !. Dann ist die Möglichkeit eines selbständigen, von der 
Kirche erzeugten Rechts gegeben, und insoweit die Kirche dem 
Staate die Befugnis zuerkennt, gesetzgeberisch in ihre inneren 
Verhältnisse einzugreifen, hat sie eben zu gunsten des Staates 
auf ihre Zuständigkeit verzichtet. Freilich ist damit die Eigenart 
des kirchlichen Rechts nicht bezeichnet. Friedberg bringst 
nur die einzelnen Rechtsquellen und Rechtssätze in historischer 
Entwicklung und als historisch gewordenes Recht, ohne zur Be- 
sriftsbestimmung des Kirchenrechts im engeren Sinne zu schrei- 
ten. Während sich nun aber aus dem Begriffe des Rechts, den 
Friedberg gibt, und seinem Kirchenbegrifi („sowohl die Ge- 
samtheit derjenigen, welche durch die Taufe den christlichen 
(rlauben bekennen, als auch die Anstalt, welche zur Erhaltung 
und Ausbreitung des christlichen Glaubens vorhanden ist“) ? un- 
schwer der Begriff des Kirchenrechts bestimmen lässt, — wobei 
wohl auch die Gesamtheit der Getauften als grundsätzlich recht- 
lich fassbar zu bezeichnen wäre — entfällt diese Möglichkeit bei 
den Vertretern der kirchenhistorischen Methode, näm- 
lich derjenigen, welche den historischen Glaubensbegriff „Kirche“ 
bei der Begriffsbestimmung des Kirchenrechts heranzieht. So 
wenn Sohm die ecclesia, die Gesamtgemeinde, die gesamte 
C'hristenheit definiert als das Volk Gottes, den Leib Christi, die 
Praut des Herrn“? und die Kirche im Sinne Luthers als „die 
Versammlung der Gläubigen in Christi Namen d. h. als jede Ver- 
sammlung der Gläubigen um Wort und Sakrament“ * als „das 
sichtbar werdende Reich Gottes, Christi“ als „das Hinmelreich“°., 
Denn wer „gläubig“ ist, vermag kein Mensch und kein mensch- 
liches Gesetz festzustellen, und wen die Kirche dafür halten will, 
muss ihr vom rechtlichen Standpunkte aus betrachtet als ihr 
heiligstes Internum überlassen bleiben. Die Kirche der Urzeit 
und der Reformation, wie sie Sohm erfasst hat, ıst freilich der 
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rechtlichen Organisation nicht fähig. Dieser Begriff der Kirche 
vermag sich keinem wie immer gearteten Begriff des Rechts zu 
amalgamieren. Für Sohm kann es ein Kirchenrecht im Sinne 
von durch die Kirche erzeugtem Recht nicht geben. — Anders 
von Schulte!. Er tritt an die Begrifisbestimmung des Kir- 
chenrechts heran und gibt sie, indem er sagt: „Kirchenrecht ıst 
der Inbegriff derjenigen Sätze, welche das Leben der Kirche als 
äusserer sielhitbarer Gemeinschaft und Anstalt bestimmen, der In- 
begriff aller Normen für das Leben der Kirche im Verhältnisse 
zu ihren Gliedern und den ausserhalb ihrer Stehenden, sowie der 
einzelnen Kirchenglieder in ihren äusseren kirchlichen Beziehun- 
gen“. Gegen diese Detinition wäre auf den ersten Blick juri- 
stisch nichts einzuwenden — wenn nicht auch Schulte den 
(ilaubensbegrift der Kirche dabei angewandt wissen wollte. Die 
Kirche ist ıhm „die Gremeinschaft in Christo“, „innerlich die Ge- 
nieinschaft der an Christus Glaubenden und seine Gebote Halten- 
den, äusserlich die Gemeinschaft jener, welche sich zu Christus 
bekennen und die zur Verkündigung der Lehre und der Spen- 
dung der Gnadenmittel Christi gebildete Anstalt“?, Also auch 
hier sind Fermente der christlichen Glaubenslehre in die Deti- 
nition aufgenommen, während die Feststellung des „christlichen 
Glaubens“, sein Inhalt, die Art, wie er etwa aus der Bibel, den 
Symbolen, den Bekenntnisschriften zu entnehmen und zu bestim- 
men ist, der Kirche als der allein hierfür zuständigen mensch- 
lichen Instanz hätte überlassen werden müssen. Der Jurist hat 
als soleher mit dem Glauben nichts zu tun. Das Gebiet des 
(rlaubens ist für ılın ein unbekanntes und unerreichbares Land. 

Eine philosophierende, rein konstruktive Methode, die man 
wohl eme philosophische nennen darf, sucht dureh Heran- 
ziehung teils logischer, ethischer und rechtlicher, teils religiöser 
Begriffe die Definition des Kirchenrechts zu bewerkstelligen und 
lässt sich mithin in die Sondermethoden der rechtsphiloso- 
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phischen und der religionsphilosophischen Be- 
trachtung zergliedern. 

Die rechtsphilosophische Methode ist vor allem 
vertreten durch Gerlachs „logisch-Juristiiche Abhandlung 
über die Definition des Kirchenrechts“ !. Gerlach operiert nach 
den Gesetzen der Logik, die Essentialien des Kirchen- und des 
Rechtsbegrifis reinlich scheidend und abwägend, und kommt auf 
dem Wege der Begriffs-Arithmetik zu folgendem Ergebnis: Kir- 
chenrecht ist die äussere erzwingbare Ordnung der von Christus 
gestifteten Religionsgesellschaft. Abgesehen von dem Protest, den 
die modernste historische Theologie gegen die Behauptung, dass 
die Kirche von C'hristus und nicht etwa von Paulus gestiftet sei, 
wird einlegen wollen, ist die Definition, wenn Gerlach unter äus- 
serer Ordnung auch die Ordnung des Verhältnisses der Kirche 
zum Staat und zu anderen Religionsgesellschaften mitumfasst, zu 
weit. Sie ist nichtssagend, wenn er die äussere Ordnung im 
Gegensatz zur innerlichen Glaubensgememschaft hat betonen wol- 
len, denn jede Ordnung im Rechtssinne ist eine äussere. Nie ist 
irreführend, wenn er unter Äusserer Ordnung nur die Bezielhun- 
sen der Kirche nach aussen hin versteht, da gerade die inner- 
kirchliche Verfassung und Verwaltung den wesentlichsten Bestand- 
teil auch des Kirchenrechts im weitesten Sinne bildet. — Gegen 
die „lögisch-juristische* Art Gerlachs polemisiert Karl 
Gross in seiner akademischen ÄAntrittsvorlesung aus dem Jahre 
1872°?. Er erkennt mit Recht als die objektive Grundlage des 
Kirchenrechts „die Verhältnisse und Beziehungen, welche durch 
das Leben der Menschen in jenem besonderen Kulturkreise oder 
(zemeinwesen, das man Kirche nennt, hervorgerufen oder erzeugt 
werden, in denen die Menschen vermöge ihrer Eigenschaft als 
Glieder der Kirche stehen“. Kirchenrecht ist ihm dann der In- 
begriff der diese Verhältnisse ordnenden Normen. Aber er gibt 
weder einen Begriff des Rechts noch einen solchen der Kirche 
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und bewest sich in einem Zirkel. Denn genauer besehen sagt 
er nur: Kirchenrecht ıst das Recht, insoweit es sich auf die 
Kirche bezieht. Damit ist aber der Eigenart des Kirchenrechts 
keineswegs Rechnung getragen. Aehnlich verhält es sich mit 
Jakobsons „kirchenrechtlichen Versuchen zur Begründung 
eines Systems des Kirchenrechts®!. — Die subjektive i. S. von 
„in den beteiligten Subjekten liegende“ Seite des Kirchenrechts 
hat Friedrich Hegel in seiner 1820 erschienenen „Philo- 
sophie des Rechts“ angedeutet — freilich nur angedeutet, da sich 
ja die Existenzberechtigung des Kirchenrechts mit seiner Grund- 
anschauung von der Omnipotenz des Staates in der Rechtssphäre 
nicht verträgt. Er geht davon aus, dass die wahrhafte Relivion 
ohne negative oder polemische Richtung gegen den Staat sei, 
weil dieser selbst als göttlicher Wille, als gegenwärtiger sich zur 
(sestalt und Organisation einer Welt entfaltender Geist ange- 
sehen werden müsse. Da das Geschäft des religiösen Kultus in 
Handlungen und Lelre bestehe, sie dazu Besitztümer und Eigen- 
tum sowie dem Dienst der Gemeinde gewidmete Individuen be- 
nötige, trete die Kirche insoweit aus dem Inneren ins Weltliche 
und damit ın das Gebiet des Staats herüber, stelle sich dadurch 
unmittelbar unter seine Gesetze. Wesentlich aber bleibe der 
Staat von der Rehgion dadurch unterschieden, dass, was er for- 
dere, die Gestalt einer rechtlichen Pflicht habe, und dass es 
gleichgültig sei, in welcher Gemütsweise geleistet werde. Das 
Feld der Religion dagegen sei die Innerlichkeit und so wie der 
Staat, wenn er auf religiöse Weise fordere, das Recht der Inner- 
lichkeit verletze, so arte die Kirche, die wie ein Staat handele 
und Strafen auferlege, in eine tyrannısche Religion aus. Wir 


gewinnen aus diesen Gedankengängen — wenn wir Hegels 
prinzipiellen Standpunkt ausser Acht lassen — zwei Kriterien 
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Tatsache der christlichen Religion, des christlichen Glaubens für 
alle in Betracht kommenden menschlichen Handlungen. — Frei- 
lich dass diese Verhältnisse und Handlungen kirchen-rechtlich 
1. 8. v. kirchlich-rechtlich geordnet werden könnten, verträgt sich 
mit Hegels Grundanschauung von der staatlichen Gesetzge- 
bungsgewalt als einziger Rechtsquelle nicht. Er negiert vielmehr 
die Möglichkeit eines selbständigen kirchlichen Rechts. Dieselbe 
Ansicht vertreten von Neueren insbesondere Otto Meyer und 
Thudichum, welch letzterer mit besonderer Schärfe jegliche 
kirchliche Rechtsordnung in unserem heutigen Rechtszustand in 
Abrede gestellt hat und nur kirchliche „Beliebungen“ anerkennen 
will. Diese Auffassung kann aber keineswegs als die in der 
Rechtswissenschaft vorherrschende bezeichnet werden; es sind 
vielmehr gerade von rechtsphilosophischer Seite und auf Grund 
rechtsphilosophischer Betrachtung gewichtige Bedenken gegen sie 
geltend gemacht worden. Ich brauche nur hinzuweisen auf den 
Streit der Meinungen, den Otto Meyer einerseits, von 
Scheurl, Bierling und Dove andererseits in der Zeit- 
schrift für Kirchenrecht resp. in ihren Lehrbüchern ausgefochten 
haben, und ich kann nur dem beitreten, was Hinschius! dazu 
bemerkt, dass man zwar die Frage, ob der Staat allein Recht zu 
erzeugen imstande sei, und ob staatlicher Zwang zum Wesen des 
Rechts gehöre, verneinen kann, und dass trotzdem damit noch 
nichts über die Selbständigkeit des Kirchenrechts entschieden 
ist. — Diese Selbständigkeit des Kirchenrechts hat bekanntlich 
Hinschius? für den heutigen positiven Rechtszustand mit 
Wärme vertreten. Er bestreitet auf Grund des ethischen und 
Rechtsprinzips der Auseinanderhaltung von Staat und Kirche 
und seiner Ausgestaltung im modernen Recht, dass die heutige 
Rechtsstellung der Kirche auf die Ausübung staatlicher oder in- 
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direkt staatlicher Funktionen, auf die durch staatliche Legitima- 
tion erfolgte Ausstattung mit solchen Befugnissen gestützt wer- 
den könne. Die Kirchen erfüllen vielmehr nach seiner Auffas- 
sung ihre kirchlichen Aufgaben kraft ihrer eigenen, nicht kraft 
staatlich abgeleiteter Befugnis. Die Normen hierfür — das 
Kirchenrecht — sind ihm objektives und zwar nicht staatliches, 
sondern selbständiges kirchliches Recht. 

Eine zwischen der rechtsplilosophischen und der religions- 
philosophischen vermittelnde Richtung schlagen diejenigen ein, 
welche wie Karl Köhler! nach dem Vorgang Rosshirts? 
das Kirchenrecht als Teil der praktischen Theologie behandeln, 
zur theologia iuridica stempeln. Köhler gelangt so zur Deti- 
nition des Kirchenrechts als des Inbegriffs der von der Kirche 
entwickelten Normen des gemeinsamen Lebens, deren Befolgung 
die Kirche als für ihren äusseren Bestand notwendig von all 
ihren Gliedern fordert. Oftenbar ist hier der Rechtsbegriff nicht 
scharf genug gefasst; auch wird der Begrift der Kirche im Rechts- 
sinne als bekannt vorausgesetzt — erfährt auch ın den der obi- 
gen Begriftsbestimmung vorausgehenden theologisierenden Ka- 
piteln keineswegs eine genaue Umgrenzung —; endlich ist der 
Inhalt des kirchlichen Rechts nicht präzise genug bezeichnet. — 
Zu allgemein und wegen Verwendung eines theologischen Begrifts 
anfechtbar erscheint auch dievon Kirchenheim’ übernon- 
mene Begrifisbestimmung, die Kahl in seinem Lehrsystem des 
Kirchenrechts und der Kirchenpolitik * dahin gibt: Kirchenrecht 
ist die Gemeinschaftsordnung der gesellschaftlich gegliederten 
Bekenner der christlichen „Offenbarung“. 

Die rein-religionsphilosophische richtiger: konfessionell-philo- 
sophische Methode hat — abgesehen von vielem Guten, wozu 
insbesondere die, wenn auch stark konfessionell gefärbten Be- 
griftsbestimmungen von Phillips® und Bendix‘® zu rechnen 
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sind, eigentümliche Blüten gezeitigt, die fast mehr als curiosa zu 
behandeln sind. So wenn Ginzel in seinem Oesterreichischen 
Kirchenrecht! dieses bestimmt als „die sittliche und gesellige 
Ordnung, welche der Erlöser in jener Körperschaft, die da sein 
Leib ist, als das Haupt derselben grundgelest hat und durch den 
heiligen Geist mittels des von ihm gesetzten Apostolats immer- 
fort zu dem Zwecke erhält und entwickelt, dass die Gesamtheit 
wie jedes einzelne Glied derselben geheiliget und beseliget werde*. 
— Da mutet in der Tat die Offenheit noch mehr an, mit der 
Bouix in dem tractatus de principiis iuris canonici * im End- 
ergebnis den Kirchenrechtsbegriff dahin entwickelt: „Kirchen- 
recht sei alles, was seine Heiligkeit der Papst für das geistige 
Wohl und die ewige Seligkeit der Gläubigen anzuordnen 
finde“ ?, 

Damit sind die seither angewandten Methoden, um zur Be- 
griffsbestimmung des Kirchenrechts zu gelangen, im wesentlichen 
erschöpft, ohne dass wir aus den aufgestellten Begriffen von der 
Eigenart auch nur des heutigen deutschen Kirchenrechts eine 
klare Einsicht erlangt hätten. | 

Wenn ich nunmehr mit einem neuen methodologischen Ver- 
such an meine Aufgabe herantrete, so geschieht es nicht in der 
Absicht, die zahlreichen Definitionen des Kirchenrechts um eine 
weitere, vielleicht recht problematische zu vermehren. Es ge- 
schieht vielmehr, um eine Methode an einem spröden und ihr 
anscheinend völlig unzugänglichen Rechtsstoff zu erproben, die 
ich während mehr als achtjähriger praktischer Tätigkeit auf allen 
Gebieten des Strafrechts bereits erprobt habe ®. Es ist dies die 
Methode, welche die historischen facta entwicklungsgeschichtlich 
bis zur Gegenwart analysiert und die sich insofern durchaus mit 


ı Wien 57. ® Monast. 53. 

3 Wie es Gross a. a. O. S. 7 treffend formuliert hat. 

* Das Ergebnis meiner Erfahrungen werde ich demnächst in einer „Die 
Bestrafung der Motive und die Motive der Bestrafung“ betitelten Schrift 
veröffentlichen. 
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dem Programm deckt, das Ulrich Stutz ın einer zur Feier des 
27. Januar 1905 in Bonn gehaltenen Rede als das zunächst er- 
strebenswerteste Ziel der Kirchenrechtswissenschaft hingestellt und 
in seinem 1904 erschienenen Abriss des Kirchenrechts in von 
Holtzendorff-Kohlers Rechtsenzyklopädie bereits verwirklicht hat: 
Die Forderung einer von der Dogmatik des Kirchenrechts ge- 
trennten kirchlichen Rechtsgeschichte oder wie ich sie nennen 
möchte: Kirchenrechtsgeschichte — im Sinne Mommsens, wenn 
er die juristische Betrachtung der Geschichte formuliert als „das 
genetische Verständnis auch für Dinge, die sich nie und nirgends 
begeben haben, wenigstens mit den Beweismitteln der Geschichts- 
forschung nicht darzutun sind“. — Aber meine Methode erstrebt 
noch mehr. Sie nimmt aus der Philosophie, spezieller der Psycho- 
logie die Maximen, nach denen sie die facta verbindet und unter 
einander in Beziehung setzt. Sie fragt nicht nur nach Ursache 
und Wrrkung, sondern sie forscht auch nach den Willensmotiven 
der verursachenden und bewirkenden Menschen. Und sie sucht 
unter diesen Motiven wiederum dasjenige zu ergründen, das, wie 
man in der strafrechtlichen Lehre vom subjektiven Kausalzu- 
sammenhang wohl zu sagen pflegt, dem Willen die entscheidende 
Richtung auf den Erfolg gibt, besser: ohne welches die Hand- 
lung nicht wäre, und welches als das ausschlaggebende, wich- 
tigste, die übrigen Motive überwuchernde, von keinem Gegenmo- 
tiv zu paralysierende Motiv anzusehen ist. Aber noch mehr. Sie 
sucht auf das Rechtsgebiet angewandt die Motive des Gesetz- 
gebers in Beziehung zu setzen zu den Motiven der vom Gesetz 
betroffenen Menschen. Um bei dem Beispiel des Strafrechts zu 
bleiben: Sie sucht eine angemessene Bestrafung des Verbrechers 
herbeizuführen durch Vergleichung der Motive zur Tat mit den 
Motiven des Strafausspruchs des Richters und des Strafanspruchs 
(les Staats. Sie sucht darzutun, dass wir es bei all diesen Mo- 
tiven mit notwendigen Korrelaten zu tun haben. 

Ich kann in diesem Zusammenhang nicht unternehmen, die 
Verwertbarkeit dieser Methode, die man wohl als eine historisch- 
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psychologische bezeichnen könnte, für die Abgrenzung der 
Rechtsdisziplinen oder für die historische oder dogmatische oder 
gesetzpolitische Abgrenzung der Rechtsinstitute und Rechtsver- 
hältnisse zu untersuchen. Ich muss vielmehr ihre allgemeine 
Brauchbarkeit oder Haltlosigkeit dahingestellt sein lassen und 
will sie lediglich zur Lösung meiner Aufgabe anzuwenden ver- 
suchen. Sie muss sich zunächst bewähren bei der Begrifisbe- 
stimmung von „Recht“ uud „Kirche“. Sie soll aber weiter auch 
dem Zwecke dienen, irgend einen Satz aus einem Kirchenver- 
fassungsgesetz zu diesen Definitionen in Beziehung zu setzen und 
so die Eigenart des Kirchenrechts im engeren Sinne erkennen 
zu lassen. 

Was ist das Recht? Ich lasse die Streitfrage auf sich be- 
ruhen, ob das Recht früher war als der Staat und nehme mit 
Gierke an, dass Staat und Recht zusammen entstanden sind. 
Welches sind nun die Begrittismerkmale des Rechts? Oder nach 
unserer Methode: Aus welchen menschlichen Motiven heraus ist 
das Recht geschaften worden, und welche menschlichen Motive 
sollen durch Schaffung des Rechts getroffen werden? Ich ver- 
mag bei der allgemeinen Fassung der Frage keine anderen zu 
finden als wirtschaftliche und Macht-Motive; alle anderen Motive 
spielen bei Aufstellung des allgemeinen Rechtsbegriffs eine unter- 
geordnete Rolle und können dabei unberücksichtigt bleiben. Die 
wirtschaftliche und Macht-Betätigung des Willens der einzelnen 
soll durch das Recht abgegrenzt werden. Ein gemeinsamer, all- 
gemeiner Wille mit der Möglichkeit, sich im Zwangswege durch- 
zusetzen, sollte geschaffen werden. Mit der Möglichkeit erzwungen 
zu werden. So entsteht der Gegensatz von Herrschenden und 
Gehorchenden, von Herrscher und Volk. Dieser Gegensatz muss 
ebenso wie die Schaffung des allgemeinen Willens von beiden aner- 
kannt werden. Dieses Anerkenntnis, gleichgültig ob es ausdrück- 
lich oder stillschweigend, ob es freiwillig oder erzwungen — durch 
psychischen, physischen, wirtschaftlichen Zwang — oder wie sonst 
es erfolgt, bildet, soweit ich sehen kann, den Urgrund, den letzten 
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verpflichtenden Grund des Rechts!. — Die generelle Möglich- 
keit der Erzwingung des allgemeinen Willens muss bestehen. Da- 
mit ist gesagt, dass der Zwang kein wesentliches Kriterium des 
Rechts ist — eine Ansicht, die bekanntlich Thon? in seiner 
Schrift „Rechtsnorm und subjektives Recht“ überzeugend ver- 
treten hat, während die meisten anderen, z. B. Otto Meyer, 
Karl Köhler’, insbesondere Ihering in seinem „Zweck im 
Recht“ die gegenteilige Auffassung verfechten. — Die generelle 
Möglichkeit des Zwangs muss bestehen. Ob das Recht bei dem 
Anwendungsversuche im Einzelfalle erzwungen, verwirklicht wird, 
ist selbstverständlich für seine tatsächliche und begriffliche Exi- 
stenz vollkommen gleichgültig. Anders bei der generellen Unmög- 
lichkeit der Erzwingung. Wenn der Richter eine Lokalpolizei- 
verordnung, weil mit den Grundsätzen der Staatsverfassung oder 
etwa des Strafgesetzbuchs in Widerspruch stehend, rechtskräftig 
für ungültig erklärt hat, oder wenn das Volk im Wege der Re- 
volution die Verfassung stürzt, so hört das olnmächtig gewordene 
Recht auf zu existieren, zu gelten, weil ihm der verpflichtende 
Rechtsboden entzogen worden ist, weil ihm die Anerkennung 
fehlt — im ersten Falle des Herrschers, in dessen Namen der 
Richter handelt, im zweiten Falle des Nicht-mehr-Gehorchenden. 
Mit anderen Worten: Die generelle Erzwingbarkeit des Rechts 
ist mit seiner Anerkennung gegeben. — Sobald aber die tatsäch- 
lich erfolgte und anerkannte Beschränkung der Willensmotive 
des einzelnen zu gunsten der anderen und der Gesamtheit sich 
im Bewusstsein festgesetzt hatte, bedurfte es der äusserlich jeder- 
mann verständlichen Formulierung durch Worte, wenn auch die 
rechtsgeschäftliche stumme Symbolik und die gewohnheitsmässige 
Uebung in primitiven Verhältnissen die — aber dann im Bewusst- 
sein bereits formulierte — Wortformel ersetzt haben mag. — 


! So auch Bierling in „Kritik jurist. Grundbegriffe“ I S. 160 ff.; vergl. 
ders, in Ztschr. f. K.R. X S. 442, XIII S. 256 ft. 
? Achnlich Puchta in „Einl. in d. Recht d. Kirche®. Leipzig 40 S. 71, 
Trendelenburg „Naturreeht* (2) & 46 8. 9%. 
® Ztschr. f. prakt. Theol. II 80 8. 312. 
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Wir können somit das Recht definieren als: Die (von Herrscher 
und Volk) anerkannte (= generell erzwingbare) Wortformel 
zur Regelung der wirtschaftlichen und Macht- 
verhältnisse der Menschen. 

Welches ıst nun das der Kirche im Rechtssinne eigentün- 
liche Rechtsgebiet? Ich wäre versucht hierher die Definition zu 
übernelimen, die Otto Meyer in seinen „Institutionen des 
gemeinen deutschen Kirchenrechts® gegeben hat und die da 
lautet: „Die Kirche ist der christliche Verein, der individualisiert 
wird durch sein Symbol d. h. den Inbegriff von Glaubenssätzen, 
deren Anerkennung die Mitgliedschaft des Bundes bedingt* — 
wenn sie den Begriff „Symbol“ nicht enthielte, der, im theo- 
logischen Sinne verstanden, von der Jurisprudenz nicht verwertet 
werden darf. Die Definition passt ausserdem nicht auf alles 
geltende evangelische Kirchenrecht, nach welchem die fortge- 
setzte — sei es auch nur eine stillschweigende — Anerkennung 
bestimmter Glaubenssätze keineswegs die Mitgliedschaft des 
Vereins bedingt, und er erschöpft nicht den Daseinszweck der 
Kirche. — Wir sind also wiederum auf unsere Methode ange- 
wiesen und fragen: Welches ıst das letzte ausschlaggebende 
Motiv der als Kirche zusammenlebenden Menschen, ohne welches 
sie nicht wäre und mit dessen Verlust sie aufhört zu sein. Kein 
anderes als das Glaubensmotiv kann als solches bezeichnet wer- 
den, das Motiv der Tatsache des christlichen Glaubens als Be- 
weggrund des Handelns — das Motiv des christlichen Glaubens 
inı weitesten Sinne, den Glaubensinhalt der extremsten kirch- 
lichen Orthodoxie und der liberalsten Tanken in gleicher Weise 
umfassend. Alle charakteristischen Betätigungen der Rechts- 
kirche entspringen in letzter Linie dem Motiv des christlichen 
Glaubens. Die Kirche ist also zu definieren als die zur Fest- 
stellung (durch Lehre und eventuell Gesetzgebung), Betäti- 
gung (durch Gesetzgebung, Verfassungsbildung, sog. äussere Ver- 
waltung und sog. innere Wort- und Sakramentsverwaltung) so- 
wie Hervorbringung und Ausbreitung des christlichen 
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Glaubens bestimmte Menschengemeinschaft. 

So mit Definitionen des Rechts und der Kirche sowie mit 
Methode ausgerüstet, können wir an die Begritfsbestimmung des 
Kirchenrechts herantreten, wollen wir versuchen die Eigenart 
des Kirchenrechts zu erkennen und zu bezeichnen. Irgend ein 
unbestritten feststehendes historisches Faktum, und einen mit 
diesem in ursächlichem Zusammenhang stehenden zweifellos als 
solchen anerkannten Satz des heutigen Kirchenrechts wollen wir 
zu diesem Behufe an Handen unserer Definitionen kritisch be- 
leuchten. Als Faktum wähle ich die im Jahre 1848 in Deutsch- 
land erfolgte Proklamierung der Glaubens- und Gewissensfreiheit 
und der Unabhängigkeit staatlichen Seins und Rechts vom Glau- 
bensbekenntnis. — Es ıst klar, dass damit das Glaubensmotiv aus 
der staatlichen Gesetzgebung verbannt war, dass es keine Stätte 
mehr darin hatte. Nicht als ob der Staat nun glaubenslos ge- 
worden wäre. Im wohlverstandenen eignen Interesse und im 
Hinblick auf die zwischen den Bekennern des christlichen Glau- 
bens und weitaus dem grössten Teil seiner Staatsbürger be- 
stehende Personalunion hatte er die Pflicht, die Kirche zu privi- 
legieren, — freilich auch das Recht, diesem Privileg die Klausel 
beizufügen: unbeschadet der Souveränitätsrechte des Staats, ohne 
Gefährdung des Bestands, der Interessen und Zwecke des Staats. 
Aber trotzdem: die Glaubensmotive — bis dahin vom Staats- 
kirchentum im wesentlichen getragen — mussten sich eine andere 
Rechtsstätte suchen. Sie fanden sie wieder ın der Kirche, ihrer 
eigentlichen Nähr- und Pflegemutter. Das bedingte eine Aende- 
rung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche und der evan- 
gelischen Kirchenverfassungen in Deutschland. — 

Der Satz: „Pflicht der Gemeindeglieder ist, die Gnaden- 
mittel der Kırche treu zu benutzen und einen christlichen Lebens- 
wandel zu führen“ sieht nicht aus wie ein Rechtssatz, weit eher 
wie eine ethisch-religiöse, wie eine geistliche Ermahnung. Und 
doch ist er formell zweifellos ein Reclitssatz, denn er steht in 
einer unbestritten Gesetzeskraft geniessenden Rechtsquelle, es ist 
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der erste Satz des ersten Absatzes in $ 10 des hessischen Edikts 
vom 6. Januar 1874, die Verfassung der evangelischen Kirche 
des Grossherzogtuns betreffend. Ihn habe ich mir in erster 
Linie zum Objekt meiner Untersuchung erkoren; er soll mir 
Red’ und Antwort stehen, wie er sich dem Rechtsganzen ein- 
gliedert. 

Das Glaubensmotiv, das zum Erlass dieser Bestimmung ge- 
führt hat, liegt klar zu Tage. Sie ist als eine die vitalen Inte- 
ressen der Kirche berührende olıne weiteres legitimiert. Und es 
besteht auch kein Zweifel darüber, dass die evangelische hessische 
Laandeskirche die Voraussetzungen unseres Kirchenbegriffs erfüllt. 
Auch sie ist eine zur Feststellung, Betätigung und Hervorbrin- 
gung, zur Ausbreitung des christlichen Glaubens bestimmte Men- 
schengemeinschaft. Aber — so wird man fragen — ist der Satz 
inhaltlich in der Tat ein Rechtssatz? Ist der Inhalt des Satzes 
Recht im Sinne unserer Definition? Und wenn das Gesetz, in 
dem er steht, wirklich formell eine Rechtsquelle ist? Ist es auch 
materiell eine solche? Ist das Edikt — staatliches oder kirch- 
liches — Recht? 

Die Vorgeschichte des Edikts vom 6. 1. 74 ıst bekannt. 
Ein Gr. Edikt vom 11.7. 70 ordnete die Veröffentlichung eines 
Verfassungsentwurfs und dessen Begutachtung durch eine ausser- 
ordentliche Synode an. Ein Gr. Edikt vom 8. Dezember 1870 
rief die provisorische Organisation der Kirchenvorstände ins 
I,eben. Eine Gr. Verordnung regelte das Wahlverfahren. Nach- 
dem sich die Kirchenvorstände, die Dekanate, und die Dekanats- 
synoden konstituiert hatten, wurde durch Gr. Edikt vom 13. 1. 73 
eine nach den Grundsätzen des Entwurfs von 1870 gebildete 
ausserordentliche Landessynode berufen, deren Ausschuss den 
Entwurf in abgeänderter Gestalt zur Annahme empfahl. Das 
von der Synode genehmigte Verfassungsgesetz erliess mit zwei 
geringen Abweichungen der Grossherzog unter Gegenzeichnung 
des Staatsministers als Verfassung der evangelischen Kirche des 
Grossherzogtums durch Edikt vom 6. 1. 74. — Staatsrechtlich 
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betrachtet ist das Edikt biernach eine Grossherzogliche Ver- 
ordnung, kein Staatsgesetz, da es ohne Mitwirkung der Land- 
stände beschlossen wurde. Kirchenrechtlich könnte man es als 
eine Massnahme bezeichnen, die der Inhaber des — wie es ın 
S 4 des Edikts heisst — ılım herkömmlich zustehenden Kirchen- 
regiments nach Einholung der Zustimmung der Kirchenvertretung 
setrofften hat. Die Gegenzeichnung durch den Staatsminister in 
seiner Eigenschaft als Minister des Innern und der Justiz wäre 
dann rechtlich eben so irrelevant, wie etwa bei Erlass der 
späteren Kirchengesetze die Gegenzeichnung durch den Präsi- 
ddenten des Oberkonsistoriums. Beide übernahmen damit recht- 
lich die Verantwortung der Kirche gegenüber in keiner Weise. 

Die Ansicht, dass die Gegenzeichnung durch den Staats- 
minister ein superflunm sei, hat aber offenbar wenig für sich, 
und die Versuchung liegt in der Tat nahe, die Antwort auf 
unsere Krage rein staatsrechtlich zu geben und zu sagen: Die 
Art des Erlasses des Edikts als einer Grossherzoglichen Ver- 
ordnung beweist uns, dass wir es hier mit einem Bestandteil 
des hessischen Staatsrechts, richtiger: Staatskirchenrechts zu tun 
haben. Diesen Schluss zieht Thudichum in seinem „Kirchen- 
recht des 19. Jdts.“. Dann ist eben die ganze Verfassung der 
hessischen Kirche — und auch unser Satz: Pflicht der Gemeinde- 
lieder ist, die Gnadenmittel der Kirche treu zu benutzen und 
einen christlichen Lebenswandel zu führen — kein Kirchenrecht 
im Sinne von kirchlichem Recht, sondern staatliches Recht, 
Staatsrecht, Staatskirchenrecht. Ich glaube, die Regierungen 
des hessischen Staats und der hessischen Kirche würden ein 
solches Ergebnis ablehnen. Ablelınen würden es auch die hes- 
sischen Gemeinden —, die hessischen Geistlichen, ablehnen würde 
es endlich die Rechtsnachfolgerin jener ausserordentlichen — 
wenn ich so sagen darf: constituierende Synode, die berufene 
Vertreterin der Interessen der hessischen Landeskirche: die 
hessische Landessynode. Was sollte es auch dann bedeuten, 
wenn es inS 2 des Edikts heisst: Sie (die Kirche) ordnet und 
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verwaltet — unbeschadet des deın Staate zustehenden Oberauf- 
sichtsrechts — ihre Angelegenheiten nach Massgabe dieser Ver- 


fassung und der zu ihrer Ausführung zu erlassenden Verord- 
nungen selbständig durch ılıre eignen Organe, — wenn die Ord- 
nung der wichtigsten Angelegenheit, der Erlass des Verfassungs- 
srundgesetzes dem Staate zufallen soll? Dann wäre es freilich 
schlecht mit der Selbständigkeit des kirchlichen Rechts bestellt, 
und die kraftvollen Sätze eines Scheurl: Das Kirchenrecht 
bedarf weder der Anerkennung noch der Beihilfe des Staates 
zu seiner beständigen Verwirklichung der widerstrebenden Einzel- 
willen gegenüber, bedarf dergleichen nicht, um Recht im eigent- 
lichen vollen im juristischen Sinne des Wortes zu sein — ent- 
behrten der tatsächlichen Begründetheit im heutigen Recht. 
Doch wir müssen den $ 2 des Ekdlikts genauer untersuchen. 
Lassen wir zunächst das „staatliche Oberaufsichtsrecht“ ausser 
Betracht, so kann doch jener erste Satz in & 2 des Elikts nur 
hesagen wollen: Der evangelischen Landeskirche steht das (re- 
setzgebungsrecht für innerkirchliche Angelegenheiten zu. Anderen- 
falls wäre die Bestimmung in & 107 p. 1 des Edikts (zu dem 
Wirkungskreis der Synode gehört das Gesetzgebungsrecht im 
allen kirchlichen Angelegenheiten in Gemeinschaft mit dem Lan- 
desherrn, so dass kein kirchliches Gesetz ohne Zustimmung dieser 
beiden Faktoren erlassen, aufgehoben, geändert oder authentisch 
interpretiert werden kann) eine leere Phrase, was nach Art des 
Zustandekommens des Edikts und nach Art seines Erlasses voll- 
kommen ausgeschlossen erscheint. Es geht deshalb auch nicht an, 
das Schwergewicht auf das Wort „verwaltet“ in $ 2 des Edikts 
zu legen und mit Sartorius! zu sagen, es sei damit nur die 
Selbständigkeit der inneren Verwaltung vom Staate garantiert, 
und die Einmischung staatlicher Behörden insoweit untersagt 
worden. Es bleibt sielmehr dabei: Die hessische evangelische 
Landeskirclie besitzt das Gesetzgebungsrecht zur Ordnung ihrer 


ı D. staatl. Verwaltungsgerichtsbarkeit auf d. Gebiet d. Kirchenrechts. 
München 91 8. 141. 
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inneren Angelegenheiten. — Was heisst das? 

Sollte das Gesetzgebungsrecht in der Tat nur kirchlichen 
Beliebungen Raum lassen, wie Thudichum meint, eingeengt 
durch vom Staat gesetzte Grenzen, behindert durch der Kirche 
angelegte Fesseln? Sollte etwa durch die Erwähnung des staat- 
lichen Oberaufsichtsrechts, des sog. ius circa sacra, etwas Aehn- 
liches verblümt angedeutet werden? — Mit nichten. Was sollte 
auch eine solche Oberaufsicht des Staats, die gleichbedeutend wäre 
mit einer Knechtung der Kirche und die das in derselben Ge- 
setzesbestimmung ausgesprochene freie Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche wieder illusorissch machen würde, bedeuten in einem Lande 
mit überwiegend evangelischer Bevölkerung und überwiegend evan- 
selischen Interessen, da doch insoweit Personalunion besteht vom 
höchsten Inhaber des Kirchenregiments an mit der Person des 
Landesherrn bis zum bescheidensten Gemeindeglied mit der Per- 
son des Staatsbürgers? Von diesem Gesichtspunkt aus könnte 
man weit eher das „Öberaufsichtsrecht des Staats“ für eine 
Phrase halten, wenn es nicht historisch begründet, als Ausfluss 
selbst des gemilderten Staatssouveränitätsgedankens begriftlich 
notwendig und vom Standpunkt einer ausgleichenden Gerechtig- 
keit aus allen Kirchen und Religionsgesellschaften gegenüber in 
gleicher Weise in Anspruch zu nehmen wäre. 

Was bedeutet aber die Inanspruchnahme des Oberaufsichts- 
rechts über die Kirche durch den Staat? Insoweit es nicht über- 
haupt identisch ist mit dem ius advocatiae, dem Recht des Schutzes 
und der Förderung der Kirche, das dem wohlverstandenen eigenen 
Interesse, dessen ich Erwähnung tat, des Staates entsprungen ist, 
doch nur, dass die Rirchengesetze und kirchlichen Verwaltungs- 
akte nicht in Widerspruch treten dürfen mit staatlichem, bürger- 
lichem oder öffentlichem Recht, und dass der Staat darüber zu 
befinden hat, ob dies der Fall ist oder nicht. Erhaltung der In- 
tegrität der Staatsgesetze ist also der wesentliche Zweck des 
staatlichen Oberaufsichtsrechts über die Kirche Es ıst das 
Recht des Selhstschutzes, entsprungen aus der Pflicht der Selbst- 
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erhaltung. — Von diesem Gesichtspunkte aus ist die hessische 
Aprilgesetzgebung des ‚Jahres 1875 zu beurteilen, insbesondere die 
hier in Betracht kommenden Artikel 4 und 5 des Gesetzes über 
die rechtliche Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften 
ım Staat vom 23. IV. 75. In Ausübung dieses Oberaufsichts- 
rechts — insoweit könnte Thudichum ein Zugeständnis gemacht 
werden — ist die Publikation des Verfassungsedikts im Gr. hes- 
sischen Regierungsblatte erfolgt, und zwar durch den (srossherzog 
als Landesherrn unter Gegenzeichnung seines Ministers. 

Lehnt man aber die Charakterisierung der heutigen Kirchen- 
gesetze als kirchlicher Beliebungen ab, so ist weiter die Frage zu 
prüfen, ob die kirchliche Gesetzgebungsgewalt nicht wenigstens 
als eine von der staatlichen abgeleitete zu bezeichnen, ob sie 
„Autonomie“ sei gleich der Autonomie anderer öffentlicher Ver- 
bände. Diese Ansicht ist oft vertreten. Sohm! und Rieker? 
heben die Eigenschaft der Kirchengewalt als einer Vereinsgewalt 
hervor, Otto Meyer? spricht von kirchlichen Statut, Zorn* 
ist der Ansicht, dass der Staat den Kirchen und Religionsver- 
einen heute „in weitem Umfange die Freiheit autonomischer 
Rechtserzeugung gewähre“. Auch Kahl und Hinschius spre- 
chen von Autonomie der Kirche, aber in anderem Sinne als die 
Vorgenannten. Kahl’ charakterisiert sie als Aeusserung einer 
ursprünglichen und selbstschöpferischen Kraft, als Rechtssetzung, 
die weder vom Staate abgeleitet noch dem staatlichen Recht ın 
irgend einer Beziehung untergeordnet se. Und Hinschius® ist 
die Kirchengewalt obrigkeitliche Gewalt, begriftlich gleichberechtigt 
(der Staatsgewalt und nur historisch der Souveränität des modernen 
Staates untertan. Ebenso wie staatliche Gewalt ist sie iım eme 
öffentlichrechtliche, woraus sich für ihn ihre öftentlichrecht- 


ı KR. S. 695. 
® Rechtl. Stellung d. ev. K. Deutschlds. 93, 8. 358; vgl. ders. in hist. 
Vierteljahrschrift I. 98 S. 406 ft. 

3 Rsleben d. deutschen ev. Landeskirchen 89 S. 70. 

ı KR. S.7. 5 Syst. S. 117. 

6 Verh.v. St. u. K. a. a. ©. S. 254 ff. 
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liche Stellung und ihre öffentlichrechtlichen Befugnisse ergehen. 
Diese Befugnisse aber sind ihm eigne, kirchliche, nicht staatlich 
abgeleitete, zur Erfüllung ihrer eignen, kirchlichen Aufgaben der 
Kirche zusteliende. 

Diese nach Hinschius dem heutigen Rechtszustande eigen- 
tümliche, in sich gefestete, selbständige Rechtsstellung der Kirchen 
dem Staate gegenüber aber ist es, die man kennzeichnen will, 
wenn man sagt: Die Kirche ist eine öflentlichrechtliche Korpo- 
ration oder, wie manche wollen: eine privilegierte öffentliche 
Korporation oder, wie Kahl vorgeschlagen hat: eine qualifizierte 
Korporation. Nicht beizustimmen vermag ich daher Rieker!, 
der den Begriff der Genossenschaft des öffentlichen Rechts in 
enge Beziehungen zum ius advocatiae des Staates setzt und in 
der Subsummierung der Kirchen unter den Begriff der öffent- 
lichen Korporation lediglich das Zugeständnis des Staats, dass 
sie für ilın wertvoll seien, ılım einen wichtigen Dienst leisten, die 
Erfüllung seiner Aufgaben ıhm wesentlich erleichtern und die 
Erwartung des Staates, dass sie nunmehr auch ihren Korpo- 
'ationszweck erfüllen werden, zu erblicken vermag. Ganz un- 
vereinbar mit meiner Auffassung endlich sind die Ausgestaltungen 
des Begrifis der öffentlich-rechtlichen Korporation, wie wir sie 
bei Rosin? und Wolff? finden, als einer solchen, die dem 
Staat zur Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet ist und wie 
Wolff noch beifügt, eine Staatsaufgabe als ihren eignen korpo- 
rativren Zweck selbständig zu betreiben hat und die Schoen* 
kürzer dahin fasst: Oeffentliche Korporationen sind solche, die 
öffentliche Aufgaben, d. h. Staatsaufgaben, erfüllen und darin 
ihren Lebenszweck finden. — Auf die Kirche des hessischen Ver- 
fassungsedikts vom 6. I. 74 und die Kirchen der hessischen April- 
vesetzgebung des Jahres 1875 lassen sich diese Begrittsbestim- 


! Rechtl. Stellg. S. 388. 
R. d. öff. Genossenschaft. Freiburg 86 S. 36. 
> D. St. u. d. öff. rechtl. Korp. Erlangen 97 S. 97. 
* Landeskirchentum in Preussen. Berl. 98 S. 22. 
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mungen nicht anwenden. 

Nach Artikel 1 des hessischen Gesetzes vom 23. IV. 75 die 
rechtliche Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften im 
Staate betr. ist der evangelischen Kirche das Recht einer öffentlichen 
Korporation gewährleistet. Das bedeutet, wie wir sahen, dass 
der Kirche die Selbständigkeit der internen Gesetzgebung un 
Verwaltung garantiert sei, — von Rechts wegen, nicht durch einen 
Gnadenakt des Staats. Denn gewährleistet ist das Recht der 
öffentlichen Korporation, es wird als ein berechtigtes anerkannt. 
Solange die Kirchengewalt die Grenzen des ıhr eigentümlichen, 
durch das Motiv des christlichen Glaubens bestimmten Wirkungs- 
kreises nicht überschreitet, handelt sie kraft eignen Rechts, kann 
sie die Verletzung ihrer Rechte und Gesetze mit ihren eignen 
Mitteln ahnden und eventuell den Schutz der Staatsgewalt an- 
rufen, der ihr auch in Hessen nicht versagt werden wird, wenn 
auch die hessische Verfassung (Art. 39 trifft hier nicht zu) keine 
ausdrückliche Bestimmung hierüber enthält, wie etwa die bayerische. 

Ich fasse zusammen: Weder die Art des Erlasses des hes- 
sischen Edikts vom 6. 1. 74 als einer Grossh. Verordnung, noch 
die Erwähnung des staatlichen Oberaufsichtsrechts in demselben, 
noch endlich die Stellung der evangelischen Kirche in Hessen als 
einer anerkannten öftentlichen Korporation zwingen zur Annahme, 
dass wir es in den Edikt mit staatlichem Recht zu tun haben, 
alle diese Momente drängen vielmehr zur Auffassung, dass das 
Edikt selbständiges, kirchliches. eigentliches Kirchenrecht seı. 

Aber ist denn unser Satz wirklich „Recht“ im Sinne unserer 
Detinition? Ist der Satz: Pflicht der Gemeindeglieder ist, die 
(‚nadenmittel der Kirche treu zu benutzen und einen christlichen 
Lebenswandel zu führen — in der Tat ein Rechtssatz, ist er 
eine anerkannte (= generell erzwingbare) Wortformel zur Rege- 
lung von wirtschaftlichen oder Machtverhältnissen in der hessi- 
schen Kirche? — Da scheint so ziemlich alles nicht zu stimmen. — 
Nun zunächst ist der Satz von den massgebenden Faktoren anerkannt. 
Das Edikt beruht auf der Anerkennung der Kirchenglieder, ver- 
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treten durch die ausserordentliche Synode und auf der Aner- 
kennung des Landesherrn als Inhabers des Kirchenregiments. Er- 
zwingen freilich will und kann die Kirche die Pflicht zur Benutzung 
ihrer Gnadenmittel und zur Führung eines christlichen Lebens- 
wandels nicht. Wie sie denn überhaupt als Zwangsmittel nur 
die ihrer geistlichen Natur eigenen der Entziehung dieser Gnaden- 
mittel, der Entziehung kirchlicher Funktionen und ÄAemter und 
andere Disziplinarmittel kennt. Und selbst diese Zucht- und Dis- 
ziplinarstrafen sind, wenn zu ihrer Durchführung physischer oder 
wirtschaftlicher Zwang benötigt wird, ebensowenig durch sie exe- 
kutierbar, wie die zwangsweise Beitreibung der Kirchensteuern, 
weil ihr — ebenfalls ihrer geistlichen Natur entsprechend — die 
erforderlichen Organe hierzu fehlen. Sie bedarf aber auch solcher 
Exekutionsmacht nicht, weil der Staat ihr für diese Fälle sein 
brachium saeculare generell zur Verfügung stell. VonScheurl! 
und Kahl? haben deshalb das kirchliche Recht ein ius imper- 
feetum genannt. Nach meiner Begrifisbestimmung des Rechts 
trifft das nicht zu. Das — unwesentliche — Moment der Erzwing- 
barkeit des Reclıts ist mit deren gencreller Erzwingungsmöglich- 
keit, welche wiederum mit der Anerkennung des Rechts identisch 
ist, gegeben. — Eine Eigentümlichkeit des Kirchenrechts ist in 
diesem Zusammenhange noch hervorzuheben, dass es nämlich 
seine Normen häufig in die Form religiöser, die Gewissen ver- 
ptlichtender Mahnungen kleidet. Die Anerkennung der Norn er- 
streckt sich dann auch auf diese ihre Eigenart, die den äusseren 
Zwang scheinbar ausschliesst und rein religiös nur die Gewissen 
zu binden scheint. Aber nichts destoweniger können je nach 
ihrem gedanklichen Inhalt — es ıst dies nach meiner Ansicht 
von Fall zu Fall zu entscheiden, während Kahlalle derartigen 
Vorschriften ethischen und religiösen Inhalts für Rechtsvorschrif- 
ten hält — auf Grund der Tatsache ihrer Anerkennung diese 
Sätze beim Vorliegen der sonstigen Rechtskriterien Recht sein, wahr- 
haftes, objektives, vollkommenes Recht. Es gereicht mir zur inneren 


ı Ztschr. f. K.R. XII S. 55. 2 Syst. S. 86. 
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Genugtuung hierfür einen gewichtigen Beleg aus der Literatur 
beibringen zu können. Kein anderer als Rudolfvon Ihe- 
ring, wohl der geistreichste Verfechter der Idee von der allei- 
nigen Rechtsgewalt des Staats, den er die Organisation des 
Zwangs genannt hat, der feinsinnige Kenner der Quellen und 
Entstehungsgründe des Rechts, hat sich vor der Wucht des Da- 
seins des Kirchenrechts gebeugt und (in seinem „Zweck im Recht“) 
gesagt: Insofern die Kirche olıne Zuhilfenahme der äusseren 
Macht lediglich durch die moralischen und religiösen Hebel die 
Grebote, welche sie an ihre Mitglieder richtet und in denen sie die 
Lebensbedingungen ausspricht, ohne die sie nicht glaubt existieren 
zu können, zu verwirklichen vermag, kann man sagen, dass diese 
Normen, obschon des äusseren Zwanges entbehrend, dennoch die 
Funktion von Rechtssätzen ausüben. — Wenn Ihering daran 
anschliessend weiter sagt: Recht ıst dann die durch die allgemeine 
freiwillige Unterordnung (ich würde sagen: Anerkennung) der 
Mitglieder unter das rechtlich unverbindliche (ich würde ändern: 
äusserlich seinem Wortlaut nach nicht erzwingbare) Statut er- 
zielte Tatsächlichkeit der bezweckten Ordnung — so leitet uns 
dieser Gedanke zu einer weiteren Eigenart des kirchlichen Rechts 
hinüber. Unser Satz des Edikts ıst freilich insofern rechtlich 
unverbindlich, als er seinem Wortlaut nach nicht erzwingbar ist. 
Die Kirche wollte mit ihrem Ausspruch aber auch keine allge- 
meine Rechtspflicht statuieren. Unser Satz leidet an einer un- 
juristischen Formulierung, wie denn überhaupt die ungenügende 
Darstellung des Begrifismoments der „\Wortformel“ eine Haupt- 
schwäche des Kirchenrechts bildet. Das tatsächliche Substrat 
des Satzes soll nur eine positive oder negative Bedingung für 
den Erwerb !' oder den Verlust von kirchlichen Funktionen oder 
Aemtern sein. Denn die Nichtbefolgung des Gebots wird weder 
mit Entzielung der Gnadenmittel noch — wenn sie nicht gerade 
mit ehrlosem, unsittlichem oder verbrecherischem Lebenswandel 

ı Vgl. z.B. $ 18 d. Edikts (Gemeindevertretung), $ 47! (Kirchenvor- 


stand). 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI, 1. 7 
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identisch ist — mit Entziehung des aktiven Wahlrechts oder 
sonstwie bestraft. Unser Satz ıst also aufzufassen als eine in- 
struktionelle Bestimmung für die Gemeindeglieder, wie etwa die 
in $ 47 pos. 1 des Edikts für den Kirchenvorstand und in $ 115 
für die Geistlichen mit analogen Wendungen gegebenen Vorschrif- 
ten, deren Befolgung oder Nichtbefolgung Rechtsvorteile resp. 
Rechtsnachteile im Gefolge haben, die aus anderen Gesetzesstellen 
zu entnelimen sind. 

Hat sich unser Untersuchungsobjekt bis dahin als Rechtssatz 
leidlich bewährt, so scheint es uns gänzlich im Stiche zu lassen, 
wenn es nunmehr gilt, das letzte notwendige Begriffsmerkmal des 
Rechts darin nachzuweisen. Zur Regelung der wirtschaftlichen 
und Machtverhältnisse in der Kirche soll unser Satz dienen. Das 
scheint mit Sicherheit auszuschliessen zu sein. Dagegen scheint 
der sich an unseren Satz unmittelbar anreihende zweite Bestand- 
teil des ersten Absatzes in $ 10 des Edikts dieser Voraussetzung 
zu entsprechen. Es heisst da: Sie (die Gemeindeglieder) sind 
schuldig, sich den bestehenden kirchlichen Ordnungen zu unter- 
werfen und die für die kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Bei- 
träge zu leisten. Das sieht eher wie Recht aus. Da ist auf die 
Abgrenzung der Machtverhältnisse in der Kirche, auf den Gegen- 
satz der Herrschenden und der sich Unterwerfenden einerseits und 
auf die wirtschaftliche Seite der Kirchenmitgliedschaft andererseits 
deutlich hingewiesen. Aber auch unser erster Satz — als posi- 
tive Bedingung für den Erwerb, alsnegative für den Verlust von kirch- 
lichen Funktionen und Aenitern aufgefasst — erfüllt jenes letzte Er- 
fordernis für das begriffliche Dasein des Rechts. Denn ebenso wie die 
Unterwerfung unter die kirchliche Ordnung und damit unter ihre 
Würdenträger und Funktionäre Beugung vor der kirchlichen 
Macht bedeutet, ist Uebertragung eines Amts oder einer Funktion 
gleichbedeutend mit Verleihung von Machtbefugnissen der Kirche, 
Macht wirtschaftlicher Art, insoweit ein Einkommen, eine Vermö- 
gensnutzung damit verbunden ist, im übrigen aber Macht über 
die Gewissen, Ansehen, Autorität, gesellschaftliche, soziale Macht. 
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Die Ergebnisse unserer Betrachtung sind: 

1. Kirchenrecht im weiteren, im Lehr-Sinne ist alles Recht, 
das sich mit der Kirche befasst und begreift insbesondere auch 
das sog. Staatskirchenrecht (Verhältnis zwischen Staat und Kirche 
und dieser zu den übrigen Religionsgesellschaften). 

2. Kirchenrecht im engeren Sinne ist das von der Kirche 
erzeugte, von ihr anerkannte Recht Quellen dieses Rechts sind 
lediglich die Kirche, ihre Bestandteile und Organe. Sein Inhalt 
sind nur innerkirchliche Angelegenheiten (Gesetzgebung, Ver- 
fassung, Verwaltung). Formuliert ist es häufig in Gestalt reli- 
giöser Ermahnungen, bei denen von Fall zu Fall zu entscheiden 
ist, ob ihnen Rechtscharakter inne wohnt oder nicht. Die kon- 
krete Erzwingbarkeit bildet kein wesentliches Kriterium dieses 
wie allen Rechts. Seine generelle Erzwingungsmöglichkeit ist mit 
der Tatsache seiner allgemeinen Anerkennung identisch. Die 
Kirche erzwingt ihr Recht durch Entziehung der kirchlichen 
(Gnadenmittel und Berechtigungen oder der kirchlichen Funktionen 
und Aemter oder durch andere Disziplinarmittel — erforderlichen 
falls mit Hilfe des Staats. 

DasKirchenrechtie.S. DaskirchlicheRecht 
ıst hiernach zu definieren als die zurRegelung derwirt- 
schaftlichen und Machtverhältnisseinnerhalb 
der sich mit Feststellung, Betätigung, Hervor- 
bringung und Ausbreitung des christlichen 
Glaubens befassenden Menschengemeinschaft 
von dieseranerkannte Wortformel'. 


ı Am nächsten kommt meiner Definition diejenige, die Hinschius 
in Birkmeiers Rechtsenzyklopädie 01 S. 949 gibt: K.R. ist die Gesamtheit 
derj. Normen, welche die Verh. u. Beziehungen der in änsserer christl. Ge- 
meinschaft lebenden Menschen, also die Verfassung der Gemeinschaft, die 
Rechte u. Pflichten der Leitungsorgane, deren Verhältnis z. d. Gliedern und 
die Rechte und Pflichten dieser regeln — und diejenige von Ulrich Stutz 
in v. Holtzendorff-Kohlers Rechtsenzyklopädie 04 S. 902: (K.R. ist) d. In- 
begriff der Rechtssätze, die nach der erklärten Ueberzeugung einer Kirch- 
lichen Gemeinschaft deren Leben bestimmen sollen. 


7* 


100 


Die christliche Sonntagsfeier bis auf Konstantin den 
Grossen. 


Von 


Assessor Dr. iur. @. Förster, Dresden. 


Literatur: Krenkel, Der jüdische Sabbat und der christliche Sonntag, 
Leipzig 1868. 

Henke, Beiträge zur Geschichte der Lehre von der Sonntagsfeier, Pro- 
gramm des Gymnasiums zu Stendal, 1873. 

Zahn, Geschichte des Sonntags, vornehmlich in der alten Kirche, mit 
reichhaltigen Anmerkungen, in Skizzen aus dem Leben der alten Kirche, 
1898. 

L. Thomas, Le jour du Seigneur, III. Le diımanche, Geneve 1893. 


Die christliche Sonntagsfeier beruht nicht auf autoritativer 
Anordnung. Sie lässt sich weder auf eine Lehre Christi noch 
seiner Jünger zurückführen. Christus, der seine Lehre in erster 
Linie an Juden richtet, hält an der Sabbatfeier fest, wenngleich 
er dem Sabbatgebote eine von der Auffassung der Schriftgelehrten 
abweichende, mit den innern religiösen und sittlichen Pflichten 
des Menschen vereinbare Auslegung gibt!. Auch von Christi 
‚Jüngern, die sich einer strengen Befolgung des Gesetzes befleis- 


! Ueber die Sabbatfeier zur Zeit Christi vgl. Schürer, Geschichte des 
jüdischen Volkes im Zeitalter Jesu Christi, II. S. 393 f. und über die Stel- 
lung Christi zur Sabbatfeier vgl. Matth. 12, 1—8; Mark. 2, 23—28 und Luk. 
6,1-5. Holzmann, Lehrbuch der Neutestamentlichen Theologie, 1. Liet., 
Freiburg 1896 S. 140 f. S. 144. B. Weiss, Das Leben Jesu, 1. Bd. S. 504 f. 
S. 525. Zahn, Skizzen S. 163 ft. 
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sigen, wird der Sabbat als Festtag anerkannt. Ein Bedürfnis, 
neben diesem einen weiteren wöchentlichen Festtag zu schaffen, 
liegt in keiner Weise vor. 

Der Ursprung der Sonntagsfeier ist in den heidenchristlichen 
(1emeinden zu suchen. Aber auch hier darf nicht an eine be- 
wusste Einführung der Sonntagsfeier an Stelle der Sabbatfeier 
gedacht werden. Richtig zwar ist, dass der Heidenapostel Pau- 
lus mit besonderem Nachdruck den Charakter des Sabbatgebotes 
als eines jüdischen Zeremonialgesetzes betont und jede Bedeutung 
des Gebotes für die Heilslehre zurückweist. Er befreit damit, ohne 
die Befolgung des Gebotes den .Judenchristen als unchristlich 
vorzuwerfen, die Heidenchristen von der Sabbatfeier !. Aber auch 
er setzt an Stelle des Sabbats nicht einen andern Festtag ein. 
‚Jede Festtagsfeier, selbst wenn sie sich frei hält von der streng 
jüdischen Vorstellung, die volle Gerechtigkeit könne nur durch 


ı Die Lehre des Apostels, dass zwar der Sabbatfeier der Judenchristen 
nichts entgegenstehe, die in die christliche Gemeinde aufgenommenen Hei- 
den aber von Einhaltung des Sabbatgebutes befreit seien, weil dieses, wie 
die Beschneidung, mit der Lehre Christi nichts zu tun habe, ist auf dem 
Apostelkonvent zu Jerusalem auch von den Führern der judenchristlichen 
Gemeinden anerkannt worden. Trotzdem ıst noch verschiedentlich der Ver- 
such gemacht worden, die streng judenchristliche Auffassung auch unter 
den Heidenchristen zur Geltung zu bringen. Die Geschichte und Ausge- 
staltung des mosaischen Rechtes macht es verständlich, dass die Juden- 
christen, die sich als Zugehörige ihres Volkes an das Gesetz für gebunden 
halten, immer von neuen: in den Glauben verfallen, dass es sich bei Be- 
folgung des Gebotes um eine religiöse Pflicht zur Erlangung der Heilswohl- 
tat handle und dass sich infolgedessen dieser Pflicht auch die vom Heiden- 
tume übergetretenen Christen unterziehen müssten. Diese Lehre wird un- 
ter andern auch in die von Paulus neugebildete Gemeinde Galatien ge- 
tragen. Paulus erkennt die Gefahr. Nicht nur die Mission über das Ju- 
dentum hinaus, sondern das Evangelium selbst sieht er geführdet. Er tritt 
daher mit aller Schärfe der Irrlehre entgegen. Gal. 2,16: ... „Denn durch 
des Gesetzes Werke wird kein Fleisch gerecht“, 3, 13: „Christus hat uns 
erlöset von dem Fluch des Gesetzes ...;* 4,10 u. 11: „Ihr haltet Tage und 
Monate und Feste und Jahre. Ich fürchte euer, dass ich nicht vielleicht 
umsonst habe an euch gearbeitet“. Die Worte des Apostels verdienen um 
so mehr Beachtung, als in späterer Zeit das Sabbatgebot auf die Sonntags- 
feier angewendet wird. 
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Beobachtung des Gesetzes erlangt werden, schliesst nach Ansicht 
des Apostels die Gefahr in sich, dass die Christen in die Knecht- 
schaft äusserer von Menschenhand geschriebener Satzungen ver- 
fallen und ın nichtigen Kulthandlungen und asketischen Leistun- 
gen aufgehen '. Abgesehen von diesen religiösen Bedenken fehlt 
bei den ersten Christen, die in der Ueberzeugung leben, dass 
Christus demnächst wiederkehren werde und dann das Ende der 
Welt gekommen sei, das Verlangen, einen fest geregelten Kultus 
auszugestalten. Je mehr aber die Kirche an Ausdehnung zu- 
nimmt und sich die persönlichen Beziehungen der einzelnen Glie- 
der der Gemeinden auflösen, wird ein geordneter Gottesdienst — und 
das gilt insbesondere von den Zeiten, wann er stattfindet — zur 
Notwendigkeit. So entwickelt sich im Leben der christlichen 
Kirche aus einem praktischen Bedürfnisse heraus langsam die 
Sonntagsfeier. Sie wird zum kirchlichen Gebrauch, der erst Be- 
achtung findet, nachdem er als vollendete Tatsache besteht 2. 


! Diese Gefahr zeigt sich besonders bei der Römer- und Kolosserge- 
meinde. Während bei den Galatern der Sabbat aus judaistisch pharisäischen 
Gründen heilig gehalten wird, begegnen wir bei diesen Gemeinden der Sab- 
batfeier, nicht um das Gesetz zu befolgen und sich dadurch ein Recht auf die 
Heilswohltat zu verdienen, sondern um das sündige Fleisch zu unterjochen. Sie 
ist Ausfluss des Strebens, den Geist zur Herrschaft über die Materie zu bringen 
(Askese). Schon daraus, dass sie in unmittelbarem Zusammenhange mit den 
Speise. und Trankverboten genannt wird (Kol. 2, 16), verrät sich ihr asketischer 
Charakter. Im letzten Grunde liegt vielleicht, wie bei der Bewegung der 
Gnostiker und Nassarener, babylonischer Einfluss vor (zu vgl. „Der babylo- 
nische Sabbat in seiner kulturgeschichtlichen Bedeutung, vom Verfasser, 
Beilage zur Allgemeinen Zeitung, 1905, N. 192). Jedenfalls ist die hier be- 
kämpfte Art der Sabbatfeier, bei der der Tag als solcher unwesentlich ist, 
nicht rein jüdischen Ursprungs. Die Gefahr, vor der Paulus warnt, besteht 
in gleicher Weise für den Sonntag wie für den Sabbat. Kol. 2,16: „So 
lasset nun niemand euch Gewissen machen über Speise oder über Trank 
oder über bestimmten Feiertagen oder Neumonden oder Sabbaten® ... 20: 
„So ihr denn ‚nun abgestorben seid mit Christo den Satzungen der Welt, 
was lasset ihr euch denn fangen mit Satzungen, als lebtet ihr noch in 
der Welt?“ ... 22: „Welches sich doch alles unter Handen verzehret, und 
sind Menschen Gebote und Lehren“. 

® Ueber den Ursprung der christlichen Feste äussert sich im wesent- 
licben richtig der Kirchenschriftsteller Sokrates (} nach 439) hist. eccles. V 
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Während noch in der Apostelgeschichte (1, 14; 2,46) von den 
petrinischen Gemeinden gesagt wird, dass man sich an jedem 
Tage zu versammeln pflegte, mag bereits in den Gemeinden des 
Apostel Paulus der Sonntag als Tag der Erinnerung an die 
Auferstehung Jesu die Glaubensgenossen besonders zahlreich zu- 
sammengeführt haben. Wenn der Apostel 1. Korinth. 16, 2 die 
Gemeinde auffordert, an jedem ersten Tage der Woche für die 
verarmte Gemeinde in Jerusalem zu sammeln, so geschieht das 
offenbar in der Annahme, dass die Kollekte an diesem Tage 
einen besonders reichen Ertrag bieten wird !. Ebenso ist es nicht 
Llosser Zufall, dass gerade am ersten Tage der Woche Paulus 
in der Gemeinde zu Troas den Jüngern, die, um das Brot zu 
brechen, zusammengekommen waren, bis gegen Mitternacht pre- 
digte (Apostelgeschichte 20, 7). Im Gegensatz zu den älteren 
Synoptikern betont das Evangelium des Johannes, dass Christus 
an einem Freitage gestorben und an einem Sonntage auferstan- 
den ist (Joh. 19, 14. 31. 42; 20, 1.19). Nur er erzählt, dass sich 


c. 22: „Niemals haben weder die Apostel noch die Evangelien denjenigen 
die zum Unterrichte kamen, das Joch der Knechtschaft auferlegt, sondern 
sie überliessen die Feier des Pascha und der andern Feste dem Gutdünken 
derer, die dadurch etwas Gutes zu tun glaubten. Da nun die Menschen die 
Feste lieben, weil an denselben die Arbeiten nachgelassen werden, so feier- 
ten sie in verschiedenen Gegenden, wie es ihnen gefiel, und nach herge- 
brachter Gewohnheit, das Andenken des heilbringenden Leidens. Denn der 
Erlöser und die Apostel haben weder durch ein Gesetz dies geboten noch 
haben die Evangelien und die Apostel, wie das Gesetz Moses bei den Ju- 
den, mit einer Verurteilung, Strafe oder einem Fluche gedroht. — Der 
Zweck der Apostel war nicht, Gesetze über die Festtage vorzuschreiben, 
sondern ein rechtschaffenes Leben und Gottseligkeit einzuführen“ (Ueber- 
setzung aus Krenkel S. 19). 

ı E. v. Dobschütz, Die urchristlichen Gemeinden, Sittengeschichtliche 
Bilder, Leipzig 1902. S. 20. 21: „Die Notiz über die Kollekte I. 16, 2 lässt 
vermuten, dass der erste Wochentag (unser Sonntag) im Unterschied von 
dem jüdischen Sabbat und in Erinnerung an die Auferstehung des Herrn 
als Tag regelmässiger Zusammenkunft bestimmt war. Wir müssen dabei 
wohl rein erbauliche Versammlungen und solche, die vorzüglich den Cha- 
rakter eines Gemeindemahls trugen, unterscheiden; letztere lagen ohne 
Zweifel am Abend.“ 
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der Gekreuzigte an einem Sonntage, dem Sonntage nach Ostern, 
den an diesem Tage vereinten Jüngern oflenbart hat (.Joh. 20, 26). 

Aus der Art, wie sowohl Paulus als die Verfasser der 
Apostelgeschichte und des Johannesevangeliums in den angezo- 
genen Stellen von den am Sonntage stattfindenden Versamn:- 
lungen sprechen, lässt sich entnehmen, dass sie etwas berichten, 
was sie als eine allgemein verbreitete Sitte ansehen. Wie aber 
insbesondere aus der von ihnen gewällten, dem hebräischen 
Sprachgebrauche entnommenen Bezeichnung des Sonntags! als 
ersten Tages der Woche (fix tWwv ox33x2twv) hervorgeht, sind sie sich 
der Eigenschaft des Sonntags als eines vor den übrigen Tagen 
der Woche hervorgehobenen Tages noch nicht bewusst geworden. 
Sie würden andernfalls Gelegenheit gesucht haben, sich irgend- 
wie darüber auszulassen, dass die von ihnen geschilderte Art der 


ı Für Sonntag finden sich folgende Bezeichnungen: 

Der erste Tag der Woche: pix :@v oassdtwov. So im Neuen Te- 
stamente nach dem schon im Alten Testamente üblichen Sprachgebrauche, 
die Tage der Woche nur nach Zahlen zu bezeichnen (N>%3 "A8) Matth. 
28,1; Mark. 16, 2; Joh. 20,1: A.G. 20,7; 1. Kor. 16,2. Vgl]. Zeitschr. für 
kirchl. Wiss. u. kirchl. Leben 1884 S. 524 f. Just. dial. 41, 138 ef. ce. 26. 

Der achte Tag, weil er auf den Sabbat, als siebenten Tag der jü- 
dischen Woche folgt. Barn. 15, 8 f. Tert. idolol. 14: octavus quisque dies. 
Sehr häufig findet sich der Ausdruck: „Der achte Tag, welcher auch der 
erste ist“. Just. dinl. 41 extr.; c. 138; apol. I, 67 extr.; Clem, Al. strom. 
VI 8138 u s. w. Näheres Zahn, Skizzen 8. 356 Anm. 20, 

Der Tag des Herrn (an:axr, Yrzza). So zuerst Off. d. Joh. 1, 10: 
dann in der Lehre der 12 Apostel (ec. 14): var zuzıax7v xnglon. Ignat. ad 
Magn. 9, 1 f.; Petrusevang. c. 9 u. 12 f.; Eus. b. e. IV, 26,2. Näheres Zahn, 
Skizzen S. 354 Anm. 16. 

Der bestimmte Tag. Plin. lib. X ep. 97. 

Der rechte Tae. Barn. 15. 

Der Tag des Helios. So in den auf Heiden berechneten Schriften 
Just. apol. I, 67; Tert. apol. 16; ad nat. I, 13, ferner in verschiedenen Reichs- 
gesetzen Cod. Just. II, 12 de feriis 1. 3; Cod. Theod. II, 8 de feriis L. Lu. 
2; VIII, 8 de exsecutoribus et exactionibus l. 1 u. 1.3; XV, 5 de specta- 
culis 1. 2. In den jüngeren Reichsgesetzen wird dann der Sonntag dies do- 
ıminicus genannt: Cod. Theod. IX, 3 de custodia Reorum 1. 7 (Cod. Just. I, 
4 1. 9); Cod. Theod. XV, 5 de spectaculis l. 5; Baron. Annal. Tom. VI p. 
292. Vgl. Zahn, Skizzen S. 557 Anm. 21, 
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Sonntagsfeier nicht mit der Lehre des Apostel Paulus in Wider- 
spruch steht. Als Tag des Herrn (zue:xx7) „kipx) und damit als 
ein vor den übrigen Tagen der Woche hervorgehobener Tag wird 
der Sonntag zuerst in der Offenbarung des Johannes (1, LO), der 
auf diesen Tag die grosse Vision des Sehers legt, bezeichnet. 
Der gleichen Bezeichnung begegnen wir in der Lehre der zwölf 
Apostel (c. 14). Der Sonntag ist als Festtag erkannt. Eine Be- 
gründung seiner Feier gibt bereits Barnabas ! ep. 15, 9: Os xx} 


% ’ 


Iyropev TIV Nnepav TIv Oyootv eis ebrposdunv, Ev 1, Aal 6 "Inocds 
Aussen Ex vexp@v rad zgavepwteis avasn eis odpavnds. Mehr und 
mehr tritt jetzt der Sonntagsgottesdienst im Vergleich zu den 
Wochengottesdiensten in den Vordergrund. Er erhält nament- 
lich durch das mit ihm verknüpfte Abendmahl eine gesteigerte 
Bedeutung. Bei Plinius lib. X ep. 97 ad Caes.? finden wir am 
Sonntage zwei Versammlungen, die eine zum Wort mit gemein- 
samen Gesang und Mahnrede, die andere zum Liebes- und Herrn- 
mahle. Eine eingehende Beschreibung des Sonntagsgottesdienstes 
enthält die etwa um 150 verfasste Bittschrift ‚Justins des Märtyrers 
an Kaiser Antoninus Pius?. Wie aus ihr ersichtlich, hat die 


1 Ferner Ignat. Magn. 9; Tert. de orat. 23. Vgl. Zahn, Skizzen 8. 359. 

2 Verfasser des etwa um 112 n. Chr. geschriebenen Briefes ist Plinius, 
der Jüngere, Prokonsul der Provinz Bithynien. Er erstattet in ihm dem 
Kaiser über die Christengemeine in seiner Provinz Bericht. Die Stelle lau- 
tet: Adfırmabant hanc fuisse summanı culpae suae vel erroris quod essent 
soliti, stato die ante lucem convenire carmenque Christo quasi deo dicere 
secum invicem, seque sacramento non in scelus aliquod obstringere, sed ne 
furta ne depositum appellati abnegarent: quibus peractis morem sibi disce- 
dendi fuisse, rursusque conveniendi ad capiendum cibum, promiscuum ta- 
men et innoxium. Vgl. Weizsücker, Jahrbücher für deutsche Theologie, 21. 
Bd. Gotha 1876 S. 474 f.; Gottschick, Zeitschrift für praktische Theologie. 
7. Jahrg. 1885 S. 214 f. Der christliche Gemeindegottesdienst im aposto- 
lischen und altkatholischen Zeitalter von Th. Harnack. 

3 Just. Mart. Apol. 1,67: „An dem sogenannten Tag der Sonne findet 
eine allgemeine Versanımlung aller in den Städten und auf dem Lande 
wohnenden (Christen) statt, und es werden die Erinnerungen der Apostel 
oder die Schriften der Propheten vorgelesen, soviel als die Zeit es gestattet. 
Hat dann der Vorleser aufgehört, so hält der Vorsteher (der Gemeinde) 
eine Ansprache, worin er zur Nachahmung dieser edlen (Wahrheiten und 
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Sonntagsfeier bestimmte Gestalt angenommen. Sie bildet sich 
zu einem festen Brauche aus und verbreitet sich nunmehr mit 
der christlichen Lehre wie ein ihr zugehöriger Bestandteil. Das 
ist um so leichter möglich, als damals die siebentägige, ununter- 
brochen fortlaufende Woche bereits über fast alle Teile des rö- 
mischen Reichs Verbreitung gefunden hatte!. 

So hoch der Sonntag als Tag der Erinnerung an die Aufer- 
stehung Jesu gehalten wird, bleibt man doch insoweit bei den bis- 
herigen Anschauungen stehen, dass man ihn nicht als Festtag im 
alttestamentlichen Sinne anerkennt”. Noch glaubt die christliche 
Theologie seine Feier mit den Grundsätzen des Apostel Paulus in 
Einklang bringen zu müssen. So schreibt Clemens von Alexandrien 
Strom. 7,7°: „Wir haben Befehl, den zu ehren, den wir als Wort, 
Heiland und Führer anerkennen und durch ihn den Vater, nicht 
an ausgewählten Tagen, wie manche andere, sondern wir sollen 
dies unaufhörlich unser ganzes Leben hindurch und auf alle Art 
und Weise tun. — Nicht an einem bestimmten Orte oder in 


Vorbilder) ermahnt und anfeuert. Darauf erheben wir uns allesamt und 
verrichten unser Gebet. Und nach Beendigung des Gebetes wird Brot und 
Wein und Wasser gebracht; und der Vorsteher sendet sowohl Bitten als 
Danksagungen empor, so gut ers vermag, und die Gemeinde spricht be- 
stätigend ihr Amen. Darauf folgt die Austeilung und der Empfang der 
gesegneten (Elemente) für einen jeden, und den Abwesenden wirds durch 
die Diakonen geschickt. Die Wohlhabenden aber und dazu Geneigten ge- 
ben, ein jeder nach seinem JEirmessen, was er will, und das also gesammelte 
wird beim Vorsteher niedergelegt, und dieser versorgt davon Waisen und 
Witwen und die, welche um Krankheit oder anderer Ursache willen Not 
leiden, und die Gefangenen und Reisenden aus der Fremde: mit einem 
Wort, er wird Fürsorger aller Bedürftigen“ (Uebersetzung aus Zahn, Skiz- 
zen 8. 180). Zu vgl. die in der vorstehenden Anm. angeführte Literatur. 

! Mommsen, Die römische Chronologie bis auf Cäsar, Berlin 1859, 2. 
Aufl.: „Die siebentügige Woche muss bereits in der späteren republikani- 
schen Zeit, zunächst wohl durch die Astrologen und deren Horoskope, in 
Aufnahme gekommen sein“. 

? Die ignatianischen Briefe fordern von den Christen, dass sie „nicht 
mehr den Sabbat feiern, sondern gemüss denı Tage des Herrn leben, an 
welchem unser Leben durch ihn und seinen Tod aufging® (ad Magnes. 9 
vgl. ad Polyc. 4, ad Trall. 9, ad Phil. 13). Krenkel S. 17. 

® Die Uebersetzung aus Krenkel S. 17. 
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einem ausgewählten Heiligtume oder an gewissen Festen und an- 
geordneten Tagen, sondern sein ganzes Leben hindurch, er mag 
nun für sich allein sein oder noch mehrere Glaubensbrüder ha- 
ben, verehrt der wahre Weise Gott. — Indem wir also unser 
ganzes Leben hindurch ein Fest feiern, weil wir überzeugt sind, 
dass Gott stets und überall gegenwärtig sei, bearbeiten wir Gott 
preisend das Feld, befahren wir Loblieder singend das Meer und 
betragen wir uns in allen Geschäften als in der heiligen Kunst 
erfahren.“ Auch Origenes ! hält daran fest, dass an sich ein 
jeder Tag dem andern gleich ist und nur die Unvollkommenheit 


ı Orig. contra Cels. lib. VIII, ce. 21—23: „Ein Fest ist, wie ein grie- 
chischer Weiser so schön sagt, nichts anderes als eine Erfüllung der Pflicht. 
Nur derjenige also feiert wahre Feste, der seine Pflicht erfüllt, stets betet 
und durch sein Gebet der Gottheit unblutige Opfer darbringt. Daher scheint 
Paulus recht erhaben zu sprechen, wenn er sagt: „Ihr haltet Tage“ u.s.w, 
(Gal. 4, 10). Wollte aber dagegen jemand das anführen, was bei uns au 
den Tagen des Herrn oder an den Rüsttagen oder zu Ostern oder an den 
Pfingsttagen geschieht, so müsste man darauf erwidern, dass ein Vollkom- 
mener, der mit seinen Worten, Werken und Gedanken stets bei dem Herrn 
ist, an allen Tagen bei Gott ist und stets des Herrn Tage feiert. Aber 
auch derjenige, der sich stets zum wahren Leben rüstet, sich der Lüste 
dieses Lebens, wodurch die meisten betrogen werden, enthält und der fleisch- 
lichen Gesinnung keine Nahrung gibt, sondern seinen Körper kasteiet und 
im Gehorsam erhält, feiert stets einen Rüsttag. Ferner, wer bedenkt, dass 
Christus das für uns geschlachtete Osterlamm ist, und dass derjenige dieses 
Fest feiere, der den Leib des Herrn isst, der hört nicht auf, das Pascha 
(welches Wort durch Uebergang erklürt wird) zu feiern, indem er stets 
durch Gesinnung, Wort und Tat von den Geschäften des Lebens zu Gott 
übergeht und zu seiner Stadt hineilt. Wer endlich mit Wahrheit sagen 
kann: ‚Wir sind mit Christus aufterstanden’ oder ‚Er hat uns auferweckt 
und mit Christus in den Hininiel versetzt’, der ist stets mit der Feier der 
Pfingsttage beschäftigt. Wer nun insbesondere, wie die Apostel Jesu, auf 
den Söller steigt und sich der Andacht und dem Gebet überlässt, damit er 
würdig werde der vom Himmel herabwehenden Gotteskraft, welche das Böse 
in dem Menschen und was davon herrührt, erstickt, der wird auch eines 
Teils der von Gott gewirkten feurigen Zunge würdig sein. Der grosse Haufe 
aber, der sich für glüubig hält, ohne es zu sein und der solche beständige 
Feiertage weder feiern will oder kann, bedarf der Erinnerung (an die gött- 
lichen Wohltaten) wegen einer sinnlichen Belehrungsanstalt, damit sie nicht 
ganz unterbleiben“ (Uebersetzung aus Krenkel S. 17 £.). 
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des Menschen zur Ausbildung bestimmter Festtage führt. Völlig 
fern liegt es den Christen dieser Zeit, das Sabbatgebot auf die 
Sonntagsfeier zu erstrecken. Da der Sabbat von den Juden- 
christen in der herkömmlichen Weise gefeiert wird, und die Juden- 
christen noch einen wesentlichen Teil der Gemeinden abgeben, 
ist es für jeden Christen oftensichtlich, dass sich das Gebot des 
alten Testamentes auf den Sabbat und nicht den Sonntag be- 
zieht. Dieser als der rein christliche Festtag hebt sich noch 
scharf von dem national jüdischen Festtage ab. Der Sabbat ein 
Tag des Gesetzes, der Sonntag ein Tag der Freiheit. Wo in der 
Literatur bei Besprechung des Sonntags auf das Alte Testament 
Bezug genommen wird, geschieht es, um diesen Gegensatz hervor- 
zuheben und den Beweis zu führen, dass Gott schon seit Alters 
den Sonntag mehr gechrt hat, als den Sabbat'. 

Der Sonntag ist sonach der zum Gottesdienste bestimmte Tag. 
Er gilt als Tag der Erinnerung an die Auferstehung des Herrn 
als ein wöchentlich wiederkehrendes Osterfest Während die 
Gemeinde an den Wochentagen ihr Gebet auf den Knieen spricht, 
tritt man an diesem Tage im Bewusstsein der Erlösung durch 
Christus stehend vor Gott?. Aber auch ausserhalb des Gottes- 
dienstes wird der Tag als Tag der Freude ausgezeichnet im 
(regensatz zum Mittwoch und Freitag, die sich zu Fast- und Buss- 


! Barn. XV 8, 9 stellt den Sonntag als achten dem Sabbat als siebenten 
gegenüber. Ignat. ep. ad Magn. 9: Ei 03V ol Ev aalauig noxyıaorv AYASTa- 
wäyzsg els naraınta Eirniöog TAlbov, pnyuste gasbarilovees, ARIK Karcı KILLAATV 
Cnvres dv % al 4 Son Tnmv Avkzeiev Bi adTo) Kai Ton Iavaron alren). Vgl. 
S. 106 Anm. 2; Zahn, Skizzen S,. 558 Anm. 24 und die dort angegebene Li- 
teratur. Orig. hom. 7,5 in Exod. (Delarue II, 153 sq.). 

2 Zahn, Skizzen S. 184. 

® Just. apol. I. 67; Tert. orat. 23; de corona 3. Näheres Zahn, Skizzen 
S. 359 Anm. 26, vgl. auch Gottschick, Der Sonntagsgottesdienst der christ- 
lichen Kirche in der Zeit vom 2.—4, Jahrh.: „Der Sonntag wird als Tag 
festlicher Freude gefeiert, eis zöys0ohvyv. wie der Barnabasbrief sagt, mag 
man an die Auferstehung Jesu oder auch an die Schöpfung denken. Da- 
durch unterscheidet sich das Sonntagsgebet vom Gebet am Mittwoch und 
Freitag, den Gedächtnistagen des über Christus gehaltenen Blutrates und 
seines Todes, wo dasselbe knieend gehalten wurde“. 


Förster, Die christliche Sonntagsfeier etc. 109 


tagen ausbilden '. Am Sonntag zu fasten gilt als unschicklich ?. 
Sonstige in das bürgerliche Leben eingreifende Wirkungen hat 
die Sonntagsfeier noch nicht. Solange die Kirche im wesent- 
lichen aus Sklaven und Bedrängten besteht, ist sie noch nicht in 
der Lage, mit Anforderungen an das bürgerliche Leben hervor- 
zutreten. Die Zusammenkünfte der Gemeinden tinden in Zeiten 
der Verfolgung, um den tagsüber Beschäftigten ein Erscheinen 
zu ermöglichen, Früh zeitig und Abends spät statt?. Erst mit 
zunehmender Machtentfaltung stellt die Kirche an den einzelnen 
die Anforderung, wenn es ihm ernst um den Glauben ist, seine 
Zugehörigkeit zum Christentume auch im bürgerlichen Leben zur 
Geltung zu bringen. Der Gottesdienst Sonntags fällt jetzt auf 
die Mittagsstunden. Wer erscheinen will, kann nicht den sonst 
üblichen Beschäftigungen, der täglichen Arbeit und dem Ver- 
gnügen, sei es Spiel oder Theater, nachgehen. Er muss den 
Rechtsstreit ruhen lassen. Ein Verzicht auf alles dies bildet für 
den Kirchgänger eine notwendige Begleiterscheinung des Sonn- 
tagsgottesdienstes. Man wird sich ihrer anfänglich nicht bewusst 
geworden sein, sie jedenfalls als Bestandteil der Sonntagsfeier 
nicht erkannt haben. Das Ruhen am Sonntag ist zunächst nur 
Mittel zum Zweck, ohne selbständige Bedeutung *. Es bleibt, 


ı Tert. de idolol. 14: „Musst du durchaus dem Fleisch etwas zu Gute 
tun, so hast du deine eigenen Feststage, und du hast deren mehr als die 
Heiden; denn die Heiden feiern alle ihre Feste nur einmal im Jahre, du feierst 
an jedem achten Tage* (Uebersetzung aus Zahn, Skizzen 8, 184). 

® Vgl. Zahn, Skizzen 8. 361 Anm. 29, 

3 Plinius ad Caes. lib. X ep. 97; vgl. oben S. 105 Anm. 2. 

* Die Ermahnungen der Kirche in der vorkonstantinischen Zeit beschrün- 
ken sich darauf, den Gottesdienst zu besuchen. „Es wird wohl gerügt, 
wenn jemand sein Fernbleiben vom sonntäglichen Gottesdienst mit dem 
Drang seiner Geschäfte entschuldigt; aber nicht die Sonntagsarbeit, sondern 
diejenige Ueberschätzung des irdischen Gewerbes, welche die Gleichgültig- 
keit gegen Gottes Wort und Gemeindegottesdienst zur Folge hat, wird als 
schwer entschuldbare Sünde bezeichnet“ (Zahn, Skizzen S. 185). „So na- 
mentlich in der syrischen Didaskalia des 3. Jahrhunderts cap. 13 (ed. La- 
garde p. 58 fl... Es heisst da z. B. p. 54, 1: ‚Welche Entschuldigung vor 
Gott werden die haben, welche sich am Tag des Herrn nicht versammeln, 
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solange es nur diesen Charakter hat, in der christlichen Litera- 
tur unerwähnt. 

Als erster komnit Tertullian auf die Sonntagsruhe zu spre- 
chen. Er fordert sie unabhängig von der Verpflichtung, zum 
Gottesdienste zu erscheinen und gibt ihr damit eine von ihrer 
Entstehung abweichende Begründung. Tertullian nimmt hierbei 
in keiner Weise auf das Alte Testament Bezug, erstreckt niclıt 
das Sabbatgebot auf die Sonntagsfeier und fordert das Aussetzen 
der Arbeit nicht als Erfüllung einer Pflicht gegen Gott. Die 
Arbeitsruhe erhält eine selbständige, spezifisch christliche Grund- 
lage. Es heisst in de orat. 23 (al. 18)!. Solo die dominico res- 
surectionis non ab isto tantum (dem Kniebeugen), sed omni anxie- 
tatis habitu et officio cavere debemus, differentes etiam negotia, 
ne quem diabolo locum demus. Aus demselben Grunde, wie sich 
die Christen, die durch die Auferstehung von der Macht der 
Finsternis erlöst sind, am Sonntage, als dem Tage der Erinnerung 
an die Auferstehung, der Kniebeugung enthalten, sollen sie jedes 
Tun und Aussehen der Aengstlichkeit meiden, um auch im bürger- 
lichen Leben dem Bewusstsein der erlangten Erlösung Ausdruck 
zu geben. Ein Aussehen der Aengstlichkeit zeigt der, der sich 
dem Hasten und Treiben des Alltagslebens hingibt. Vorstellungen 
des Altertums, dass Arbeit erniedrigt, wirken nach. Das Aus- 
setzen der Arbeit (negotia) wird als Symbol der Freiheit von der 
Sünde angeraten. Es ist aber mehr als ein Symbol. Mit den 
Worten, ne quem diabolo locum demus, gibt Tertullian der Be- 
fürchtung Ausdruck, dass der Christ, der am Sonntage der 
Alltagsarbeit nachgeht, Gefahr läuft, ein Sklave seiner Arbeit 
zu werden und das Bewusstsein der durch Christus erlangten 
Freiheit zu verlieren. 

Das Ruhen von der Arbeit am Sonntage, soweit es sich in 


um das Wort des Lebens zu hören‘. Die Arbeitsruhe und der Synagogren- 
besuch der Juden wird nicht anders wie der zeremoniale Eifer der Heiden 
als beschämendes Vorbild hingestellt, ef. const. apost. II, 59—61°, (Zahn, 
Skizzen S. 361 Anm. 31.) 

ı Vgl. Zalın, Skizzen S. 362 Anm. 33. 
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dieser Zeit als fester Brauch ausbildet, dient kirchlichen, und 
soweit es von Tertullian begründet wird, religiösen Zwecken. 
Eine soziale Bedeutung'!, wie etwa der Sabbatruhe im Sinne des 
Deuteronomikers ?, kann der christlichen Sonntagsfeier nicht bei- 
gemessen werden ’?. 


ı Bestmann: Ruhe und Arbeit in der Zeitschrift für kirchliche Wissen- 
schaft und kirchliches Leben, herausgesgeben v. Luthardt. 5. Jahrg. 1884. 
. 869: „Nun ist ja gewiss, dass fast alle Institutionen der rön.-katholischen 
Kirche auf einem äusserlichen Kompromiss zwischen christlichen und an- 
tiken Lebensfornien beruhen. Die christliche Kirche aber, die ja erst später 
in ihrer katholischen Form sich als soziale Potenz fühlen konnte, kennt 
auch den sozialen Gegensatz von Ruhe und Arbeit nicht. Sie hat wohl in 
der ersten Zeit zu einem zienlich grossen Teile den jüdischen Sabbat gefeiert, 
aber das war innerlich nicht motiviert, ist daher seit dem 3. Jahrh. fallen 
gelassen. Das, was in ihr Herkommen war, kann man wolıl als den Gegen- 
satz von Berufsleben und Festfeier bezeichnen. Die Festfeier unterscheidet 
sich aber von dem blossen Ruhen durch die Beziehung auf ein Ereignis, 
dessen man gedenkt. In diesem Sinn hat sich die Festordnung der Kirche 
an der Auferstehung Christi entwickelt. 

2 2. Mos. 20,8 f.: „Denke daran, den Sabbattag heilig zu halten. Sechs 
Tage hindurch sollst du arbeiten und alle deine Geschäfte verrichten. Aber 
der siebente Tag ist ein Jahwe, deinem Gotte, geweihter Sabbast; da sollst 
du kein Geschäft verrichten, weder du selbst, noch dein Solın oder deine 
Tochter; weder dein Sklave, noch deine Sklavin, noch dein Hausvieh, noch 
der Fremde, der sich in deinen Ortschaften aufhält“ ... Mag vielleicht 
der erste Teil des Gebotes jahvistischen oder elohistischen Ursprungs sein, 
der Zusatz, durch den das Gebot auf Sklaven, Frenıde und das Hausvieh 
erstreckt wird, ist jedenfalls auf den Deuteronomiker zurückzuführen. In 
dem zweifellos deuteronomistischen Dekalog 5. Mos. 5 ist dann auch der 
soziale Gedanke, insbesondere durch die dem Gebote gegebene Begründung 
weiter ausgeführt. V. 13 £.: „Sechs Tage hindurch sollst du arbeiten und 
alle deine Geschäfte verrichten, aber der siebente Tag ist ein Jahwe, deinem 
Gotte, geweihter Sabbat, da sollst du keinerlei Geschäfte verrichten, weder 
du selbst, noch dein Sohn, noch deine Tochter, noch dein Sklave, noch 
deine Sklavin, noch dein Ochse, noch dein Esel, noch eines deiner [Last-)] 
Tiere, noch der Fremde, der sich in deinen Ortschaften aufhält, damit dein 
Sklave und deine Sklavın ruhen können, wie du. Denke daran, dass du 
[selbst] Sklave gewesen bist in Aegypten, und dass dich Jahwe, dein Gott. 
mit starker Hand und ausgerecktem Arm von dort hinweggeführt hat. 
Darum hat dir Jahwe, dein Gott, befohlen, den Sabbattag zu berehen“. 
Die gleiche Auffassung kehrt in dem jüngeren Teile des Bundesbuchs. der 
ebenfalls deuteronomistisches Geprüge trägt, wieder. Hier heisst es 2. Mos. 
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23,12: „Sechs Tage hindurch magst du deine Arbeit verrichten; am sieben- 
ten Tage aber sollst du feiern, damit dein Rind und dein Esel ruhe, und 
der Sohn deiner Sklavin, sowie der Fremdling einmal aufatme‘*. 

3 Der mit der Sonntagsfeier der ältesten Zeit in Einklang stehende Ge- 
danke, dass am Sonntage die Arbeit zu ruhen habe, um den Besuch des 
Gottesdienstes zu ermöglichen, kehrt in unsrer Reichsgesetzgebung mehr- 
fach wieder. Die Sonntagsruhe wird hier zwar in erster Linie aus sozialen 
Gründen geboten. Das Rulen erscheint als Selbstzweck. Trotz dieser 
Grundauffassung begegnen wir einer Reihe von Vorschriften, in denen das 
Ruhen von der Arbeit ausschliesslich oder doch vorwiegend Zeit und Ge- 
legenheit zum Besuche des Gottesdienstes schaffen, also kirchlichen Zwecken 
dienen soll. 

8 127 Abs. 2 der Gew.O.: „Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu 
seiner Ausbildung und zum Besuche des Gottesdienstes an 
Sonn- und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegen- 
heitnichtentziehen®.... 

& 120 Abs. 1 Satz 2 der Gew.O.: ‚Am Sonntage darf der Unter- 
richt (der Fortbildungsschule) nur stattfinden, wenn die Unterrichtsstunden 
so gelegt werden, dass die Schüler nicht gehindert werden, 
den Hauptgottesdienst oder einen mit Genehmigung 
derkirchlichen Behörden für sie eingerichteten beson- 
deren Gottesdienstihrer Konfession zubesuchen“. 

Bek., betr. Ausnahmen von den Bestimmungen über die Sonntagsruhe 
gemäss & 105e Abs. 1 der Gew.O. v. 3. April 1901 Ziff. 5: „Für nicht un- 
unterbrochen arbeitende Betriebe, denen Ausnahmen von den im & 1095 
Abs. 1 der Gewerbeordnung getroffenen Bestimmungen bewilligt werden, 
ist die Ruhezeit gemäss $ 1l05c Abs. 3 a. a. OÖ. zu regeln, sofern deren 
Durchführung obne erhebliche Beeinträchtigung möglich erscheint; andern- 
falls ist die Beschäftigung der Arbeiter an Sonn- und Festtagen von der 
Freigabe eines Nachmittags an einem Wochentage undder Gewährung 
der Gelegenheit zum Besuche des Gottesdienstes minde- 
stens an jedem dritten Sonntag abhängig zu machen“. 

Ges., betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 30. Mürz 
1903 $ 9 Abs. 3: „Für das Austragen von Waren sowie für sonstige Boten- 
vänge bewendet es bei den Bestimmungen des $ 8. Jedoch darf an 
Sonn- und Festtagen die Beschäftigung die Dauer von zwei 
Stunden nicht überschreiten und sich nicht über ein Uhr nachmittags er- 
strecken, auch darf sie nıcht in der letzten halben Stunde vor 
Beginn des Hauptgottesdienstes und nicht während 
desselben stattfinden. 

S$ 37 Abs. 4 der Seemannsordnung v. 2. Juni 1902: „Soweit nicht drin- 
gende Gründe entgegenstehen, ist an Sonn- und Festtagen im Hafen 
und auf der Rhede der Schiffsmannschaft Gelegenheit zur Teil- 
nahme am Gottesdienst ihrer Konfessionzugeben und 
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derhierzuerforderliche Urlaub zu erteilen“. 

Bek. des Bundesrats auf Gruni von SS 105d, Ude, 120e, 139 a, 139 h, 
154 Abs. 2 der Gew.O. $ 6a bei Mälzereien: „Jedeniı Arbeiter ist minde- 
stensanjedem dritten Sonntage die zum Besuche des 
Gottesdienstes erforderliche Zeit freizugeben“ Ds 
Gleiche gilt 7a bei Molkereien mit Ansnahme der Betriebe, welche aus- 
schliesslich oder vorwiegend fette oder halbfette Hartkäse herstellen. 

S 136 Abs. 3 der Gew.O.: „An Sonn- und Festtagen sowie während der 
von den ordentlichen Seelsorgern für den Katechumenen- und Konfirman- 
den-Beicht- und Kommunionunterricht bestimmten Stunden dürfen jugend- 
liche Arbeiter nicht beschäftigt werden“. Aus den Zusammenhange muss 
man entnehmen, dass auch hier die Beschäftigung an Sonn- und Festtagen 
ın erster Linie wegen des an diesen Tagen stattfindenden Gottesdienstes 
unterbleiben soll. 

Selbst da, wo die Arbeitsruhe nur sozialen Charakter hat, bleibt der 
Gesichtspunkt, Zeit und Gelegenheit zum Besuche des Gottesdienstes zu 
bieten, nicht unberücksichtigt. Die Gesetzgebung nimmt darauf Bedacht, 
dass, soweit eine praktische Durchführung möglich ist, die erforderliche 
Ruhe wälrend der Gottesdienststunden gewährt wird. Auch der Besuch des 
Gottesdienstes ist nach Auffassung des Gesetzgebers ein soziales Bedürfnis. 

$S 105b Abs. 2 der Gew.O.: „Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehr- 
linge und Arbeiter am ersten Weihnachts-, Oster- und Pfingsttag überhaupt 
nicht, im übrigen an Sonn- und Festtagen nicht länger als fünf Stunden 
beschäftigt werden. Durch statutarische Bestimmung einer Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes ($ 142) kann diese Beschäftigung für 
alle oder einzelne Zweise des Handelsgewerbes auf kürzere Zeit einge- 
schränkt oder ganz untersagt werden. Für die letzten vier Wochen vor 
Weihnachten sowie für einzelne Sonn- und Festtage, an welchen örtliche 
Verhältnisse einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich machen, kann 
die Polizeibehörde eine Vermehrung der Stunden, während welcher die B«- 
schäftigung stattfinden darf, bis auf zehn Stunden zulassen. Die Stunden, 
während welcher die Beschäftigung stattfinden darf, werden unter Be- 
rücksichtigung der für den öffentlichen Gottesdienst be- 
stimmten Zeit, sofern die Beschüftigungszeit durch statutarische Bestinı- 
mungen eingeschränkt worden ist, durch letztere, im übrigen von der Po- 
lizeibehörde festgestellt“ .... 

8 105 c Abs. 3 der Gew.O.: „Bei den unter Ziff. 3 und 4 bezeichneten 
Arbeiten, sofern dieselben länger als drei Stunden dauern, oder die Ar- 
beiteram Besuche des Gottesdienstes hindern, sind die Ge- 
werbetreibenden verpflichtet, jeden Arbeiter entweder an jedem dritten Sonn- 
tage volle sechsunddreissig Stunden, oder an jedem zweiten Sonntage nıin- 
destens in der Zeit von sechs Uhr morgens bis sechs Uhr abends von der 
Arbeit frei zu lassen.* 
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II. Literaturübersicht'‘. 
Erstattet von E. Friedberg. 
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1. Vorschläge* d. deutschen Juristentags für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entschei- 
dungen und wissenschaftlichen Werken. Beschlossen 
von dem 27. deutschen ‚Juristentag am 13. Sept. 1904. Erste Ause. 
Berl. 1905. J. Guttentar. 

Ich bin prinzipiell kein Freund der Reglementierung, nicht ein- 
mal der Orthographie, ebensowenig der Abkürzungen. Letztere wer- 
den nicht im Dienst der Deutlichkeit, sondern in dem der Raunmier- 
sparnis vorgenommen. Darum verstehe ich es, dass der Buchhandel 
sich für ihre Anwendung interessiert, eine solche wünscht und eine 
Grleichartigkeit anstrebt, um doch wenigstens eine Art der Deutlichkeit. 
zu erreichen. Der Leser des Buches aber hat gar kein Interesse an 
Abkürzungen. Wie leicht sind sie missverständlich! Soll er immer 
die Vorschläge des ‚Juristentages zur Hand nehmen und nachschlagen? 
Welche Mühe wird ılım dadureh auferlegt und welch’ ein Zeitauf- 


wand wird dabei erfordert. Schon das leidige a. a. O., mit welchem auf 


früher angegebene Schriften verwiesen wird, wie oft hat nicht der Leser 
eines Buches darüber Verwünschungen ausgestossen. Und auch der 
Autor. Soll er bei Zitaten sich immer erst. vergegenwärtigen, wie der 
‚Juristentag sie gestaltet wissen will, nachschlagen, wie derjenige, der 
sich in dem Wirrsale der heutigen Orthographie zurechtfinden und 
dieser entprechend schreiben will. Dazu kommt aber noch, dass die 
„Vorschläge“ gar nicht einmal überall als zweckentsprechend anzusehen 
sind. Der Umstand, dass der deutsche Juristentag sie einstimmig ge- 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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nehmigt hat, wird für den Kenner der Verhandlungen dieser eigent- 
lich überlebten Vereinigung, für denjenigen, der weiss, wie die Be- 
schlüsse zustande kommen und der erwägt, wer sie fasst, nicht weiter 
ins Gewicht fallen. Wenn doch einmal mörlichste Kürze angestrebt 
werden soll, wozu bei der Anführung des (esetzesdatums vor die Zah- 
len das „v.“? Welche Undeutlichkeit, wenn derselbe Buchstabe je nach 
seiner Kombination mit anderen ganz etwas anderes bedeuten soll. W. 
z. B. allein heisst Wochenblatt, WO. = Wechselordnung, WZG. — 
(Gesetz zum Schutze der Warenbezeichnung. R bedeutet bald Recht, 
bald Reuss, bald Reich. Auch der für die Abkürzung dieser Zeit- 
schrift gemachte Vorschlag ZKirchR. taugt nichts. Sie heisst Deutsche 
Zeitschr. f. Kirchenrecht, und wenn es auch zur Zeit keine andere gibt, 
so hat es doch früher eine solche gegeben, die auch noch zitiert wird 
und die nach dem Vorschlage gar nicht von der jetzigen unterschieden 
werden kann. Das Reichsgesetz heisst Civilprozessordnung, warum 
lautet die Abkürzung nicht CPO., sondern ZPO., also mit einer 
OÖrthographie, die der Gesetzgeber selbst verschmäht hat? Demnach 
in Summa: möglichst gar keine Abkürzungen, ausser den allgemein 
üblichen und verständlichen (z. B. BGB. HGB. u. s. w.). Sonst 
kommen wir dahin, auch im "Texte der Werke für oft wiederkehrende 
Begriffe wie z. B. Recht eine Abkürzung (R) zu setzen. Es handelt 
sich bei Büchern nicht darum wie bei Inseraten die Insertionskosten 
zu ersparen, und voraussichtlich werden die mit Abbreviaturen gedruck- 
ten Bücher in Deutschland doch nicht so billig werden, wie die aus- 
ländischen es auch ohne Gebrauch dieser Kostenersparnis sind. Will 
ein Autor noch andere Abkürzungen anwenden, so mag er die Leser 
in seinem Buch darüber orientieren. E. Fr. 

2. Encyklopädie* der Rechtswissenschaft in syste- 
matischer Bearbeitung. Begründet durch Dr. Franz v. Holtzen- 
dorff. Unter Mitwirkung von G. Anschütz. L. v. Bar. E. Beling. 
H. Brunner. G. Cohn. K. Crome. E. Dorner. OÖ. Gierke. F. Hecht. 
P. Heilborn. E. Heymann. ©. Körbner. J. Kohler. L. Lass. ©. Lenel. 
E. v. Meier. L. Mitteis. J. Stranz. M. Schulz. ©. v. Veh. F. Wachen- 
feld. J. Weidenbach. Herausgegeben von Dr. Josef Kohler. Sechste, 
der Neubearbeitung erste Auflage. Leipzig-Berlin 04. Dunker und 
Humblot und J. Guttentag. 

Die Holtzendorffsche Eneyklopädie ist den Juristen eine bekannte 
Erscheinung. Aus verhältnismässig kleinen Anfängen ständig gewach- 
sen hat sie es von 1870 bis 1890 auf 5 Auflagen gebracht, das damit 
verbundene, als II. Teil auftretende Rechtslexikon bis 1850 auf 3. 
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Das Buch war wesentlich für Studierende zur Einführung in sämtliche 
Disziplinen der Rechtswissenschaft bestimmt und geeignet, aber da 
diese teilweise von Meistern ihres Faches bearbeitet waren, so ging die 
Bedeutung des Buches viel weiter. Auch der ausgebildete Jurist griff 
gern zu der Eneyklopädie, die ihm in kompresser Zusammenfassung 
den neuesten Stand der Wissenschaft vergegenwärtigte. Holtzendorft 
erlebte schon nicht mehr das Erscheinen der V. Auflage und nachdem 
1. J. 1900 durch das in Geltung getretene BGB. und die dadurch 
bedingte Veränderung auch der sog. Nebengesetze eine vollkommene 
Umwälzung des Rechtsstandes eingetreten war, bestand die Befürch- 
tung, dass die jetzt erforderliche Neubearbeitung des Buches unter- 
bleiben und es demgemäss als veraltet vom Schauplatze verschwinden 
werde. Diese Auffassung war eine so berechtigte, dass inzwischen 
eine neue Encrklopädie den freigewordenen Raum auszufüllen unter- 
nahm, welcher Hiuschius seinen früheren Anteil- an der Holtzendorff- 
schen einzuverleiben keinen Anstoss nahm, wie denn auch Brunner sei- 
nen Beitrag in erweiterter (sestalt abgesondert erscheinen liess. In- 
dessen ist es doch gelungen, die Neubearbeitung zu bewirken und diese 
liegt jetzt in zwei stattlichen Bänden vor, während über eine etwaige 
Neubearbeitung des rechtslexikalischen Teiles bis jetzt nichts verlautet. 
Zum Teil sind es die alten Beiträge der V. Auflage, die uns jetzt 
wieder, freilich in ergänzter und revidierter (Gestalt geboten werden, 
zum Teil sind neue Mitarbeiter an die Stelle der früheren getreten, 
wie denn auch neue Disziplinen zur Bearbeitung gekommen sind. Es 
kann nicht die Aufgabe dieser Zeitschrift sein, die einzelnen Bestand- 
teile des Werkes kritisch zu beleuchten. Dazu würde auch nur der- 
jenige zuständig sein, welcher alle Disziplinen der Rechtswissenschaft 
sleichmässig beherrschte. Doch mag nicht unerwähnt bleiben, dass der 
Standpunkt, von welchem die Bearbeiter der verschiedenen Disziplinen 
ausgegangen sind, uns nicht durchweg der gleiche zu sein scheint. Eine 
Anzahl der mitarbeitenden Autoren haben sich ihre Bearbeitung der 
Disziplin unstreitig als Einführung in diese gedacht, also für Studie- 
rende als Lehrmittel, für Eingeweihte als kursorische Uebersicht über 
den gegenwärtigen Stand der betreffenden Disziplin. Andere Autoren da- 
gegen scheinen die Kenntnis der von ihnen behandelten Partien bei 
dem Leser vorauszusetzen. Sie geben weniger Hausmannskost als De- 
likatessen, deren Wert und Bedeutung dem Anfänger entgeht. 

Für die Leser unserer Zeitschrift, die nicht bloss aus Juristen, 
sondern auch aus Theologen und Historikern bestehen, kommt das 
vorliegende Werk unter verschiedenen Gesichtspunkten in Betracht. 
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Einmal sind auch sie genötigt, häufig die Jurisprudenz um Rat anzu- 
gehen. Da finden sie denn in dem Buche bequem alles zusammen, 
was sie sich sonst aus verschiedenen, ihnen nicht immer leicht zugäng- 
lichen Lelhrbüchern zusammensuchen müssten, und meist auch die An- 
gabe der Literatur, aus welcher nähere Information zu erholen ist. 
Anderseits aber en!hält das Werk auch eine encyklopädische Darstel- 
lung des Kirchenrechts, über welche wir jetzt noch des näheren reden 
wollen. An die Stelle der in der V. Auflare von Hinschius herrührenden 
Darstellung, die jetzt, revidiert durch Seckel, in Birkmeyers Encyklopä- 
die auzutretten ist, ist jetzt eine vollkommen neue, von Stutz verfasste 
getreten. Dieser schlägt in mancher Beziehung eigenartige Wege ein. 
Einmal trennt er die kirchliche Rechtsgeschichte von der Darstellung 
des geltenden Rechts. Wir halten das für eine pädagogische Zweck- 
mässigkeitsfrage. Im römischen Recht ist ja diese Sonderung längst 
vollzogen worden. In den Kompendien aller übrigen Rechtsdisziplinen 
werden dagegen sämtliche einzelnen Institute in der Weise behandelt, 
dass sie, wenn die Verf. nicht von der Reclıtsgeschichte gänzlich ab- 
sehen, auf die rechtsgeschichtliche Grundlage die dogmatische Erörte- 
rung folgen lassen. Das hat beim deutschen Privatrecht und dem 
Kirchenrecht auch noch den inueren Grund, dass das heutige Recht 
zum Teil noch das im Mittelalter entstandene ist, mithin dieses dop- 
pelt zur Darstellung kommen muss, wenn man nicht bei der dogma- 
tischen Darstellung auf die geschichtliche vielfach zurückverweisen will. 
Zu diesem Verfahren ist auch Stutz mehrfach genötigt gewesen. Wei- 
ter aber kommt der Umstand in Betracht, dass die dogmatische Dar- 
stellung des römischen Rechts so in das Detail geht, dass sie für die 
geschichtliche Entwickeluug gar keinen Raum übrig behält. Die kom- 
pendiarische, und das gilt erst recht von der encyklopädischen Dar- 
stellung des Kirchenrechts, beschränkt sich aber notgedrungen nach 
dem Masse des heute noch vorhandenen juristischen Interesses an den 
kirchlichen Institutionen. Verzichtet sie auf die geschichtliche Fun- 
dierung, so laboriert sie leicht an grosser Dürftigkeit des Stoffes, ei- 
nenı Uebelstand, welchem auch die Stutzsche Darstellung nicht ent- 
gehen konnte. — Weiter hat Stutz das katholische und das evange- 
lische Kirchenrecht abgesondert behandelt. Wenn wir auch zugeben 
wollen, dass dabei die Eigenart der evangelischen Rechtsinstitutionen 
besser in die Erscheinung tritt, so darf doch andererseits nicht über- 
sehen werden, dass das evangelische Kirchenrecht mit dem katho- 
lischen auf der gleichen Grundlage ruht. Bis zum XVI. Jahrhun- 
dert hat es, wenn wir von der griechischen Kirche absehen wollen, 
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nur eine christliche Kirche gegeben. Seitdem hat sich von dem christ- 
lichen Baum ein neuer Zweig abgesondert, der mit dem Hauptstamme 
auf der gemeinsamen Wurzel der heil. Schrift und der urchristlichen 
Einrichtungen beruht. Diese Gemeinsamkeit kommt aber weit besser 
zur Erkenntnis, wenn sie in der dogmatischen Darstellung auch äusser- 
lich zu tage tritt. 

Die dogmatische Darstellung von Stutz trärt kein besonderes ori- 
ginales Gepräge. Sein kirchenpolitischer Standpunkt ist derjenige der 
modernen deutschen Staatsgesetzgebung, wobei er freilich u. E. dem 
sog. Kulturkampfe und dessen Tendenzen nicht volle Gerechtirkeit 
widerfahren lässt und die Bismarckische Politik der Umkehr wiederum 
zu wohlwollend beurteilt. Der Schwerpunkt der Stutzschen Arbeit liegt 
im geschichtlichen Teile. 

Der Verf. gliedert hier seinen Stoff selbstverständlich in Perioden. 
Er beginnt mit der Missionskirchenordnung der christlichen Frühzeit. 
Hier scheint der Verf. die ursprüngliche Identität von Presbytern und 
Episkopen anzunehmen; die Entstehung des monarchischen Episkopa- 
tes verlegt er in den Osten. Die zweite Periode bezeichnet St. als 
die des römischen Kirchenrechts, womit doch wohl nicht ganz präzise, 
nicht nur die Ausgestaltung des Kirchenrechts durch den römischen 
Staat, sondern überhaupt das während der Dauer des römischen Im- 
perium geltende Kirchenrecht bezeichnet werden soll, welches ja frei- 
lich genugsam römische Bestandteile in sich aufgenommen hat. Als 
Rechtsquellen dieser Periode führt St. die apostolischen canones an, 
während er die Konstitutionen, die gleichfalls dieser Periode angehö- 
ren, in der vorhergehenden behandelt. Die dritte Periode bezeichnet 
St. als die des germanischen Kirchenrechts, welche durch das Eigen- 
kirchenrecht ihr eigentümliches Gepräge gewonnen habe. Dabei ver- 
tritt er die von ihm schon oft ausgeführte Meinung, dass der Germa- 
nismus nicht auf die deutschen (Gebiete beschränkt gewesen sei, son- 
dern auch dem italienischen und speziell römischen Kirchenrecht sein 
(Fepräge aufgzedrückt habe. Die 4. Periode ist die des kanonischen 
Rechts. Richtiger würde uns erschienen sein, wenn die vorhergehende 
als die der noch nationale — römisch- wie deutschrechtliche — Ele- 
mente in sich bergenden Rechtsbildung, die darauf folgende als die des 
internationalen Kirchenrechts, welches aber im wesentlichen auf rö- 
mischrechtlichen Elementen beruhte, bezeichnet worden wäre Auch 
mit der Rubrizierung der 5. Periode: die Umbildung des kanonischen 
Rechts zum katholischen Kirchenrecht können wir uns nicht befreun- 
den, da der (regensatz des kanonischen zum Kirchenrecht ein wesent- 
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lich formaler ist, und materiell zwischen der Rechtsbildung bis zum Ab- 
schluss des Corpus iuris canoniei und der Folgezeit, das Tridentinum mit 
inbegriffen, ein Gegensatz nicht hervortritt. Die letzte Periode endlich 
ist die des vatikanischen Kirchenrechts, welche der Verf. aber nicht 
vom Vaticanum datiert, sondern vom Anfang des XIX. Jahrh. 

Schon der Umfang unserer Besprechung mag als ein Zeichen der 
Wertschätzung gelten, welche wir der Arbeit von Stutz entgeren- 
bringen. Sie übertrifft alle übrigen encyklopädischen Darstellungen des 
Kirchenrechts. Der Verf. ist gedankenreich und gelehrt. Der geschicht- 
liche Stoff wird mit einer Vollständigkeit behandelt, die der wissen- 
schaftlich nicht orientierte Leser kaum bemerkt, und bei der es nur 
zweifelhaft erscheint, ob sie nicht für den Anfänger zu gross ist. Die 
Literaturnachweise sind reichhaltig, nicht bloss aus Lehrbüchern über- 
nommen, sondern selbständiges Studium bezeugend. Nebenbei be- 
merkt, die Anführung von Rhalli S. 923 erscheint uns deplaziert. 
Irrtümer sind uns nur in verschwindendem Masse entgegengetreten. 
7. B. ist es falsch, wenn 8. 815 behauptet wird, Johann XXII. habe 
die Clementinen revidiert publiziert. Wir haben Codices Clemens V., 
und Johann XXII. Der Inhalt beider stimmt genau überein. Der kir- 
chenpolitische Standpunkt des Verf. strebt nach Objektivität, aber der 
Verf. geht doch wohl bei Beurteilung der heutigen Zustände zu weit, 
wenn er S. 897 behauptet, die kräftige Kirchenhoheit des Staates sei 
behauptet worden. Wir möchten fragen wo? etwa im Reiche oder in 
Preussen? Die Sprache des Verf. ist präzise, nur hat er den Hang 
zu neuen, nicht immer glücklichen Wortbildungen. 8. 823 Verrech- 
tung, S. 870 Verumständung. Was S. 859 „Verzeigung“ bedeutet, ist 
uns nicht klar geworden. Dass schliesslich bei der Darstellung des 
deutschen Kirchenrechts, dem Eigenkirchengedanken ein übertriebener 
und nicht beweisbarer Einfluss zugeschrieben wird, müssen wir schon 
bei dem Verf. in Kauf nelımen. E. Fr. 

3. Giese,* Die Grundrechte. Tübingen J. C. B. Mohr 1905. 
(Zorn und Stier-Somlo, Abhandl. a. d. Staats-, Verwaltungs- u. Völ- 
kerrecht. Bd. 1. H. 2.) M. 3,60. 

Die Frage, ob die sog. Grundrechte nur ein Reflex objektiver 
Rechtssätze oder subjektive Rechte sind, ist umso kontroverser, als 
nicht einmal über den Begriff der subjektiven öffentlichen Rechte eine 
Uebereinstimmnng herrscht. Der Verf. prüft in klarer Darstellung 
die verschiedenen aufgestellten Meinungen und unternimnit einen selb- 
ständigen Lösungsversuch. Alles das fällt indessen ausserhalb der Ge- 
bietes dieser Zeitschrift. Für das Kirchenrecht kommt vielmehr le- 
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diglich in Betracht, dass zu den Grundrechten auch die Gewissens- 


freiheit — diese hat nach Jellinek sogar die Veranlassung zur For- 
mulierung der nordamerikanischen gegeben — und die Vereins-, also 


auch die Kultusfreiheit gehört. Diese behandelt der Verf. neben den 
anderen Grundrechten im 11. Teile seiner Arbeit, allerdings mit Be- 
schränkung auf Preussen und Belgien. E. Fr. 

4. Viollet*, Infaillibilite et Syllabus. Reponse aux „Etudes- 
(Article de M. l’abbe Bouvier du 20 janvier 1905.) (Comite catholique 
pour la defense du droit) Besancon Jacquin. Paris Roger et Cherno- 
viz 1905. Fr. 1,25. 

Die auch in dieser Zeitschrift angezeigte Schrift von Paul Viollet 
hat in der jesuitischen Zeitschrift Etudes die Angriffe von Bouvier 
erfahren. Der Verf. verteidigt sich hier geren dessen Kritik. Sein 
Wunsch, diese und die auf die vorliegende Schrift erfolgte Duplik 
Bouviers in sie aufzunehmen und so das gesamte Material dem 
Leser vor die Augen zu legen, ist an dem Widerspruche Bouviers ge- 
scheitert. Die Erörterung dreht sich zunächst um die von Fournier 
geleugnete, von Bouvier behauptete Unfeblbarkeit des Papstes bei den 
von ihm vorgenommenen Kanonisationen. Der Verf. weist unwider- 
leglich nach, dass nach den besten katholischen Autoritäten, unter 
welchen selbst Innocenz IV. figuriert, die Möglichkeit des päpstlichen 
Irrtums zugestanden wird. Des weiteren ist die Behauptung Viollets, 
der Syllabus sei eine übereilte, im höchsten Masse mangelhafte Pu- 
blikation, von Bouvier bestritten worden. Der Verf. tritt den Beweis 
für seine Behauptung an durch Beleuchtung der Thesen des Syllabus 
61, 67 und 80 und auch hier wird ihm jeder Unbefangene Recht ge- 
ben müssen. Die kleime Schrift ist von grösster Formvollendung, die 
Polemik rein objektiv und von graziöser Höflichkeit. Möchten doch 


unsere deutschen Autoren — uns fällt gerade die Schrift Heiners über 
den Syllabus und seime Polemik gegen Götz ein — lernen, dass nur 


der Ton die Musik macht, und dass man auch einen Autor angreifen 
kann, ohne seinen Charakter zu verdächtigen und seine Person zu be- 
schimpfen ! E. Fr. 

5. Heiner, Der Syllabus in ultramontaner und antıultramon- 
taner Beleuchtung. Mainz 02. 

6. Otto*, Priester und Tempel im Hellenistischen Aegypten. 
Ein Beitrag zur Kulturgeschichte des Hellenismus. Bd. 1. Leipz. B. 
G. Teubner. Mk. 14. 

Das ungemein gelehrte Buch hat direkt mit dem Kirchenrechte 
nichts zu tun, und entfällt somit sowohl unserer Zuständigkeit wie dem 
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(Gebiete dieser Zeitschrift. Aber nicht nur, dass die Meinung ver- 
treten worden ist, die in Aegypten erfolgte Entwickelung des Mönch- 
tums sei durch den alt-ägyptischen Kultus wesentlich beeinflusst wor- 
den: bekanntlich hat auch Hatch die älteste christliche Organisation 
auf die heiduische aufzubauen versucht. Bezüglich des Mönchtums 
enthält das vorliegende Buch kein Material, wie denn auch die Wein- 
gartensche Hypothese jetzt wohl allgemein als aufgegeben angesehen 
werden kann. Dagegen ist es interessant, dass uns für die ägyptischen 
Priester dieselben Amtsbezeichnungen entgerentreten, welche wir auch in 
den altchristlichen Gemeinden finden. So (N. 38 f.) änıszaınz, Apyızepbg, npn- 
grarng, Ennererig (S. 45) nreosntepog (NS. 47), nicht indessen &rimuonce. 
So haben sich die ägyptischen Priester, die ein collegium bildeten, zu 
T,andes- und Provinzialsynoden versammelt (8. 73). So haben zahl- 
reiche #ixsor existiert (S. 127.) Indessen spricht nichts dafür, dass 
das Christentum hier Entlehnungen vorgenommen habe. Interessant 
ist übrigens, einen wie starken Einfluss die ägyptische Staatsgewalt 
auf die Kultusorganisation ausgeübt hat. Niemand konnte z. B. Prie- 
ster werden ohne königliche Spezialgenehmigung. — Nicht zu billigen 
ist, dass der Verf. stets von einer alt-ägyptischen „Kirche* spricht. 
Dies Wort ist durchaus für die christliche zu monopolisieren. E. Fr. 

7. Turmel, Tertullien. Par. 03. 

8. Martin, St. Colomban (540—615). Par. 05. 

9. Ernst, Papst Stephan I. und der Ketzertautstreit. Mainz 0». 
Fhrhard u. Kirsch, Forschungen Bd. 5 H. 4. 

10. Stengel, Eine deutsche Urkundenlehre d. XIII. Jahrhdts. 
Ein Beitr. z. Gesch. d. Rezeption d. kanon. Rechts. N. Arch. 30, 647. 

1l. Brandi, Passauer Vertrag u. Augsburger Religionsfriede. 
Hist. Ztschr. 95, 206. 

12. Boutard, Lamenais, sa vie et ses doctrines. La renaissance 
de PUltramontanisme 1782—1828. Par. 09. 


H. Lehr- und Handbücher. 


1. Wernz, Jus Decretalium ad usum Praelectionum in scholis. 
Textus canonici sive iuris deeretalium t. 1. Introductio in jus decre- 
talium. Romae 052. 

2. Dr. Philipp Hergeunröthers* Lehrbuch d. kathol. Kir- 
chenrechts. Zweite neu bearbeitete Auflage v. Joseph Hollweck 
Freib. i. Br. 1905 Herder M. 14. 

Das Buch Hergenröthers war 1888 erschienen. Es bot nach keiner 


122 Literaturübersicht. 


Riehtung hin etwas Charakteristisches dar, sondern gehörte zu der 
Kategorie jener Lehrbücher, welche ein Lehrer — der Verf. trug 
Kirchenrecht am bischötlichen Lyceum in Eichstätt vor — seinen Zu- 
hörern in die Hände gibt, um den mündlichen Vortrag zu entlasten 
und dessen Ergebnisse fest formuliert zusammenzufassen. Im J. 1890 
starb H. und die Auflage seines Buches war 1896 erschöpft. Holl- 
weck, schon damals seitens der Verlagsbuchhandlung um die Besorgung 
einer neuen Auflage angegangen, hat diesem Begehren erst jetzt ent- 
sprochen. Unter seinen Händen ist aber das Buch ein ganz neues ge- 
worden. Aus dem alten sind nur die prinzipiellen Ausführungen S. 18 
bis 130 übernommen und dem Stande der heutigen Wissenschaft ge- 
mäss ınit Anmerkungen des Her. begleitet worden. Im übrigen finden 
sich nur 12 grössere Partien aus der ersten Auflage in dieser sog. 
zweiten. Alles andere ist eigenes Werk von Hollweck. So erklärt sieh 
der eigentümliche Vorgang, dass die zweite Auflage des Buches dessen 
Verfasser seitens des Her. gewidmet wird. Obgleich das Buch sehr 
bedeutend gewachsen ist — I. Aufl. 552 Seiten, IIL.: 949. — hat es 
doch seine Beziehung zu den Vorlesungen, für welche der Her. dem 
Verf. auf dem Lehrstuhle nachgefolgt ist, beibehalten. Darum ist das 
Staatskirchenrecht und das bürgerliche Eherecht von der Darstellung 
ausgeschlossen worden, da über diese besondere Vorlesungen gehalten 
werden. Freilich finden sich betrefis des ersteren gelegentliche Hin- 
weise, und die Materie ist in dem von Hergenröther herrührenden und 
beibehaltenen Teile des Buches prinzipiell und auch geschichtlich er- 
örtert. — Das Buch ist wesentlich für katholische Theologen bestimnit, 
die Studierenden und die Seelsorger. Das bedingt, dass die geschicht- 
liche Entwickelung zwar nicht ganz vernachlässigt worden ist, aber 
doch der dogmatischen Darstellung gegenüber stark in den Hinter- 
grund tritt. Auch für die Auswahl der Literaturangaben ist diese 
Tendenz des Buches massgebend gewesen. Im übrigen enthält es 
mehr Stoff, als in den Vorlesungen geboten zu werden pflegt, wenn- 
rleich es die staatlichen Modifikationen des kirchlichen Rechtes, zu 
deren Erlass dem Staate nach der Ansicht des Her. die Zuständig- 
keit fehlt, nicht genügend berücksichtigt. Der Verf. ist mit der 1i- 
teratur wohl vertraut und verwertet auch die evangelische Forschung, 
deren Ergebnisse er freilich vom katholischen Standpunkt aus beur- 
teilt, wie das z. B. bezüglich der Entstehung der Kirche und der 
Hierarchie der Fall ist. Sein kirchenpolitischer Standpunkt stimmt 
mit demjenigen des Verf. überein. Er vertritt die Lehre von der in- 
direkten kirchlichen Gewalt über die weltliche. Dabei erklärt er frei- 
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lich merkwürdiger Weise, dass bei richtiger Interpretation dies Systeni 
auch in der Bulle Tnam Sanctam angetroffen werde. Die mittelalter- 
liche Handhabung des Systemes der direkten kirchlichen Gewalt über 
das Zeitliche erklärt er als Ausfluss des damaligen Staatsrechts, wo- 
bei allerdings übersehen wird, dass im XVI. Jahrhundert also in der 
neueren Zeit noch das System päpstlicherseits in gleicher Schürfe ver- 
treten wird. So rechtfertigt er den Satz des Syllabus, dass die päpst- 
liche Gewalt niemals die ihr gezogenen Schranken überschritten habe. 
Interessant ist seine Darstellung Pseudoisidors. Er sieht in diesem 
keinen Fälscher. Er vermisst bei ihm jede Tendenz. Er sei nur ein 
kritik- und gedankenloser Sammler gewesen, der das ihm erreichbare 
in keiner offiziellen Sammlung enthaltene Material zusammenschrieb, 
weil er darip ein Heilmittel für zeitgenössische Missstände erblickt 
habe. 

Die Lektüre des Buches mag auch den Evangelischen und den Po- 
litikern empfohlen sein. Sie ersehen aus ihm, in welcher Gesinnung 
der klerikale Nachwuchs in den bischöflichen Seminarien erzogen wird. 

E. Fr. 
3. Harring, Grundzüge des kath. Kirchenrechts. I. Abt. Graz 06. 
4. Broch, Norsk kirkeret Kristiania 04. 


Il. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1.Schmedding und Tourneau, Komment. z. Ges. betr. 
die Erhebung v. Kirchensteuern in d. kath. KGemeinden und Gesamt- 
verbänden. Paderb. 05. 

2. Sonne, Handbuch f. die evangelische Kirche des Grossher- 
zogt. Hessen, im Auftrage grossherzogl. Oberkonsistoriums hrsg. 5. 
Aufl. 1. Tl. Personalbestand vom 1. I. 1905. 2. Tl. Nachtrag zu den 
kirchl. Gesetzen, Verordngn. u. Ausschreiben der 4. Aufl. des Hand- 
buchs. Darmstadt, 05. 

3. Gebser*, Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung v. 10. Sept. 
1873 und Generalsynodalordnung v. 20. Januar 1876, erläutert. Berlin 
Heymann. 06 (Taschen-Gesetz-Sammlung 64.) 

Der Verf. hat schon früher die preussische Verwaltungsordnung 
für das kirchliche Vermögen mit Erläuterungen herausgegeben. Jetzt 
lässt er in dankenswerter Weise ein gleichartiges Werk über die in 
der Ueberschrift genannten Gesetze folgen. Die Erläuterungen geben 
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auch in grosser Vollständigkeit das einschlagende Material der son- 
stigen Gesetze, Verordnungen, Instruktionen und Entscheidungen teils 
wörtlich teils in ihrem wesentlichen Inhalte Ebenso sind Formulare 
für den praktischen Gebrauch beigegeben. Auch für den Theoretiker 
ist es sehr bequem, das zerstreute Material so handlich zusammenge- 
fasst zu erhalten, E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


l. Boudinhon, De la codification du droit canonique. Le Can. 
cont. 28, 473. 569. 

2.Sägmüller, D. formelle Seite der Neukodifikation des ka- 
nonischen Rechts. Theol. Qu.Schr. 87, 401. 

3. Marcus, De codificatie van het canonick recht. Nederl. 
kath. stemmen 5, 195. 239. 

4. Nau, Choix de canons eccelesiastiques syriaques. Le Can. cont. 
28, 641. Enthält canones von Rabboula, B. v. Edessa ; Cyriacus, B. v. 
Amid: Georg, B. der Araber; des Patriarch. Johann IlI der Perser 
und der Patriarchen Theodor und ('yriacus. 

5. Derselbe, II. Resolutiones canoniqus de Cyriaque eveque 
d’Amid. Le Can. cont. 28, 705. 

6. Felder, D. latein. Kirchensprache nach ihrer geschichtl. Ent- 
wickelung. Feldkirch 05 (Progr.). 

Horner, The Statutes of the Apostles or C'anons Eccles. Rez.: 
v. d. Goltz "Theol. Lit.Zeit. 1905, 648. (Es ist das oriental. RBuch, 
dessen Tl. I d. ap. KO. Tl. II ägypt. KO., III Teil der Ap. Konst. 
B. VIII. äth. Text, der arab. u. der saidische Text.) 

8. Funk, D. ägvypt. KO. Theol. Q.Schr. 88, 1. 

9. Funk, D. Echtheit d. Kanones v. Sardika (Schluss.) Hist. 
Jahrb. 1905, 255. 

10. Triebs*, Studien zur Lex Dei. H. 1. Das röm. Recht der 
Tex Dei über das fünfte Gebot des Dekalogs. Freib., Herder 05. 

Der Verf. beabsichtigt den Einfluss, welchen die Lex Dei oder Col- 
latio Legum Romanarum et Mosaiearum auf die Bussbücher und durch 
diese auf das gesamte kirchliche Strafrecht ausgeübt hat, darzustellen. Zu 
diesem Behufe erörtert er zunächst das römische Strafrecht auf Grund 
der in die Collatio aufrenommenen römischen Quellenstellen, und auch 
das nächste Heft soll demselben Zwecke dienen. Erst nachdem er 
diese Basis gewonnen hat, will er zu seimem eigentlichen Thema 
schreiten. 
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Das soeben erschienene Heft, rein römisch-rechtlichen Inhalts ent- 
fällt somit der Zuständigkeit dieser Zeitschrift. Trotzdem wollen wir 
doch hervorheben, dass der Verf. sich mit grosser Erudition in das 
römische Strafrecht hineingearheitet hat, und dass es ihm gelungen ist, 
für dieses mehrfach neue Ergebnisse festzustellen. E. Fr. 

11. Seckel, Studien zu Benediet Levita VT, N. Arch. d. Ges. 
31, 61 ff. Dazu Nachtrag S. 238 ff. Der gelehrte Verf. unternimmt 
es In dieser Vorarbeit zu seiner Benediktus-Auszabe die Quellen des 
l. Buches festzustellen. Das I. Buch enthält 405 Kapitel, von denen 
209 Vollkapitel und 1 Teilkapitel aus echten Kapitularien gebildet 
sind. Von den übrigen ist es «elungen die Quellen nachzuweisen bis 
auf 29 — nach dem Nachtrage 28 Kapitel und 4 Teilkapitel. Aber 
von diesen scheinen wieder 6 (7) Kapitel und 3 Teilkapitel Fälschungen 
Benedicts zu sein. So ist also der Quellennachweis nur für 23 Ka- 
pitel und 1 Teilkapitel des I. Buches bisher nicht gelungen. S. spricht 
den Wunsch aus, dass ıhm seitens der Fachgenossen Mitteilung ge- 
macht werden ınöchte, wenn sie imstande wären, die angegebenen 
Tücken zu ergänzen. Wir wollen diesem Wunsche auch in dem Kreise 
unserer Jeeser Verbreitung geben. E. Fr. 

12. Fabre, Le liber censuum de l’egl. rom., publie avec une pre- 
face et un commentaire 5. Fasc. t. 2. Par. 05. 

13. Hirsch, Leben und Wirken des Kardinals Deusdedit. A. 
f. K. K.R, 85, 706. 

14.Göller, D. Kommentatoren der päpstlichen Kanzleiregeln von 
Ende d. 13. bis z. Beginn d. 17. Jahrh. Ein Beitr. z. (esch. d. Quellen 
des kanon. R. A.f. K.K.R. 85, 441. 

15. Mollak et Lesquin, Lettres communes de ‚Jean XXI. 
(1316— 1344) Analysees d’apres les registres dits d’Avignon et du 
Vatican. Fasc. 8 t. 2. Par. 05. 

16. Vidal, Lettres communes de Ben. XTI (1334—42) t. 2 
Par. 05. 

17. Wahrmund*, Quellen z. Geschichte des röm.-kanonischen 
Prozesses im Mittelalter. Bd. 1 H. 1 die Summa libellorum des Ber- 
nardus Dorna. H. 2, 3 die Summa Minorum, der Curialis. Innsbruck, 
Wagner 1905. | 

Mit diesen 3 Heften beginnt ein grosses auch von der österrei- 
chischen Regierung und der Wiener Akademie unterstütztes Unterneh- 
men, mit welchem der ja um die Geschichte des Prozesses schon früher 
verdiente Her. eine kritische Herausgabe bisher noch ungedruckter 
oder zwar schon gedruckter aber selten gewordener oder mangelhaft 
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edierter QAuellenschriften — nicht der Gesetze — zur Geschichte des 
römisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter bewirken will. Dabei 
sollen die einzelnen Texte genau und lückenlos reproduziert werden. 
Einleitungen gehen dem Abdrucke jeder Schrift voran. Die erste ist 
von Bernardus Dorna um 1215 verfasst, bisher ungedruckt und han- 
delt soweit wir sehen zum ersten Male im geschlossenen Zusammen- 
hange de conceptione libellorum et sententiarum. Darin und in dem 
/Zusammenhange der Schrift mit der (lossatorenschule liegt ihre schon 
von Betlimann-Hollweg gewürdigte Bedeutung. 

Die zweite Schrift ist eine jener populären Bearbeitungen des 
Rechtsstoffes, welche lange Zeit in Benutzung geblieben sind. Ihre 
Abfassung fällt nach dem Her., der auch ihren Titel richtig erklärt, 
in die letzten Regierungsjahre Innocenz IV. Sie ist in ihrer Totali- 
tät bisher noch nicht gedruckt, während Fragmente schon durch Wun- 
derlich und Reatz publiziert worden sind. 

Die dritte gleichfalls in Frankreich entstandene nur in einer Hand- 
schrift überlieferte Schrift, der Curialis, ist nicht nur bisher ungedruckt. 
gewesen, sondern auch der Aufmerksamkeit der Forscher überhaupt 
entgangen. Sie gehört gleichfalls der populären Literatur an, und ist 
nicht bloss ordo iudieiarius, sondern auch Formularbuch, und selbst 
kulturhistorisch nicht ohne Interesse. 

Die Fortsetzung des Unternehmens wird in zwanglosen Heften er- 
folgen. E. Fr. 

18. Jungnitz, Visitationsberichte d. Diözese Breslau II, 1. 
Arfchidiakonat Oppeln. Tl. 1. (Veröffentlichungen a. d. fürstbischöfl. 
Diözesan-Archiv zu Breslau II, 1.). Bresl. 05. 

19. Decreta Concilior quinque provineiae Burde- 
valensis mediante saeculo ÄIX celebratorum cum Actorum sum- 
mario et indice rerum analytico. Yoitiers 09. 

20. Kelsen, D. Staatslehre d. Dante Alighieri. Wien 05. (Ber- 
nazik u. Philippovich Wiener staatswiss,. Studien. Bd. 6, H. 3). 

21. Senger, Lupold v. Bebenburg. Bamberg 05. (Aus Ber. d. 
hist. V. zu Bamb.) 

22. Loserth, Neue Erscheinungen d. Wiclif Literatur. H. 
Zeitschr. 95, 271. vgl. 53, 43; 62, 266; 75, 476. 

23. Schmid, Jean de Montreuil als Kirchenpolitiker, Staats- 
mann und Humanist. Freib. i. Br. 05. Diss. 

24. Jacob, ‚Johannes v. Capistrano. 1I. Tl.: Die auf der königl. 
und Universitäts-Bibliothek zu Breslau befindl. handschriftl. Aufzeichngn. 
v. Reden und Traktaten Capistrans. 1. Folge: Speculum clericorum 
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— De erroribus et moribus christianorum cum libello, qui inseribitur: 
Planctus multorum christianorum. Planctus super errores religiosorum 
— Sermones in synodo Wratislaviensi praedicati. Breslau 05. 

25. Schwabe, Stud. z. Entstehungsgesch. d. kursächs. K.- u. 
Schul.-O. v. 1580. Jahrb. f. d. klass. Altert. 16, 212. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


l. Lowrie, the church aud its organizat. in primitive and ca- 
tholic times. The primitive age. Lond. and N.-York 05. 

2. Dorsch, Zur Hierarchie des Hirten. Z. f. K. Theol. 28, 253. 

3. Zeller, Les egl. ariennes de Rome ä l’epoque de la domi- 
nation gothique. Mel. d’archeol. et d’hist. 24, 17—33. 

4. Labanca, Il papato, sua origine, sue lotte e vicende, suo 
avvenire. Studio storico scientifico. Torino 08. 

5. Crivellucci, Delle origini dello Stato pontificio. Stud. 
stor. XII, 413. XIV, 3. 

6. Vacs, La papaute et l’egl. franque & l’epoque de Gregoire 
le Grand. R. d’hist. eccles. 6, 537. 755. 

7. Babut, La date du conc. de Turin et le developpement de 
l’autorite pontificale au V® sieele. Reponse a Mer. Duchesne el aM. 
Piister. R. histor. 88, 57. 

8. Gegen Babut, le C. de Turin. Duchesne in R. hist. 87, 
248. Dagegen Babut un dernier mot sur le C. de Turin en 417. 
R. Hist. 88, 324. 

9. Brugerette, Gregoire VII. et la reforme du XI siecle. 
Par. 05. Ä 

10. Baumgarten, D. Uebersendung des roten Hutes. Hist. 
Jahrb. 75, 99, 696. 

1l. Hilling, D. Errichtung des Notarkollegiums an d. röm. 
Rota durch Sixtus IV. ı. J. 1477. Festgabe f. Finke 169. 

12. Haskins*, The sources for the history of the papal peni- 
tentiary, the American Journal of Tlieology vol. 9 no. 3. 

Wenn auch in neuester Zeit die Forschungen von Göller und Lang 
sich der geschichtlichen Ergründung der Pönitentiarie zugewendet 
haben, so kann ein genügendes Ergebnis doch erst erreicht werden, 
wenn die Materialien dazu zugänglich gemacht worden sind. Die wirk- 
lich wertvolle Studie des Verf. stellt sich die Aufgabe diese Materia- 
lien nachzuweisen, nicht bloss die gedruckten, sondern auch die unge- 
druckten, die er ın kontinentalen Archiven entdeckt hat. Die von der 
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päpstlichen Pönitentiarie ausgegangenen Aktenstücke hat noch nie- 
mand zu sammeln unternommen, obgleich die spärlichen Publikationen 
von Lang in den Acta Salzburgo-Aquilejensia, deren Bedeutung er- 
kennen lassen. Ueber die Registra der Behörde wissen wir weniger. 
Das von Eubel publizierte des Kardinal Bentivegna ist keines im ei- 
gentlichen Sinne. Besser sind wir über die Organisation der Behörde 
informiert. (Vgl. Denitle im Archiv f. Literaturgesch. Bd. 4, 209) doch 
haben die formulae im Laufe der Zeit verschiedene Redaktionen gre- 
funden, welche der Verf. nachweist, die aber noch unediert sind. Weiter 
hat Lea zwar einen liber poenitentiariae entdeckt und herausgegeben, 
welchen er dem Thomas Gaetanus zuschreibt, der aber, wie der Verf. 
zutreffend hervorhebt von Thomas v. Capua herrührt. Aber die cor- 
rectio et reforımatio dieses Jiber, die von Benedikt XII im Zusammen- 
hange mit seiner Reorganisation der Behörde vorgenommen wurde, 
die der Verf. in einer ganzen Anzahl von Mss. vorgefunden hat, harrt 
noch der Edition, ebenso wie die späteren formae de novo additae 
et extravagantes. Selbst ein Register der eingegangenen Gesuche findet 
sich im vatikanischen Archiv, dessen Inhalt nach den Angaben des 
Verf, auch von nicht unbedeutendem kulturhistorischem Interesse ist. 
Kurz überall liegt hier noch braches Feld vor. Wer unter den For- 
schern es durchackern will, findet alles Erforderliche in der gelehrten 
AbhandInng angegeben. E. Fr. 

13. Richard, Orizines de la nonciature en France. Nonces re- 
sıidents avant Leon X. (1476—1511). Par. 05 (auch in Rev. d. Quest. 
hist. 40, 3.). 

14. Lesne, Ja hierarchie episcopale, provinces, metropolitains, 
primats en (raule et (rermanie depuis la reforme de St. Boniface jus- 
qu’a la mort d’Hineniar (742—8S2) Mem. et travaux publies par des 
professeurs des facultes cath. de Lille fasc. 1. Par. 05. 

15. Lesne, Hincmar et l’empereur Lotaire. Et. sur ’Egl. de 
Rheims au IX siecle. Par. 05 (aus Rev. des quest. histor.). 

16. Fr. Abert, Die Wahlkapitulationen der Würzburger Bi- 
schöfe bis zum Ausgang des XVII. Jahrh. 1225—1698. Archiv des 
historischen Vereins von Unterfranken und Aschaffenburg. 46. Bd. 

17. Bergere, Et. hist. sur les choreveques. Par. 05. these. 

18. Ursmer-Berliere, Eveques auxiliaires de Cambrai et de 
Tournai. Par. 05. 

19. Mayer, Die angeblichen Fälschungen des Dragoni. Uebersehene 
Wuellen zur kirchlichen u. weltlichen Verfassungsgeschichte Italiens. 
leipzg. 05. (Wichtig für die Entwickelung der Kapitelsverfassung.) 
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20. Maring, Diözesansynoden u. Domherrn-Generalkapitel des 
Stiftes Hildesheim b. z. Anf. d. XVII. Jahrh. Ein Beitr. z. geistl. 
Verfassgesch. d. Bist. Hildesh. Hannov: 05 ((uellen und Darstellungen 
2. Gesch. Niedersachsens Bd. 20). 

21. Steinhauer, Z. (sesch. d. Paderborner Domkapitels von 
30. Z. f. vaterl. Gesch. Westf. 61, 2, 179. 

22. Leder*, Die Diakonen der Bischöfe und Presbyter und ihre 
urchristlichen Vorläufer. Untersuchungen über die Vorgeschichte und 
die Anfänge des Archidiakonates. Stuttg. Ferd. Enke, 1906. (Stutz, 
kirchenrechtl. Abhandlungen, H. 23 u. 24.) 

Das vorliegende Buch ist unter Verwertung eines grossen Quellen- 
ımateriales niit Benutzung der gesamten Literatur geschrieben. Ob- 
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wleich der Verf. Katholik ist, so hat er doch die so reiche evangelische 
literatur vollständig verwertet, freilich un schliesslich doch zu den- 
jenigen Resultaten zu gelangen, die durch das katholische Dogma von 
vorne herein als notwendig gegebene sich herausstellen, und nur nach 
der Richtung hin bewegt er sich wissenschaftlich unabhängig, wo auch 
die katholische Lehre menschliche, geschichtliche Bildungen anninmt, 
also namentlich bezüglich des Diakonates und Archidiakonates. Für 
den Verf. ist Christus der Begründer der kirchlichen Verfassung. Er 
hat seine rechtliche Stellung auf die Apostel übertragen, deren Amts- 
gewalt sich nicht auf Jerusalem beschränkte, sondern die ganze Kirche 
umfasste. Freilich gesteht der Verf. selbst zu, dass der Gegensatz in 
welchem er sich nach dieser Richtung hin zur evangelischen Lehre 
betindet, für sein eigentliches 'Thenia bedeutungslos sei. Aber warum 
werden denn diese Fragen auf den ersten 133 Seiten seines Buches 
behandelt? Bezüglich der Diakone führt der Verf. ans, dass die sie- 
ben Männer der Apostelgeschichte zu dem späteren Diakonenamt in 
keinem geschichtlichen Zusammenhange stehen. Er sucht dann nach- 
zuweisen, dass der Bischof einen seiner Diakonen stets als besondere 
Vertrauensperson benutzt habe. wie dieser auch mit der Vermögens- 
verwaltung betraut gewesen sei und wie sich daraus die rechtliche 
Stellung des Archidiakonates allmählich entwickelt habe; wie aber 
auch dann noch bei dem Archidiakonen die bischöfliche Vertrauens- 
stellung — diese war beliebig entziehbar — vor der Amtsstellung — 
diese konnte nur mit dem Amte entzogen werden — getrennt gehalten 
werden müsse. Die nach diesen Richtungen hin sich erstreckenden 
Forschungen des Verf. beruhen auf eingehendem Quellenstudium und 
sind höchst beachtenswert. Freilich scheinen uns noch nicht alle Rätsel 
gelöst zu sein. Wie ist es zu erklären, dass, nachdem der Presbyterat 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 1. 9 
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als ein über dem Diakonat stehender Ordo sich entwickelt hatte, die 
Machtstellung des Archidiakonen über den Presbrtern sich entwickeln 
und aufrecht erhalten konnte, welchen sie doch bezüglich der Weihestufe 
und des Rauges untergeordnet waren? B..Er: 

23. Dubrulle, Le pouvoir des archidiacres A Soissons au XIVe 
siecle Ann. de St. Louis des Francais 9, 383. 

24. Ceyssens, Et. hist. sur l’origine des paroisses. (Bullet. de 
la Soc. d’art et d’hist. du diocese de Tiere 14, 161. 

35. Schäfer, Frühmittelalterliehe Pfarrkirchen u. Pfarreintei- 
lung in röm.-fränkischen u. italienischen Bischofsstädten. Röm. Quar- 
talschr. 1905. Nr. 1-12. 

26. Ledru, Origine des paroisses rurales du diocese du Mans. 
La Province du Maine 13, 177. 209. 

27. Künstle*, Die deutsche Pfarrei und ihr Recht zu Aus- 
gang des Mittelalters auf Grund der Weistümer. Stutte. Ferd. Enke 
1905. (Stutz, kirehenrechtl. Abhandlungen H. 20.) 

Dem Verf. gebührt das Verdienst, die Weistümer für die kirch- 
liche Rechtsgeschichte als Quelle zu erschliessen. Während die städ- 
tischen Rechte und Urkunden bisher eine, wenn auch noch lange nicht 
genüzende Verwertung gefunden haben, sind die Quellen für die länd- 
liche Rechtsgeschichte bisher höchstens gelerentlieh für die Geschichte 
der Pfarewahl, aber auch nicht einmal da in ihrer ganzen Fülle durch- 
gearbeitet worden. Das Resultat der Arbeit des Verf. ist die Er- 
kenntnis, dass der (rerensatz zwischen städtischer und ländlicher Rechts- 


La 


entwiekelung nicht in der z. B. zuletzt noch von Brünneck behaup- 
teten Schärfe existiert hat. In den Wesistünern kann selbstverständ- 
lich wesentlich Material nur für die Rechtsstellung der Pfarrei und 
ihres Inhabers gefunden werden. Aber dieses ist doch recht unfanı- 
reich, wie aus der systematischen Darstellung des Verf. erhellt. Wir 
empfangen dabei den Eindruck, dass auch die Landgemeinde eine 


Summe von Befugnissen besessen hat, wie wir sie bisher — aboe- 
sehen von der friesischen und dithmarsischen — wesentlich nur bei 


Stadtgemeinden gekannt haben, betr, der Einsetzung und Absetzung 
des Pfarrers. der Kirehenzucht und namentlich betr. der Verwaltune 
des Kirchenvermögens. Dass dies auf den religionszenossenschaftli- 
chen Charakter der Gemeinde zurückzuführen sei, möchten wir dein 
Verf. nieht zugestehen. NSolche Betrachtunssweisen sind dem Mittel- 
alter fremd, wo Rechtssubjekte die von ihnen in Anspruch genomme- 
nen Befugnisse nicht auf spezielle Wurzeln zurückzuführen unternah- 
men. Anch die rechtliche Auffassung des Pfarramtes, wie sie der 
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Verf. S. 24 ff. vorträrt, scheint uns nicht zutreffend und in sich wider- 
spruchsvoll zu sein. Nach ihm ist der Pfarrer nur Gehilfe des Bi- 
schofs und von diesem rechtlich einfach absetzbar. Dabei soll er aber 
doch ein selbständiges Recht besitzen. (rerade darin soll der Unter- 
schied zwischen Pfarrer und Leutepriester bestehen, dass der letztere 
sein Recht von einer anderen Person ableitet, während doch wenige 
Zeilen vorher für den Pfarrer gegenüber dem Bischof genau dasselbe 
behauptet worden ist. Die Weistümer sind vom Verfasser in grosser 
Vollständigkeit herangezogen worden. Doch sind die friesischen leider 
unberücksichtigt geblieben. 

Die verdienstvolle Schrift des Verf. ıst ein gutes Hilfsmittel für 
die Erkenntnis der ländlichen kirchenrechtlichen Entwickelung, für 
welche die Weistümer die wesentlichste Quelle bilden, neben welchen 
freilich um abschliessende Ergebnisse zu erzielen auch noch das Ur- 
kundenmaterial herangezogen werden muss. E. Fr. 

28. Luigi Sieiliano-Villanueva*, Studi sulle vicende 
del foro ecclesiastico nelle cause dei chierici secondo il diritto della 
chiesa e la legislazione, dottrina e pratica Italiana dalla fine dell’ im- 
pero carolingio al sec. XIV. con brevi accenni ai periodi precedenti. 
1. Cause eivili (continuaz.) III. Estr. dalle Rivista di storia e filosofia 
del diritto, vol. III, fasc. I e. seg. Palermo, 04—5. 

Der Verf., jetzt Professor an der Universität Camerino, beschäftigt 
sich schon seit Jahren mit der Geschichte der geistlichen Gerichtsbar- 
keit. Seine Arbeiten zeugen von ebenso grosser Gelehrsamkeit wie 
bewundernswertem Fleisse und verdienen durchaus die Beachtung der 
deutschen Gelehrten, zumal das Thema noch nirgends und auch in 
Deutschland nicht, ın so umfassender Weise behandelt worden ist. Zu 
bedauern ist nur, dass die Untersuchungen nicht in einem einheitlichen 
Buch, sondern zerstreut in Zeitschriften und in Separatabzügen aus 
diesen vorliegen. Bis jetzt sind ausser der oben angegebenen Ablhand- 
lung unter gleichem Titel erschienen: I. Cause civili (Introduzione 
— A) Diritto della Chiesa dallo Pseudo-Isidoro a Graziano), estr. dall’ 
Antologia giuridica di Catania, 1896 — L. 1,50. — B) Legislazione, 
dottrina e pratica nell’Italia settentrionale e centrale dalla fine dell’ 
impero carolingio fino a Enrico IV, ai primordi delle scuole bolog- 
nese ed all’ inizio dell’ epoca communale — id. nell’Italia meridionale 
fino alla conquista normanna. in Riv. di storia e filos. del diritto, vol. 
II, fasc. VIL—X, 1901. — Studi sulle vicende della giurisdizione ec- 
clesiastica nelle cause dei laici etc. (c. s.) I. Giurisdizione arbitrale. 
Palermo, G. Lorsnaider, 1896 — L. 1,50. — II. Giurisdizione dele- 
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sata dall’ autoritä laica. Intervento degli ecclesiastiei nei giudizii, 
negli Studii giuridiei dedieati ed offerti a Francesco Schupfer nella 
ricorrenza del XXXV anno del suo insegnamento. Parte Il. Storia 
del diritto ıtaliano. Torino, Bocca, 1898. -E. Fr. 

29. Schaub, D. Kampf gegen den Zinswucher, ungerechten 
Preis u. unlauteren Handel im Mittelalter. Von Karl d. Gr. bis Papst 
Alex. III. Fine moralhistor. Untersuchung. Freib. 05. 

30. Lessel, D. Entwicklunesgeschichte d.kanonist.-scholastischen 
Wüucherlehre im XIII. Jahrh. Ein Beitr. z. Gesch. d. mittelalter!. 
Wirtschaftstheorie. Tuxemb. 05. (Freib. i. Schw. Diss.) 

3l. Schneider, D. kırchl. Zinsverbot u. d. kuriale Praxis im 
13. Jahrh. Festgabe f. Finke, 129. 

32. Barth, Hildebert von Lavardin (1056— 1133) und das Recht 
der kirchlichen Stellenbesetzung. Bonn. Jur. Diss. Stuttgart 1905. 

33. Schindler, Z. geschichtl. Entwickelung d. Laienpatronats 
u. d. geistl. Patronats nach german. u. kanon. R. A.f.K.K.R. 855, 480. 

34. Esser, Die Bussschrift Tertullians de paenitentia u. de pu- 
dieitia u. d. Indulgenzedikt des Papstes Kallistus. Ein Beitrag zur 
(sesch. d. Bussdisziplin. Bonn 05. (Un.-Progr.) 

35. Dietterle, Die Summae confessorum II. TI. 7. f. K. Gesch. 
26, 350. 

36. Dölger, D. Firmung in d. Denkmälern d. christl. Altert. 
Röm. Qu. Schr. 1905, 1. 

37. Knecht*, System d. Justinianischen Kirchenvermögensrechtes. 
Stutte. Ferd. Enke 05. Nr. 5. (Stutz, kirchenrechtliche Abhandlungen 
H. 22.) 

Der Verf. hat schon vor Jahren über die Religionspolitik Justi- 
nians geschrieben. Jetzt beschränkt er sich auf eine systematische 
Darstellung des kirchlichen Vermögensrechts auf Grund der genau er- 
forschten Quellen des justinianischen Rechtes unter vollständiger Be- 
nutzung der gesamten kirchen- und auch römisch-rechtlichen Literatur. 
Von allgemeinerem Interesse ist das erste Kapitel über das Subjekt 
des Kirchenvermögens nach römischem Recht. Der Verf. verwirft zu- 
treffend die Ansicht, dass Christus oder die Heiligen als Eigentümer 
anzusehen seien, aber auch nicht die Armen oder die Gesamtkirche. 
Er sucht nachzuweisen, dass nur die Anstaltstheorie mit den Rechıts- 
quellen übereinstimme, und wir möchten meinen, dass durch die klare 
Untersuchung die Kontroverse endlich beseitigt sein sollte. Zweifel- 
haft erscheinen uns nur die Resultate, zu welchen K., Voigt folgend 
bezüglich des heidnischen Sakralrechtes welanet. Weiter ist von all- 
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geineiner Wichtigkeit, dass der Verf. die Möglichkeit des Privateigen- 
tums an öffentlichen Kirchen nach Massgabe des justinianischen Rechtes 
leugnet, wie er denn auch den Unterschied zwischen Eigentums- und 
Stifterrecht hervorhebt. Von den folgenden Kapiteln: die Objekte, 
die Quellen, die Zwecke, die Verwaltung und die Privilegien des Kir- 
chenvermögens verdienen noch die Ausführungen über den Gegensatz 
der christlichen zu den heidnischen res sacrae besondere Beachtung, 
wenn sie auch im wesentlichen nicht neue Ergebnisse bringen. 

Die Schrift ist objektiv und zut geschrieben und als die erfreuliche 
Leistung eines geschulten Juristen zu bezeichnen. E. Fr. 

38. Lormeau, Des menses episcopales en France (et. hist. et 
jJurid.) Alencon 05 these. 

39. Bactave, Les decimes eceles. en Bearn 1615--90. Bullet. 
de la soc. des science. de Pau 1903, 91. 

40. Hellwig,D. Aehnten-Register d. Bist. Ratzeburg. Beschrei- 
bung und Erläuterung. Jahrb. d. Ver. f. mecklenb. G. 69, 291. 

41. v. Brünneck*, (seschichte und Dogmatik der Gmadenzeit. 
Stuttg. Ferd. Enke 1905. (Stutz, kirchenrechtl. Abhandlungen H. 26.) 

Die „Gnadenzeit“ ist in ihrer geschichtlichen Entwickelung noch 
gar nicht, dogmatisch nur in älteren und veralteten Schriften behan- 
delt worden. Diese Lücke wird durch die oben genannte Schrift in 
sehr dankenswerter Weise ausgefüllt, wenn auch deren geschichtliche 
Untersuchungen sich auf deutsche und besonders norddeutsche Gebiete 
beschränken. Der Verf. sondert in seiner Betrachtung die katholische 
von der evangelischen Kirche. Für die erstere führt er den Nachweis, 
dass die in den Stiften zuerst auftretende Gnadenzeit mit dem Kar- 
renzjahre nicht in notwendigem Zusammenhange gestanden und dass 
ihr Grundgedanke darin bestanden habe, den Gläubigern verstorbener 
Kanouiker Befriedigungsobjekte zu verschaffen. Beim niederen Klerus 
hat die Institution sich erst nach Fortfallen des Spolienrechtes aus- 
bilden können. 

Von weit grösserer Bedeutung wurde sie im evangelischem Kir- 
chenwesen, da sie hier wesentlich zur Unterhaltung der Hinterbliebenen 
des verstorbenen Pfarrers zu dienen hatte. Interessant ist der Nach- 
weis, wie durch die Theorie der ursprüngliche Grundgedanke der Ein- 
richtung verändert und damit der prinzipielle Gegensatz zum annus 
deservitus geschaffen wurde. Der Verf. stellt auch das geltende evan- 
eelische Recht — zum ersten Male — ausführlich dar, nicht ohne her- 
vorzuheben, dass in diesem der begriffliche Gegensatz der oben ge- 
nannten Institute zum Teil verwischt worden ist. E. Fr. 
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VI. Staat und Kirche. 


1. Beling*, Die Beschimpfung von Religionsgesellschaften, re- 
ligiösen Einrichtungen und Gebräuchen u. d. Reformbedürftigkeit des 
& 166 StB. (Sonderabdr. aus Festgabe für Felix Dahn.) Breslau. 
Marcus. Mk. 1,20. 

2. Grettener*, D. Religionsverbrechen im Strafgesetzbuch für 
Russland. v. J. 1903. (Sonderabdruck aus Festgabe f. Felix Dahn.) 
Breslau ebenda 05. 1 Mk. 

Dass der $S 166 des St.@.B. reformbedürftig ist, zumal nach der 
Anwendung, welche er durch die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
erfahren hat, ist besonders nach den von Wach in dieser Zeitschrift 
gegebenen Ausführungen kaum bestreitbar. Auch Beling betont nach 
dieser Richtung hin beachtenswerte Momente. Weniger können wir 
uns mit seinem positiven Vorschlage für die Revision des St.G.B. be- 
freunden. Die von ihm sewollte Formulierung der entsprechenden 
Bestimmung erscheint uns nicht angängie. 

Interessant sind die Mitteillnngen Gretteners über Russland. 
wo im neuen Strafgesetzbuche noch immer nicht weniger als 25 Tat- 
bestände von Religionsverbrechen existieren. Freilich ist die kleine 
Schrift durch die neuesten Ereiznisse überholt worden. Wie sich der 
russische Staat gegenüber der Frage der (fewissensfreiheit stellen wird, 
kann jetzt um so weniger beurteilt werden, jemehr das ganze Staats- 
wesen aus den Fugen geraten ist. .. Fr. 

3. E. Timpe, Die kirchenpolitischen Ansichten u. Bestrebungen 
des Kardinals Bellarınin. Kath.-theol. Diss. Bresl. 1904. 

4. Chamard, la liberte de lV’egl. devant Yhist. R. cath. des 
instit. 33, 7. 

5. Matthaei. D. röm. Kaiserkultus. Preuss. Jahrb. 122, 468. 

6. Attilio Profumo*, Le fonti ed itempi dello incendio 
Neroniano. 1. L’autore dell’ incendio. IL. La persecuzione cristiana. 
IIT. Analısi eritica dell’ incendio. Appunti criticı sulla documenta- 
zione. IV. Un po’ di epilogo generale. Roma Foranzi e. Ü. 1905. Lire 20. 

Noch nie ıst mit soleher Gründlichkeit, freilich auch Umständlich- 
keit ein vereinzeltes geschichtliches Ereignis behandelt worden. Das 
Buch ist in Folio gedruckt und enthält micht weniger als 718 Seiten. 
Dabei ist die Lektüre ermüdend, weil der Verf. das Gefüge seiner 
Sitze dureh häufise Parenthesen unterbricht und stets methodologische 
Erörterungen dazwischen streut. Sein Ergebnis, dass Nero selbst der 
Brandstifter war, interessiert uns hier weniger, als die genane Datie- 
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rung des Brandes und die an diese sich anschliessende erste Christen- 
verfoleung. Deren Motive legt der Verf. weitläufig dar und erklärt 
sie mit Recht für rein politischer Natur. Das Buch ist mit eingehen- 
der und kritischer Benutzung der QWnellen verfasst. Doch sind auch 
die grösseren modernen Arbeiten dem Verf. bekaunt. Wer sich bei 
uns mit der (seschichte der Christenverfolgungen beschäftigt, wird sich 
die Mühe, dieses Buch zu studieren, nicht ersparen dürfen. E. Fr. 

‘. Callewaert, Questions de droit concernant le proces du 
iınartyr Appolonims. R. d. Quest. hist. 77, 349. 

8. Uno nuovo libello originale dei libellatici della persecuzione 
deciana. Riv. stor. erit. delle scienze teol. 1905, 1, 209—12. 

9. Healy, The Valerian persecution: a study of the relations 
between chureh and state in the third centurv, Boston 05. 

10. De (!ombes, la condition des juifs et des chretiens a Rome 
et l’edit de Neron. R. eatlı. des instit. 34, 237. 

11. Folz, Kaiser Friedrich IL. u. Papst Innoe. IV. Ihr Kampf 
1. d. Jahren 1244 u. 1245. Strassb. 05. 

12. Michael, Walther v. d. Vogelweide u. s. Sprüche gegen d. 
Päpste 27. f. kath. Theol. 105, 197. 

13. Gess, Akten und Briefe zur Kirehenpolitik Herzog Georgs 
v. Sachsen. Bd. 1. 1517—24. Leipz. 05. 

14. Marchese, L’accordo fra chiesa e stato restituito dalla ri- 
forma di Trento: lettere. Saluzzo 09. 

15. Laenen, Et. sur la suppression des couvents par Vemper. 
‚Joseph Il. dans les Pays-Bas Autrich. et plus specialement dans le 
Brabant (1783—94). Ann. de VAcad. roy. W’Arch. de Belg. 1905. 
57, 3, 343. 

16. SchlegIlmann, Gesch. d. Säkularisat. im rechtsrheinischen 
Bayern. T. 11. Die Säkularisat. in Kurpfalzbayern währ. d. .J. 1802. 
Regensb. 04. 

17. Richter, D. Paderborner Klöster und Stifte 1802—6. Pa- 
derb. 05. 

18. Rösch, D. Beziehungen der Staatsigewalt z. kath. K. in d. 
beiden hohenzollernsch. Fürstentümern v. 1500--1550. A. f. k. KR. 
85. 669. 

19. Freisen, Korporationsrechte d. kath. (remeinden in d. klei- 
nen protest. deutsch. Bundesstaaten, insbes. in d. Residenzstadt Son- 
dershausen. A. f. k. KR. 85. 633. 

20, Beck, Die Kirchenpohitik des Erzbischofs von Köln, ‚Johan- 
nes Kardinal von (reissel. (Griess.) Phil. Diss. Mainz 1905. 
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21. Brück, PD. Kulturkampfbewegung in Deutschl. (seit 1871.) 
Histor. dargestellt. IT. (Schluss-)Band. Hrsg. u. fortgesetzt von J. B. 
Kissling (Aus: (Gresch. der kathol. K. iın 19. Jahrh.) I. Bd. I. Bd. 
Münster 05. 

22. kesetzentwurf. der ministerielle e. K.Gemeindeordnune. 
Beleuchtet und beurteilt unter dem Gesichtspunkte des Vermögens- 
und Verfassungsrechts d. kath. K. (von Dr. Ludwig). Regensb. 05. 

23. Dvroff*, Die Entwicklung des bayerischen Staatskirchen- 
rechts bez. des Staatskirchenvermögens b. z. Konkordat von 1817. 
Geschichtliche Materialien zum Entwürfe einer baverischen Gemeinde- 
ordnung. Hirths Annalen 1905, 641. 

Die bayerische Regierung hat den Entwurf einer durch Staats- 
gesetz zu erlassenden Kirchengemeindeordnung durch den Verf. aus- 
arbeiten lassen. Nie soll für das gauze Königreich gelten, sowohl für 
die katholische wie für dieevangelische Kirche, und liert zunächst den 
bischöflichen Ordinariaten und den evangelischen höchsten Kirchenbe- 
hörden zur Begutachtung vor. Im wesentlichen bezweckt sie die Kir- 
chengemeinden als juristische Personen mit Selbstverwaltung auf dem 
Gebiete des Vermögensrechtes auszurüsten, wie das ja auch in andern 
deutschen Bundesstaaten neuerdings geschehen ist. Bekanntlich hat 
sich schon eine Polemik über den (Gesetzentwurf geltend gemacht, 
welche der Staatsregierung zu einer ernsten Rüge der dabei begange- 
nenen Indiskretion Veranlassung gegeben hat. Die Hauptfrage, die 
aufzuwerfen ist, besteht in derjenigen, ob der Staat zu einer solchen 
(resetzgebung legitimiert ist. Der Verf. untersucht sie nicht aus all- 
gemeinen (sesichtspunkten, sondern indem er geschichtlich zu erweisen 
unternimmt, wie hier seit dem Landgebote Albrechts IV. v. J. 1488 
eine ununterbrochene geschichtliche Entwickelung vorliegt. die er bis 
zum Jahre 1817 klar legt unter Benutzung der gesanıten gedruckten 
Titeratur. Freilich greift der Verf. noch weiter zurück. Aber seine 
Ergebnisse für die ältesten Zeiten sind nur Wiederholungen der Stutz- 
schen Lehren, mit welchen er auch Regalien- und Spolienrecht aus 
dem Eirenkirchenrecht ableitet. Uebrigens möchten wir darauf hin- 
weisen, dass in dem katholischen Sachsen des reformationsfeindlichen 
Herzogs Georg eine der bayerischen vollkommen analoge Entwicke- 
lung vorliegt, worüber das neu erschienene Buch von Gess erwünsch- 
ten Aufschluss wibt. E. Fr. 

24. ((affre et Desjardins, Coup d’oeil sur les rapports de 
VEgl. et de Etat A travers Vhist. de Frauee. Par. 05. 


253. tiobbio, la chiesa e lo stato in Franeia durante la rıvoluzione 
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1788--1799. Roma 05. 

26. De Franclieu, la persecut. relig. dans le departem. de 
Y’Isere (1790—1802). T. 1. Tournai 09. 

27. Poullet, Un essai de separat. de !’Egl. et de V’Etat (1794 
— 1802). La Revue generale 32, 100. 

28. Aulard, Les origines de la separation des eglises et de 
V’etat. La Revolut. france. 19039 Aoüt. 

29. Riche, les artieles organitues. Et. hist. et jurid. Par. 05. 

30. Lojudie, le concordat. R. catlı. des instit. 33, DU. 

3l. Raumbaud, le concordat de 1801. Journ. d. Savants 1904. 
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abzustellen, wer Eigentumssubjekt sei. Dabei bekennt der Verf. 
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tigen Zeiten auf ihre Erfüllung zu rechnen sei, ist doch mehr als pro- 
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sen heraus das Bedürfiis nach der obligatorischen staatlichen Ausge- 
staltung des Begräbniswesens betont wird. h.. ‚Er. 
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1905, publies par les soins de la commission permanente du Synode 
Alencon 03. 

2. Loesche*, Monumenta Austriae Evangelica. Festrede bei 
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was bisher für die Geschichte der ev. Kirche in Oesterreich geleistet 
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worden ist. Dann aber stellt sie das Arbeitsprogramm für die Zu- 
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Herausgabe der ev. Kirchenordnungen aufgenommen worden ist. Möchte 
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durch Philipp modifiziert werden. Der Verf. meint. dass Lamberts 
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8. Skalsky, D. KO. d. ev. Gemeinde A.C. zu Triest v. J. 1778 
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Ordinanden in Wittenberg 1535. Progr. dem Grossherzog Ernst Lud- 
wig zum 25. Aug. 1904 gewidmet. Giessen 04. 
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den Yuellen erzählt. Ein Beitrag zur Geschichte der Kirchenbildung 
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Ein vortreffliches Buch, welches die ernsteste Beachtung verdient. 
Der Verf. schildert auf Grund des gesamten gedruckten und eines rei- 
chen ungedruckten (uellenmateriales aus letzterem sind 9 wichtige 
Stücke als Beilagen im Wortlaute mitgeteilt — in diesem ersten Bande 
seines Werkes, die Entwickelung bis z. J. 1817. Eine meisterhafte 
Skizzierung des Naturrechts in seinen Beziehungen zur Kirche, des 
A.L.R. und des Wöllnerschen Relizionsediktes geht voran. Die Unter- 
schiede, die zwischen den beiden letzteren obwalten, werden treffend 
klar gelest. Der Verf. würdigt dann die Steinschen Ideen der staat- 


lichen Neugründung in ihren Beziehungen auf die Kirche und zeiert 
weiter die Entwickelung der liturgischen Pläne des Königs, der Union 
und die Ansätze zur neuen Verfassungsgestaltung. Namentlich weist 
er betr. der Union nach, dass diese sich nicht als eine landesherrliche 
Oktroiierung charakterisiere, sondern als die Erfüllung des allgemeinen 
Volkswunsches. Der Verf. legt sein kirchenpolitisches Glaubensbe- 
kenntnis nirgends ex professo ab. Aber seine Kritik der geschichtli- 
chen Vorgänge lässt seine Meinung doch zur Genüge erkennen. Er 
ist ein Anhänger desjenigen Systems, dessen Vertreter er in Stein er- 
blickt: der innigen Verschmelzung der Kirche mit dem Staate, nicht 
mit der Person des staatlichen Oberhauptes. Er beklagt darum den 
(sang, welchen die Verfassungsentwicklung im XIX. Jahrh. genommen 
hat. Aber dabei scheint er uns doch einen wesentlichen Punkt zu 
übersehen, nämlich, dass sein System zwar im absoluten, nicht mehr 
indessen im Konstitutionellen Staate realisierbar ist, und wir meinen, 
dass Stein, wenn er die Verwirklichung des letzteren erlebt hätte, 
seine (tedanken nach derselben Richtung hin modifiziert haben würde, 
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welche im XIX. Jahrh. zur Herrschaft gelangt ist. Wenn der Landes- 
herr heute die Kirche regiert, so tut er das nieht „als vornehme Pri- 
vatperson®, sondern nach wie vor „als Oberhaupt des Staates, als Ver- 
treter der sesetzlichen Ordnung“, nur regiert er sie, weil erden Staat 
regiert, aber nicht mehr als Staatsoberhaupt. Der Verf. folgt den 
Bahnen Riekers und ist 'Territorialist gleich diesem, obgleich er doch 
nicht die Kirche in den Staat aufssehen lassen will. Er übersieht aber, 
dass nach seinem System den Tandständen ein massgebender Einfluss 
auf die Kirche eingeräumt werden müsste, zu dessen Ausübung sie 
ganz ungeeienet sind. Heute ist der Landesherr nicht mehr der all- 
einige „Vertreter der gesetzlichen Ordnung“. Heute ist er bei Aus- 
übung seiner Regierung an die Mitwirkung der Stände gebunden. 
Darum, aber auch nur darum, musste im konstitutionellen Staate für 
die ev. Kirche der kollegialistische Gedanke zur Geltung kommen, 
aber auch nur soweit, nur formell, ohne dass die kollerialistische Ver- 
tragstheorie u. s. w. irgendwie als massgebend Anerkenuung gefunden 
hat. — Wir sehen mit freudiger Erwartung der Vollendung des schö- 
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12. Mirbt*, D. katholisch-theologische Fakultät zu Marbure. 
Fin Beitrag zur Geschichte der katholischen Kirche in Kurhessen und 
Nassau. Marburg 05. Elwert. 

Die katlolisch-theologische Fakultät der Universität Marburg hat 
ein merkwürdiges Schicksal gehabt. Sie ist begründet worden ohne 
ins Leben zu treten, und hat nur ein kurzes Dasein auf dem Papiere 
gehabt. Die Gründe, welche diese eigentümliche Erscheinung bewirkt 
haben, liegen nicht bloss in der Unentschlossenheit der kurhessischen 
Regierung, sondern auch in dem Widerstande des Fuldaer Bischofs 
und Domkapitels, in der lokal-partikularistischen Opposition der Stadt 
Fulda und vor allen Dingen in dem allmählichen Wachsen der ultra- 
inontanen Tendenzen, denen Widerstand zu leisten die Regierung zu 
schwächlich war. So ist denn die Darstellung der Peripetien, welche 
die (Gründung der Marburger Fakultät durchzumachen hatte gleich- 
zeitiz eine (reschichte des in Deutschland auftauchenden Ultramonta- 
nismus. Der Verfasser gibt sie aus ungedruckten Akten. Sein Ur- 
teil ist rulig und rein objektiv. Einleitungsweise behandelt er mit 
derselben Objektivität — aber hier lediglich nach gedruckten Quellen 
— die Geschichte der Verhandlungen der Oberrheinischen Regieruugen 
mit der römischen Kurie, Ich selbst habe diese vor langer Zeit be- 
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züglich der Bischofswahlen dargestellt. Der Verf. tut das bezüglich 
der klerikalen Bildungsanstalten. 

Wenn auf dem Titel des Buches auch Nassau genannt wird, so 
hat das seinen Grund darin, dass die Marburger Fakultät auch für 
die Nassauischen Theologen bestimmt sein sollte. 

Die Materie der katholisch-theologischen Fakultäten hat bei Ge- 
legenheit der Gründung der Strassburger Fakultät die öffentliche Auf- 
merksamkeit erregt. Das vorliegende Buch trägt nicht bloss zur In- 
formation über diese Frage bei. Jeder der sich für die heutige Stel- 
lung der Kirche zunı Staate interessiert, wird hier wichtige Belehrung 
erhalten. Der Staatsmann auch darüber, welche Fehler in der Behand- 
lung der katholischen Kirche vermieden werden müssen. E. Fr. 
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III. Aktenstücke. 


Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Pius X. Motu proprio 24. V. 05 bewilligt allen Kardinälen 
die crux peetoralis der Bischöfe. Le Can. cont. 28, 497. 

2. Pius X. Motu proprio über das Examen der m Rom zu ordi- 
nierenden. 16. VII. 1905. Le Can. cont. 28, 572. 

3. Deer. Congr. degli affarı straordin. Errichtung 
des apost. Vikariates von Goajira in Kolumbien. 23. V. 1905. Le 
('an! cont. 28, 624. 

4. Deer. Congr. Epp. et regular. 20. II. 1905 bejaht die 
Frage, ob die monachi und monachae simpliciter professi des Cister- 


zienser-Ordens das suffragium haben. Le Can. cont. 28, 597. 


Gerichtssprüche. 
1. E. OLG. Hamburg, 12. XII 05: Verlöbnis Minderjähriger 


ohne Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters ist rechtlich wirkungs- 
los. Seuffert A. 60, No. 193, S. 367. 

2. E.d. OlLG@. Bamberg, 27. V. 1905. Eine Verlobte wird 
nicht dadurch bescholten, dass sie ihrem Verlobten vor und nach der 
Verlobung beigewohnt hat. Seuff. A., 60, No. 213, 8. 403. 

3. E. RGer. IV. C.S. Beschl. v. 2. Ill. 05. Enthält $ 1348 BGB. 
gegenüber $S 18 eine Ausnahmebestimmung des Inhalts, dass die Ehe 
des für tot Frklärten bis zur Wiederverheiratung des andern Eherat- 
ten als fortbestehend zu gelten hat? Entsch. 60, Nr. 48, S. 196. 

4. E.d. RGer. IV. CS. 3. IV. 05. Eine während fortgesetzter 
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Ehebrüche erteilte Verzeihung ist für die nach der Verzeihung be- 
gangenen wirkungslos. Seuffert, A. 60, Nr. 235, S. 451. 

5. E. d. R.Ger. II. Str.S. v. 10. Okt. 1905. FEntsch. 38, 173. 
Ist nach Scheidung einer Ehe durch rechtskräftires Teilurteil der 
Strafantrag wegen eines Ehebruchs wirksam, wegen dessen auf Schei- 
dung derselben Ehe durch Schlussurteil erkannt ist? St.G.B. $ 172. 

Gründe: 

Die Ehe des Arbeiters G. ist auf die Klage seiner Frau durch 
Teilurteil des Landgerichts II zu Berlin vom 23. Mai 1903 geschieden 
und der Mann für schuldig des Ehebruchs erklärt worden. Nachdem 
das Teilurteil am 20. Juli 1903 rechtskräftig geworden, ist auf die 
Widerklage des Mannes durch Urteil vom 31. Oktober die Ehe noch- 
mals geschieden und die Frau für schuldig des Ehebruchs mit dem 
Strassenbahufahrer Q. erklärt worden. Innerhalb drei Monate nach 
Rechtskraft dieses Urteils hat der Arbeiter (&. Strafantrag wegen Elhe- 
bruchs gestellt. Die Strafkammer hat jedoch das Verfahren eingestellt. 

Die hiergegen gerichtete Revision der Staatsanwaltschaft kann 
nicht für begründet erachtet werden, weil die Ausführungen des Urteils 
zutreffend sind. 

Nach $ 172 St.G.B.’s wird der Ehebruch bestraft, wenn wegen 
seiner die Ehe geschieden ist. Eine Ehe kann nur geschieden wer- 
den, wenn sie besteht. Haben zwei Personen die Ehe eingegangen und 
ist diese rechtskräftig geschieden, so sind sie nicht mehr miteinander 
verheiratet; es ist nicht mösslich, eine Ehe zwischen Personen zu schei- 
den, die nicht miteinander verheiratet sind. Die Rechtskraft des Teil- 
urteils vom 23. Mai 1903 hat die Scheidung der Ehe des Arbeiters 
G. und seiner Frau bewirkt. Die Ehe konnte daher nicht nochmals 
geschieden werden, und das auf Ehescheidung wegen Ehebruchs der 
Frau lautende Urteil vom 31. Oktober 1903 hat die Ehe wegen Elıe- 
bruchs nicht geschieden, weil keine Ehe bestand, die hätte geschieden 
werden können. Der Strafantrag des Mannes ist daher wirkungslos, 
weil wegen Ehebruchs der Frau die bereits vorher geschiedene Ehe 
nicht geschieden ist. Daran vermag der Umstand nichts zu ändern, 
dass das Prozessverfahren des Landgerichts unrichtig war (vgl. Entsch. 
des R.G.s in Civils. Bd. 45, 8. 400, Bd. 58, S. 307, 316). 

Hiernach ist die Revision in Uebereinstimmung mit dem Antrawe 


des Ober-Reichsanwalts zu verwerfen. 
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6. Beschl. d. OLG. Dresden, VI. Sen. 4. I. 05. Zwangs- 
vollstreckung betr. die der Mutter während der Dauer des Ehepro- 
zesses vom Prozessgericht auferlegte Verpflichtung, ihr Kind durch 
eine dritte Person dem getrennt von ihr lebenden Vater zum Zwecke 
zeitweiligen Verkehrs zuführen zu lassen. (CPO. $S$ 885, 887 fi.) 
Ann. d. K. Sächs. OL@Ger. 26, No. 40, S. 536. 

7. E. OLG. Stuttgart, 1. CS. v. 31. März 1905. Klage auf 
Eheherstellung, nachdem in Oesterreich die „Scheidung von Tisch und 
Bett“ bewilligt worden. 

Die Parteien, damals katholisch und österreichische Staatsange- 
hörige, haben 1896 in Wien die Ehe geschlossen. 1902 hat ilınen das 
Landgericht Wien „über ihren einverständlich gestellten Antrag die 
Scheidung von Tisch und Bett bewilligt“. Der Kläger hat hierauf 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben, ist zur evangelischen Kirche 
übergetreten, hat seinen Wohnsitz in Deutschland genommen und ver- 
langt jetzt die Herstellung der häuslichen Gemeinschaft. Gründe: 

Der Kläger hat nach der Naturalisationsurkunde die württ. Staats- 
angehörigkeit und damit die deutsche Reichsangehörigkeit erworben. 
Durch gedruckten Inhalt der Urkunde ist bestimmt: „jedoch nur für 
die darin ausdrücklich genannten Personen“ und genannt ist nur der 
Kläger, der als „geschieden“ bezeichnet ist. Die Verleihung der 
Staatsangehörigkeit erstreckt sich zwar nach $ 11 Ges. v. 1 Juni 1870, 
der insoweit durch E@. Art. 40! wiederholt wird, insofern nicht dabei 
eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Frau, und die Frau ist 
wenigstens ausdrücklich nicht ausgenommen, vielmehr als nicht vor- 
handen angenonimen durch die Bezeichnung „geschieden“. Aber eine 
mit ausdrücklicher Bezeichnung der Person gemachte Ausnahme ver- 
langt $ 11 nicht, und es ist nach der Naturalisationsurkunde („jedoch 
nur“) und nach dem Worte „geschieden“, sowie nach den Umständen 
anzunehmen, dass gemäss dem übereinstimmenden Willen der Behörde 
und des Klägers die Frau nicht in die württ. Staatsangehörigkeit auf- 
genommen sein sollte, und es ist ferner anzunehmen, dass dies in der 
Urkunde genügend ausgedrückt ist. Die beklagte Frau ist hiernach 
Oesterreicherin geblieben. Somit sind hier persönliche Rechts- 
beziehungen des E@. Art. 14! (lintsch. des RG. 46 S. 384 oben) 
von Ehegatten mit verschiedener Staatsangehörig- 


keit in Frage, wie im Art. 142 für einen anders gestalteten Fall vor- 
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gesehen. Eine ausdrückliche Vorschrift darüber, welches Recht im 
vorliegenden Fall anzuwenden ist, enthält das EG. nicht. Nach den 
allgemeinen Grundsätzen wäre (wie Planck zu Art. 14 und Nie- 
meyer, Internat. Privatrecht S. 37, 38 ausführt) davon auszugehen, 
dass für jeden Ehegatten das Recht seines Staates gelten würde und 
also die Frau gemäss der ihr nach österreichischem Recht olıne Zweifel 
auf Grund des Beschlusses von 1902 zustehenden Befugnis die Her- 
stellung der ehelichen Gemeinschaft verweigern könnte (so im Ergeb- 
nis Planck zu Art. 14; Niedner zu Art. 14 8. 39, während Nie- 
meyer bei den persönlichen Beziehungen des Art. 14 für staatsbürger- 
lich gemischte Ehen das Recht des Mannes als masssebend ansieht, 
S. 142, bes. S. 144). Allein diese Verschiedenheit der Behandlung 
muss nach dem in Art. 17 zum Ausdruck gelangten Willen des Ge- 
setzes aufhören, sobald das Recht der Scheidung in Frage komnit. 
Für die Scheidung sind die Gesetze des Staates massgebend, dem der 
Mann zur Zeit der Erhebung der (Scheidungs-)Klage angehörte, Der 
enge Zusammenhang, der zwischen dem Recht der Scheidung aus 
s$ 1567 Nr. 1 und der Herstellungsklage des $ 1353 besteht, erfordert 
nun, dass auch für $ 1353 derselbe Grundsatz gilt, mindestens soweit 
es sich um das von 8 1567 verlangte Feststelluugserfordernis handelt. 
Dem Mann, dem als Deutschen das Recht der Scheidung nach $ 1567 
Nr. 1 gegeben ist, muss auch das Recht gewährt werden, die nach 
$ 1567 erforderliche Voraussetzung, das Feststellungsverfahren nach 
$ 1353 gemäss dem deutschen Rechte bei Vorhandensein der tatsäch- 
lichen Grundlagen, die dieses Recht aufstellt, durchzuführen. Wenn 
dem Mann der Scheidungsgrund des $ 1567 zugänglich sein soll, so 
muss ihm zuvor die Möglichkeit gewährt werden, die gerichtliche Fest- 
stellung über die unbegründete Weigerung der Frau durch Erwir- 
kung eines Herstellungsurteils nach deutschem Recht herbeizuführen. 
Hierzu kommt, dass das deutsche Recht keine dauernde Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft, die nicht gemäss $ 1576 jederzeit in Schei- 
dung verwandelt werden könnte, und keine olne Rücksicht auf das 
weitere Verhalten der Ehegatten dem einen verliehene dauernde Be- 
rechtigung kennt, die eheliche (emeinschaft zu verweigern; vielmehr 
muss als Zweck der deutschen Gesetze bezeichnet werden, den Ehe- 
vatten nur bei besonderen auf die jeweiligen Verhältnisse des Einzel- 


falls gestützten Gründen eine vorübergehende Verweigerung der Her- 
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stellung, im übrigen aber die Möglichkeit zu gewähren, entweder Her- 
stellung der Gemeinschaft oder Scheidung zu erlangen. Insofern wider- 
spricht ein Recht und (Gesetz, das dauernd und unveränderlich, wie 
(das österr. Recht in dieser Beziehung, sowohl die Herstellung 
der Gemeinschaft als auch eine eigentliche Schei- 
dung versagt, dem Zwecke deutscher Gesetze und die 
Anwendung ist nach EG. Art. 30 ausgeschlossen. 

Was die Bedeutung des Beschlusses von 1902 betrifft, so ist darin 
selbst auf $ 105 des österr. BGB. Bezug genommen; $ 103 daselbst 
bestimmt: „Die Scheidung von Tisch und Bett muss den Ehegatten 
wenn sich beide dazu verstehen und über die Bedingungen einig sind, 
unter der nachfolgenden Vorsicht gestattet werden“. Es folgen: $ 104, 
als Erfordernis, Vorstellungen durch den Pfarrer, $ 105 Vorweisung 
eines Zeuenisses darüber, Vorrufen bei (sericht, und auf dies hin er- 
folgt „ohne weitere Erforschung“ Bewilligung der Scheidung durch 
das Gericht. SS 107 ff. behandeln sodann die Scheidung ohne Ein- 
verständnis aus wichtigen Gründen des $ 109 (Ehebruch etc.), eine 
Scheidung auf Grund Erkenntnisses, aber gleichfalls eine Scheidung 
von Tisch und Bett bei Fortbestand der Ehe dem Bande nach. Eine 
„gänzliche Trennung“ dem Bande nach ($ 111) erfolgt zwischen kath. 
Personen und, wenn auch nur ein Teil zur Zeit der Eheschliessung 
katholisch war, nur durch Tod oder bei Todeserklärung, bei nichtka- 
tholischen Christen ist sie möglich, $S 115, und es ist bei solchen mög- 
lich, die Scheidung von Tisch und Bett in eine gänzliche Trennung 
überzuführen. (Für Kläger bliebe dies jedoch auch nach seinem Ueber- 
tritt gemäss dem österreichischen Rechte unmöglich.) Ihrem sachlichen 
Bestande nach ist die vorliegende „Scheidung“ der Parteien „von 
Tisch und Bett* also em Vertrag der Ehegatten, dessen Gül- 
tirkeit an das Formerfordernis der pfarramtlichen Verwarnung, des 
Vorbringens bei (Grericht und eines Gerichtsbeschlusses geknüpft ist, 
wobei aber der bewilligende Gerichtsbeschluss lediglich das Vorhanden- 
sein der übrigen Formerfordernisse zu prüfen und selbst ein solches 
abzugeben hat. ohne eine sachliche Beurteilung zu enthalten. Es 
handelt sieh um gerichtliche Formalbestätigung eines Vertrages nach 
Art des früheren gemeinderätlichen Erkenntnisses des württ. Rechtes 
bei Liegenschaftskaufverträgen. Eigentlich aber hiegt eine vertrags- 


mässige Scheidung und zwar eine dauernde Trennung im Sinne des 
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deutschen Rechtes vor; auch zeitliche ist nach österr. Recht möglich, 
aber immerwährend die Regel und liegt hier vor (Kirchstetter, 
A. BGB. S. 89. Solche Verträge erkennt das deutsche Recht als 
dem Wesen der Ehe nach seiner Auffassung zuwiderlaufend nicht au 
und hier treten wiederum die österr. (sesetze, die einen solchen Ver- 
trag zulassen und ihm Geltung verschaffen, in Widerspruch mit den 
deutschen Gesetzen und ihren Zwecken. Die deutschen Gesetze be- 
zwecken eben die Verhinderung einer vertragsmässigen eigentlichen 
Scheidung, aber auch des Gebundenseins an ein dauerndes Getrennt- 
leben ohne Scheidung. 

Dieser (segensatz hat aber auch Einfluss anf die Bedeutung des 
Beschlusses von 1902 selbst, wie sie auch bei Anwendung des deutschen 
Rechtes in Frage kommt. Ein solcher Vorgang zumal der freiwilligen 
(serichtsbarkeit, der nachı fremdem, aber damals massgebendem Recht 
eültig für die Parteien zustande gekommen ist, behält im allgeineinen 
seine sachliche Bedeutung für die Parteien nach Art einer materiellen 
Rechtskraft, wie die Eheschliessung der Parteien selbst, die in Oester- 
reich erfolgt ist, und wie auch eine nach ausländischem Recht gültig 
zustande gekommene Ehescheidung der streitigen Gerichtsbarkeit im 
Sinne „gänzlicher Trennung“ Bedeutung behalten müsste (übrigens 
nach Massgabe des $ 328 Nr. 3, vgl. $ 7235 CPO. zunächst für die 
formelle Bedeutung). Vorliegend handelt es sich aber um die sach- 
liche Geltung eines Vertrags, dessen bindende 
Kraft das deutsche Recht als nieht vereinbar mit 
dem Wesen der Ehe ansieht. Die Geltung eines solchen Ver- 
trags können die deutschen Gesetze nicht anerkennen, ebensowenig 
als sie nach dem früher Ausgeführten die Anwendung der (iesetze 
zulassen können, die einem solchen Vertrag Grundlage und Geltung 
verschaffen. Das internationale Abkommen vom 12. Juni 1902 hat 
bis jetzt im Verhältnis zu Oesterreich noch keine Gültigkeit (RGBl. 
1904 S. 249), da auch inzwischen eine Beitrittserklärung Oesterreichs 
nicht veröffentlicht ist. Aber wenn eine solche auch wirksam gewor- 
den wäre, so würde die Anwendung des österr. Rechts oder die mass- 
gebende Bedeutung der hier vorliegenden Scheidung dadurch nicht ge- 
geben sein, da Art. 7 vermöge seiner Bezugnahme auf Art. 5 eine 
Klage auf Scheidung oder auf Trennung von Tisch und Bett (letz- 


tere die österr. „Scheidung von Tisch und Bett*) und eine darüber 
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ergangene Entscheidung voraussetzt und nicht diese vertragsmässige 
Scheidung betrifitt. Rechtsprechung der Oberlandesgerichte 11, 287. 

8. Zwei Urteile der Mecklenburg-Schwerinschen Kır- 
chengerichte über Lehrabweichungen eines Geistlichen. (Mitgeteilt 
vom Senatspräsidenten Dr. Altvater in Rostock.) 

1. 

In der Disziplinarsache gegen den Pastor Friedrich Schmaltz zu 
Iuudwigslust wegen Abweichung in der Lehre erkennt das unterzeich- 
nete Grossherzoglich Mecklenburg-Schwerinsche Konsistorium aus den 
beigefügten Entscheidungsgründen hierdurch für 

Recht: 

Der Pastor Friedrich Schmaltz wird seines Amtes als Geistlicher 
der mecklenburg-schwerinschen Landeskirche entsetzt unter Verurtei- 
lung in die Kosten des Verfahrens. 

Von Rechts wegen! 

Rostock, den 26. Oktober 1904. 

(srossherzoglich Mecklenburg-Schwerinsches Konsistoriuni. 
Entscheidungsgründe: 

1. Dem Pastor Friedrich Schmaltz, welcher seit dem Jahre 1897 
als Hilfsprediger und seit dem 1. Oktober 1901 als Pastor am Stifte 
Bethlehem und an der Bethlehemsgemeinde zu Ludwigslust angestellt 
ist, wird zur Last gelegt, in zwei Punkten von dem Bekenntnisse der 
auf dem Boden der evangelisch-lutherischen Lehre stehenden Mecklen- 
burgischen Landeskirche abzuweichen, und zwar in den Lehren von 
der jungfräulichan Geburt und von der leiblichen Auferstehung des 
Heilandes Jesu Christi. 

2. Bei seiner vor einem Mitgliede des Konsistoriums stattgehabten 
Vernehmung hat der Angeschuldigte sich hierüber in nachfolgender 
Weise erklärt. 

Er gebe zu, in einer Unterredung mit dem ihm vorgesetzten Su- 
perintendenten Behm zu Parchim gesagt zu haben, er leugne zwar die 
jJungfräuliche Geburt und die leibliche Auferstehung Jesu nicht, müsse 
aber über beides ein non Iiquet aussprechen. Fr habe diese Aeusse- 
rung aus dem Grunde gemacht, weil er allerdings in Bezug auf die 
jungfräuliche Geburt Jesu schwerwiegende Bedenken habe, die es ihm 
unmöglich machten, sie eizens zu Jehren, während er zwar die leibliche 


Auferstehung ‚Jesu für wahrscheinlich halte, jedoch bisher nicht die 
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volle Freudigkeit gefunden habe, sie in seiner Predigt als geschehene 
Tatsache zu verkünden. Er habe in Predigt und Unterricht diese 
J,ehren nicht ausdrücklich vorgetragen, aber auch nichts gesagt, was 
die Gemeinde oder seine Schülerinnen in ihrem Glauben an die jung- 
fräuliche Geburt und die leibliche Auferstehung des Herrn habe er- 
schüttern können. Im Konfirmandenunterricht habe er die jungfräu- 
liche &eburt Jesu als von der Kirche gelehrt erwälnt, auch von der 
Auferstehung Jesu sowohl in Predigt wie im Unterricht mit aller Ent- 
schiedenheit geredet, ohne jedoch die leibliche Auferstehung vor- 
zutragen. 

Die an ihn gerichtete Frage, ob er es nicht in unserer Zeit, in 
welcher die jungfräuliche (Geburt und die leibliche Auferstehung 
Christi viel angefochten und geradezu geleugnet werde, als Pastor für 
seine Pflicht gehalten habe, ausdrücklich für diese Lehren einzutreten, 
beantwortete der Angeschuldigte dahin, dass er eine solche Pflicht für 
sich nicht anerkennen köune. Die gottmenschliche Person des Herrn 
sei ihm in ihrer Entstehung ein (feheimnis, gegen die Lehre von der 
Jungfräulichen @eburt Jesu habe er schwere Bedenken, gegen die leib- 
liche Auferstehung ‚Jesu seien seine Bedenken geringer, die Mög- 
lichkeit beider Tatsachen wolle er indes nicht leugnen. Wenn er 
in einem Vortrage an den Oberkirchenrat erklärt habe, er stehe durch- 
aus auf dem Boden des Formal- und Materialprinzips der Reformation 
so habe er sich damit nur zu den Prinzipien der lutherischen Refor- 
mation bekennen wollen, also sei es seine volle und gewissenhafte Ueber- 
zeugung, dass die heilige Schrift Quelle und Norm der rechten christ- 
lichen Lehre und dass die Rechtfertigung des Sünders allein durch 
den Glauben an Christum der einzige Weg zur Seligkeit sei. Meine 
fernere Aeusserung dem Öberkirchenrat gegenüber, er sei bemülit ge- 
wesen, nicht gegen die bekenntnismässige Lehre zu verstossen und 
etwaige abweichende persönliche Anschauungen nicht in die Gemeinde 
hineinzutragen, sei dahin zu verstehen, dass er der bekenntnismässigen 
Jiehre, der lutherischen Lehre, nicht in allen Einzelheiten zustimme, 
die Verpflichtung auf die heilige Schrift und die Bekenntnisse der 
lutherischen Kirche, welche ihm auferlegt sei und die er zu erfüllen 
versprochen habe, verstehe er so, dass er denselben Weg zur Seligkeit, 
welchen die Schrift und die Bekenntnisse der lutherischen Kirche leh- 


ren, auch zu lehren habe, dagegen nicht verpflichtet sei, die theolo- 
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gischen Formulierungen jeder einzelnen Jiehre, wie sie sich in den 
symbolischen Büchern finde, und jedes einzelne Stück der Glaubens- 
erkenntnis, welches in der heiligen Schrift und dem Bekenntnis der lu- 
therischen Kirche ausgesprochen und gelehrt würde, als seine Glau- 
bensüberzeugung und Lehre anzuerkennen und zu bekennen. Jedoch 
habe er sich ebenso für verpflichtet gehalten, nicht ausdrücklich gegen 
eine in der heiligen Schrift und dem Bekenntnis der lutherischen 
Kirche enthaltene Lehre aufzutreten oder dieselbe gar zu bekämpfen. 
Eine Beantwortung der ihm von dem Oberkirchenrat vorgelegten Fra- 
gen über seine Stellung zu weiteren Glaubenslehren habe er abgelehnt, 
einmal aus dem formellen Grunde, weil er nicht verpflichtet sei, ein 
(slaubensexamen vor dem Oberkirchenrat zu bestehen, dann aber auch 
um deswillen, weil er sich auf seine bisherige achtjährige Anıtswirk- 
sanıkeit berufen dürfe, in der er seine Verpflichtung auf die heilige 
Schrift und die Bekenntnisse der lutherischen Kirche in dem von ihm 
angegebenen Sinne erfüllt zu haben meine. Er lasse diese Frage auch 
jetzt zunächst unbeantwortet und bitte, ihın aus seiner bisherigen Amts- 
wirksamkeit nachzuweisen, dass er etwas gegen die Schrift und die 
Kirchenlehre öffentlich gelehrt oder verkündigt habe. 

Die weiter an ihn gerichtete Frage, wie er als Pastor einer lu- 
therischen Landeskirche es habe mit seinem Gewissen verantworten 
können, die Lehrverpflichtung auf die Bekenntnisse der lutherischen 
Kirche so aufzufassen, dass er nicht verpflichtet sei, alle einzelnen 
Jiehren, welche in den Bekenntnisschriften vorgetragen würden, auch 
vorzutragen, dass er vielmehr berechtigt sei, nur das zu lehren, was 
ihm selbst gewiss geworden sei, beantwortete der Angeschuldigte da- 
hin. in einem anderen als in diesem Sinne könne nach seiner Mei- 
nung die Verpflichtung auf die kirchlichen Bekenntnisschriften in einer 
evangelischen Kirche überhaupt nicht verstanden werden, wie sie denn 
auch in anderen Landeskirchen tatsächlich nur in diesem Simine auf- 
gefasst werde. Er würde es daher als ein ihm widerfahrenes Unrecht 
ansehen, wenn er um seiner freieren theologischen Stellung willen aus 
dem Pfarramt entlassen würde, weil er überzeugt sei, dass er dem 
Herrn Christus in seinem Ämte so gedient habe, wie es der Herr 
von seinen Dienern verlangt. Wenn er sich in seiner Unterredung mit 
dem Superintendenten Behm darauf berufen habe, dass die Prüfunges- 


kommission pro ininisterio und der Oberkirchenrat von seiner freieren 
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modernen theologischen Auffassung Kenutnis gehabt, ihm aber trotz- 
dem den Weg in das Pfarramt geöffnet hätten, so wolle er zwar denı 
Oberkirchenrate das Recht nicht bestreiten, Lehrzucht zu üben, er 
müsse es aber auch für Pflicht der kirchlichen Behörden halten, den 
Theologen, welche sie anzustellen beabsichtigten, ausdrücklich und 
klar zu sagen, wie die Jehrverpflichtung auf die Bekenntnisse zu ver- 
stehen sei. 

3. Der Angeschuldigte hat ferner noch eine längere schriftliche 
Erklärung zu den Akten überreicht, aus der Nachfolgendes hervorzu- 
heben ist. 

Der Angeschuldigte führt aus, es treffe allerdings zu, dass er die 
jungfräuliche Geburt Jesu bezweifle, diese Zweifel hätten aber nicht 
ihren Grund darin, dass er etwa ein solches Wunder an sich für un- 
möglich hielte, sondern vielmehr darin, dass ihm die geschichtliche 
Ueberlieferung über diesen Punkt unsicher erscheine. Nur die Evan- 
gelien des Matthäus und des Lukas erwähnten die jungfräuliche Ge- 
burt und auch diese nur in den ersten Kapiteln, während das ganze 
übrige Neue Testament völlig von ihr schweige. Ueberdies widersprä- 
chen sich die beiden Berichte bei Matthäus und Lukas nicht nur in 
einzelnen Zügen, sondern es schienen auch in ihnen Spuren einer Ue- 
berlieferung, die die jungfräuliche Geburt nicht kannte, vorzuliegen. 
Insbesondere komme in dieser Beziehung in Betracht, dass die in bei- 
den Evangelien enthaltenen Stammbäume, die Jesus als Davididen 
ausweisen sollten, nicht Stammbäume der Maria, sondern Stammbäume 
des Joseph seien und daher bei Voraussetzung der jungfräulichen Geburt 
nichts dafür beweisen könnten, was doch eigentlich der Inhalt der Ver- 
heissungen an das (Geschlecht Davids und der Erwartungen des Volkes 
war, dass der Messias ein Spross des (reschlechts Davids sein werde. Unter 
diesen Umständen könne es seiner Meinung nach niemanden verdacht 
werden, wenn er mit der Möglichkeit rechne, in den Erzählungen bei 
Matthäus und Lukas den Niederschlag des natürlichen Bestrebens der 
vläubigen Gemeinde, die Einzigartigkeit des Herrn aus der Einzigar- 
tigkeit seiner Entstehung zu erklären, finden zu müssen, und wenn 
er ihnen damit zweifelnd gegenüberstehe. Dass die angeführten Gründe 
nicht absolut entscheidend seien, gebe er gerne zu, die Möwlıich- 
keit der Geschichtlichkeit leugne er nicht. 

Jedenfalls dürfe aber mit aller Entschiedenheit behauptet werden, 
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dass es nicht biblisch sei, wenn dieser Anschauung eine fundamen- 
tale Bedeutung für den Glauben zugeschrieben werde, wenn man 
meine, der Glaube an die Sündlosickeit Christi und seine Gottheit, 
die auch ihm, dem Angeschuldigten, feststehe und auch von ihm ge- 
predigt werde, stehe und falle mit dem Lehrstück von der jungfräu- 
lichen (seburt. ‚Jesus selbst habe das Volk und seine ‚Jünger, die ihn 
für den Sohn Josephs hielten, niemals über diesen Punkt aufreklärt. 
ebensowenig sei dies in den Evangelien des Markus und des Johannes, 
den Missionspredigten der Apostel oder in den Briefen des Apostel 
Paulus geschehen und so habe es auch an "Theologen nicht «efehlt 
die trotzdem sie selbst die Geschichtlichkeit der jungfräulichen Geburt 
testhielten, es aufs entschiedenste als mit der Schrift streitend be- 
zeichnet haben, wollte man eine Fundamentallehre daraus machen. So- 
mit könne er nicht zugeben, dass er mit der Zurückstellung dieses 
ihm zweifelhaften Lehrpunktes die Gemeinde um etwas verkürzt habe, 
was ihr nötig sei zu ihrer Seeliekeit, um so mehr, als er seine Be- 
denken über diesen Punkt in keiner Weise vor die Gemeinde gebracht 
habe. Im Konftirmationsunterricht habe er diesen Punkt in der Weise 
behandelt, dass er den (Gedanken seiner Ueberzeugung gemäss aus- 
führte, die Person Jesu sei eben nicht daraus zu verstehen und zu er- 
klären, wie das bei uns der Fall sei, dass er ein Glied unseres Ge- 
schlechts und von menschlichen Eltern hervorgebracht sei, und dieser 
(redanke sei ausgedrückt in dem Bekenntnissatze „empfangen von dem 
heiligen (zeist, geboren von der Jungfrau Maria“. Ein besonderes 
freilich uns ein (feheimnis bleibendes Eingreifen Gottes bei der Ent- 
stehung der gottmenschlichen Persönlichkeit Jesu nehme auch er an. 
Uebrigens werde doch auch von den streng konfessionellen Predigern 
die jungfränliche Geburt in der Predigt so gut wie niemals behandelt 
und auch im Konfirmandenunterricht von den meisten teils über- 
sangen, teils so wie von ihm behandelt. Er betone noch einmal nach- 
drücklich, dass er die Sündlosigkeit und (Gottheit des Erlösers nicht 
in Zweifel ziehe und dies auch in seiner Verkündigung stets zu klarem 
Ausdruck gebracht habe. 

Wenn ihm sodann in einem Schreiben des Oberkirchenrats vorge- 
worfen sei, dass er das vere resurrexit tertio die dahingestellt sein 
lasse, so müsse er sich gegen diese Auffassung aufs entschiedenste 


verwahren. Es beziehe sich dies darauf, dass er nicht mit Sicherheit 
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das Hervorgegangensein des in das Grab gelegten Leibes Jesu aus 
dem (Grabe als seine Ueberzeugung zu vertreten vermöge. Damit sei 


aber nicht die Tatsächlichkeit der Auferstehung im Unsicheren 


gelassen — wie er denn nicht daran zweifle, dass der Auferstandene 
sich seinen Jüngern gezeigt habe — sondern nur die Art und Weise, 


wie sie zu denken sei. Deun es sei seiner Ansicht nach unbiblisch, 
im Begriffe der Auferstehung das Hervorgehen des getöteten Tieibes 
aus dem Grabe so als das Wesentliche anzusehen, dass eine Unsicher- 
heit in dieser Beziehung einem Dahingestelltseinlassen des vere resur- 
rexit überhaupt gleichkäme. Es sei nämlich unzweitelhaft, dass Paulus 
von einer Auferstehung von den Toten auch da rede, wo er ein Her- 
vorgehen des Leibes aus dem Grabe im eigentlichen Sinne ausschliesse, 
und auch bei den zu einem neuen geistleiblichen Leben erweckten 
Toten von einer Auferstehung spreche, die er mit der Auferstehung 
Christi auf eine Stufe stelle. Hiernach sei es zweifellos, dass für 
Paulus das Wesentliche im Begriffe der Auferstehung nicht das Her- 
vorgehen des Leibes aus dem Grabe sei, sondern das Hervorgehen 
der ganzen Persönlichkeit aus dem Todeszustand, der nach biblischer 
Anschauung auch die Seele treffe, zu einem neuen, bewussten geist- 
leiblichen Leben und Wirken, wobei an sich das neue geistleibliche 
Leben ebenso gut durch Bekleidung mit einem neuen verklärten Leibe 
als durch Wiederbelebung und Verklärung des alten bewirkt gedacht 
werden könne. Nur das letztere aber sei es, was er inbezug auf die 
Auferstehung Christi dahingestellt sein lasse. Allerdings leugne er 
nicht, dass die vier Evangelien und die Apostelgeschichte die Aufer- 
stehung Jesu als das Hervorgehen des Leibes aus dem Grabe fassen, 
und daher sei dies auch ihm selbst dass Wahrscheinlichere. 
Doch könne er sich nicht dagegen verschliessen, dass die einzelnen 
Berichte über die Auferstehung nicht unerhebliche und nicht ohne 
(Gewaltsamkeit miteinander zu vereinende Abweichungen enthalten, dass 
also hier Unsicherheiten vorliegen und dass andererseits die Tendenz 
auf stärkere Betonung der Sinnenfälligkeit des Wunders sich sehr 
leicht einzustellen pflege. Aus diesem Grunde fehle ihm die volle 
Freudigkeit, diese Anschauung von der Auferstehung Jesu als seine 
Ueberzeugung zu verkünden. Doch betone er auch hier, dass er seine 
Gemeinde in keiner Weise irre zu machen gesucht habe an dem, was 


ja ihm selbst das Wahrscheinlichste sei, sondern vielfach das, worauf 
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es ankomme, das Auferstandensein des Herrn aus dem Tode zu einem 
vollen bewussten Leben und Wirken und uns Naheseim gegenüber 
aller Verflüchtigung scharf und nachdrücklich betont und es der Ge- 
meinde überlassen habe, sich die Form der Auferstehung zu denken, 
wie sie dieselbe denken zu müssen meine und zu denken gewohnt sei. 

Sollte die diesen Ansführungen zugrunde liegende kritische Stel- 
lung zur heiligen Schrift als unzulässig angesehen werden, so berufe 
er sich darauf dass das alte Inspirationsdogma gegenwärtig als mit 
lem tatsächlichen Bestande der Schrift unvereinbar bis tief in die 
teihen der konservativen Theologen hinein aufgegeben sei, sowie dass 
unsere Bekenntnisschriften iin Gegensatz zu gleichzeitigen reformierten 
und katholischen Symbolen keinerlei Lehrbestimmungen über die In- 
spiration aussprechen und in dieser Beziehung keinerlei Forderungen 
stellen. Dies sei aber nichts Zufälliges, sondern charakteristisch für 
die Stellung der lutherischen Kirche zur Schrift, und eine kritische 
Stellung zur heiligen Schrift, wie er sie bei aller Anerkennung der- 
selben als der (Quelle der Heilserkenntnis und alleinigen Norm der 
Lehre einzunehmen für Gewissenpflicht halte, könne daher nicht als 
bekenntniswidrig angesehen werden. 

Wenn in Zweifel gezogen sei, ob er die Amtsverpflichtung der 
(seistlichen der Landeskirche noch auf sich nehmen könne, und ihr 
bisher entsprochen habe, so setze diese Verpflichtung seiner Auffas- 
sung nach voraus, dass der zu Verptlichtende Gott und dem Herrn 
Jesus Christus in demselben Heilsvertrauen gegenüberstehe, das in 
der Schrift und den Bekenntnisschriften niedergelegt sei, somit keinen 
anderen Weg zur Selirkeit kenne, als diese und also auch dieses 
Heilsvertrauen und diesen Weg zur Seligkeit zu verkündigen gewillt 
sei. Diese grundsätzliche und entscheidende Uebereinstimmung im 
(Hlauben könne aber auch da sein und sei vielfach da, wo der Betref- 
fende einzelnen Stücken der in der Schrift und den Bekenntnisschriften 
niedergelegten (slaubenserkenntnis oder auch nur ihrer theologischen 
Formulierung nicht oder noch nicht zustimmen zu können meine, wenn 
diese Nichtzustimmung Punkte betreffe, welche für das Heilsvertrauen 
nicht grundlegend und nicht entscheidend seien, wie dies betreffs der 
beiden Punkte, in welchen er Zweifel hege, der Fall sei. Ferner dürte 
die Amtsverpflichtung nach seiner UVeberzeugung garnicht die Forde- 


rung einschliessen, allen einzelnen Stücken der in Schrift und Be- 
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kenntnis niedergelegten Glaubenserkenntnis oder deren theologischer 
Formulierung zuzustimmen und sie zu vertreten. Jedenfalls bedinge 
die Amtsverpflichtung, wie sie die übliche Berufungsurkunde enthalte, 
die Verpflichtung zur unbedingten Wahrhaftigkeit, also, dass der Pre- 
diger nur verkündige, was er als seine Glaubensüberzeugung verkün- 
digen könne, auf der anderen Seite aber auch das, dass er gegen schrift- 
oder bekenntnismässire Lehren, die er nicht oder noch nicht vertreten 
zu können meine, nicht polemisiere vor der Gemeinde. Nur diese Auf- 
fassung der Amtsverpflichtung könne in der evangelischen Kirche gel- 
ten, weil sie allein dem biblischen und reformatorischen Glaubeusbe- 
griff entspreche und allein wirklich dem Wohl der Kirche diene. Sie 
werde daher auch in fast allen Tandeskirchen gelten und auch die 
Prüfungskommissionen hätten sie anerkannt, indem sie ihm, trotzdem 
ihnen seine theologische Stellung aus dem mündlichen und schriftlichen 
Examen bekannt war, die Bekenntnisverpflichtung abnahmen. 

Dass eine Beunruhigung in den Kreisen der Diakonissen des 
Stifts Bethlehem über seine Lehren entstanden sei, gibt der Ange- 
schuldigte zu, behauptet aber, dass diese Beunruhigung erst dann ent- 
standen sei, nachdem die Schwestern von anderer Seite in teilweise 
unwahrer Form auf seine theologische Stellung aufmerksam gemacht 
seien, und benennt eine Anzahl von Zeugen dafür, dass er sich öffent- 
licher falscher Lehre oder irgend eines anderen Anstosses nicht schul- 
dig gemacht habe, sowie über seine amtliche Wirksamkeit überhaupt, 
unter Ueberreichung eines Exemplars der von ihm durch den Druck 
veröffentlichten Predigten und Ansprachen. 

4. Bei der Beurteiluug der von dem Angeschuldigten nach vor- 
stehendem dargelegten Lehrmeinungen ist davon auszugehen, dass so- 
wohl die jungfräuliche (eburt des Herrn als auch seine leibliche Auf- 
erstehung von jeher in der ganzen christlichen Kirche als von Gott 
gewirkte Heilstatsachen anerkannt und als solche in den allgemeinen 
ehristlichen Symbolen, wie in den Bekemntnisschriften der evangelisch- 
lutherischen Kirche mit klaren Worten bezeugt sind. 

Vergl. u. a. Symbolum Apostolieum: 

Credo ... in Jesum Christum . ... Qui conceptus est de Spiritu 

Sancto, natus ex Maria virgine .. . tertio die resurrexit a ınortuis. 

Confessio Augustana art. III: 

Item, es wird gelehrt, dass Gott der Sohn sei Mensch worden, 
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geboren aus der reinen Jungfrau Maria... Item, dass derselbige 
Christus sei... wahrhaftig am dritten Tage von den Toten aufer- 
standen. 

Artieuli Smalealdiei, erster Teil 1V: 

Dass der Sohn sei also Mensch worden, dass er vom heiligen 
(Geist ohne männlich Zutun enıpfangen und von der reinen heiligen 
Jungfrau Maria geboren sei. Darnach gelitten, gestorben, begraben, 
zur Hölle gefahren, auferstauden von den Toten. 

Catechismus minor Il. Der andere Artikel: 

[Ich glaube) „an Jesum Christum, seinen einigen Sohn, unsern 
Herrn, der empfangen ist vom heiligen Geist, geboren aus Maria der 
Jungfrauen. ... am dritten Tage wieder auferstanden von den Toten. 

Was ist das? Antwort. 

Ich glaube, dass Jesus Christus, wahrhaftiger Gott vom Vater in 
Ewigkeit geboren und auch wahrhaftiger Mensch von der Jung- 
frauen Maria geboren, sei mein Herr... gleich wie er ist aufer- 
standen vom Tode‘. 

In gleicher Weise sind diese beiden Heilstatsachen auch in die in 
Geltung stehenden Mecklenburgischen Kirchenordnungen, die Kir- 
chenordnung von 1552 und die Revidierte Kirchenordnung von 1603 
(neu herausgegeben in den Jahren 1650 und 1855) aufgenommen. 

In der Vorrede der alten Kirchenordnung (von 1552) heisst es: 

„Es ist auch durch diese Schrift nicht anders gemeint, dann dass 
die einige, ewige, wahrhaftige Lehre des Evangeliums rein gepredigt 
soll werden, die Gott gnädiglich durch seinen Sohn Jesum Christum 
geoffenbaret hat und die in der Propheten und Aposteln Schrift 
verfasset ist, und in dem Verstand, der in den Symbolis Apostolico, 
Niceno und Athanasii ausgedrückt ist, mit welchen gleichstimmen 
Lutheri Catechismus und confessio und die confessio, die der Kaiser- 
lichen Majestät im Reichstage zu Augsburg Anno 1530 überant- 
wortet ist“. 

Ferner vergl. fol. 5. „Wie soll man Gott erkennen? Antwort. 
Wie er sich selbst gnädiglich geoffenbaret und seine Offenbarung in der 
Propheten und Aposteln Schrift und in die Symbola gefasset hat.“ 

Fol. 6. „Der ewige Sohn ist die ander allmächtige Person von 
Ewirkeit geboren vom Vater und ist des Vaters Wort und Ebenbild 
und hat zu bestimmter Zeit menschliche Natur in der Jungfrauen au 
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sich genommen.*® 

Fol. 7. „Welche Person ist Mensch geworden ? 

„Die ander Person, nemlich der ewige Sohn Gottes, der des ewigen 
Vaters Ebenbild ist, hat menschliche Natur an sich genommen in der 
Jungfrauen Maria und sind also beide Naturen, die göttliche und mensch- 
liche wunderbarlich vereinigt.“ 

5. Den Ordnungen der mecklenburgischen Landeskirche entspre- 
chend ıst der Angeschuldirte nach bestandenen Prüfunren von den 
Prüfungskonmissionen auf die heilige Schrift, die Bekenntnisschriften 
der evangelisch-lutherischen Kirche und die mecklenburgischen Kir- 
chenordnungen verpflichtet worden, er hat bei seiner Ordination ver- 
sprochen, die ihm anzuvertrauende (semeinde mit dem reinen Worte 
(zottes zu weiden, er ist bei seiner Introduktion in das ihm übertra- 
sene Pfarramt durch den einführenden Superintendenten dem oberbi- 
schöflichen Auftrage gemäss und entsprechend dem Inhalte der ihm 
ausgehändigten Berufungsurkunde zu treulicher Abwartung seines 
Dienstes in reiner unverfälschter Lehre, nach Massgebung heiliger 
göttlicher Schrift, der unveränderten Augsburgischen Konfession, for- 
mulae Concordiae und nach Anweisung der übrigen in den Mecklen- 
burgischen evangelischen Kirchen und Landen rezipierten symbolischen 
Bücher und der darauf gerichteten Kirchenordnung olıne alle eigen- 
mächtige Neuerung nachdrücklichst ermahnt worden und er hat end- 
lich die Frage des ihn einführenden Superintendenten mit Handschlag 
bejaht, ob er bereit sei, das heilige Predistamt an dieser Gemeinde 
zu übernehmen und solches Amt, treu seiner der Kirche auf ihre Be- 
kenntnisschriften und ihre Kirchenordnung geleisteten Zusage und sei- 
nem in seiner Ordination Gott abgelegten (selübde in allen Stücken 
so zu führen, wie er es vor dem Richterstuhle unseres ewigen Erz- 
hirten Jesu Christi zu verantworten sich getraute. 

6. Aus den vorstehenden Nachweisungen ergibt sich, dass die meck- 
lenburgische Landeskirche eine Kirche mit einem festen Bekenntnis- 
stande ist, dessen grundlegende Glaubenssätze für abweichende wissen- 
schaftliche Lehrmeinungen in der Wortverkündigung keinen Raum 
lassen, und zu diesen grundlegenden Glaubenssätzen gehört sowohl die 
Lehre von der jungfräulichen Geburt des Herrn als auch die Lehre 
von seiner leiblichen Auferstehung. Diese Lehren sind nicht etwa 


nur „theologische Formulierungen“, sondern einfache, klare und un- 
11* 


164 Aktenstücke. 


missverständliche Bekenntnisse der in der heiligen Schrift ebenso klar 
bezeugten Heilstatsachen. Denn der Glaube an Christum, den die 
evangelisch-lutherische Kirche immer bekannt hat und auch heute noch 
bekennt, ist der Glaube an den durch Wirkung des heiligen (Geistes 
in übernatürlicher Weise von der Jungfrau Maria geborenen und leib- 
haftir von den Toten auferstandenen Heiland, der als solcher gen Him- 
mel gefahren ist und am jüngsten Tage zum Gerichte wiederkommen 
wird. Die beiden von dem Angeschuldigten beanstandeten Heilstat- 
sachen nehmen daher eine zentrale Stellung in der evangelischen Heils- 
lehre ein und ihre Verkündung im Sinne der Bekenntnisschriften der 
evangelisch-lutherischen Kirche muss von jedem Geistlichen unserer 
Landeskirche verlangt werden, ohne dass etwas darauf ankoınmen kann, 
ob in der theologischen Wissenschaft abweichende Auffassungen sich 
geltend gemacht haben und ob in anderen Landeskirchen der Lehr- 
freiheit inbezug auf solche Abweichungen ein grösserer Spielraum ge- 
währt wird. 

7. Der Angeschuldigte hat nun zugegeben, dass er nicht vermöge, 
die Lehre der Landeskirche in jenen beiden Punkten anzunehmen und 
zu lelıren, weil er gegen die jungfräuliche (reburt des Herrn schwer- 
wiegende Bedenken habe, während er die leibliche Auferstehung des 
Herrn zwar für wahrscheinlich halte, aber doch nicht die volle Freu- 
digkeit gefunden habe, sie in seiner Predigt zu verkünden. Nach die- 
sem Zugeständnis steht der Angeschuldigte mit seiner Glaubensüber- 
zeugung und seiner Lehrverkündigung nicht auf dem Boden der hei- 
ligen Schrift und der Bekenntnisse der evangelisch-lutherischen Kirche, 
sondern in oflenem Gegensatze zu beiden. Seine Behauptung, es sei 
seine volle und gewissenhafte Ueberzeugung, dass die heilige Schrift 
(Juelle und Norm der rechten christlichen Lehre sei, wird wieder auf- 
zehoben durch seine weitere Erklärung, dass er nicht verpflichtet sei, 
jedes einzelne Stück der Glaubenserkenntnis, welches in der heiligen 
Schrift ausgesprochen und gelehrt werde, anzunehmen und zu beken- 
nen. Denn hiernach erscheint ihm die heilige Schrift nicht als die 
alleinige Quelle, aus welcher er die rechte christliche Lehre entnimmt 
und nicht als die Norm, die er bei seiner Lehrverkündigung innehält, 
sondern er hält sich für berechtigt, nach seinem eigenen subjektiven 
Ermessen zu bestimmen, welche Lehren der heiligen Schrift er anneh- 
men und bekennen will. 
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8. Dem Angeschuldigten kann ferner auch nicht zugegeben wer- 
den, dass er der von ihm übernommenen Lehrverpflichtung gerecht 
geworden sei, wenn er in Predigt und Unterricht nichts gesagt habe, 
was die Gemeinde oder seine Schüler in ihrem Glauben an die jung- 
fräuliche Geburt und an die leibliche Auferstehung des Herrn hat er- 
schüttern können, oder wenn er es der (remeinde überliess, sich die 
Form einer so wichtigen Glaubenstatsache wie die Auferstehung zu 
denken, wie sie diese Form denken zu müssen meine und zu denken 
gewohnt sei, denn die Lehrverpflichtung stellte es nicht etwa in sein 
eigenes Ermessen, nur das zu lehren, was ihm persönlich gewiss ge- 
worden sei, und das zu verschweigen und nicht zu lehren, was er nicht 
fir wahr und richtig halte, soudern verlangt von ıhm das positive 
und rückhaltlose Bekenntnis zu den von der Kirche auf Grund der 
heiligen Schrift bezeugten grundlegenden Heilstatsachen. Als Pastor 
und Diener der evangelisch-lutherischen Kirche hatte der Angeschul- 
digte sein Amt nicht nur so zu führen, dass seine Gemeinde und die 
seiner geistlichen Pflege anbefohlenen einzelnen Seelen durch ihn in 
ihrem Glauben an die Heilstatsachen nicht „erschüttert“ wurden, son- 
dern er hatte die selbstverständliche Pflicht, alle, an denen er seiu 
Amt ausrichtete, in dem von der christlichen und insonderheit von 
der lutherischen Kirche bekannten Glauben zu stärken und auf dem 
Grunde dieses Glaubens zu erbauen, demnach auch offen und frei die 
Heilstatsachen der jungfräulichen (seburt und der leiblichen Aufer- 
stehung Jesu Christi zu bezeugen, sie ausdrücklich zu lehren und in 
ihrer für das Heil der Seelen grundlegenden Bedeutung hervorzuheben. 
Auch konnte eine blosse Erwähnung der Tatsache der jungfräulichen 
Geburt des Herrn als „eine Lehre der Kirche“ oder ihre Behandlung 
in der in seiner schriftlichen Erklärung hervorgehobenen Art gerade 
im Konfirmandenunterrichte nicht genügen, da auch den Konfirmanden 
in jetziger Zeit die Bestreitung und Leugnung dieser Lehre seitens 
vieler bekannt zu sein pflegt, der Geistliche also umsomehr die Pflicht 
hat, sie auf die Wichtigkeit und Heilsbedeutung wie auf die biblische 
Bezeugung und Begründung dieser Lehre aufmerksam zu machen. Vom 
Standpunkte des Angeschuldigten aus würde die Lehrverpflichtung der 
Geistlichen unserer Landeskirche den Charakter einer objektiv binden- 
den Verpflichtung verlieren, mit dem gleichen Rechte würde jeder 
Geistliche in der Lage sein, auch andere Fundamentalsätze in dem Be- 
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kenntnisstande der Kirche zu unterdrücken und das positive Bekennt- 
nis der Kirche würde auf diesem Wege in der Praxis in allen ent- 
scheidenden Punkten eliminiert werden können. 

9. Der innere Widerspruch, in dem der Angeschuldigte sich mit 
seiner Stellungnahme gegenüber den hier in Frage stehenden beiden 
Heilsiehren zu der von ihm übernommenen Lehrverpflichtung befindet, 
musste ihm überdies in jedem Gottesdienste, bei jeder Taufe und bei 
jeder Konfirmationshandlung entgegentreten, im Gottesdienste, wenn 
er mit der Gemeinde das apostolische Glaubensbekenntnis bekannte. 
bei der Taufhandlung, wenn er die vorgeschriebene Frage stellte: 

„Glaubst Du an ‚Jesum Christum, seinen einigen Sohn, unsern 
Herrn, der empfangen ist von dem heiligen (reist, geboren von der 
Jungfrau Maria... am dritten Tage wieder auferstanden von den 
Toten.“ 

Bei der Konfirmation in der an die Konfirmanden gerichteten 
Frage: 

„Bekennt Ihr von Herzen, dass der Glaube, welchen unsere evan- 
gelisch-lutherische Kirche allezeit bekennet und welchen Ihr soeben 
nach dem Katechismus erzählt habt, Euer Glaube seı?“ 

Der Angeschuldigte behauptet zwar, dass er sowohl in der Pre- 
dist als auch im Unterricht von der Auferstehung mit aller Entschie- 
denheit geredet habe, wenngleich ohne die leibliche Auferstehung vor- 
zutragen, dabei konnte er sich aber doch selbst nicht verhehlen, dass 
die emeinde nur an die leibliche Auferstehung deuken würde, da 
sie von dem Sinne, welchen er damit verband, nichts wusste, und es 
musste sich ihm daher auch hier der innere Zwiespalt zwischen der 
von ihm verkündeten Lehre und seiner persönlichen Ueberzeugung auf- 
drängen. Dass übrigens die Art und Weise, wie er über die Geburt 
und die Auferstehung des Herrn zu reden pflegte, eine solche war, 
die wenigstens einzelue seiner Gemeindemitglieder beunruhigte und sie 
nötigte, ihm ihr Vertrauen zu entziehen, hat der Angeschuldigte selbat 
zugegeben, wenn er bei seiner Vernehmung äusserte, vielleicht habe 
er den Diakonissen dadurch Anstoss gegeben, dass er die jungfräu- 
liche Geburt und die leibliche Auferstehung ‚Jesu nicht eigens hervor- 
gehoben habe. 

10. Von dem von ihn eingenommenen Standpunkte aus hätte der 
Angeschuldigte es daher geradezu als seine Gewissenspflicht erkennen 
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müssen, die Lehrverpflichtung eines Geistlichen der mecklenburgischen 
Landeskirche nicht zu übernehmen oder sein Amt niederzulegen, falls 
er später zu der Einsicht gelangte, dass er die lkehren unserer Kirche 
in den beiden zur Frage stehenden Punkten nicht mit voller Ueber- 
zeugung vertreten und verkündigen könne. Wenn der Angeschuldigte 
seine Auslegung des Sinnes der Lehrverpflichtung auch dadurch noch 
als zulässig zu begründen versucht hat, dass es Pflicht der kirchlichen 
Behörden sei, den Theologen, welche sie im Kirchendienste anzustellen 
beabsichtigten, ausdrücklich und klar zu sagen, wie die Lehrverpflich- 
tung auf die Bekenntnisse zu verstehen sei, so ist dies nach den obigen 
Darlegungen auch ihm gegenüber durchaus so geschehen, dass er über 
den Sinn der Lehrverpflichtung ın keiner Weise im unklaren zu sein 
brauchte. Darüber, dass die Prüfungskommissionen ihm die Bekenntnis- 
verpflichtung abgenommen hätten, obwohl ihnen die abweichende Lehr- 
auffassung des Angeschuldigten in den hier zur Frage stehenden Punk- 
ten bekannt gewesen sei, ergeben die Akten nichts, übrigens würde 
auch hierauf gegenüber dem klaren Inhalt dieser Bekenntnisverpflich- 
tung nichts ankommen können. 

11. Aus allem vorangeführten ergibt sich 

a) dass der Angeschuldigte in bewusstem und von ihm selbst zu- 
gestandenen Gewensatze zu zwei der wichtigsten grundlegenden Lehren 
der heiligen Schrift und des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses 
steht und in diesem Gegensatze stehend sein Amt als Pastor der meck- 
lenburgischen Landeskirche verwaltet hat, 

b) dass er damit sein Versprechen, der heiligen Schrift und den 
Bekenntnisschriften der lutherischen Kirche gemäss sein Amt zu ver- 
walten, nicht erfüllt hat und dass er 

c) durch die Art seiner Predigt und seiner sonstigen Lehrunter- 
weisung einzelnen Gemeinderliedern berechtigten Austoss gegeben, sie 
innerlich beunruhigt und ihr Vertrauen verloren hat. 

Durch dieses alles hat der Angeschuldigte sich als unfähig er- 
wiesen, das Amt eines Pastors der mecklenburgischen Landeskirche 
so zu verwalten, wie es verwaltet werden muss. Als ein erschweren- 
des Moment kann nur in Betracht kommen, wenn der Angeschuldigte 
bei seiner Vernehmung erklärte, er sei überzeugt, dass er dem Herrn 
Christus in seinem Amte so gedient habe, wie es der Herr von seinen 
Dienern verlange. Denn diese Erklärung beweist, dass der Ange- 


168 Aktenstücke. 


schuldigte sich trotz seiner offenbaren von ihm selbst zugegebenen Ab- 
weichungen von (Gottes Wort für einen tadellosen Diener göttlichen 
Wortes hält und damit augenscheinlich in seinem Irrtum so verfestigt 
ist, dass er sich eines besseren schwerlich wird belehren lassen. 

Hiernach blieb nur übrig, auf Entsetzung des Angeschuldigten 
von seinem Amte als Geistlicher der mecklenburg-schwerinschen Lan- 
deskirche zu erkennen unter seiner Verurteilung zur Tragung der 
Kosten des Verfahrens. 


Il. 


In dem Verfahren gegen den Pastor Schmaltz in Ludwigslust, we- 
gen Abweichung von der Lehre, erkennt das Obere Kirchenge- 
richt zu Rostock aus den angefügten Entscheidungsgründen für 

Recht: 

Das Urteil des Grossherzoglich Mecklenburg-Schwerinschen Kon- 
sistoriums vom 26. Oktober 1904 wird aufgehoben. 

Der Angeschuldigte wird freigesprochen. 

Die Kosten der ersten Instanz fallen der Kasse des Konsistoriums, 
die Kosten der Berufungsinstanz fallen der Kasse des Oberen Kirchen- 
gerichts zur last. 

Von Rechts wegen. 

Rostock, den 16. Juni 1905. 

Das Obere Kirchengericht. 
Entscheidungsgründe. 

1. Der Angeschuldigte, zurzeit Pastor am Stifte Bethlehem und 
an der Betlilehemsgemeinde zu Ludwigslust, hat bei seiner Introduk- 
tion als Geistlicher die Verpflichtung übernommen, zu „treulicher Ab- 
wartung seines Dienstes in reiner unverfälschter Lehre, nach Mass- 
gebung heiliger göttlicher Schrift, der unveränderten Augsburgischen 
Konfession, Formulae Concordiae, und nach Anweisung der übrigen 
in Unsern evangelischen Kirchen und Landen rezipierten symbolischen 
Bücher, auch Unserer darauf gerichteten Kirchenordnung, ohne alle 
eigenmächtige Neuerung“. 

Zufolge eines Schreibens des Oberkirchenrats vom 25. Juli 1904 
ist durch Beschluss des Konsistoriums vom 2. August 1904 gegen den 
Angeschuldigten die Disziplinaruntersuchung „wegen Abweichung in 
der Lehre“ eingeleitet worden. Das Konsistorium hat den Angeschul- 
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digten durch Urteil vom 26. Oktober 1904 „seines Amtes als Geist- 
lichen der AMecklenburg-Schwerinschen Landeskirche unter Verurtei- 
lung in die Kosten des Verfahrens entsetzt.“ Gegen dies Urteil hat 
der Angeschuldigte rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung einge- 
legt, welches von ihm in [8] der Konsistorialakten gerechtfertigt wor- 
den ist. In Gemässheit des $ 17 der Verordnung vom 2, Januar 1880 
ist die mündliche Vernehmung vor dem Oberen Kirchengericht am 16. 
Juni 1905 erfolgt. 

2. Das Konsistorialurteil hat als Ergebnis der Untersuchung an- 
genommen 

a) dass der Angeschuldigte in bewusstem und von ihm selbst zu- 
gestandenen Gegeusatze zu zwei der wichtigsten grundlegenden Lehren 
der heiligen Schrift und des evanglisch-lutherischen Bekenntnisses steht 
und in diesem Gegensatze stehend sein Amt als Pastor der mecklen- 
burgischen Landeskirche verwaltet hat, 

b) dass er damit sein Versprechen, der heiligen Schrift und den 
Bekenntnisschriften der lutherischen Kirche gemäss sein Amt zu ver- 
walten nicht erfüllt hat, und dass er 

c) durch die Art seiner Predigt und seiner sonstigen Lehrunter- 
weisung einzelnen (xemeindegliedern berechtigten Anstoss gegeben, sie 
innerlich beunruhigt und ihr Vertrauen verloren hat. 

Das Konsistorium ist der Ansicht, dass „durch dieses alles der 
Angeschuldigte sich als unfähig erwiesen habe, das Amt eines Pastors 
der mecklenburgischen Landeskirche so zu verwalten, wie es verwaltet 
werden müsse“, und dass deshalb die Fällung des angegebenen Urteils 
notwendig gewesen sei. 

3. Die unter 2a erwähnten Lehren sind diejenigen von der jung- 
fräulichen Geburt und von der leiblichen Auferstehung Christi. 
Der Angeschuldigte hat seine Ansichten über diese beiden Heilstat- 
sachen in beiden Instanzen gleichmässig dahin ausgesprochen: 

Er leugne beide Tatsachen nicht, habe aber Zweifel und Bedenken 
— schwerwiegende bezüglich der jungfräulichen Geburt, geringere be- 
züglich der leiblichen Auferstehung (nicht der Auferstehung überhaupt). 

Er stehe im übrigen auf dem Grunde des evangelisch-lutherischen 
Bekenntnisses, erkenne im Einklang mit diesem die Gottheit Christi 
und die in der heiligen Schrift bezeugten Wunder an; er halte dem- 


gemäss jene Tatsachen nicht etwa an sich für unmöglich, sondern es 
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hätten seine Zweifel lediglich ihren Grund darin, dass er die ge- 
schichtliche Ueberlieferung hinsichtlich jener Punkte für unsicher halte. 
Angeschuldigter hat sich bei seiner Yernehmung vor dem oberen 
Kirchengericht auf alles dasjenige bezogen, was er zur näheren Be- 
gründung seiner Zweifel in [6] und [8] der Akten des Konsistoriums 
schriftlich ausgeführt hat, auf besonderes Befragen hat er erklärt, dass 
seine innere Stellung bezüglich der beiden Punkte sich seit dem Be- 
ginne der Disziplinaruntersuchung nicht geändert habe, dass er jedoch 
eine spätere Leberwindung der Zweifel für möglich halte. 

4. Die Berufung des Angeschuldigten ist für begründet erachtet 
worden. 

a) Den Lehrbestimmungen der Kirche, wie sie in den sog. syın- 
bolischen Büchern vorliegen, ist nicht .die Bedeutung einer positiven 
(zrenze der Heilserkenntnis, sondern der Wert eines negativen Mlass- 
stabes für die Feststellung der religiösen Wahrheit beizumessen !, 

Die Geistlichen sind an die Symbole, auf welche sie verpflichtet 
sind, rechtlich gebunden und nicht befugt, in ihrer Lehrverkündigung 
von den Symbolen deshalb abzuweichen, weil sich ihnen aus der For- 
schung in der heiligen Schrift die Ueberzeugung von der Unrichtig- 
keit des Inhalts der Symbole ergeben hat. 

Auf die Erörterung der schwierigen Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen eine Abweichung von den symbolischen Büchern in- 
bezug auf Einzelheiten gestattet werden kann, ob eine Scheidung zwi- 
schen „fundamentalen“ oder „zentralen“ Jiehren einerseits und „nicht 
fundainentalen (zentralen)* Lehren andererseits innerhalb der Symbole 
vollziehbar ist ?, braucht bier nicht eingegangen zu werden, deun auch 
bei der Annahme der Möglichkeit einer solchen Scheidung müssten 
die Lehren von der jungfräulichen Geburt und von der leiblichen Aut- 
erstehung zu den fundamentalen und zentralen Lehren der evangelisch- 
lutherischen Bekenntnisschriften gerechnet werden. 


b) Daneben ist allerdings anzuerkennen, dass das Vorhandensein 


! Kirchenrecht von Richter-Dove-Kahl 8. Aufl. S. 946. 

? Kahl, Bekenntnisgebundenheit und Lehrfreiheit, Festrede zum 27. Ja- 
nuar 1597. Agricola, Bekenntnisgebundenheit und Lehrfreiheit, 1898. D. 
Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 8 (1898) S. 347 fg. Bd. 9 (1899, 1900) 
S. 342 1g. 

3 Vergl. dagegen Agricola a. a. O0. S. 19. 
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solcher Zweifel, wie sie Angeschuldigter hinsichtlich der erwähnten 
beiden Heilstatsachen hat, bei einem Geistlichen, der im übrigen auf 
dem Boden des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses steht, als ein 
Abfall von diesem Bekenntnisse nicht angesehen werden kann. Der 
Ausdruck des Konsistoriums, dass der Angeschuldigte im Gegen- 
satze zu den bezeichneten Lehren stehe, ist nicht zutreffend. Ein 
Geistlicher, der sich pflichtmässig mit der theologischen Wissenschaft 
beschäftigt und hierbei das aus den symbolischen Büchern sich erge- 
bende Lehrsystem mit den Aussprüchen der heiligen Schrift in Ver- 
gleichung stellt, kann zu Zweifeln gelangen, deren Ueberwindung un- 
ter Umständen läugere Zeit erfordert. Die evangelisch-lutherische 
Kirche, die im vollsten Besitz der Heilswahrheiten zu sein überzeugt 
ist, muss und kann solche Zweifel bei ihren Dienern tragen; sie darf 
als regelmässigen Verlauf annehmen, dass die Wahrheit siegreich sein 
wird. Soweit es sich um den inneren Seelenzustand der angestellten 
Geistlichen handelt, steht ein Gebiet in Frage, das nach protestau- 
tischer Auffassung von der äusseren Lehrzucht, die das Kirchenregi- 
ment übt, nicht ergriffen werden kann. Zwar hat das Kirchenregi- 
ment das Recht und die Pflicht, vor der Anstellung auf dem gesetz- 
lich geordneten Were das Vorhandensein der inneren Zustimmung des 
Kandidaten zu den Sätzen des Glaubensbekenntnisses zu erforschen 
und, wenn diese Erforschung ein nicht befriedigendes Ergebnis hat, 
die Ordination abzulehnen. Es kann aber nicht die Eutlassung des 
ordinierten und angestellten Geistlichen lediglich aus dem (runde 
herbeigeführt werden, dass der Geistliche in seinem Inneren derartige 
Zweifel hegt, wie sie beim Angeschuldigten vorliegen. Vielmehr ist 
es nicht bloss ein Postulat der Rechtssicherheit und der protestanti- 
schen Gewissensfreiheit, sondern auch objektive Rechtsnorm, dass ein 
in Dienste der evangelisch-lutherischen Kirche stehender Geistlicher 
nur dann wegen Lehrabweichungen seines Amtes verlustig erklärt oder 
mit einer Disziplinarstrafe belegt werden kann, wenn die Lehrabwei- 
chungen in die Aussenwelt getreten sind und diese Tatsache auf eine 
absichtliche oder doch schuldhafte Handlungsweise der Geistlichen zu- 
rückzuführen ist. Aus der Erwägung, dass das gegen einen Geistlichen 
wegen Lehrabweichung eingeleitete Verfahren, wenn es sich auch in 
den Formen des Disziplinarprozesses bewegt, doch sachlich nicht so- 
wohl eine strafbare Handlung (wie der Ketzerprozess des katholischen 
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Kirchenrechts) verfolgt, als die Feststellung einer "Tatsache bezweckt !, 
kann nicht die Folgerung gezogen werden, dass schon die Feststellung 
der Tatsache abweichender Lehransichten des Geistlichen zur Recht- 
fertigung eines Entsetzungsurteils genügt. Nur der Bemerkung be- 
darf es, dass gegen einen Geistlichen wegen seiner von der kirchlichen 
Lehre abweichenden Ansichten ein Emeritierungsverfahren nicht statt- 
finden kann, wie solches nach der Mecklenburg-Schwerinschen Verord- 
nung vom 4. Januar 1900 gegen diejenigen Geistlichen stattfindet, 
welche infolge eines körperlichen Gebrecheus oder wegen Schwäche 
der körperlichen oder geistigen Kräfte zu der Erfüllung ihrer Amts- 
pflicehten dauernd unfähig sind. Die Gesetzgebung, Wissenschaft und 
Praxis sind in der Forderung einig, dass die Lehrabweichungen, um 
zu der im kirchengerichtlichen Wege auszusprechenden Entlassung zu 
führen, nach aussen kundgegeben sein müssen ®. 

Es wird iin folgenden zu erörtern sein, ob und wie die Lehrab- 
weichungen des Angeschuldigten in die Aussenwelt getreten sind. 

c. Angeschuldigter hat die in Frage stehenden beiden Lehrstücke 
nach der Confessio Augustana „natus ex virgine Maria“ und „vere 
resurrexit tertio die* dauernd positiv verkündigt, indem er in den 
Gottesdiensten die betreffenden Stellen der laturgie vorgetragen, bei 
den Taufhandlungen die das Glaubensbekenntnis betreffende Frage, 
an die Taufzeugen gerichtet und beim Konfirmandenunterricht den In- 
halt der Kirchenlehre hinsichtlich der beiden Lehrstücke dargelegt hat. 
Wenn er gegenüber den Konfirmanden den Vorgang der Emfängnis 
nicht erörtert hat, so kann hierin eine Lehrabweichung ebensowenig 


ı Vergl. Richter-Dove-Kabl a. a. O. S. 844 unten, Kahl in der Deut- 
schen Zeitschrift für Kirchenrecht, Band 8, S. 356—358, Mecklenburgische 
Konsistorialordnung 1570, Titel VI, $ 6. 

® Konsistorialordnung von 1570, Titel UL $SLIV,$S2VLS$5, 6 XII, 
$8 4, 5, 6. OÖ. Mejer, Institutionen des gemeinen deutschen Kirchenrechts. 
2. Aufl. (1856) S. 457. Richter-Dove-Kahl a. a. O. S.844. Braun, über un- 
freiwillige Amtsenthebung von Kirchendienern, in der Dove-Friedbergschen 
Zeitschrift für Kirchenrecht, Band 19 (1884) S. Ltg. besonders S. 20, 21. 
Resolut des evangelisch-lutherischen Konsistoriums in Kiel vom 9. Dezem- 
ber 1881 in der Disziplinaruntersuchungssache gegen Lühr, in Bd. 19 der- 
selben Zeitschrift, S. 130—146 und Ministerialerkenntnis vom 22. August 
1833 in derselben Sache, S. 146—151 daselbst. 

® Vergl. Millies, Zirkularverordnungen des Oberkirchenrates $S. 460. 
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zefunden werden, wie es zulässig ist, aus der Erklärung des Ange- 
schuldigten, er habe die Lehrstücke den Konfirmanden „als Lehre der 
Kirche“ vorgetragen, zu entnehmen, dass er ihnen auch nur angedeu- 
tet oder in ihnen den Eindruck hervorgerufen habe, er wolle damit 
andeuten, dass die Richtigkeit der Kirchenlehre von ilım bezweifelt 
werde. Aus dem vom Angeschuldigten eingeräumten Umstande, dass 
er in seinen Predigten und in seiner Lehrunterweisung die Punkte der 
jJungfräulichen Geburt und der leiblichen Auferstehung nicht be- 
sonders betont hat, lässt sich kein irgendwie sicherer Anhaltspunkt 
dafür gewinnen, dass die (femeinde-Angehörigen gerade aus der Art 
und Weise seiner Predigten und Unterweisungen zu der Ansicht ge- 
langen konnten oder gar gelangt sind, dass er Zweifel bezüglich der 
(zeschichtlichkeit jener Heilstatsachen habe. Der Angeschuldigte hat 
dem Konsistorium im Oktober 1904 ein gedrucktes Heft vorgelegt, in 
welchem 11 in den Jahren 1598 bis 1904 von ihm gehaltene „Predig- 
ten und Ansprachen“ zusammengestellt sind, einige dieser Predigten 
behandeln Themata, welche mit den in Frage stehenden Lehrpunkten 
zusammienhängen, und es darf dem Angeschuldigten geglaubt werden, 
wenn er versichert, dass er das Abgedruckte in gutem (slauben aus- 
gesucht hat, um eine objektive Beurteilung seiner Predigtweise zu er- 
möglichen. Nun aber ist aus diesem Material nicht zu entnehmen, 
dass der Redende Zweifel hinsichtlich der mehrerwälinten Punkte hegt. 
Wenn er in der Predigt über Evangelium Johannis 1, 1 bis 14 (vergl. 
S. 20 des Heftes) von dem neugeborenen Erlöser die Worte gebraucht: 
„zeringer Eltern geringes Kind“, so hat er damit nach dem ganzen 
/Zusammenhange lediglich eine rhetorische Bezeichnung der äusseren 
Niedrigkeit, nicht aber eine Aussage über den Ursprung Christi von 
Joseph und Maria beabsichtigt. Das (Gericht hat unter diesen Um- 
ständen von der Einforderung der Predigtkonzepte des Angeschuldig- 
ten absehen zu dürfen geglaubt. Es muss weiter darauf hingewiesen 
werden, dass Angeschuldigter die (sottheit Christi und dessen Fleisch- 
werden sowie die Auferstehung an sich glaubt und verkündet, und 
dass demgemäss allein das Nicht-Betonen der nach lutheri- 
schem Bekenntnis diesen Dogmen zugrunde liegenden Tatsachen, 
in Beihalt der, vorhin erwähnten, positiven Verkündigungen, nicht ge- 
eignet erscheint, die richterliche Ueberzeugung in der Hinsicht zu be- 
gründen, dass die Zweifel des Angeschuldigten durch seine Lehr- 
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tätigkeit erkennbar in der Aussenwelt aufgetreten sind. Es er- 
schien deshalb nicht erforderlich, Zeugen zu vernehmen über den Ein- 
druck, welchen diese Lehrtätigkeit auf die Hörer gemacht hat. XNa- 
mentlich konnte auch abgesehen werden von der Vernehmung des frü- 
heren Hülfspredigers Lie. Bohn und derjenigen Diakonissen, welche 
an der Lehrverkündigung des Angeschuldigten Anstoss genommen 
haben. In dieser Beziehung ist noch folgendes hervorzuheben. Der 
Angeschuldigte gibt selbst zu, dass er in seinen theologischen Studien 
durch die Schriften des verstorbenen Professors Albrecht Ritschl be- 
einflusst worden ist; es darf angenommen werden, dass dies den mit 
ihm in Beziehung und Verkehr stehenden Amtsbrüdern und sonstigen 
Theologen bekannt war, und dass von solcher Kenntnis auch die Be- 
urteiluug des Inhalts der Lehrverkündigung des Angeschuldigten leicht 
beeinflusst werden konnte. Wenn dieser — wie er selbst zugibt — 
im Sommer 1901 in einem privaten, ausschliesslich von Amtsbrüdern 
gebildeten Kreise (nicht etwa auf einer Synode) während eines wis- 
senschaftlichen Gesprächs seine Zweifel bezüglich der Tatsache der 
jungfräulichen Geburt ausgesprochen hat, so kann ein solches Verhal- 
ten nicht als unangemessen bezeichnet werden, da gerade von einer 
vertraulichen Aussprache mit Amtsgenossen eine Klärung der Zweifel 
zu erwarten und eine solche Klärung zu versuchen Pflicht des Ange- 
schuldigten war. Sollte diese Aeusserung durch einen Gesprächsteil- 
nehmer nach aussen weiter mitgeteilt und würde dadurch eine Beun- 
ruhigung der Diakonissen herbeigeführt worden sein, so würde das 
dem Angeschuldigten nicht zur Last gelegt werden können. In der 
aus den Oberkirchenrats-Akten ersichtlichen Mitteilung des Oberkir- 
chenrats an den Superintendenten Behm vom 15. Juli 1904 wird es 
dahingestellt gelassen, ob das „bei einem Teile der Schwesterschaft* 
vorhandene Misstrauen spontan in der Schwesterschaft entstanden oder 
durch Aeusserung dritter über seine freie Richtung hervorgerufen ist. 
Das Gericht muss zugunsten des Angeschuldigten das letztere anneh- 
men und kann somit nicht als erwiesen ansehen, dass die Zweifel des 
Angeschuldigten durch seine absichtliche oder schuldhafte Handlungs- 
weise bekannt geworden sind. 

d. Dieses Ergebnis ändert sich auch nicht durch die Berücksich- 
tirung folgender weiterer Umstände: 

Nach dem eben erwähnten Schreiben des Oberkirchenrats ist das 
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Misstrauen der Schwesterschaft dadurch „verstärkt“ worden, dass der 
Angeschuldigte selber einzelnen Schwestern gegenüber seine abwei- 
chenden Anschauungen inbezug auf wichtisre grundlegende Lehren der 
Schrift und Kirche kundgegeben hat. Es ist nach der Persönlichkeit 
des Angeschuldigten ohne weiteres anzunehmen, dass er die bier in 
Frage stehenden Mitteilungen vertraulich und gerade veranlasst 
durch das ihm nicht zur Last zu legende Bekanntwerden seiner Zweifel 
gemacht hat. 

Als vertraulich und durch die ganze Sachlage notwendig gewor- 
den müssen auch diejenigen Mitteilungen angesehen werden, welche 
Angeschuldigter seinem vorgesetzten Superintendenten Behm und dem 
Öberkirchenrat D. Haack gemacht hat. Zwar haben die Zweifel des 
Angeschuldigten im weiteren Verlaufe der Angelegenheit eine gewisse 
Publizität erlangt, nachdem die Einleitung einer kirchengerichtlichen 
Untersuchung wegen Lehrabweichungen herbeigeführt und bekannt ge- 
worden war, auch in öffentlichen Blättern zur Besprechung gelangte. 
Mochte auch das in der Bethlehemszemeinde entstandene Misstrauen 
in hohem Grade bedauerlich sein, so war doch nach den vorstehenden 
Ausführungen die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens nicht ge- 
nügend gerechtfertigt. Selbstverständlich können diejenigen Ausfüh- 
rungen, welche der Angeschuldigte in angemessener Weise zu seiner 
Verteidigung vor den kirchlichen Gerichten gemacht hat, nicht dazu 
dienen, in diesem selben Verfahren die Amtsentsetzung zu rechtter- 
tigen. Die Sache könnte sich nur dann anders gestalten, wenn der 
Angeschuldigte über die (renzen angemessener Verteidigung hinaus- 
gegangen wäre, das aber ist nicht geschehen, wenngleich hervorgehoben 
werden muss, dass es zu beanstanden ist, wenn der Angeschuldigte es 
als sein Recht ansieht, nur solche in der heiligen Schrift und den Be- 
kenntnissen bezeugten Heilstatsachen zu lehren, welche nach seiner 
subjektiven Ansicht notwendige Grundlagen des Heilsvertrauens auf 
Christum bilden. Anlangend die diesen Rechtsstreit betreffenden Er- 
örterungen in der Presse, so ist dem Gericht nicht entgegengetreten, 
dass der Angeschuldigte durch eine von ihm veranlasste Publikation 
die ihm innewohnenden Zweifel in die Oeffentlichkeit gebracht habe; 
vielmehr ist glaubhaft hervorgehoben worden, dass er mit Rücksicht 
auf das Schweben des gerichtlichen Verfahrens eine sachliche Diskus- 
sion abgelehnt hat. 
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5. Es musste sonach auf die Berufung das angefochtene Urteil 
aufrrehoben werden, und es war der Angeschuldigte, unter Belastung 
der Gerichtskassen mit den Kosten des Verfahrens freizusprechen. Diese 
Freisprechung bedeutet, dass dem Angeschuldigten eine solche Lehr- 
abweichung, die durch sein schuldhaftes Verhalten in die Aussenwelt 
getreten ist, nicht zur Last fällt. 

Wegen Mangels eines Verschuldens kann auch ein Verweis oder 
eine Warnung auf Grund des im Verfahren ermittelten Tatbestandes 
nicht ausgesprochen werden. Allerdings ist die Möglichkeit vorhanden, 
dass die Wirksamkeit der ferneren Anmıtsverwaltung des Angeschul- 
dieten durch seine kundbar gewordene Stellung zu zwei Hauptstücken 
des lutherischen Bekenntnisses beeinträchtigt wird, auch ıhm in der 
Verwaltung seines Amtes Gewissenskonflikte erwachseu, so lange er 
die bei ihm bestehenden Zweifel nicht überwunden hat. Darum hofft 
das Gericht, dass der Angeschuldigte diese Zweifel, deren Kundgebung 
er selbstverständlich dauernd zu unterlassen hat, bald innerlich über- 
winde; das Gericht nimmt an, dass auch der Angeschuldigte selbst von 
dem Wunsche beseelt ist, diese Zweifel zu überwinden. 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie dıe kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


1. Preussen, Ges. betr. die Erhebung von Kirchensteueru in 
den katlı. Kirchengemeinden u. Gesamtverbänden. 14/7 1905. G.S. 281. 


Tl. Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 

sl. 

Die katholischen Kirchengemeinden sind berechtigt, zur Befriedi- 
sung ihrer Bedürfnisse Steuern zu erheben. 

Von dieser Befugnis ist nur Gebrauch zu machen, soweit die son- 
stiren verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung der Bedürfnisse nicht 
ausreichen, insbesondere soweit die erforderlichen Geldmittel und Lei- 
stungen nicht nach bestehendem Rechte aus dem Kirchenvermögen 
entnommen werden können oder vom Patron oder von sonst speziell 
Verptlichteten gewährt werden. 

Die Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden bedürfen der (eneh- 
migung der bischöflichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde. 
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II. Steuerpflicht. 
82. 

Kirchensteuerpflichtig sind alle Katholiken, welche der Kirchen- 
gemeinde durch ihren Wohnsitz angehören. 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des auf die Be- 
gründung des Wohnsitzes (S 2) folgenden Monats. Sie erlischt, un- 
beschadet der Vorschrift des & 3 des Gesetzes, betreffend den Aus- 
tritt aus der Kirche, vom 14. Mai 1873 (Gesetz-Samml. 8. 207), 

a) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ablaufe des Mo- 
nats, in welchem der Tod erfolgt ist, 

b) durch das Aufgeben des Wohnsitzes ($ 2) mit dem Ablaufe des 
Monats, in welchem der Wohnsitz tatsächlich aufgegeben worden 
ist, sofern jedoch bis zu diesem Zeitpunkte der Kirchengemeinde 
hiervon keine Anzeire erstattet worden ist, erst mit dem Ablaufe 
des folgenden Monats. 

S 4. 

Bei der Heranziehung von Personen mit mehrfachem Wohnsitz 
innerhalb oder innerhalb und ausserhalb des preussischen Staatsgebiets 
verbleibt derjenige Teil des (sesamteinkommens, welcher aus (zrund- 
vermögen, Handels- oder gewerblichen Anlagen einschliesslich der Berg- 
werke aus Haudel und Gewerbe einschliesslich des Bergbanes, sowie 
aus der Beteiligung an dem Unternehmen einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung fliesst, der Kirchengemeinde, in deren Bezirk das 
(irundvermögen oder der Betrieb belegen ist. Beträgt jedoch dieser 
Teil mehr als drei Vierteile des Gesamteinkommens des Steuerpflich- 
tiren, so ist diejenige Kirchengemeinde, in welcher das steuerpflich- 
tige Einkommen weniger als ein Vierteil des Gesamteinkommens be- 
träsrt, berechtigt, ein volles Vierteil des Gesamteinkommens für sich 
zur Besteuerung in Anspruch zu nehmen. Steht dieser Anspruch meh- 
reren Kirchengemeinden zu, so ist das Vierteil nach der Zahl dieser 
(zemeinden zu verteilen. 

Im übrigen dürfen Personen mit mehrfachem Wohnsitz innerhalb 
des Preussischen Staatsgebiets in jeder Kirchengemeinde nur mit dem 
der Zahl dieser Gemeinden entsprechenden Bruchteil ihres Einkom- 
mens herangezogen werden. 

Die Vorschriften des $ 50 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes 
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in der Fassung des Gesetzes vom 30. Juli 1895 (Gesetz-Samml. S. 409) 
und des $ 5l des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (Ge- 
setz-Samml. S. 152) finden sinngemäss Anwendung. 

Der katholische Teil einer gemischten Ehe ist von der Hältte des 
der kirchlichen Besteuerung zu Grunde liegenden Steuersatzes (S 9), 
zu welchem der Ehemann veranlagt ist, zur Kirchensteuer heranzu- 
ziehen. 

Soweit die Ehefrau zu den Staatssteuern selbständig veranlagt 
wird, ist der katholische Teil nach Massgabe seiner Veranlagung zur 
Kirchensteuer heranzuziehen. 

S 6. 

Insoweit der Patron oder ein sonst speziell Verpflichteter als sol- 
cher nach bestehendem Rechte für einzelne kirchliche Bedürfnisse naclı 
besonderen Grundsätzen beizutragen hat, ist er als Gemeindeglied für 
diese Bedürfnisse in demselben Umfange wie bisher von der Kirchen- 
steuer freizulassen. 

87. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden ge- 
setzlichen Befreiungen von der Staatseinkommensteuer oder den staat- 
lich veranlagten Steuern haben die entsprechende Befreiung von der 
Kirchensteuer zur Folge. 

Von der Kirchensteuer bleiben die Geistlichen und Kirchenbe- 
amten hinsichtlich ihres Diensteinkommens und ihres Ruhegehalts, bei 
dauernder Verbindung des Kirchenamts mit einem andern Amte hin- 
sichtlich ihrer gesamten Dienstbezüge insoweit befreit, als ihnen die 
Befreiung bisher schon gewährt worden ist. 

Von der Kirchensteuer sind befreit die hinterbliebenen Witwen 
und Waisen der Kirchenbeamten hinsichtlich derjenigen dauernden 
Bezüge, welche ihnen mit Rücksicht auf das kirchliche Amt des Ver- 
storbenen aus anderen als privatrechtlichen Titeln zustehen, sowie die- 
jenigen, welche aus Anlass des Todes eines Geistlichen oder Kirchen- 
beamten Bezüge während der Sterbe- und Gnadenzeit erhalten, hin- 
sichtlich dieser Bezüge. 

88. 

Auf speziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen zur Leistung 

von Kirchensteuern oder Befreiungen von solchen bleiben unberühhrt. 
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HI. Umlegung der Kirchensteuer. 


a. Verteilungsmassstab. 
89. 

Die Kirchensteuern sind für das Rechnungsjahr umzulegen. 

Als Massstab der Umlegung dient die Staatseinkommensteuer, er- 
forderlichenfalls einschliesslich der staatlich veranlagten fingierten Nor- 
malsteuersätze, und, sofern daneben eine Heranziehung der Realsteuern 
erfolgen soll, die staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbe- 
steuer. Die Ergänzungssteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb im 
Umherziehen sowie die Betriebssteuer und die Warenhaussteuer sind 
bei der Umlegung der Kirchensteuern nicht heranzuziehen. 


S 10. 

Die Heranziehung der Staatseinkommensteuer hat mit den aus 
SS 2 und 4 sich ergebenden Massgaben in vollem Umfange stattzu- 
finden. 

Die Heranziehung der staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und 
Gewerbesteuern ist nur insoweit zulässig, als diese Steuern für Grund- 
besitz beziehungsweise Betriebe veranlagt sind, welche in der Kirchen- 
gemeinde belegen sind. 

Die Realsteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentsatze her- 
angezogen werden als die Staatseinkommensteuer. Wie die vollständige 
Freilassung der Realsteuern, ist auch eine geringere Heranziehung aller 
oder. einzelner dieser Steuern zulässig. 


b. Grundsätze über die Erhebung der Kirchensteuer. 


s1. 

Die Kirchensteuern sind auf alle der Besteuerung unterworfenen 
Pflichtigen nach festen und gleichmässigen Grundsätzen zu verteilen. 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuschlägen. 

Die Zuschläge zu den einzelnen der Veranlagung zu Grunde ge- 
legten Staatssteuern müssen gleichmässige sein. 

Eine Minderbelastung oder Freilassung der fingierten Normal- 
steuersätze und der sechs untersten Stufen der Staatseinkommensteuer 
ist nicht ausgeschlossen. 

Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege 
fortlaufende Unterstützung erhalten, sind zur Kirchensteuer nicht her- 
anzuziehen. 

12* 
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s 12. 

Handelt es sich um Einrichtungen oder Aufwendungen, welche 
in besonders hervorragendem Masse einem Teile der Kirchengemeinde 
zugute kommen, so kann die Kirchengemeinde für einen bestimmten 
Zeitraum eine entsprechende besondere Belastung dieses Teiles be- 
schliessen. Bei Abmessung der Sonderbelastung ist namentlich der 
zur Herstellung und Unterhaltung der Einrichtung erforderliche Be- 
darf nach Abzug eines etwaigen Ertrags in Betracht zu ziehen. 

Die Vorschrift des Abs. 2 der Nr. 5 in dem $ 6 des Gesetzes, 
betreffend die Bildung von Gesamtverbänden in der katholischen Kirche. 
vom 24. Mai 1903 (Gesetz-Sanıml. $. 179) bleibt unberührt. 

S 13. 

In denjenigen Fällen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
nicht die unveränderte Grundlage der Stenerzuschläge bildet, ist der 
dem Zuschlage zu Grunde zu legende Steuersatz von der kirchlichen 
Veranlagungsbehörde (S 16) nach den für die staatliche Veranlagung 
geltenden Grundsätzen zu ermitteln. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln sowie auf Grund 
der SS 57 und 58 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891 
(Gesetz-Samml. S. 175) erfolgte Erhöhung oder Ermässigung der ver- 
anlagten Steuern zieht die entsprechende Aenderung der Veranlagung 
zur Kirchensteuer nach sich. 

c. Besondere Vereinbarungen. 
S 14. 

Den Kirchengemeinden sind Vereinbarungen mit steuerpflichtigen 
Mitgliedern gestattet, wonach von fabrikmässigen Betrieben und von 
Bergwerken an Stelle der Kirchensteuer in Form von Zuschlägen zur 
Staatseinkommensteuer und zur Gewerbesteuer ein für ein oder mehrere 
Jahre im voraus zu bestimmender fester jährlicher Steuerbeitrag zu 
entrichten ist. 

8 15. 

Bei Veränderung von Pfarrbezirken sowie zum Ausgleiche für er- 
hebliche Aufwendungen zu Gunsten einer Kirchengemeinde kann für 
eine bestimmte Zahl von Jahren die Freilassung oder verminderte 
Heranziehung einzelner Steuerpflichtiger beschlossen werden. 

Die Beschlüsse in den $$ 14 und 15 bedürfen der Genehmigung 
der bischöflichen und der staatlichen Aufsichtsbehörde. 
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IV. Verfahren. 
a. Ausschreibung. 
S 16. 

Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr durch den Kir- 
chenvorstand. 

Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und schliesst mit 
dem 31. März. 

Der Beschlussfassung der kirchlichen Organe bleibt überlassen, an 
Stelle des Rechnungsjahrs eine Periode von zwei oder drei Rechnungs- 
jahren treten zu lassen. 

S 17. 

In denjenigen Fällen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
(8 13 Abs. 1) nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzuschläge 
bildet, stehen dem Kirchenvorstande die im $ 63 Abs. 2 des Kom- 
munalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (Gesetz-Samml. S. 152) auf- 
geführten Befugnisse zu. 

Die Bestimmungen der SS 63 Abs. 3 bis 5, 79 und 81 des ge- 
nannten Gesetzes finden sinngemäss Anwendung. 

S 18. 

Dem Kirchenvorstande sind von den zuständigen Staats- und Ge- 
meindebehörden diejenigen Unterlagen, deren es für die Besteuerung 
bedarf, auf Erfordern mitzuteilen. 

S 19. 

Die Erhebung der Kirchensteuern ist durch eine in ortsüblicher 
Weise zu bewirkende Veröffentlichung der zu erhebenden Prozentsätze 
bekannt zu machen. 

Die bischöfliche sowie die staatliche Aufsichtsbehörde ist befugt, 
die Bekanntmachung des Steuersatzes an die Steuerpflichtigen durch 
besondere verschlossene Mitteilung anzuordnen. 

Bei Zugängen ım Laufe des Jahres sowie in denjenigen Fällen, 
in welchen die staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte Grund- 
lage der Steuerzuschläge bildet, bedarf es stets besonderer verschlos- 
sener Mitteilung. 

Nach erfolgter Bekanntmachung ist die Steuer in den ersten achıt 
Tagen eines jeden Kalendervierteljahrs zu entrichten. 

An Stelle des Vierteljahrs kann durch Beschluss der kirchlichen 
Veranlagungsbehörde (8 16) eine halbjährliche und, falls nicht mehr 
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als 20 Prozent der Staatseinkommensteuer zu erheben sind, eine jähr- 
liche Hebeperiode eingeführt werden. Auch kann festgestellt werden, 
dass die Hebung gleichzeitig mit der Einziehung der Staats- oder Kom- 
munalsteuern an einem oder mehreren Einziehungsterminen erfolge. 

Wird im Laufe des Rechnungsjahrs eine ausserordentliche Um- 
lage notwendig, so ist über die Termine der Einziehung in dem Steuer- 
beschlusse Bestimmung zu treffen. 

Die Einziehung selbst findet auf Grund einer vorher ergangenen 
oder spätestens gleichzeitig erfolgenden Zahlungsaufforderung statt, 
die, wenn sie schriftlich geschieht, verschlossen sein muss. 

b. Zwangsvollstreckung. 
S 20. 

Die Zwangsvollstreckung wegen einer von der bischöflichen und 
der staatlichen Aufsichtsbehörde genehmigten Kirchensteuer erfolgt 
nach den Vorschriften über das Verwaltungsverfahren auf Ersuchen 
der zuständigen kirchlichen Gemeindeorgane durch die staatlichen Voll- 
streckungsbehörden oder, soweit die Einziehung der Staatssteuern durch 
kommunale Vollstreckungsbehörden erfolgt, durch diese. 

Den Vollstreckungsbehörden ist, falls nicht ein geringerer Entgelt 
vereinbart wird, eine Vergütung von 2 Prozent des durch sie zur Ein- 
ziehung gelangenden Steuerbetrags zu gewähren. Die Vollziehungs- 
beamten haben ausserdem auf die tarıfmässigen Einziehungsgebühren 
Anspruch. 

Die Vollstreckungsbehörde hat vor zwangsweiser Einziehung der 
Steuerbeträge deren Uebereinstimmung mit den Festsetzungen des ge- 
nehmigten Umlagebeschlusses zu prüfen. 

c. Rechtsmittel. 
Ss 21. 

Den zur Kirchensteuer Herangezogenen steht gegen die Heran- 
ziehung beziehungsweise Veranlagung Einspruch zu. 

Das Rechtsmittel ist binnen einer Frist von vier Wochen, vom 
Tage der Aufforderung zur Zahlung ab gerechnet ($ 19 Abs. 7), bei 
dem Kirchenvorstand einzulegen. 

Einsprüche, welche sich gegen die staatliche Veranlagung richten, 
sind unzulässig. 

8 22. 
Ueber den Einspruch beschliesst der Kirchenvorstand. 
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S 23. 

Gegen die Entscheidungen der Kirchenvorstände über Einsprüche 
gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu Kirchensteuern steht dem 
Steuerpflichtigen die Beschwerde offen, welche binnen einer mit dem 
ersten Tage nach erfolgter Zustellung der Entscheidung beginnenden 
Frist von vier Wochen bei der bischöflichen Behörde einzulegen ist. 
Die bischöfliche Behörde legt die Beschwerde mit ihrer Aeusserung 
der Staatsbehörde vor. 

Die Entscheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung der 
Kirchengemeinde. 

Den Beschwerden von Angehörigen eines ausserdeutschen Staates, 
welche damit begründet werden, dass für sie im Bezirke der Kirchen- 
gemeinde oder in deren nächster Nachbarschaft besondere, nicht von 
der betreffenden Kirchengemeinde unterhaltene gottesdienstliche Ver- 
anstaltungen bestehen, ist, wenn diese Behauptung zutrifft, stattzuge- 
ben, sofern nach einer in der Gesetzsammlung veröffentlichten Bekannt- 
machung des Staatsministeriums in dem auswärtigen Staate die Gegen- 
seitigkeit verbürgt ist, und der zur Kirchensteuer herangezogene Aus- 
länder nicht der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung abgegeben 
hat, dass er zu deren kirchlichen Lasten beitragen wolle. 

S 24. 

Im Falle der Heranziehung zur Kirchensteuer seitens mehrerer 
Kirchengemeinden ($ 4) kann der Steuerpflichtige an Stelle des Ein- 
spruchs gegen die Heranziehung oder Veranlagung in jeder einzelnen 
der beteiligten Gemeinden auch einen Antrag auf Verteilung des kir- 
chensteuerpflichtigen Einkommens auf die mehreren Kirchengemeinden 
seitens der zuständigen Staatsbehörde stellen. 

Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des Einspruchs. 

S 25. 

Der Verteilungsantrag ist von dem Steuerpflichtigen binnen einer 
Frist von vier Wochen, welche mit dem ersten Tage nach erfolgter 
Aufforderung zur Zahlung der Steuer seitens der zweiten oder einer 
weiteren, eine Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde beginnt, 
an die bischöfliche Behörde zu richten, in deren Bezirk eine der be- 
teiligten Kirchengemeinden gelegen ist. Die bischöfliche Behörde legt 
den Antrag mit ihrer Aeusserung der Staatsbehörde vor, in deren 
Bezirk die Kirchengemeinde gelegen ist, deren Zahlungsaufforderung 
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dem Steuerpflichtigen ausweislich seines Antrags zuerst zugegangen ist. 
Die hiernach begründete Zuständigkeit der bischöflichen Behörde und 
der Staatsbehörde erstreckt sich auch auf weitere etwa noch hervor- 
tretende Veranlagungen. 

Die Staatsbehörde beschliesst nach Anhörung der beteiligten Kir- 
chengemeinden und bischöflichen Behörden. 

S 26. 

Wird die Beschwerde oder der Antrag den Vorschriften des $ 23 
Abs. 1 und $ 25 Abs. 1 zuwider innerhalb der gesetzlichen Frist bei 
der zur Entscheidung oder Beschlussfassung zuständigen Staatsbehörde 
augebracht, so gilt die Frist als gewahrt. 

S 27. 

Gegen die Entscheidungen und Beschlüsse der Staatsbebörde nach 
$$ 23 und 25 steht binnen einer mit dem ersten Tage nach erfolgter 
Zustellung beginnenden Frist von zwei Wochen sowohl dem Steuer- 
pflichtigen als auch den beteiligten Kirchengemeinden die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden: 

l. dass die angefochtene Entscheidung oder der angefochtene Be- 
schluss auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen An- 
wendung des bestehenden Rechtes, insbesondere auch der von 
den Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Verord- 
nungen berule; 

2. dass das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

In der Klage ist anzugeben, worin die behauptete Nichtanwen- 
dung oder unrichtige Anwendung des bestehenden Rechtes, oder worin 
die behaupteten Mängel des Verfahrens gefunden werden. 

In den Fällen des $ 23 Abs. 3 findet die Klage nicht statt. 

S 28. 

Durch die Erhebung des Einspruchs oder der Beschwerde oder 
durch die Stellung des Verteilungsantrags oder durch die Anstellung 
der Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer nicht 
aufgehoben. 

Die Staatsbehörde ist befugt, bis zur endgültigen Entscheidung 
die vorläufige Aussetzung der Vollstreckung anzuordnen. | 

S 29. 


Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zur 
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Kirchensteuer nur in den Fällen der 8$ 9 und 10 des Gesetzes we- 
gen Erweiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samnil. 
S. 241) statt. 
d. Kosten. 
S 30. 
Hinsichtlich der Kosten der Veranlagung und Erhebung der Steuer 
findet $ 89 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (Gesetz- 
Samıml. S. 152) sinngemäss Anwendung. 


e. Besondere Bestinnmungen. 
S 31. 

Die Vorschriften der SS 83 bis 86, 88 und 94 des Kommıunalab- 
gabengesetzes vom 14. Juli 1893 (Gesetz-Samml. S. 152) finden auf 
die Nachforderung und Verjährung von Kirchensteuern, sowie auf die 
in diesem Gesetze bestimmten Fristen sinngemäss Anwendung. 

S 32. 

Den kirchlichen Organen und ihren Mitgliedern sowie den bei der 
Veranlagung beteiligten Beamten ist es untersagt, die zu ihrer Kennt- 
nis gelangten Erwerbs-, Vermögens- oder Einkommensverhältnisse ei- 
nes Steuerpflichtigen unbefugt zu offenbaren. 

Die Bestimmungen der SS 80 und 81 des Kommunalabgabenge- 
setzes vom 14. Juli 1893 (Gesetz-Samml. S. 152) finden sinngemäss 
Anwendung. 

Wird im Falle des $ 53 Abs. 1 des Gesetzes über die Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 
(Gesetz-Samml. S. 241) die Erhebung und Einziehung einer Umlage 
angeordnet, so finden die Vorschriften der Abschnitte I bis V dieses 
(Gesetzes Anwendung. Mit den dem Kirchenvorstande zustehenden 
Befugnissen kann ein anderer Kirchenvorstand oder ein von Amts 
wegen zu bestellender Bevollmächtigter, erforderlichenfalls auf Kosten 
der Kirchengemeinde, beauftragt werden. 


V. Besondere Bestimmungen für die Gesamtverbände 
inder katholischen Kirche. 


8 34. 
Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auf die Gesamtverbände 
in der katholischen Kirche sinngemäss Anwendung. 
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Die dem Kirchenvorstande beziehungsweise den kirchlichen Ge- 
meindeorganen zustehenden Befugnisse werden von den Verbandsver- 
tretungen nach Massgabe der darüber bestehenden besonderen Bestim- 


mungen wahrgenommen. 


VI. Uebergangs- und Schlussbestimmungen. 
& 35. 

Auf Militär- und Anstaltsgemeinden findet dieses Gesetz keine 
Anwendung. 

8 36. 

Die Kirchengemeinden sind berechtigt, an Stelle der Leistung 
von Hand- und Spanndiensten die Erhebung eines dem Werte ent- 
sprechenden Geldbetrags im Wege der Kirchensteuer zu beschliessen. 

Der Beschluss bedarf der Genehmigung der bischöflichen und der 
staatlichen Aufsichtsbehörde. 

& 37. 

Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu Recht beste- 
hender älterer, von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichender 
Ordnungen Kirchensteuern umzulegen, bleibt unberührt. Die Kirchen- 
gemeinden sind jedoch in allen Fällen berechtigt, die Aufbringung 
kirchlicher Umlagen nach Massgabe der Vorschriften dieses Gesetzes 
zu beschliessen. 

S 38. 

Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden 
bestimmt, welche die in den SS 1, 15, 19, 23, 25, 28 und 36 dieses 
Gesetzes erwähnten Rechte auszuüben haben. 

& 39. 

Alle diesem Gesetze zuwiderlaufenden Bestimmungen werden auf- 
gehoben. 

8 40. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, wird 
durch Königliche Verordnung bestimmt. 

S 4l. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Ange- 
legenheiten wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. 


Gegeben Getle, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1905. 
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2. Lübeck, Gesetz, betreffend die Verleihung des Besteuerungs- 
rechtes an die römisch-katholische Kirchengemeinde im Lübeckischen 
Staate, vom 14. März 1904. AKDBI. 398—405. 

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerschaft, hat beschlossen 
und verkündet als Gesetz: 

gl. 

Der römisch-katholischen Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate 
wird das Recht verliehen, von ihren Mitgliedern nach Massgabe dieses Ge- 
setzes für die hiesigen Zwecke der Gemeinde Kirchensteuern zu erheben. 

5:2. 

Alle ım Lübeckischen Freistaate wohnenden Mitglieder der römisch- 
katholischen Kirchengemeinde, welche nach Massgabe der Veranlagung 
zur Staatseinkommensteuer ein Einkommen von über 1000 Mk. ver- 
steuern, oder unter Hinzurechnung ihres steuerfreien Einkommens zu 
versteuern haben würden, sind verpflichtet, nach ihrem Gesamteinkom- 
men jährliche Kirchensteuern als Zuschlag zu der ordentlichen Staats- 
einkommensteuer zu entrichten. 

8 3. 

Die Erhebung dieser Kirchensteuern erfolgt auf Grund eines vom 
Kirchenvorstande einzureichenden Verzeichnisses der Gemeindemitglie- 
der durch die Steuerbehörde gleichzeitig mit der Erhebung der Staats- 
einkommensteuer gegen eine Vergütung von fünf vom Hundert des 
zur Ablieferung gelangenden Ertrages der Kirchensteuer. 

S 4. 

Die Höhe des als Kirchensteuer zu erhebenden Zuschlages wird jähr- 
lich durch den Kirchenvorstand nach Bedarf festgesetzt, unterliegt jedoch 
der Genehmigung des Senates. Die Mitgenehmigung der Bürgerschaft ist 
erforderlich zur Ausschreibung eines Jahresansatzes zur Kirchensteuer, 
welcher zwanzig vom Hundert des ordentlichen Ansatzes zur Staatsein- 
kommensteuer überschreitet. Die Höhe des Zuschlages wird nach erfolg- 
ter Feststellung vom Senate der Steuerbehörde alljährlich aufgegeben. 

S 5. 
Die Verleihung des Besteuerungsrechtes ist widerruflich. Der Wi- 
derruf hat durch Gesetz zu erfolgen. 
S 6. 
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1904 in Kraft. 
Gegeben Lübeck, in der Versamınlung des Senates, am 14. März 1904. 
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3. (Gresetz, betreffend den Austritt aus der römisch-katholischen 
Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate, vom 14. März 1904. 

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerschaft, hat beschlossen 
und verkündet als Gesetz: 

Sl. 

Der Austritt aus der römisch-katholischen Kirchengemeinde im 
Lübeckischen Staate ist mit bürgerlicher Wirkung nur Volljährigen 
gestattet und erfolgt durch eine in Person vor dem Stadt- und Land- 
amte abzugebende Erklärung. 

Der Aufnahme dieser Erklärung muss ein hierauf gerichteter 
schriftlicher Antrag voraufgehen. Eine Abschrift desselben ist dem 
Vorstande der römisch-katholischen Kirchengemeinde ohne Verzug vom 
Stadt- und Landamte zuzustellen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung selbst findet nicht vor Ab- 
lauf von vier Wochen statt. 

3.2. 

Der erfolgte Austritt ist vom Stadt- und Landamte dem Vor- 
stande der römisch-katholischen Kirchengemeinde mitzuteilen. 

Dem Ausgetretenen ist auf Verlangen eine Bescheinigung über 
den Austritt gegen eine (jebühr von 1 M. zu erteilen. 

S 3. 

Der Austritt bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche 
auf der persönlichen Angehörigkeit zur Kirchengemeinde beruhten, 
nicht mehr verpflichtet ist. Für periodisch wiederkehrende Leistungen 
jedoch tritt diese Wirkung erst mit dem Ablaufe des Rechnungsjahres 
ein, in welchem der Austritt stattgefunden hat. 

Gegeben Lübeck, in der Versammlung des Senates, am 14. März 1904. 

4. Bekanntmachung, betreffend die Verfassung der römisch-katho- 
lischen Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate, vom 14. März 1904. 

Der Senat hat die nachstehende, ihm vom Vorstande der römisch- 
katholischen Kirchengemeinde hierselbst, mit Zustimmung der kirch- 
lichen Oberbehörde, vorgelegte Verfassung der römisch-katholischen 
Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate bestätigt und bringt sie hier- 
durch zur öffentlichen Kunde. 

(regeben Lübeck, in der Versammlung des Senates, anı 14. März 1904. 

5. Verfassung der römisch-katholischen Kirchengemeinde im Lü- 
beckischen Staate. 
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sl. 

Mitglied der römisch-katholischen (Gemeinde im liübeckischen 
Staate ist, wer der römisch-katholischen Kirche angehört und seinen 
Wohnsitz im Lübeckischen Staatsrebiete hat. 

82. 

Der Senat übt auf Grund der bestehenden Gesetze, sowie des Re- 
zulatives für die römisch-katholische Gemeinde zu Lübeck vom 14. 
Juli 1841, soweit solches nicht durch Bestimmungen dieser Verfassung 
abgeändert ist, das Oberaufsichtsrecht des Staates gegenüber der Ge- 
meinde aus. 

Zum kirchenordnungsmässigen Bestande der Gemeinde gehört der 
Kirchenvorstand und das Pfarramt. 

84. 

Der Kirchenvorstand ist zusammengesetzt: 

1. aus dem Pastor der (femeinde, d. h. dem jeweiligen ersten 
Geistlichen des Gemeindebezirkes; 

2. aus dem Hilfsgeistlichen der (remeinde, oder, falls mehr als 
einer im Amte sind, aus dem dienstältesten Hilfsgeistlichen des 
Gemeindebezirkes: 

3. aus sechs auf zehn Jahre gewählten nicht geistlichen Kirchen- 
vorstehern, von denen alle fünf Jahre die Hälfte ausscheidet. 
Die Ausscheidenden sind wieder wählbar. 

Wenn ein nicht geistlicher Kirchenvorsteher während seiner 
Amtszeit durch Tod, Wegzug oder aus sonstigen Gründen aus 
dem Kirchenvorstande ausscheidet, so hat binnen zwei Monaten 
für den Rest seiner Amtsdauer eine Ersatzwahl stattzufinden. 

S 5. 

Der Kirchenvorstand vertritt die Gemeinde in allen kirchlichen und 
Verwaltungsangelegenheiten nach innen und aussen, auch vor Gericht. 

Ihm liegt namentlich als Amtspflicht ob: 

1. Die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, die Aufstellung 
eines jährlichen Voranschlages und einer Jahresabrechnung. 
Der Voranschlag bedarf der Genehmigung durch die kirchliche 
Oberbehörde, welche auch die Entlastung für die Abrechnung 
zu erteilen hat. Eine Ausfertigung des Voranschlages, sowie 
der Jahresabrechnung, getrennt nach den einzeluen Rubriken 
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der Einnahmen und Ausgaben, unter Beifügung einer TUeber- 
sicht über den Vermögensbestand der Gemeinde, ist alljährlich 
dem Senate einzureichen. 

2. Die Beaufsichtigung und Erhaltung der Gebäude, Grundstücke, 
etwaiger Begräbnisplätze und anderer Besitztümer der Gemeinde. 

3. Die Beschlussfassung über Ankauf und Verkauf von Grund- 
stücken, sowie über den Neubau oder die Ahtragung von Ge- 
bäuden. Diese Beschlussfassung bedarf der Genehmigung des 
Senates und der kirchlichen Oberbehörde. 

4. Die Festsetzung des von den (fremeindemitgliedern für Ge- 
meindezwecke zu erhebenden Zwangsbeitrages (Steuer). Die 
hierauf bezüglichen Beschlüsse bedürfen der Genehmigung des 
Senates und der kirchlichen Oberbehörde. 

5. Die Verwaltung und Beaufsichtigung der mit der Gemeinde 
verbundenen Schule nach Massgabe der für die Schulen im 
Lübeckischen Staate geltenden Gesetze und Anordnungen. 

6. Die Anstellung aller nicht geistlichen Beamten und die Fest- 
setzung ihres Gehaltes vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die kirchliche Oberbehörde. Die Anstellung eines Küsters be- 
darf der Genehmigung des Senates. 

7. Die Mitwirkung bei der Wahl der Kirchenvorsteher nach Mass- 
gabe der Wahlordnung. 

S 6. 

Den Vorsitz im Kirchenvorstande führt der Pastor. Er eröffnet 
und schliesst die Versammlungen des Vorstandes, legt die einzelnen 
(zegenstände zur Beratung und Beschlussfassung vor und leitet die 
Verhandlungen. Stellvertreter des Vorsitzenden ist derjenige Hilfs- 
geistliche, welcher nach $ 4 unter 2) Mitglied des Kirchenvorstandes 
ist. Von dem Eintritte der Stellvertretung ist dem Senate Anzeige 
zu machen. 

87. 

Bei Beschlüssen des Vorstandes entscheidet die Mehrheit der er- 
schienenen Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. 

8. 

Der Kirchenvorstand wählt einen Schriftführer. Dieser führt das 

Protokoll über die Versammlungen des Vorstandes und fertigt die Aus- 
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züge daraus aus. 
S 9. 

Der Kirchenvorstand wählt einen Kassenführer. Dieser hat ins- 
besondere die Aufgabe: 

l. die laufende Verwaltung der Kirchenkasse und die Aufsicht 
über die etwaigen Bureaubeamten zu führen. Verfügungen über 
die Bankbestände und (Gelddepots der Gemeinde bedürfen der 
Gegenzeichnung des Vorsitzenden und eines weiteren Mitgliedes 
des Kirchenvorstandes. Dieses wird als solches alljährlich vom 
Kirchenvorstande gewählt; 

2. den Entwurf zum Voranschlage und zur Jahresabrechnung dem 
Kirchenvorstande zur Beschlussfassung vorzulegen. 

S 10. 
Das Amt des Kirchenvorstehers ist ein Ehrenamt. 
$ 11. 

Der Gewählte ist der Wahl Folge zu leisten verpflichtet, jedoch 
berechtigen anhaltende Kränklichkeit, sowie ein 70jähriges Alter so- 
wohl zur Ablehnung der Wahl als auch zum Austritte aus dem Kir- 
chenvorstande. Verpflichtet zum Austritte ist jeder, der in eine Lage 
kommt, die ihn unfähig machen würde, gewählt zu werden. Hierüber, 
sowie über die Triftigkeit etwaiger sonstiger für die Ablehnung der 
Wahl oder für den beantragten Rücktritt von dem Amte eines Kir- 
chenvorstehers geltend gemachter Gründe entscheidet endgültig der 
Kirchenvorstand. 

S 12. 

Bei Uebernahme des Amtes hat jedes Mitglied schriftlich die Ver- 
sicherung abzugeben, das Amt nach besten Kräften gewissenhaft und 
gemäss dem Regulative vom 14. Juli 1841 und dieser Verfassung zu 
führen. 

$ 13. 

Wählbar zum Kirchenvorsteher ist jedes stimmberechtigte Mit- 

glied der Gemeinde, welches das 30. Lebensjahr vollendet hat. 
8 14. 

Stimmberechtigt in der Gemeinde ist jedes männliche unbeschol- 
tene Mitglied, welches entweder ein öffentliches Amt bekleidet oder 
einem eigenen Geschäfte vorsteht, einen eigenen Hausstand führt, oder 
sonst eine selbständige Stellung einnimmt, wenn es das 25. Lebens- 
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jahr vollendet hat, und wenn es entweder Kirchensteuer bezalılt oder 
in ein anzulegendes Verzeichnis der Gemeinde spätestens ein Jahr vor 
Beginn des Kalenderjahres, in welchem die Wahl eines Vorstandsmit- 
gliedes erfolgt, auf seinen Antrag aufgenommen worden ist. Der Kir- 
chenvorstaud erlässt die Ausführungsbestimmungen über die Anlage 
und Führung dieses Verzeichnisses und über die Art der Anmeldung 
dazu. 
Ss 15. 

Die Wahl der Kirchenvorsteher geschieht in folgender Weise: 

1. Der Kirchenvorstand hat mit Stimmenmehrheit der erschienenen 
Vorstandsmitglieder eine doppelt so grosse Zahl von Personen, 
als Kirchenvorsteher zu wählen sind, auf den Wahlaufsatz er 
bringen. 

2. Die stimmberechtigten Mitglieder der Gemeinde haben aus die- 
sem Wahlaufsatze bei der ersten, der dritten, der fünften usw. 
nach dem Inkrafttreten dieser Verfassung stattfindenden Wahl 
einen, bei der zweiten, der vierten, der sechsten usw. Wahl 
zwei Kirchenvorsteher zu erwählen. Hinsichtlich der anderen 
zu besetzenden Stellen sind die Wähler an den Weahlaufsatz 
nicht gebunden. 

Das bei der Wahl stattfindende Verfahren ist folgendes: 

Der Kirchenvorstand hat die Stinmmberechtigung der sich mel- 
denden Gemeindemitglieder nach Massgabe des $ 14 zu prüfen, 
die einzurichtenden Wählerlisten zu führen und die Stimmzettel, 
welche mit der Unterschrift wenigstens eines Mitgliedes des 
Kirchenvorstandes versehen sein müssen, an die Wahlberech- 
tigten auszuhändigen. 

Etwaige Beschwerden von Gemeindemitgliedern wegen Nicht- 
anerkennung ihrer Stimmberechtigung entscheidet der Kirchen- 
vorstand. 

Die Abgabe der Stimmzettel geschieht nach Massgabe der 
näheren Bekanntmachungen des Kirchenvorstandes. 

Die einfache Stimmenmehrheit entscheidet; bei Stimmengleich- 
heit entscheidet das Los. 

Die vollzogenen Wahlen bedürfen der Bestätigung des Se- 
nates und der kirchlichen Oberbehörde. 


Evangelische Kirchengesetze. 193 


8 16. 

Bei der nach dem Inkrafttreten dieser Verfassung zum ersten 
Male vorzunehmenden Wahl von Kirchenvorstehern treten die drei 
jetzigen nicht geistlichen Mitglieder des Kirchenvorstandes ohne Wahl 
in den neuen Kirchenvorstand ein. Es findet sodann die Wahl von 
drei neuen Kirchenvorstehern gemäss $ 15 mit der Massgabe statt, 
dass aus dem Wahlaufsatze ($ 15 unter 1) mindestens ein Kirchen- 
vorsteher zu wählen ist. 

Nach Ablauf von fünf Jahren wird durch das Los bestimmt, welche 
drei Kirchenvorsteher ausscheiden. Bei der dann stattfindenden Wahl 
sind die Wähler gehalten, mindestens zwei Kirchenvorsteher aus dem 
Wahlaufsatze zu wählen. 

8 17. 

Der zur Zeit bestehende Kirchenvorstand der Gemeinde bildet 
den Kirchenvorstand im Sinne dieser Verfassung bis nach Vollzug der 
fördersamst nach Inkrafttreten der Verfassung gemäss $ 15 und $ 16 
.vorzunehmenden Neuwahl. 

S 18. 

Aenderungen dieser Verfassung können vom Kirchenvorstande mit 
zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder beschlossen 
werden, bedürfen jedoch der Bestätigung durch den Senat und die 
kirchliche Oberbehörde. 

6. Stolordnung f. d. Herzogt. Salzburg 11./5. 1903. A. f. K. 
K.R. 85, 602. Ä 
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1. Preussen. * K.G. betr. die Erhebung von Kirchensteuern 
in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der ev. Landeskirche 
der älteren Provinzen der Monarchie v. 26./5. 1905. R.G.V.Bl. 31. 

2. Staatsgesetz * dazu v. 14./7. 1905. G.S. 277. 

3. Bayern d. d. Rh.*, Beförderungsordnung 29./4. 1905. 
AKBI. 588. 


* Die mit * versehenen Gesetze werden unter den Verfassungsgesetzen 
abgedruckt werden, 


Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XVI. 1. 13 


|——— HT ee 


Preussen. vi 


I Preussen. 1. Gesamt-Staat. 


Unter dem 17. Juni 1904 hat der Verwaltungsausschuss des 
Pfarr-Witwen- und Waisenfonds die Aufhebung der gesetzlichen 
Pfarrbeiträge beschlossen, sowie die Erhöhung des Witwen- und 
Waisengeldes (I). 


I. Beschlüsse des Verwaltungsausschusses des 
Pfarr-Witwen- und Waisenfonds, betr. dieAufhebung 
der gesetzlichen Pfarrbeiträge und die Erhöhung 
des Witwen- und Waisengeldes vom 17. Juni 1904. 


Der Verwaltungsausschuss des Pfarr-Witwen- und Waisenfonds 

hat in seiner Sitzung vom 17. Juni 1904 gemäss $5 Nr. 2 und 3 

des Kirchengesetzes, betreffend die Verwaltung des Pfarr-Witwen- 

und Waisenfonds, vom 31. März 1895 (K. G.- u. V.-Bl. S. 17)! 

nach zweimaliger Lesung folgende Beschlüsse gefasst: 

A. 

I. Die Geistlichen und Emeriten, auf welche S 1 des für die alt- 
preussische Landeskirche geltenden Pfarrwitwengesetzes vom 
15. Juli 1889 (K. G.- u. V.-Bl. S. 37) und S 1 der für die Lan- 
deskirchen der neueren preussischen Provinzen massgebenden 
Pfarrwitwengesetze vom 31. März 1895 (G.-S. S. 112, 118, 124, 
131 und 137) Anwendung finden, desgleichen die Hinterblie- 
benen dieser Geistlichen und Emeriten sowie die erledigten 
Pfarrstellen werden vom 1. April 1904 an von den ihnen ge- 
setzlich obliegenden laufenden Pfarrbeiträgen zum Pfarr-Wit- 
wen- und Waisenfonds (2% bezw. im Falle des Verzichts auf 
Witwengeld !/,°, des Diensteinkommens oder Ruhegehalts) 
befreit. 

II. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche auf Witwengeld 
verzichtet haben, werden von den auf Grund der Versicherung 

 :DZf£K.R. 5, 339. 
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II. 


IV. 


Friedberg, Die geltenden Verf.-Ges. d. ev. deutsch. Landeskirchen. 


bei der Allgemeinen Witwen-Verpflegungs-Anstalt zu leistenden, 
auf den Pfarr-Witwen- und Waisenfonds übergegangenen Wit- 
wenkassenbeiträgen vom 1. April 1904 ab insoweit befreit, 
als die letzteren den Betrag von 1°/;%, des gegenwärtigen 
bezw. des vor der Pensionierung bezogenen Diensteinkommens 
nicht übersteigen. 

Die Kirchenregierungen der am Pfarr-Witwen- und Waisenfonds 
beteiligten Landeskirchen werden ermächtigt: 

1. diejenigen an den Fonds angeschlossenen Geistlichen, welche 
bei einer deutschen evangelischen Gemeinde ausserhalb 
Deutschlands angestellt oder im Dienste derselben in den 
Ruhestand versetzt sind, vom 1. April 1904 ab von den 
ihnen auferlegten laufenden Pfarrbeiträgen zumPfarr-Witwen- 
und Waisenfonds zu entbinden und bei künftigen Verein- 
barungen über die Zulassung solcher Geistlicher zum Pfarr- 
Witwen- und Waisenfonds von der Auferlegung laufender 
Pfarrbeiträge abzusehen ; 

2.a) diejenigen an den Fonds bereits angeschlossenen Geist- 
lichen, welche bei Anstalten oder Vereinen der inneren 
oder äusseren Mission angestellt oder im Dienste der- 
selben in den Ruhestand versetzt sind, vom 1. April 1904 
ab von den ihnen auferlegten laufenden Pfarrbeiträgen 
zum Pfarr-Witwen- und Waisenfonds zu befreien, falls 
die letzteren — je nach Umständen unter Ermässigung 
um höchstens !/3% des Diensteinkommens bezw. Ruhe- 
gehalts — von den beteiligten Anstalten oder Vereinen 
übernommen werden; 
bei künftigen Vereinbarungen über den Anschluss der zu 
a) bezeichneten Geistlichen an den Pfarr-Witwen- und 
Waisenfonds die Leistung der laufenden Pfarrbeiträge 
unter Freilassung der Geistlichen den beteiligten An- 
stalten und Vereinen aufzuerlegen. 

Auf die als Lehrer einer landeskirchlichen theologischen Lehr- 
anstalt angestellten oder aus einem solchen Amte in den Ruhe- 
stand versetzten Geistlichen findet, insoweit sie nicht den unter 
Nr. I angeführten kirchengesetzlichen Bestimmungen unter- 
liegen, die Vorschrift zu Nr. III 1 entsprechende Anwendung. 


b 
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B. 

Vom i. April 1904 ab gelten hinsichtlich der an diesem Tage 
laufenden, der seitdem fällig gewordenen und der künftigen Witwen- 
und Waisengelder folgende Bestimmungen: 

I. Das Witwengeld beträgt bei einem Dienstalter des verstorbe- 
nen Geistlichen oder Emeriten 
bis zum vollendeten 5. Dienstjahre 700 M. 


vom d. 2 ” 10. “ 750 „ 
a = 15. & 800 „ 
19 5 : 20. » 350 „ 
20. Br 25. e 900 „ 
Dt i 30. . 1000 „ 
0 m 35. n 1100 „ 
Pe r 40. a 1200 „ 


von mehr als 40 Dienstjahren 1300 „ 

II. Im Falle der Kürzung des Witwengeldes wegen eines mehr 
als 15 Jahre umfassenden Altersunterschiedes der Ehegatten 
wird, wenn die Ehe 5 Jahre gedauert hat, für jedes angefangene 
Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage '/, des 
nach den Bestimmungen zu I zu berechnenden Witwengeldes 
solange hinzugesetzt, bis der volle Betrag des letzteren er- 
reicht ist. 

III. Das Waisengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des 
Geistlichen zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 
250 M. für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit 
des Todes des Geistlichen zum Bezuge von Witwengeld 
nicht berechtigt war, 400 M. für jedes Kind. 

Zu vorstehenden Beschlüssen wird gemäss $ 6 Absatz 2 des 
Kirchengesetzes, betreffend die Verwaltung des Pfarr-Witwen- und 
Waisenfonds, vom 31. März 1895 hiermit die Zustimmung erteilt. 

Berlin, den 8. Juli 1904. 
(L. S.) 
Der Vorstand des Pfarr-Witwen- und Waisenfonds. 


Voigts. 
1* 
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Das Königliche Staatsministerium hat die gemäss Artikel 3 
des Staatsgesetzes vom 31. März 1895 (G.-S. S. 95) erforderliche 
Zustimmung am 31. August 1904 erteilt. 


2. Die älteren Provinzen. 


Unter dem 13. Januar 1904 erging das K.G. betr. die Syno- 
dalverhältnisse der ref. Kirchengemeinde Thorn (I). 

Das kirchliche Disziplinargesetz vom i6. Juli 1886 er- 
hielt eine zusätzliche Bestimmung vom 18. Januar 1904 (III), zu 
welchem der Ev. ÖOberkirchenrat Ausführungsbestimmungen unter 
dem 23. November 1904 (IV) erliess. 

Unter dem 25. März 1904 erging das K.G. betr. zusätzliche 
Bestimmungen zum Ruhegehaltsgesetz vom 26. Januar 1880 
in der Fassung vom 26. März 1892 (V). Dieses ist mit dem 
l. April 1904 in Kraft getreten. 

Am 4. Juli 1904 wurde das K.G. erlassen betr. die Bildung 
von Parochialverbänden im Geltungsbereiche der rev. K.O. 
für Westfalen und die Rheinprovinz (VI) mit Staatsgesetz vom 
gleichen Tage (VII). 

Die landesherrliche V. vom 20. Juli 1904 traf Abänderungen 
betr. Ausübung des Rechtes des Staates (VIII). 

Endlich erging unter dem 26. Mai 1905 das K.G. betr. die 
Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und 
Parochialverbänden (IX) mit Staatsgesetz vom 26. Mai 1905 (X). 


I. Kirchengesetz, betreffend dieSynodalverhält- 
nisse der reformierten Kirchengemeinde Thorn, vom 
13. Januar 1904. 


Die Bestimmungen unter I Abs. 3 des Allerhöchsten Erlasses 
vom 7. März 1887 !, betreffend die Teilung des Provinzialsynodal- 
verbandes für Ost- und Westpreussen und die infolgedessen erfor- 
derlichen Abänderungen der Generalsynodal-Ordnung vom 20. Januar 
1876 und der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. Sep- 
tember 1873 — K. G.- u. V.-Bl. S. 85 —, finden auf die refor- 
mierte Kirchengemeinde Thorn gleichfalls Anwendung, jedoch mit 


ı Samnıl. I Erg.-Bd. S. 3. 
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der Massgabe, dass eine Wiederabtrennung der Gemeinde von dem 
Verbande der reformierten Kreissynode, falls diese dagegen Wider- 
spruch erhebt, nur unter Zustimmung der Ostpreussischen Provin- 
zialsynode angeordnet werden kann. 


II. Kirchengesetz, betreffend zusätzliche Be- 
stimmung zum kirchlichen Disziplinargesetz vom 
16. Juli 1886 ! (K. G.- u. V.-Bl. S. 81), vom 18. Januar 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 
verordnen unter Zustimmung der Generalsynode für die Landes- 
kirche der älteren Provinzen, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Der Evangelische Ober-Kirchenrat wird ermächtigt, in Ge- 
meinschaft mit dem Generalsynodal-Vorstand nähere Bestimmungen 
über den zeitlichen Eintritt der Folgen zu erlassen, welche eine 
gerichtliche oder disziplinare Entscheidung, die Verzichtserklärung 
oder vorläufige Dienstenthebung in Beziehung auf Diensteinkommen 
und Ruhegehalt eines Kirchenbeamten nach sich ziehen. 


IV. Ausführungsbestimmungen zum Kirchenge- 
setz vom 18. Januar 1904 (K. Ges.- u. V.-Bl. S. 2), betr. zu- 
sätzliche Bestimmung zum kirchlichen Disziplinar- 
gesetz vom 16. Juli 1886 (K. Ges.- u. V.-Bl. S. 81). Vom 
23. November 1904. 


Auf Grund des Kirchengesetzes vom 18. Januar 1904 (K. Ges.- 
u. V.-Bl. S.2) werden zu dessen Ausführung die nachfolgenden, 
unter Mitwirkung des Generalsynodal-Vorstandes festgesetzten Be- 
stimmungen erlassen. 

Art. I. 

Ist ein Kirchenbeamter mit Amtsenthebung oder Dienstent- 
lassung bestraft, oder hat er das Kirchenamt infolge einer gericht- 
lichen Verurteilung verloren, so ist ihm sein Diensteinkommen bis 
zum Ablauf des Monats zu belassen, in welchem die Disziplinar- 
entscheidung, beziehungsweise das gerichtliche Urteil rechtskräftig 
geworden ist. 


ı Samml. I Erg.-Bd. S. 2. 
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Ebenso ist dem Emeritus, welcher das Recht auf Bezug des 
Ruhegehalts infolge einer Disziplinarentscheidung oder einer ge- 
richtlichen Verurteilung verloren hat, das Ruhegehalt bis zu dem 
Ablauf des Monats zu belassen, in welchem die Entscheidung rechts- 
kräftig geworden ist. 

Hat ein Kirchenbeamter oder Emeritus auf die Rechte des 
geistlichen Standes zur Vermeidung einer Disziplinaruntersuchung 
verzichtet, so ist ihm sein Diensteinkommen, beziehungsweise Ruhe- 
gehalt bis zum Ablauf des Monats zu belassen, in welchem der 
Verzicht wirksam geworden ist. 


Art. I. 


Tritt die vorläufige Dienstenthebung eines Kirchenbeamten im 
Laufe eines Monats ein, so ist ihm die Hälfte des Diensteinkommens 
von dem ersten Tage des nächstfolgenden Monats ab einzubehalten. 


V. Kirchengesetz, betr. zusätzliche Bestimmungen 
zum Ruhegehaltsgesetz vom 26. Januar 1850, in der 
Fassung des Kirchengesetzes vom 16. März 1892. Vom 
25. März 1904. 

Artikelll. 

Der Evangelische Ober-Kirchenrat wird ermächtigt, denjenigen 
emeritierten Geistlichen, welche für ihre Person nicht der neuen 
Pensionsordnung angehören, eine Zulage von 500 M. jährlich zu 
ihrem Ruhegehalt zu gewähren. 


Artikel ll. 


Der Evangelische Oberkirchenrat wird ermächtigt, einen jähr- 
lichen Betrag bis zu 10000 M. zu einmaligen und wiederkehren- 
den Unterstützungen für solche frühere Geistliche zu verwenden, 
welche den Anspruch auf Ruhegehalt infolge disziplinarischer oder 
strafgerichtlicher Entscheidung oder infolge Verzichts auf Kirchen- 
amt oder die Rechte des geistlichen Standes zur Vermeidung von 
Disziplinaruntersuchung verloren haben. 

Die einzelne Unterstützung darf die in $4 Absatz 3 des Ruhe- 
gehaltsgesetzes bezeichneten Teilsätze und den daselbst festgesetzten 
Höchstbetrag nicht übersteigen. 
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Artikel IM. 

Der Evangelische Ober-Kirchenrat wird ermächtigt, bei den- 
Jenigen Pfarrstellen, auf welche das Kirchengesetz vom 2. Juli 1898, 
betreffend das Diensteinkommen der Geistlichen (K. G.- u. V.-Bl. 
S. 61), Anwendung findet, die gesetzliche Pfründenabgabe bis zur 
Hälfte auf weiteres ausser Hebung zu setzen. 


Artikel IV. 

Das Kirchengesetz, betreffend das Ruhegehalt der Geistlichen 
vom 26. Januar 1880 in der Fassung des Kirchengesetzes vom 
16. März 1892, wird in nachstehender Weise abgeändert: 

In $ 5 treten folgende Absätze hinzu: 

Hat der Geistliche in Erfüllung der aktiven Dienstpflicht 
im stehenden Heere oder in der Marine gedient, so wird 
seinem Dienstalter die darauf verwendete Zeit zugerechnet. 

Auf diejenigen Geistlichen, welche vor Inkrafttreten des 
Kirchengesetzes vom 15. August 1898 ihr theologisches Stu- 
dium abgeschlossen und während desselben ihrer aktiven 
Dienstpflicht genügt haben, findet diese Bestimmung nur in- 
soweit Anwendung, als sie ihr Studium über sechs Seme- 
ster ausgedehnt haben. 

Geistlichen oder Emeriten, welche an einem Feldzuge 
im preussischen oder im Reichsheere oder in der preussi- 
schen oder Kaiserlichen Marine derart teilgenommen, dass 
sie wirklich vor den Feind gekommen oder in dienstlicher 
Stellung den mobilen Truppen in das Feld gefolgt sind, 
wird zu der wirklichen Dauer der Dienstzeit ein Jahr zu- 
gerechnet. 

In den Fällen der Absätze 2, 3 und 4 findet die Erhebung 
von Nachtragsbeiträgen ($ 13) für die dem Dienstalter zugerech- 
nete Zeit nicht statt. 

Artikel V. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, wird 

durch Königliche Verordnung bestimmt. 


VI. Kirchengesetz über die Bildung von Paro- 
chialverbänden im Geltungsbereiche derrevidierten 
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Kirchenordnung für Westfalen und die Rheinpro- 
vinz. Vom 4. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen unter Zustimmung der Provinzialsynoden von Westfalen 
und der Rheinprovinz für den Umfang der genannten Provinzen, 
was folgt: 

Sl. 

Werden Kirchengemeinden in mehrere unter einem gemein- 
samen Pfarramte nicht verbundene Einzelgemeinden geteilt, so 
können die in Artikel I des Kirchengesetzes, betreffend die Ber- 
liner Stadtsynode und die Parochialverbände in grösseren Orten, 
vom 17. Mai 1895 (K. G.- u. V.-Bl. S. 37)!, dem Berliner Syno- 
dalverband übertragenen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise 
einem aus den gedachten Einzelgemeinden gebildeten Gesamtver- 
band übertragen werden. 

In Ortschaften, welche mehrere unter einem gemeinsamen Pfarr- 
amte nicht verbundene Kirchengemeinden umfassen, können die 
gleichen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise einem aus sämt- 
lichen oder einigen Kirchengemeinden der Ortschaft, geeigneten- 
falls unter Einbeziehung angrenzender Kirchengemeinden gebildeten 
Gesamtverband übertragen werden. 

Einem bereits gebildeten Verbande können weitere Kirchen- 
gemeinden derselben Ortschaft oder angrenzende angeschlossen 
werden. 

S 2. 


Erfolgt die Bildung eines solchen Verbandes, so werden die 
erwähnten Befugnisse und Verpflichtungen von einer besonderen 
Verbandsvertretung ausgeübt, die aus den Vorsitzenden der Pres- 
byterien sämtlicher Verbandsgemeinden und mindestens dreissig 
weiteren Mitgliedern gebildet wird. Diese Mitglieder sind nach 
Verhältnis der Zahl der in den einzelnen Gemeinden vorhandenen 
Pfarrstellen von den grösseren Vertretungen der Einzelgemeinden 
aus den Presbytern und Repräsentanten der betreffenden Gemeinde 
auf die Dauer ihres Hauptamts zu wählen. 

Unter den zu wählenden Mitgliedern dürfen sich auch Pfarrer 
befinden. 


- ———-- 


! Samml. IV. Erg.-Bd. S. 156. 
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Die Amtsdauer beträgt in diesem Falle vier Jahre. 


Ss 3. 

Ein von der Verbandsvertretung gewählter geschäftsführender 
Ausschuss vertritt den Gesamtverband in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung in streitigen wie nicht streitigen Rechtssachen nach aussen 
und verwaltet dessen Vermögen nach Massgabe der Beschlüsse der 
Verbandsvertretung. 

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Gesamtverband 
gegen Dritte verpflichten sollen, insbesondere Vollmachten, müssen 
unter Anführung des betreffenden Beschlusses der Verbandsvertre- 
tung beziehungsweise des Ausschusses von dem Vorsitzenden und 
zwei Mitgliedern des Ausschusses unterschrieben und mit dem 
Siegel des Verbandes versehen sein. Hierdurch wird Dritten gegen- 
über die ordnungsmässige Fassung der Beschlüsse der Verbands- 
vertretung sowie ihres Ausschusses festgestellt, so dass es eines 
Nachweises der einzelnen Erfordernisse derselben nicht bedarf. 


s.4. 

Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und Geschäfts- 
führung der Verbandsvertretung und ihres Ausschusses werden im 
einzelnen Falle durch ein vom Konsistorium unter Teilnahme des 
Provinzialsynodalvorstandes zu erlassendes Regulativ festgesetzt. 

Ueber Aenderungen des Regulativs beschliesst die Verbands- 
vertretung unter Genehmigung des durch den Provinzialsynodal- 
vorstand verstärkten Konsistoriums. 

85. 

Die Anordnung über die Bildung eines Gesamtverbandes er- 
folgt durch das Konsistorium unter Teilnahme des Provinzialsvno- 
dalvorstandes. 

Im Falle des $ 1 Abs. 1 muss die Anordnung vor dem In- 
krafttreten der Gemeindeteilung erfolgen und tritt zugleich mit 
der letzteren in Kraft. Sie erfordert die Zustimmung der grösseren 
Vertretung der zu teilenden Kirchengemeinde. 

Im Falle des $ 1 Abs. 2 erfordert die Anordnung die Zu- 
stimmung der grösseren Vertretungen aller zu dem Verbande zu 
vereinigenden Kirchengemeinden. 

Im Falle des $ 1 Abs. 3 erfordert die Anordnung die Zu- 
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stimmung der Vertretung des Gesamtverbandes und der grösseren 
Vertretungen der anzuschliessenden Gemeinden. 


8 6. 

Die Zahl der Repräsentanten der zu einem Gesamtverbande 
gehörigen Einzelgemeinden kann durch Beschluss der grösseren 
Vertretung derselben unter Genehmigung des Konsistoriums bei 
einer Seelenzahl von 2000 bis 5000 auf 24 und bei einer Seelen- 
zahl von über 5000 auf 40 beschränkt werden. 

Im Falle des $ 1 Abs. 1 kann vor dem Inkrafttreten der Ge- 
meindeteilung eine gleiche Beschränkung für die zukünftigen Ein- 
zelgemeinden schon durch Beschluss der grösseren Vertretung der 
zu teilenden Kirchengemeinde unter Genehmigung des Konsisto- 
riums festgesetzt werden. 

S 7. 
Dies Gesetz tritt am 1. August dieses Jahres in Kraft. 


VO. Gesetz über die Bildung von Parochialver- 
bänden im Geltungsbereiche der revidierten Kir- 
chenordnung für Westfalen und die Rheinprovinz. 
Vom 4. Juli 1904. 

Sl. 

Auf die nach dem anliegenden Kirchengesetze vom 4. Juli 1904 
zu bildenden Gesamtverbände von Kirchengemeinden im Geltungs- 
bereiche der revidierten Kirchenordnung für Westfalen und die 
Rheinprovinz finden die Vorschriften der SS 1, 2, 4, 5 Abs. 2—-4, 
sowie der SS 6 und 7 des Gesetzes vom 18. Mai 1895, betreffend 
die Berliner Stadtsynode und die Parochialverbände in grösseren 
Örten (Gesetz-Samml. S. 175), entsprechende Anwendung. 

Im übrigen bewendet es hinsichtlich der Beschlüsse über Um- 
lagen bei Artikel 23 Ziffer 3 des Gesetzes vom 3. Juni 18761, 
betreffend die evangelische Kirchenverfassung in den neun älteren 
Provinzen der Monarchie (Gesetz-Samml. S. 125), und $ 18 litt. d 
der Kirchenordnung für die evangelischen Gemeinden der Provinz 
Westfalen und der Rheinprovinz vom 5. März 1835 ?. 


! Samml. S. 100. 2 Ebendas. S. 19. 
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S 2. 
Das Kirchengesetz kann ohne Bestätigung durch ein Staats- 
gesetz nicht abgeändert werden. 


S 3. 


Alle diesem Gesetz und dem anliegenden Kirchengesetz ent- 
gegenstehenden Bestimmungen werden aufgehoben. 


VI Verordnung wegen Abänderung und Er- 
gänzung der Verordnung über die Ausübung der 
Rechte des Staates gegenüber der evangelischen Lan- 
deskirche der acht älteren Provinzen der Monarchie, 
vom 9. September 1876! (Gesetz-Samnl. S. 395)? und der 
Verordnung, betreffend den Uebergang der Verwal- 
tung der Angelegenheiten der evangelischen Landes- 
kirche auf den evangelischen Ober-Kirchenrat und 
die Konsistorien der acht älteren Provinzen der 
Monarchie, vom5.September 1877 (Gesetz-Samnil. S. 215). 
Vom 20. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen auf Grund des Artikels 28 des Gesetzes vom 3. Juni 
1876 ((Gesetz-Samml. S. 125) ? in Abänderung und Ergänzung der 
Verordnungen vom 9. September 1876 (Gesetz-Samml. S. 395) und 
5. September 1877 (Gesetz-Samml. S. 215) auf den Antrag Unseres 
Staatsministeriums, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Die Rechte des Staates in den Fällen der Artikel 23 und 24 
des Gesetzes vom 3. Juni 1876 werden, soweit sie gegenüber Kir- 
chengemeinden des Berliner Stadtsynodalverbandes (Artikel IS1 
Abs. 1 und 2 des Kirchengesetzes vom 17. Mai 1895) bisher von 
dem Regierungspräsidenten oder von der Regierung in Potsdam 
geübt sind, durch den Polizeipräsidenten zu Berlin ausgeübt. 


IX. Kirchengesetz, betr. die Erhebung von 
Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und 
Parochialverbänden der evangelischen Landes- 


i Samml. 105. 3 Ebendas. ® Ebendas. 106. 
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kirche derälterenProvinzen derMonarchie. Vom 
26. Maı 1905. 


I. Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 
8 1. 

Die Kirchengemeinden sind berechtigt, zur Befriedigung ihrer 
Bedürfnisse Steuern zu erheben. Von dieser Befugnis ist nur Ge- 
brauch zu machen, soweit die sonstigen verfügbaren Einnahmen 
zur Befriedigung der Bedürfnisse nicht ausreichen, insbesondere 
soweit die erforderlichen Geldmittel und Leistungen nicht nach 
bestehendem Recht aus dem Kirchenrermögen entnommen werden 
können, oder vom Patron oder von sonst speziell Verpflichteten 
gewährt werden. 

Die Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden bedürfen der Ge- 
nehmigung. 

II. Steuerpflicht. 
S 2. 

Kirchensteuerpflichtig sind alle Evangelischen, welche der Kir- 

chengemeinde durch ihren Wohnsitz angehören. 


8 3. 


Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des auf die 
Begründung des Wohnsitzes ($ 2) folgenden Monats. Sie erlischt, 
unbeschadet der Vorschrift "des $ 3 des Staatsgesetzes, betr. den 
Austritt aus der Kirche, vom 14. Mai 1873 (G.-S. S. 207), 

a. durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ablaufe des 

Monats, in welchem der Tod erfolgt ist, 

b. durch das Aufgeben des Wohnsitzes ($ 2) mit dem Ablaufe 
des Monats, in welchem der Wohnsitz tatsächlich aufgegeben 
worden ist, sofern jedoch bis zu diesem Zeitpunkte der 
Kirchengemeinde hiervon keine Anzeige erstattet worden 
ist, erst mit dem Ablaufe des folgenden Monats. 

S 4. 

Bei der Heranziehung von Personen mit mehrfachem Wohn- 
sitze innerhalb oder innerhalb und ausserhalb der evangelischen 
Landeskirche der älteren Provinzen verbleibt derjenige Teil des 
(resamteinkommens, welcher aus Grundvermögen, Handels- oder 
gewerblichen Anlagen einschliesslich Bergwerken, aus Handel und 
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Gewerbe einschliesslich des Bergbaues, sowie aus der Beteiligung 
an den Unternehmen einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
fliesst, der Kirchengemeinde, in deren Bezirk das Grundvermögen 
oder der Betrieb belegen ist. Beträgt jedoch dieser Teil mehr als 
drei Vierteile des Gesamteinkommens des Steuerpflichtigen, so ist 
diejenige Kirchengemeinde, in welcher das steuerpflichtige Ein- 
kommen weniger als ein Vierteil des Gesamteinkommens beträgt, 
berechtigt, ein volles Vierteil des Gesamteinkommens für sich zur 
Besteuerung in Anspruch zu nehmen. Steht dieser Anspruch meh- 
reren Kirchengemeinden zu, so ist das Vierteil nach der Zahl dieser 
Gemeinden zu verteilen. 

Im übrigen dürfen Personen mit mehrfachem Wohnsitz inner- 
halb der evangelischen Landeskirchen Preussens in jeder Kirchen- 
gemeinde im Geltungsbereich dieses Gesetzes nur mit dem der 
Zahl aller Gemeinden entsprechenden Bruchteil ihres Einkommens 
herangezogen werden. 

Die Vorschriften des S 50 Abs. 4 des Kommunalabgabenge- 
setzes in der Fassung des Gesetzes vom 30. Juli 1895 (G.-S. S. 409) 
und des $ 5l des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 
(G.-S. S. 152) finden sinngemäss Anwendung. 


S 5. 

Der evangelische Teil einer gemischten Ehe ist von der Hälfte 
des der kirchlichen Besteuerung zu Grunde liegenden Steuersatzes 
($ 9), zu welchem der Ehemann veranlagt ist, zur Kirchensteuer 
heranzuziehen. 

Soweit die Ehefrau zu den Staatssteuern selbständig veran- 
lagt wird, ist der evangelische Teil nach Massgabe seiner Veran- 
lagung zur Kirchensteuer heranzuziehen. 


S 6. 


Insoweit der Patron oder ein sonst speziell Verpflichteter als 
solcher nach bestehendem Rechte für einzelne kirchliche Bedürfnisse 
nach besonderen Grundsätzen beizutragen hat, ist er als Gemeinde- 
glied für diese Bedürfnisse in demselben Umfange wie bisher von 
der Kirchensteuer freizulassen. 


8 7. 


Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes be- 


V14 Friedberg, Die geltenden Verf.-Ges. d. ev. deutsch. Landeskirchen. 


stehenden gesetzlichen Befreiungen von der Staatseinkommensteuer 
oder den staatlich veranlagten Steuern haben die entsprechende 
Befreiung von der Kirchensteuer zur Folge. 

Von der Kirchensteuer sind ferner befreit die Geistlichen und 
Kirchenbeamten hinsichtlich ihres Diensteinkommens und ihres Ruhe- 
gehalts, bei dauernder Verbindung des Kirchenamts mit einem an- 
deren Amte hinsichtlich ihrer gesamten Dienstbezüge, ferner ihre 
hinterbliebenen Witwen und Waisen hinsichtlich ihrer aus dem 
Pfarr-Witwen- und Waisenfonds zahlbaren Pensionen und derjenigen 
dauernden Bezüge, welche ihnen mit Rücksicht auf das kirchliche 
Amt des Verstorbenen aus anderen als privatrechtlichen Titeln zu- 
stehen, sowie hinsichtlich der Bezüge der Sterbe- und Gnadengzeit. 


88. 
Auf speziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen zur Lei- 
stung von Kirchensteuern oder Befreiungen von solchen bleiben 


unberührt. 


III. Umlegung der Kirchensteuer. 
a. Verteilungsmassstab. 
S 9. 
Die Kirchensteuern sind für das Rechnungsjahr umzulegen. 
Als Massstab der Umlegung dient die Staatseinkommensteuer, 
erforderlichenfalls einschliesslich der staatlich veranlagten fingierten 
Normalsteuersätze, und, sofern daneben eine Heranziehung der 
Realsteuern erfolgen soll, die staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuer. 
Die Ergänzungssteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb im Um- 
herziehen, sowie die Betriebssteuer.und die Warenhaussteuer sind 
bei der Umlegung der Kirchensteuern nicht heranzuziehen. 


S 10. 

Die Heranziehung der Staatseinkommensteuer hat mit den aus 
SS 2 und 4 sich ergebenden Massgaben im vollen Umfange statt- 
zufinden. 

Die Heranziehung der staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuern ist nur insoweit zulässig, als diese Steuern 
für Grundbesitz bezw. Betriebe veranlagt sind, welche in der Kirchen- 
gemeinde belegen sind. 


Preussen. IX. K.-G., betr. die Erhebung von Kirchensteuern et. V15 


Die Realsteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentsatze 
herangezogen werden als die Staatseinkommensteuer. Wie die voll- 
ständige Freilassung der Realsteuern, ist auch eine geringere Heran- 
ziehung aller oder einzelner dieser Steuern zulässig. 


b. Grundsätze über die Erhebung der Kirchen- 
steuer. 


8 11. 

Die Kirchensteuern sind auf alle der Besteuerung unterwor- 
fenen Pflichtigen nach festen und gleichmässigen Grundsätzen zu 
verteilen. 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuschlägen. 

Die Zuschläge zu den einzelnen, der Veranlagung zugrunde 
gelegten Staatssteuern müssen gleichmässige sein. 

Eine Minderbelastung oder Freilassung der fingierten Normal- 
steuersätze und der sechs untersten Stufen der Staatseinkommen- 
steuer ist nicht ausgeschlossen. 

Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege 
fortlaufende Unterstützung erhalten, sind zur Kirchensteuer nicht 
heranzuziehen. 

S 12. 

Handelt es sich um Einrichtungen oder Aufwendungen, welche 
in besonders hervorragendem Masse einem Teile der Kirchenge- 
meinde zugute kommen, so kann die Kirchengemeinde für einen 
bestimmten Zeitraum eine entsprechende besondere Belastung dieses 
Teiles beschliessen. Bei Abmessung der Sonderbelastung ist nament- 
lich der zur Herstellung und Unterhaltung der Einrichtung erfor- 
derliche Bedarf nach Abzug eines etwaigen Ertrages in Betracht 
zu ziehen. 

8 13. 

In denjenigen Fällen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzuschläge bildet, ist 
der dem Zuschlage zugrunde zu legende Steuersatz von der kirch- 
lichen Veranlagungsbehörde ($ 16) nach den für die staatliche Ver- 
anlagung geltenden Grundsätzen zu ermitteln. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln sowie auf 
Grund der 88 57 und 58 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 
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1891 (G.-S. S. 175) erfolgte Erhöhung oder Ermässigung der ver- 
anlagten Steuern zieht die entsprechende Aenderung der Veran- 
lagung zur Kirchensteuer nach sich. 


c. Besondere Vereinbarungen. 
Ss 14. 

Den Kirchengemeinden sind Vereinbarungen mit steuerpflich- 
tigen Mitgliedern gestattet, wonach von fabrikmässigen Betrieben 
und von Bergwerken an Stelle der Kirchensteuer in Form von 
Zuschlägen zur Staatseinkommensteuer und zur Gewerbesteuer ein 
für ein oder mehrere Jahre im voraus zu bestimmender fester jähr- 
licher Steuerbeitrag zu entrichten ist. 


S 15. 

Bei Veränderung von Pfarrbezirken sowie zum Ausgleich für 
erhebliche Aufwendungen zugunsten einer Kirchengemeinde kann 
für eine bestimmte Zahl von Jahren die Freilassung oder vermin- 
derte Heranziehung einzelner Steuerpflichtiger beschlossen werden. 

Die Beschlüsse in den $$ 14 und 15 bedürfen der Genehmigung. 


IV. Verfahren. 
a. Ausschreibung. 
S 16. 

Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr durch den 
Gemeinde-Kirchenrat (Presbyterium — Kirchenkollegium). 

Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und schliesst mit 
dem 31. März. 

Der Beschlussfassung der kirchlichen Organe bleibt überlassen, 
an Stelle des Rechnungsjahres eine Periode von zwei oder drei 
Rechnungsjahren treten zu lassen. 

S 17. 

In denjenigen Füllen, in welchen die staatlich veranlagte Steuer 
(5 13 Abs. 1) nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzu- 
schläge bildet, stehen dem Gemeinde-Kirchenrat (Presbyterium, 
Kirchenkollegium) die in $ 63 Abs. 2 bis 4 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 (G.-S. S. 152) aufgeführten Befugnisse zu. 


8 18. 
Die Erhebung der Kirchensteuern ist durch eine in ortsüblicher 
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Weise zu bewirkende Veröffentlichung der zu erhebenden Prozent- 
sätze bekannt zu machen. 

Die Aufsichtsbehörde ist befugt, die Bekanntmachung des 
Steuersatzes an die Steuerpflichtigen durch besondere verschlossene 
Mitteilung anzuordnen. 

Bei Zugängen im Laufe des Jahres, sowie in denjenigen Fällen, 
in welchen die staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte 
Grundlage der Steuerzuschläge bildet, bedarf es stets besonderer 
verschlossener Mitteilung. 

Nach erfolgter Bekanntmachung ist die Steuer in den ersten 
acht Tagen eines jeden Kalendervierteljahres zu entrichten. 

An Stelle des Vierteljahres kann durch Beschluss der kirch- 
lichen Veranlagungsbehörde ($ 16) eine halbjährliche und, falls nicht 
mehr als 20%, der Staatseinkommensteuer zu erheben sind, eine 
jährliche Hebeperiode eingeführt werden. Auch kann festgestellt 
werden, dass die Hebung gleichzeitig mit der Einziehung der Staats- 
oder Kommunalsteuern an einem oder mehreren Einziehungsterminen 
erfolge. 

Wird im Laufe des Rechnungsjahres eine ausserordentliche 
Umlage notwendig, so ist über die Termine der Einziehung in dem 
Steuerbeschlusse Bestimmung zu treffen. 

Die Einziehung selbst findet auf Grund einer vorher ergangenen 
oder spätestens gleichzeitig erfolgenden Zahlungsaufforderung statt, 
die, wenn sie schriftlich geschieht, verschlossen sein muss. 


b. Rechtsmittel. 


8 19. 

Den zur Kirchensteuer Herangezogenen steht gegen die Her- 
anziehung bezw. Veranlagung Einspruch zu. 

Das Rechtsmittel ist binnen einer Frist von vier Wochen, vom 
Tage der Aufforderung zur Zahlung ab gerechnet ($ 18 Abs. 7), 
bei dem Gemeinde-Kirchenrate (Presbyterium, Kirchenkollegium) 
einzulegen. 

Einsprüche, welche sich gegen die staatliche Veranlagung richten, 
sind unzulässig. 

S 20. 
Ueber den Einspruch beschliesst der Gemeinde-Kirchenrat (Pres- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, Ergänz.-Bd. II. Verfassungsgesetze. 2 
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byterium, Kirchenkollegium) vorbehaltlich weiterer durch Staats- 
gesetz zu bestimmender Rechtsmittel. 

Durch Erhebung des Einspruchs wird die Verpflichtung zur 
Zahlung nicht aufgehoben. 

Ss 21. 

Im Falle der Heranziehung zur Kirchensteuer seitens mehrerer 
Kirchengemeinden kann der Steuerpflichtige an Stelle des Einspruchs 
gegen die Heranziehung oder Veranlagung in jeder einzelnen der 
beteiligten Gemeinden auch einen Antrag auf Verteilung des kir- 
chensteuerpflichtigen Einkommens auf die mehreren Kirchengemein- 
den ($ 4) seitens der zuständigen Staatsbehörde stellen. 

Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des Einspruchs. 


c. Kosten. 
8 22. 
Hinsichtlich der Kosten der Veranlagung und Erhebung der 
Steuer findet $ 89 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 
(G.-S. S. 152) sinngemäss Anwendung. 


d. Besondere Bestimmungen. 
8 23. 

Die Vorschriften der $S 83 bis 86 des Kommunalabgabenge- 
setzes vom 14. Juli 1893 (G.-S. S. 152) finden auf die Nachfor- 
derung von Kirchensteuern sinngemäss Anwendung. 

Ss 24. 

Den kirchlichen Organen und ihren Mitgliedern sowie den bei 
der Veranlagung beteiligten Beamten ist es untersagt, die zu ihrer 
Kenntnis gelangten Erwerbs-, Vermögens- oder Einkommensver- 
hältnisse eines Steuerpflichtigen unbefugt zu offenbaren. 


8 25. 

Wird im Falle des Art. 27 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend 
die evangelische Kirchenverfassung, vom 3. Juni 1876 (G.-S. S. 125) 
die Erhebung und Einziehung einer Umlage angeordnet, so finden 
die Vorschriften der Abschnitte I bis V dieses Kirchengesetzes An- 
wendung. Mit den dem Gemeinde-Kirchenrate zustehenden Be- 
fugnissen kann ein anderer Gemeinde-Kirchenrat oder ein von 
Amts wegen zu bestellender Bevollmächtigter, erforderlichenfalls auf 
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Kosten der Kirchengemeinde, beauftragt werden. 


V. Besondere Bestimmungen für die Berliner Stadtsynode und 
die Parochialverbände in grösseren Orten. 


S 26. 

Die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes finden auf die Ber- 
liner Stadtsynode und auf Parochialverbände in grösseren Orten 
sinngemäss Anwendung. 

Die dem Gemeinde-Kirchenrat bezw. den kirchlichen Gemeinde- 
organen zustehenden Befugnisse werden von den Verbandsvertre- 
tungen nach Massgabe der darüber bestehenden besonderen Be- 
stimmungen wahrgenommen. 


VI. Aufsichtliche Genehmigungen und Anordnungen. 
S 27. 
Für die Erteilung der nach diesem Gesetze erforderlichen Ge- 
nehmigungen und Anordnungen ist das Konsistorium zuständig. 


VID. Vebergangs- und Schlussbestimmungen. 
S 28. 

Auf Militär- und Anstaltsgemeinden findet dieses Gesetz keine 
Anwendung. 

S 29. 

Die Kirchengemeinden sind berechtigt, anstelle der Leistung 
von Hand- und Spanndiensten die Erhebung eines dem Werte ent- 
sprechenden Geldbetrages im Wege der Kirchensteuer zu beschliessen. 

Der Beschluss bedarf der Genehmigung. 


S 30. 

Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu Recht be- 
stehender älterer, von den Vorschriften dieses Kirchengesetzes ab- 
weichender Ordnungen Kirchensteuern umzulegen, bleibt unberührt. 
Die Kirchengemeinden sind jedoch in allen Fällen berechtigt, die 
Aufbringung kirchlicher Umlagen nach Massgabe der Vorschriften 
dieses Kirchengesetzes zu beschliessen. 


S 31. 

Die Provinz Westfalen und die Rheinprovinz bleiben von den 
Vorschriften dieses Gesetzes zunächst ausgenommen. Die Einfüh- 
rung des Gesetzes erfolgt in diesen Provinzen, sobald dessen An- 

9*+ 


V20 Friedberg, Die geltenden Verf.-Ges. d. ev. deutsch. Landeskirchen. 


nahme von beiden Provinzialsynoden oder von einer derselben be- 
schlossen wird, durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlassende 
Verordnung, welche in der dem $S 6 der Generalsynodalordnung 
entsprechenden Form zu verkünden ist. 


8 32. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Kirchengesetz in Kraft 
tritt, wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 


S 33. 
Der Evangelische Ober-Kirchenrat wird mit der Ausführung 
dieses Kirchengesetzes beauftragt. 


X. Staatsgesetz, betr. dieErhebung von Kir- 
chensteuern in den Kirchengemeinden und Paro- 
chialverbänden derevangelischen Landeskirche 
derälteren Provinzen der Monarchie. Vom 14. Juli 
1905. (G.-S. S. 277). 

Artikell. 

Die Beschlüsse der evangel. Kirchengemeinden, durch welche: 

a) die Erhebung einer nach dem Massstabe staatlich veran- 
lagter Steuern festgesetzten Kirchensteuer angeordnet, 

b) mit einem Steuerpflichtigen ein fester jährlicher Kirchen- 
steuerbetrag für ein oder mehrere Jahre im voraus verein- 
bart. oder einzelnen Steuerpflichtigen eine zeitweilige Be- 
freiung von der Kirchensteuer gewährt, oder an Stelle der 
Hand- und Spanndienste die Erhebung eines ihrem Werte 
entsprechenden Geldbetrags im Wege der Kirchensteuer 
festgesetzt wird, 

bedürfen, nachdem sie von der kirchlichen Aufsichtsbehörde nach 
Massgabe der bestehenden kirchengesetzlichen Vorschriften geneh- 
migt worden sind, der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde. 


Artikel Il. 
SR 
Den zur Veranlagung der Kirchensteuern zuständigen kirch- 
lichen Gemeindeorganen sind von den zuständigen Staats- und Ge- 
meindebehörden diejenigen Unterlagen, deren sie für die Besteue- 
rung bedürfen, auf Erfordern mitzuteilen. 
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S2. 

Die Zwangsvollstreckung wegen einer gemäss Artikel I ge- 
nehmigten Kirchensteuer erfolgt nach den Vorschriften über das 
Verwaltungszwangsverfahren auf Ersuchen der zuständigen kirch- 
lichen Gemeindeorgane durch die staatlichen Vollstreckungsbehör- 
den oder, soweit die Einziehung der Staatssteuern durch kommu- 
nale Vollstreckungsbehörden erfolgt, durch diese. 

Den Vollstreckungsbehörden ist, falls nicht ein geringerer Ent- 
gelt vereinbart wird, eine Vergütung von zwei Prozent des durch 
sie zur Einziehung gelangenden Steuerbetrages zu gewähren. Die 
Vollziehungsbeamten haben ausserdem auf die tarifmässigen Ein- 
ziehungsgebühren Anspruch. Die Vollstreckungsbehörde hat vor 
zwangsweiser Einziehung der Steuerbeträge deren Uebereinstim- 
mung mit den Festsetzungen des genehmigten Umlagebeschlusses 
zu prüfen. 


Artikel I. 
Die Vorschriften der SS 63 Abs. 3 bis 5, 79 bis 81, 83 bis 86, 
88, 89 und 94 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 


(Gesetz-Samml. S. 152) finden auf die gemäss Artikel I genehmigten 
Kirchensteuern sinngemäss Anwendung. 


Artikel IV. 
sl. 

Gegen die Entscheidungen der kirchlichen Gemeindeorgane über 
Einsprüche gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu einer ge- 
mäss Artikel I genehmigten Kirchensteuer steht dem Steuerpflich- 
tigen die Beschwerde offen, welche binnen einer mit dem ersten 
Tage nach erfolgter Zustellung der Entscheidung beginnenden Frist 
von vier Wochen bei dem Konsistorium einzulegen ist. Das Kon- 
sistorium legt die Beschwerde mit seiner Aeusserung der Staats- 
behörde vor. 

Die Entscheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung 
der Kirchengemeinde. 

Den Beschwerden von Angehörigen eines ausserdeutschen Staates, 
welche damit begründet werden, dass für sie in dem Bezirke der 
Kirchengemeinde oder in deren nächster Nachbarschaft besondere, 
nicht von der betreffenden Kirchengemeinde unterhaltene gottes- 
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dienstliche Veranstaltungen bestehen, ist, wenn diese Behauptung 
zutrifft, stattzugeben, sofern nach einer in der Gesetz-Sammlung 
veröffentlichten Bekanntmachung des Staatsministeriums in dem 
auswärtigen Staate die Gegenseitigkeit verbürgt ist und der zur 
Kirchensteuer herangezogene Ausländer nicht der Kirchengemeinde 
gegenüber die Erklärung abgegeben hat, dass er zu deren kirch- 
lichen Lasten beitragen wolle. 


S2, 

Der an Stelle des Einspruches zulässige Antrag auf Verteilung 
kirchensteuerpflichtigen Einkommens auf eine Mehrzahl steuerbe- 
rechtigter Kirchengemeinden ist von dem Steuerpflichtigen binnen 
einer Frist von vier Wochen, welche mit dem ersten Tage nach 
erfolgter Aufforderung zur Zahlung der Steuer seitens der zweiten 
oder einer weiteren, eine Steuerforderung erhebenden Kirchenge- 
meinde beginnt, an das Konsistorium zu richten, in dessen Bezirk 
eine der beteiligten Kirchengemeinden gelegen ist. Das Konsisto- 
rium legt den Antrag mit seiner Aeusserung der Staatsbehörde vor, 
in deren Bezirk die Kirchengemeinde gelegen ist, deren Zahlungs- 
aufforderung dem Steuerpflichtigen ausweislich seines Antrages zu- 
erst zugegangen ist. Die hiernach begründete Zuständigkeit des 
Konsistoriums und der Staatsbehörde erstreckt sich auch auf weitere 
etwa noch hervortretende Veranlagungen. 

Die Staatsbehörde beschliesst nach Anhörung der beteiligten 
Kirchengemeinden und Konsistorien. 

S 3. 

Wird die Beschwerde oder der Antrag den Vorschriften des 
S1 Abs. 1 und des S2 Abs. 1 zuwider innerhalb der gesetzlichen 
Frist bei der zur Entscheidung oder Beschlussfassung zuständigen 
Staatsbehörde angebracht, so gilt die Frist als gewahrt. 

‘4. 

Gegen die Entscheidungen und Beschlüsse der Staatsbehörden 
nach SS 1 und 2 steht binnen einer mit dem ersten Tage nach 
erfolgter Zustellung beginnenden Frist von zwei Wochen sowohl 
den Steuerpflichtigen als auch den beteiligten Kirchengemeinden 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht zu. 

Die Klage kann nur darauf gestützt werden: 
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1. dass die angefochtene Entscheidung oder der angefochtene 
Beschluss auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen 
Anwendung des bestehenden Rechtes, insbesondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit er- 
lassenen Verordnungen beruhe ; 

2. dass das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

In der Klage ist anzugeben, worin die behauptete Nichtan- 
wendung oder unrichtige Anwendung des bestehenden Rechtes oder 
worin die behaupteten Mängel des Verfahrens gefunden werden. 

In den Fällen des S 1 Abs. 3 findet die Klage nicht statt. 

‘>. 

Durch die Erhebung der Beschwerde oder durch die Stellung 
des Verteilungsantrages oder durch die Anstellung der Klage wird 
die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer nicht aufgehoben. 

S 6. 

Die Staatsbehörde ist befugt, bis zur endgültiren Entscheidung 

die vorläufige Aussetzung der Vollstreckung anzuordnen. 


ST. 

Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zu 
einer gemäss Artikel I genehmigten Kirchensteuer nur in den Fällen 
der SS 9 und 10 des Gesetzes wegen Erweiterung des Rechtsweges 
vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 241) statt. 


Artikel V. 

Wird ım Falle des Artikels 27 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend 
die evangelische Kirchenverfassung, vom 3. Juni 1876 (Gesetz- 
Samml. S. 125) die Erhebung und Einziehung einer Umlage ange- 
ordnet, so finden die Bestimmungen des $S 25 des Kirchengesetzes, 
betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchenge- 
meinden und Parochialverbänden der evangelischen Landeskirche 
der älteren Provinzen der Monarchie, vom 26. Mai 1905 \Kirch- 
liches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 31) Anwendung. 


Artikel VI. 
Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auf die Berliner 
Stadtsynode und die Parochialverbände in grösseren Orten und 
ihre Organe sinngemäss Anwendung. 
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Artikel VL. 

Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehör- 
den bestimmt, welche die in den Artikeln I und IV dieses Gesetzes 
erwähnten Rechte auszuüben haben. 

Die durch $ 5 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Berliner 
Stadtsynode und die Parochialverbände in grösseren Orten, vom 
18. Mai 1895 (Gesetz-Samnl. S. 175) begründete Zuständigkeit des 
Staatsministeriums bleibt unberührt. 


Artikel VII. 

Alle diesem Gesetze zuwiderlaufenden Bestimmungen, insbe- 
sondere die beiden letzten Absätze im Artikel 3 des Gesetzes, be- 
treffend die evangelische Kirchengemeinde- und Synodalordnung, 
vom 25. Mai 1874 (Gesetz-Samml. S. 147) und im Artikel 3 des 
Gesetzes, betreffend die Kirchengemeindeordnung für die evange- 
lischen Gemeinden in den Hohenzollernschen Landen, vom 1. März 
1597 (Gesetz-Samnl. S. 69) sowie S 5 Abs. 1 des Gesetzes, be- 
treffend die Berliner Stadtsynode und die Parochialverbände in 
grösseren Orten, vom 18. Mai 1895 (Gesetz-Samml. S. 175) werden 
aufgehoben. 

Das Gesetz über die Verjährungsfristen bei öffentlichen Ab- 
gaben vom 18. Juni 1840 (Gesetz-Samml. S. 140) findet auf Kir- 
chensteuern fortan keine Anwendung. 


Artikel. 
Die Festsetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieses Gesetz 
in Kraft tritt, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 
Artikel\. 
Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten beauftragt. 
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In der Berderjchen Derlaashbandlung zu Freiburg im Breisgau 
ijt foeben erfchtenen und kann durch alle Buchhandlungen bezogen werden: 


Hergenröther, Dr Bhilipp, Lehrbuch des fatbholi- 
: ite, neub itete Auf: 
jchen Kirchenrechts. er E on Dr Ioie p Hollwed, nV 


fchöfl. geijtl. Nat, Brofejlor des Kirchenrecht am bijchöfl. Lyzeum in 
chitätt. ar. 8°. (XX u. 950) M. 14.—; en in Halbfranz M. 16.—. 
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lichen Forfcehung, die in den legten 20 Jahren große Fortjchritte auch auf 
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dert. Der ea erg war bemüht, bei den einzelnen Nechtsinftituten fowohHl 
die hijtorijche Entwidlung wie das geltende Necht in genauer, an Die 
Que N und die Doktrin jich anfchließender wijjenfchaftlicher Begründung 
zu geben. 


Sn der Berderjchen Derlaashbandlung zu Freiburg im Breisgau 
jind foeben erfchienen und können durch alle Buchhandlungen bezogen werden: 


Krofe, 9. N, 5. J., Der Selbftmord im 19. Jahr: 


hundert nach feiner Verteilung auf Staaten und Verwaltungs: 
bezirfe. Mit einer Karte. (Auch 90. Ergänzungsheft zu den „Stimmen 
aus Maria:Laach”.) gr. 8%. (VIII u. 112.) M. 2.20. 

Der nal: at es unternommen, alle was an wirklich zuverläf: 
jigen jtatijtifchen Nachrichten in den Vorarbeiten über den Selbjtmord vor- 
handen war, zufammenzufafjen, die Lücen in diefen älteren Arbeiten aus- 
cher die Unteren bi3 zum Ausgang des 19. Kahrhunderts 
ortzuführen. 

In Kürze wird erjcheinen: Die Urfachen der Selbftmorshänfig- 
feit. gr. 8°. (ca. 160). 


Lobkowitz, Prinz Z. V., Statistik der Päpste. ur 


Grund des Papstverzeichnisses der „Gerarchia Cattolica“ bearbeitet. 
8° (X u. 83 mit 3 Tabellen.) M. 2,.—. 

Die Schrift umfasst, nebst chronologischen, mit historischen An- 
gaben versehenen Verzeichnissen der Päpste und Gegenpäpste, eine Fülle 
von persönlichen Daten aller Art, welche in knappster, übersichtlicher 
Form geboten werden. 

Triebs, 1); Franz, *wiversitat Bresian, Studien zur Lex 
Dei. rstes Heft: Das römische Recht der Lex Dei über. 
das fünfte Gebot des Dekalogs. gr. 8’ (XVI u. 220.) M. 4.—. 

Umfasst die Titel I—-III der Lex Dei. Ein zweites Heft wird die 
übrigen Titel der Lex Dei behandeln. In diesen „Studien“ soll der die 
Kanonisten interessierende Beweis geliefert werden, wie gerade die in der 
Lex Dei gebotenen römischen Rechtsstellen ihren Weg ins kanonische 
Recht gefunden haben. Notwendige Voraussetzung dabei war die Inter- 
pretation dieser Exzerpte. Daher unternimmt es der Verfasser, in systema- 
tischer und historischer Weise die betreffenden Rechtsmaterien zu erörtern. 
Nach Erledigung dieser Vorarbeiten werden die einzelnen Delikte in den 
kanonischen Rechtsaufzeichnungen vom 5. Jahrhundert ab verfolgt werden. 


— 


____Perlag von I. €. B. Mohr (Paul Siebe) in Tübingen. 


Soeben erschien: 


Die Lebrverpflidtung 


in der evangelifchen Kirche Peutlchlands. 
ar bagtgieheg der Beitimmungen und For- 
meln, die eine Verpflichtung der Geiftlichen, theo- 
Iogiihen Univerfitätsicehrer nnd Neligionsichrer 
auf befenutnismähige Xehre enthalten, nebjt Mit: 
teilungen über die Lehrverpflichtung in der deut- 
ichen evangelifchen Kirche der Nachbarländer, be- 
jonders der Schweiz, 
herausgegeben von 
Sermann Wiulerf. 
Bweite Nusgabe (mit einem Macdtrag). 
8 1906. M. 1.—. 


Druck von H. Laupp jr in Tübingen. 


195 


I. Abhandlungen. 


Beiträge zum vorgratianischen Kirchenrecht. 


Von 


Dr. theol. Joseph Schmidt 


in Landeck i. Schl. 


E. Friedberg hat im 17. Bande dieser Zeitschrift! einen 
Aufsatz: Erörterungen über die Entstehungszeit des Decretum 
Gratiani veröffentlicht. Er komnit darin zu dem Resultat, dass 
auf Grund des Ziber de ordine canonicorum Anselms von Harvel- 
berg? das Dekret Gratians ungefähr um das Jahr 1145 verfasst 
worden sei. Die eben genannte Schrift gehört aber nicht Anselm 
von Havelberg zu, sondern ist von Arno von Reichersberg (gest. 
1175) spätestens 1153 verfasst worden und identisch mit dessen 
Seutum canonicorum*, wie schon eine oberflächliche Lektüre 
zeigt. Der Fälscher, offenbar ein Prämonstratenser des aus- 
gehenden 12. Jahrhunderts, hiess Einleitung und Schluss der 
Arnschen Schrift weg und teilte sie in achtunddreissig mit Ueber- 


ı Zeitschrift für Kirchenrecht XVII. Neue Folge II (1882) 397—408. 

2 Auf den Untersuchungen Friedbergs basiert zum Teil Paul Fourniers 
Aufsatz: Deux controverses sur les origines du Decret de Gratien in Revue 
d’histoire et de litterature religieuses III (1898) 97—116, 253—280. 

® Migne, P.L. CLXXXVIIE 1093— 1118. 

* Migne, P.L. CLXXXXIV 1493 —1528. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVT. 2. 14 
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schriften versehene Kapitel!. Da das Scutum canonicorum nach 
1145 verfasst ist?, so wäre immerhin die Vermutung Friedbergs 
gerechtfertigt, dass sich daraus als Abfassungszeit für das De- 
kret ca. das Jahr 1145 ergebe, aber der Zider de ordine cano- 
nicorum resp. das Scutum canonicorum beweisen nur wenig für 
unsere Frage. Das hier zitierte Conicilium Educense sub Gre- 
gorio VII habitum braucht nicht notwendig herübergenommen 
zu sein aus dem angeblich bereits vorliegenden Decretum Gra- 
tiani?, sondern kann auch aus einer bisher noch unedierten resp. 
verloren gegangenen vermittelnden Sammlung stammen. Minde- 
stens ist Friedbergs Behauptung, dass die Stelle über das Con- 
cilium Educense in dem Briefe an Egbert noch nicht verwendet 
worden sei, falsch. Tatsächlich findet sie sich dort? Führt sie 
Anselm auch nicht wortwörtlich an, so doch dem Inhalte nach. 
Sie war also schon vor dem Dekrete Gratians bekannt, denn 
der Brief Anselms ist in der Zeit zwischen Januar und Novem- 
ber 1138 verfasst. Der leichteren Orientierung halber stelle ich 
die in Frage kommenden Texte mit den Abweichungen des Zö- 
ber de ordine canonicorum (L) und des Scutum canonicorum (A) 
nebeneinander: 


Decretum Gr. c. 1, ©. XIX, q. 3. Ep. ad. Egh. 1. c. 1124 B. 


\ S ; l h 1 
: monachus canoni- 
Nullus abbas uel mo on! Nullus abbatum aut 


cos regulares ®' a proposito professionis 
Ri . |monachorum praesumat 
canonicae reuocare, atque® ad monasti- 


: . i 1 . 
cum habitum trahendo suscipere au-, C@nonicum regularem su- 


! Ueber die Fülschung handle ich in einer bereits druckfertig vorliegen- 
den Schrift: Anselm von Havelberg. Sein Leben und seine Schriften. 

2 Im Liber de ordine canonicorum (l. c. 1116 B) heisst es: ... et nunc 
Ecclesia in sui Eugenii praesulis Romanı sanctitate gloriatur. Eugen re- 
gierte von 1145 —53. 

® c.1, C.XIX q. 3. Gemeint ist das Konzil von Autun 1077. C. J. He- 
fele, Konziliengeschichte V?, Freiburg 1386, 111 f£. 

* Migne, I c. 1124 B. 

a) L ut regulares. b A et. 
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deat ?, ut monachi fiant ®, quamdiu | scipere, vel monachum fa- 
ordinis sui edlen inuenire quiuerint, cere, «uandiu invenerit 
ın qua canonice ® uiuendo Deo seruire, | 
et animam suam saluare possint. Quod „ 


”. ” Zus 
si temerario ausu id agere temptaue- SUvari possit. 


elaustrum sui ordinis ubi 


rint #', anathematis uinculo obligentur ®.' 


Dass Arno aus Anselms Brief an Egbert, obwohl er ihn 
kannte!, die angeführte Bestimmung des Konzils von Autun 
entlehnt habe, ist nicht anzunehmen; wohl aber kann er durch 
die Stelle bei Anselm darauf aufmerksam geworden sein. Dass 
Arno das Dekret Gratians benutzt habe, scheint mir trotz 
der Ausführungen Friedbergs® doch sehr zweifelhaft zu sein. 
Zugegeben muss allerdings werden, dass die Uebeinstimmung 
zwischen Arno und Gratian eine sehr grosse ist, aber noch auf- 
fällıger sind die abweichenden Lesearten. Praesumat, requlari- 
ter el canonice und atlentarerint bei Arno gegenüber audeat,.... 
canonice und lemplaverint im Dekret lassen sich nur auf Grund 
einer dritten Quelle, aus der sie in das Scutum canonicorum 
Arnos übergegangen sind, erklären. Diese scheint aber nicht mehr 
vorzuliegen. Dagegen hat Anselm in seinem Briefe übereinstin- 
mend mit Arno praesumat. Da die vom Dekrete stark abwei- 
chenden Lesearten des Scutum c. und des L. d. o. c. lediglich 
als willkürliche Lizenzen des Autors sich nicht erklären lassen, 
andererseits das Zitat im Briefe an Egbert aus zeitlichen Grün- 
den ebenfalls nicht aus Gratian genommen sein kann, so mussen 
Arno und Anselm aus einer dritten gemeinsamen Quelle geschöpft 


c) LA praesumat. 9 LA ut monachi fiant praesumat. e) LA reguları- 
ter et canonice. f) LA possint, quod si. ge! L attentaverint, A attentaverit. 
h) A obligetur. 

! Die Abhüngigkeit der Arnschen Ausführungen über das beschauliche 
und tätige Leben an den Beispielen der Maria und Martha und des Petrus 
und Johannes (Migne, |. c. 1114 ss) von den Ausführungen Anselms über 
die gleiche Frage an den gleichen Beispielen (Migne, l. c. 1131 D ss) 
scheint mir evident zu sein. 

2 A. a. O. 400 f. 


14* 


198 Abhandlungen. 


haben, wenn man nicht für jeden eine besondere Quelle anneh- 
men will, was wohl als ausgeschlossen gelten darf. 

Auch aus den anderen gegen 1150 entstandenen Schriften 
Anselnıs, den Dialogen! und dem Traktat über die Allerheiligen- 
Litanei ? lassen sich Spuren des Decretum Gratiani nicht nach- 
weisen. 

Welche der vermittelnden Sammlungen Anselm und Arno 
benutzt haben, lässt sich nicht feststellen. Ich habe die gedruckt 
vorliegenden darauf hin geprüft, aber keine Abhängigkeit von 
ihnen entdecken können. Entweder ist sie noch ungedruckt oder 
verloren gegangen. 

ı Migne,l. c. 1139—1248, 

? Zeitschrift für Kirchengeschichte V (1881) 144—155. 
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Die Entstehung der reformatio eccelesiarum Hassiae 
von 1926. 


Eine kritische Auseinandersetzung mit J. Friedrich. 


Von 


Professor Dr. W. Köhler in Giessen. 


In seiner Giessener Habilıtationsschrift: Die Entstehung der 
reformatio ecclesiarum Hassiae von 1526 (auch separat Giessen, 
Töpelmann, 1905, M. 2.80) hat J. Friedrich folgende Vermutung 
über die Entstehung der sogen. „Homberger Kirchenordnung“ 
aufgestellt und eingehend zu begründen gesucht: „Die reforma- 
tio ecclesiarum Hassiae von 1526 ın der uns heute vorliegenden 
Gestalt ist kein einheitliches Werk, sondern setzt sich aus 3 Tei- 
len zusammen. Zwei davon (cap. 1—3, 5—11, 13, 14, 34 an- 
nähernd in der jetzigen, cap. 16—19, 21—25 ın einer früheren Ge- 
stalt einerseits, und cap. 12, 27—33 andererseits) haben Phi- 
lipp den Grossmütigen oder seine Räte zu Verfassern; einer von 
diesen Teilen (jener erste) zeigt deutliche Beziehungen zur säch- 
sischen Reformation und ist von Lambert von Avignon umgear- 
beitet worden. Der dritte Teil (cap. 4, 15—26 in der heutigen 
Gestalt) hat Lambert von Avignon zum Verfasser und ist durch 
Zusätze Philipps oder seiner Räte modifiziert worden. Es ist 
anzunelimen, dass Lambert die drei Teile zu einem Ganzen ver- 
schmolzen hat. Der von Lambert umgearbeitete „philippinisch- 
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lutherische“* Bestandteil ist am 20. Oktober 1526 von der „Sy- 
node“ d. ı. dem Landtag zu Homberg zum Gesetz erhoben, nie- 
mals aber als solches eingeführt oder gehandhabt worden. Die 
übrigen Teile haben Gesetzeskraft nicht erlangt. Die Reforma- 
tio ın ihrer ursprünglichen Gestalt, der Vorentwurf (das Refor- 
mationsprogramm), der insbesondere die Verfassungsbestimmun- 
gen der cap. 15 ff. nicht enthielt, hat noch im ersten Drittel des 
17. Jahrhunderts existiert und ist seitdem verschollen“ (S. 77 
a.a. 0.) — 

Eine Reihe der von Friedrich zum Beweise herangezogenen 
Argumente scheiden von vorneherein aus, teils weil sie der ob- 
jektiven Beweiskraft entbehren, teils weil sie als irrig sich 
leicht aufweisen lassen: 

F. bezweifelt z. B., dass die Ueberschrift und Einleitung 
der Reformatio von Philipp herrühren könne (8. 33). Grund: 
„Philipp pflegte sich nicht so volltönend auszudrücken, während 
wir bei Lambert schon Uebertreibungen des Formalprinzips be- 
gegnet sind, die Philipp sicher nicht gebilligt hat“. Ferner: 
„Schon die Anrufung der gesamten Christenheit (universis et 
singulis Christi nomen invocantibus) ist für Lambert charakteri- 
stisch. Wie sollte der Landgraf dazu kommen, mit kirchlichen 
Verfassungsvorschriften, die doch den Verhältnissen seines Landes 
angepasst werden mussten, von vorneherein die ganze Christenheit 
zu beunruhigen“. Aber was steht denn in Ueberschrift und Ein- 
leitung? Reformatio ecelesiarum Hassiae iuxtacertissimam 
sermonum deiregulam ordinata. Ist das wirklich „voll- 
tönend“, eine „Uebertreibung des Formalprinzips“? Warum denn? 
Wie für jeden evangelischen Fürsten, ıst es auch für Philipp 
doch schlechthin selbstverständlich, dass Gottes Wort die alleinige 
Richtschnur für Massnahmen der Kirchenverfassung sei !. Und 
die „Anrufung der gesamten Christenheit“ sieht tatsächlich ein 


ı Vgl. Friedrich selbst S. 15 oder auch cp. 1 der Reformatio (deus .. 
juxta idem verbum purissime colatur), das F. dem Landgrafen zuschreibt. 
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wenig anders aus. Es heisst: universis et singulis Christi nomen 
invocantibus, ad quoshaec nostra pervenerint. Das 
ist doch eine ganz wesentliche Einschränkung. Die ganze Einleitung 
ist nichts anderes als die sehr gebräuchliche Form: „Kund und 
zu wissen sei männiglich, dem dies zu Handen kompt“, dürfte 
also gerade umgekehrt dem Landeslierren bez. seinen Kanzleibe- 
amten zufallen, und nicht Lambert. Von einer „Sprache des 
Revolutionärs“ vermag ich in den folgenden Worten des Ein- 
leitungspassus nichts zu entdecken. Es verrätdoch wohl Vorsicht ge- 
nug, wenn die Vorläufigkeit der kirchlichen Verfügungen sehr nach- 
drücklich betont wird (paratı interim locum dare, si in generali aut 
nationali synodo meliora fuerint ex dei sermonibus ordinata 8.82 ff., 
vgl. auch in den folgenden Worten den deutlichen Hinweis auf ein 
Provisorium). Und muss es ein „falsches Zitat“ sein, wenn die 
Anspielung an den Speyerer Reichstagsabschied in die Form ge- 
kleidet ist: „conscripsimus hic, quae ipsis ecelesüs utilia fore 
vidimus, de quibus parati sumus deo et Caesari ex dei 
verbo reddere rationem, prout in novissimis imperiali- 
bus comitiis Sphyrae celebratis fuit definitum“? Die von F. be- 
anstandeten Worte ex dei verbo nehmen auf, was kurz vorher 
mit den Worten gesagt war: decernimus..... regi verbo suo 
und geben die letzte Norm für die reformatio an. Warum hätte 
das der Landesfürst nicht sagen können? Auch dass „die Kir- 
chengründung der cap. 15 ft.“ in der Einleitung unter den res 
necessariae und non necessariae nicht erwähnt wird, darf nicht 
dazu ausgebeutet werden, auf eine spätere Einfügung dieser Ka- 
pitel zu schliessen. Denn die Eimleitung ist sehr summa- 
risch, es fehlt z. B. jeder Hinweis auf die Taufe, auf die 
Beichte, auf das Fasten, und können nicht cap. 15 ff. unter den 
similia cuncta (S. 82 Z. 12) eingeschlossen sein ? 

Cap. 1 schreibt F. dem Landgrafen zu. Aber warum denn 
ist der Satz: tametsi enim cultus ipse dei in fidei puritate sit, 
opera tamen (uaecunque externa, quae ijuxta verbum fidei a no- 
bis fiunt, et quibus nos dei cultores esse testamur, ad cultum dei 
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pertinent „überaus auffallend, mit Luthers und Lamberts damali- 
gen Anschauungen in keiner Weise in Einklang zu bringen“ ? 
F. glaubt einen Gegensatz gegen das sog. Material-Glaubens- 
Prinzip der Reformatoren hier zu finden; er zitiert einen Satz Lam- 
berts: fide, non historica sola, sed qua deo credimus et vere tidi- 
mus, iustificamur, non ullis operibus etiam legis dei. Aber das 
(slaubensprinzip ist in jenen Worten der reformatio nicht im 
geringsten angetastet: in fidei puritate hat sich die Got- 
tesverehrung zu gestalten, die opera externa sollen iuxta ver- 
bum fidei geschehen: die fides ist also allenthalben übergeordnet. 
Und ist etwa der Ausdruck opera in diesem Zusammenhange 
anstössig? Es handelt sich um Kultus- Werke (ad cultunı 
dei pertinent), solche aber hat Luther stets für notwendig gehal- 
ten und einen „werkleeren“ Kultus, wie etwa der der Quäker einer 
sein würde, stets nicht in Betracht gezogen; man vergleiche sein 
„von ordnung gottis diensts in der gemeine“, die „formula missae* 
und die „deutsche Messe“ (Sehling: K.O. I S. 2fi). Der 
Ausdruck „Werk“ für die Kulthandlungen ist 
dabei Luther geläufig (a.a0.S.2, zweite Spalte Z. 11: 
„das erst werk heist Paulus 1. Cor. 14 mit zungen reden“, 
S. 12, Spalte 1, Z. 20: „das sacrament zu empfahen und andere 
christliche werk zu üben“) Somit zwingt nichts, in jenem 
Satze etwas spezifisch Philippistisches, Un-Lutherisches zu sehen !. 

In der Beurteilung des dritten Kapitels wird die Annahme, 
die Transsubstantiationslehre sei „lutherisch* (8. 37), abgewiesen 
werden müssen ; weder Luther noch die Lutheraner haben sie je 
vertreten. Dass „im übrigen das Kapitel zahlreiche Einschiebsel 
enthält, die im Zusammenhange teils entbehrlich sind, teils direkt 
stören“ (8. 39), scheint doch keineswegs ausgemacht. Der Ab- 
satz: Caeterum scriptura alios nescit ministros praeterquam epi- 
scopos seu presbyteros et pauperum diaconos etc. bis significat 
(S. 86) kann im ersten Augenblick befremden, bei näherem Zu- 


! Dasselbe gilt für S. 42. 
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sehen aber erweist er sich als in den Zusammenhang vortreftlich 
passend. Im Mittelpunkte des Abschnittes steht die Verfügung 
über die missarii diaconi, wie schon das voraufgestellte Adjekti- 
vum de missariis autem diaconis beweist. Damit ist der 
Zusammenhang mit dem ganzen Kapitel, das von der Eucharistie 
bez. der Messe handelt, hergestellt. Der Verfasser des cap. hat 
vorher von der Kleidung, Paramenten, Dalmatiken gesprochen, 
Jetzt handelt er von den Personen und sagt: die Schrift kennt 
nur episcopi, presbyteri und pauperum diaconi, aber keine 
missarii diaconı. Das ist ein geschlossener Gedankentort- 
schritt. Nicht um eine Begründung der Abschaffung der 
Dalmatiken handelt es sich, wie F. annimmt (S.39), sondern um die 
Weiterführung von der Kleidung zu den Personen, ja, 
man könnte sogar von einer gewissen Feinheit der Komposition 
reden, sofern sehr geschickt in beiden Abschnitten der Begrift 
der diaconi im Mittelpunkte steht, ım ersten Abschnitte bez. ihrer 
Kleidung und im allgemeinen, im zweiten bez. der Funktion als 
Messdiakonen im speziellen. — Und warum muss die Bezeich- 
nung episcopi und diaconi für Pfarrer und Armenpfleger „eine 
von Lambert im urkirchlichen Sinne vorgenommene Durchkorri- 
gierung der termini durch die ganze reformatio hindurch sein ?* 
(S. 39). Luther gebraucht in seinen ältesten liturgischen Schrif- 
ten die termini durchweg (vgl. Sehling a. a.O. 8. 2ff.), sie sind 
durchaus nicht auffallend, bei Zwingli und anderweitig vulgär 
(vgl. H. Haupt: Beitr. zur Reformationsgeschichte der Reichs- 
stadt Worms 1897 S. 27) !. Die Tendenz bei der Anwendung 


mn 


ı Vgl. auch bei F. S.64. F. schreibt hier: „Ich kann mir nicht denken, 
dass Philipp sich unter einem episcopus auch einen Landpfarrer vorstellen 
mochte.“ Aber die reformatio sagt doch ausdrücklich (8. 83): praemonemus 
autem, ne quis putet nos per episcopos alios intelligere quam ministros 
verbi dei; sic enim ab apostolis .... vocati sunt. Konnte das Philipp nicht 
verstehen? Diese Stelle macht F.s Annahme einer Durchkorrigierung der 
reformatio im urkirchlichen Sinne ganz unmöglich, es sei denn, dass dieser 
ganze Passus von Lambert eingeschoben sein müsste. Aber was zwingt 
dazu? Die Gleichsetzung von episcopi und presbyteri (S. 64) ist übrigens 
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serade dieser termini geht auf die Dokumentierung des Zusam- 
menhanges der neuen Ordnungen mit den „urkirchlichen“, besser: 
biblischen. Auch dass die Worte „quod non in haec, sed in 
pauperum usus «quae donare volumus sint convertenda“ (S. 86 
7.7) ın „die sozialpolitischen Kapitel, in specie das Kapitel vom 
Armenwesen“ hineingehören, nicht in cap. 3 hinein, ist nicht 
einzusehen. Der Verfasser sagt: es sollen keine Kosten für Pa- 
ramente, Kaselen, Kappen etc. aufgewandt werden; wer aber 
eine Kasele schon hat (habenti hat den Ton), der mag sie 
gebrauchen oder nicht gebrauchen nach Belieben, aber es soll 
nichts Neues der Art gekauft werden (emantur hat den 
Ton!). Grund: was wir schenken wollen, soll nicht für Kultus- 
gewänder ausgegeben werden, sondern nur für die Armen. Das 
passt in den Zusammenhang ganz vortrefflich. Damit ıst aber 
zugleich auch der folgende, von F. ebenfalls beanstandete, Ab- 
satz gedeckt. Der Verfasser will in Weiterführung des Gesag- 
ten (praeterea) ausführen, dass man schon allein um der Kran- 
ken willen (infirmorum solummodo causa) schon gekaufte Para- 
mente und dergleichen (iam emptis greift deutlich zurück auf 
(las im vorhergehenden Abschnitte stehende haudyuaquam eman- 
tur) rubig verwerten, d. h. in Geld umsetzen darf, da es sich ja 
zweifellos um katholıisches Kirchengut handelt (certi, quod 
nihil horum a nobis — es ist wohl nicht nur blosses est [so 
F.], sondern emptum est zu ergänzen). Im vorhergehenden Ab- 
schnitt handelte es sich um das Verbot von Neuausgaben für 
Paramente etc., jetzt um Verwertung des schon Vorhandenen, 
wie das der Schlusssatz deutlich besagt: ıdeirco universis eccle- 
sıis in verbo eruditis liberum sit omnia id genus paramenta di- 
vendere. — Das Verbot des regelmässigen Orgelspielens in den 
Kirchen kann allerdings „unbedenklich auf Philipp zurückge- 
führt werden“ (so F. S. 40), aber ebenso gut von Luther oder 


ebenfalls gut Lutherisch, vgl. meine Schrift : Luthers Schrift an den christl. 
Adel deutscher Nation etc. S. 73. Luther fusst auf dem Hieronymusworte: 
jdem est ergo presbyter qui episcopus. 
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Lanıbert stammen, denn es ist gemein-reformatorisch (vgl. Sehling 
a.a. 0.8.5 Spaltel Z.6 für Luther, im übrigen G. Rietschel: 
die Aufgabe der Orgel im Gottesdienst bis in das 18. Jahrhun- 
dert 1893). Warum aber sollen „die nachfolgenden urchristli- 
chen (NB. soll heissen: alttestamentlichen, es heisst: neque a 
lege sumendum est exemplum) Ausführungen stark nach Lam- 
bertscher Logik aussehen?“ Der Vergleich des christlichen Kul- 
tus mit dem alttestamentlichen ist uralt (vgl. den Hebräerbrief, 
die Didache u. a.), auch von Luther nicht aufgehoben (vgl. z. B. 
Sehling a. a. O.S. 5 Spalte 2 2.9 ff. v. u.). 

Für die Beanstandung der Ursprünglichkeit des Satzes: 
Caeterum haec amodo non fiant in choro etc. bis facti sunt (S. 
83 Z.4—7), ist für F. offenbar zunächst wie in cap. 3 (s. oben) 
das einführende caeterum massgebend gewesen. Aber wie in 
cap. 3, so passt auch hier der Abschnitt sehr gut, der Verfasser 
wünscht die kultischen Handlungen mitten in der Kirche, nicht 
im Chor vollzogen zu sehen. Warum? Ut omnes (omneshat 
den Ton!) utriusque sexus discant et concorditer et unanimiter 
psallant nomenque dei simul glorificent. Es soll der Schein ver- 
niieden werden, als gäbe es im (Grottesdienste eine Sonderaktion 
der Priester, wie sie im katholischen Kultus innerhalb des den 
Priestern reservierten Chores vorliegt. Begründung: Omnes 
(omnes hat wieder den Ton!) enim in Christo sacerdotes 
facti sunt, die ganze Gemeinde ist Priesterschaft, darum muss 
sich der Kultus in ihrem Schosse vollziehen. Von einem „Lu- 
thers „allgemeines Priestertum“ missverstehenden, mindestens über- 
treibendem Zusatz Lamberts“, wie F. vermutet (S. 41), ist keine 
Rede. Die reformatio will nichts anderes, als Luther in der „deut- 
schen Messe“ 1526 sagt: „Dise zwo weise mussen wir also gehen 
und geschehen lassen, das sie offentlichin den kirchen 
fur allem volk gehalten werden“ (Sehling a. a. O. 8. 11/12). 

Die Ausscheidung des 12. cap.s de infirmorum visitatione 
aus dem Zusammenliange und seine Zuweisung „in die Reihe 
sozialpolitischen Inhalts“ (S. 41) ist nicht begründet. Die visita- 
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tio infirmorum wurde nicht als „sozialpolitisch“ empfunden, 
sondern als Teil des frommen kirchlichen Lebens, als Got- 
tesdienst auf Grund von Jak. 1,27; daher sie denn auch in 
dem Abschnitt de eucharistia vel coena dominica schon erwähnt 
ist (s.0.). „Ziemlich selbstverständlichen Inhalts“ sind die Aus- 
führungen keineswegs, die visitatio infirmorum war dank des Bi- 
belgehotes wichtig genug. Besondere Stileigentümlichkeiten, die 
zwängen, dieses cap. von den vorhergehenden zu trennen, vermag 
ich nicht zu entdecken. 

Zu cap. 6 bemerkt Fr.: „Das 6. Kapitel handelt ex pro- 
fesso von der Beichte. Daraus dürfen wir schliessen, dass der 
Passus von der Beichte im Abendmahlskapitel ebenfalls ein spä- 
terer Zusatz ist, wie schon Credner bemerkt hat. Es erscheint 
dies um so glaubhafter, als der Passus im Verhältnis zum 6. 
Kapitel gar nichts Neues bringt“ (S. 41f.). Tatsächlich liegen 
die Dinge anders. In dem Kapitel vom Abendmahl (cp. 3) sagt der 
Verfasser: es soll keine coena ohne Kommunikanten gehalten 
werden, also die Privatmesse verboten sein. Die episcopi sollen 
vielmehr zur Teilnahme an der allsonntäglichen Kommunion auf- 
fordern. Die Kommunikanten selbst aber sollen sich auf ihre 
Würdigkeit zur Teilnahme prüfen, in Zweifelsfällen und bei Be- 
kümmernis der Seele den episcopus bez. seinen Stellvertreter um 
seelsorgerlichen Rat bitten. Das ist ein klarer Zusammenhang. 
Mit Absicht geht der Verfasser auf das adire episcopum nicht 
näher ein,er verweist dafür auf den AÄbschnittüber 
die Beichte: ut infra de confessione Und dieser bringt 
nicht nur die weitere Ausführung, sondern trotz Credner und 
F. sehr viel Neues. Neu ist die Abschaffung des Beichtz wa .n- 
ges (nemo quenquam ad confessionem..... compellere ut hac- 
tenus audeat 8. 90). Neu ist die Forderung der öffentlichen 
Beichte (proinde laudamus publicam confessionem, quae in coenae 
dominicae imitio fieri consuervit) !. In cap. 3 ist lediglich die Rede 


! Die Stelle ist insofern interessant, als wır daraus auf eine Öflentliche 
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von der Privat beichte vor dem episcopus bez. nach Matth.9 vor 
einem oder zweien fratres. Die folgenden Worte: ante coenam 
ipsam segregentur in locum unum beziehen sich nicht auf die 
öffentliche Beichte, sondern lediglich auf die Feststellung der 
Kommunikantenzahl (ut eorum numerus sciri valeat). 

Dass cap. 8 mit seinen sozialen Bestimmungen direkt auf 
den Landgraten selbst zurückgele, ist gewiss möglich, ebenso gut 
aber kann es dem Kopfe eines andern der Reformation Zuge- 
tanen entsprungen sein, auch Lambert’s. Etwas „spezifisch Phi- 
lippinisches* — was ist das überhaupt? — vermag ich nicht zu 
entdecken. Desgleichen bleibt die Zuweisung von cap. 9 an 
Philipp unbewiesen, da ja, wie F. selbst zugibt (S. 46 Anm. 3), 
Lambert genau so denkt. Und „ein urwüchsiger Zorn“, „tem- 
peramentvolles Wesen“ sind auch Charakteristika des heissblüti- 
gen Franzosen gewesen ; damit wird man nicht operieren dür- 
fen. Dasselbe gilt von cap. 14; es kann von Philipp stammen, 
aber ebenso gut von einem anderen. Uebrigens ist der Hinweis 
F.s auf die Bigamie und die Anfrage des Landgrafen an Luther 
bez. der Polygamie (Enders: Luthers Briefwechsel V Nr. 1116) 
nicht recht am Platze. Um Polygamie handelt es sich in. der 
Bestimmung der reformatio überhaupt nicht, auch nicht um Bi- 
gamie im Sinne eines Nebeneinander von zwei Frauen, wie 
das bei Philipp später der Fall war, sondern um Treulosigkeit 
ddes Ehegatten, der aus irgend einem Grunde seine Gattin ver- 
lässt (ohne weiteren Verkehr mit ihr!) und sich an eine andere 
hängt (si quis verbi dei autoritate non solutus a priore uxore 
illam deseruerit et aliam duxerit, communione privetur 8. 97). 
Es schweben die Probleme vor, wie sie mit Aufhebung der 
geistlichen Jurisdiktion für die jungen Reformationskirchen in 
causis matrimonialibus auftreten mussten und aufgetreten sind. 
Wer sollte die Ehesachen regeln? Die reformatio hat eine be- 


Beichte in Hessen im Mittelalter schliessen dürfen, wie sie auch anderweitig 
üblich war, vgl. Realenzyklopädie f. prot. Theologie ? Bd. 2, 537. 
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stimmte Behörde nicht im Auge, sie redet, ganz entsprechend der 
Neuheit der Verhältnisse, zunächst von der autoritas verbi dei! 
und weist dann auf den Rat des episcopus und der visitatores. 
Die Dinge haben sich dann in Hessen so entwickelt, dass Statt- 
halter und Räte in Marburg die Ehesachen regelten unter Zu- 
ziehung von Adam Kraft, bis dann — das spreche ich einst- 
weilen als Vermutung aus — die Einsetzung der Superintenden- 
ten Aenderung brachte. Im Marburger Archive befinden sich 
(Abteilung matrimonialia) noch eine ganze Reihe Anfragen bez. 
Ehesachen, die gerade den in der reformatio vorgesehenen Fall 
behandeln: Verlassen der prior uxor durch Wegzug oder aus 
anderen Gründen und Verheiratung mit einer andern. Etwas 
spezifisch Hessisches liegt nicht vor, Sachsen z. B. hat dieselben 
Schwierigkeiten gehabt. 

Von cap. 15, 19, 21, 23 „und nun gar 26“ sagt F.: „sie 
tragen Ucberschriften, die einer mittelalterlichen Dissertation 
Ehre gemacht hätten, die aber Philipps einfachem Sinne sicher 
widerstrebt haben“ (S. 55). Das ist ein subjektives Urteil, das 
erst dann beweiskräftig werden könnte, wenn eine genaue Stil- 
untersuchung geboten würde. Cap. 15 lautet: de conventibus 
hebdomadarıis et qui in eos admittendi, cap. 19: de electionibus 
et depositionibus tam electorum synoti quam visitatorum, quae 
infra tempus synoti sunt, cap. 21: de ordinatione ministrorum 
ecclesiae per orationem et manuum impositionem, cap. 23: de 
episcoporum electione, ordinatione, provisione et aliis, quae ad 
eos spectant, cap. 26: de non ambiendo primatu et de ordine 
ministrorum et quod faciles omnes in domino sint - ich gestehe, 
von „mittelalterlichem Dissertationsstile“* nichts entdecken zu kön- 
nen; der Stil ist gewiss kein klassischer, aber hat Landgraf Phi- 
lipp ein so feines Stilgefühl besessen, dass jene Ueberschriften 
ihm „sicher widerstrebt haben“ müssen? Die Hauptsache ist 


! Vgl. auch im folgenden: si qui graves casus matrimoniales incide- 
rınt, solo dei verbo definiantur. 
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doch wohl die Verständlichkeit und die Präzision der Ueberschrif- 
ten, die aber sind da. An anderer Stelle (S. 37) verzichtet F. 
auf stilistische Argumentationen, sie hätten auch hier unterblei- 
ben müssen. 

In cap. 18—22 beanstandet F. „die unlogische Reihenfolge 
der Kapitel“ (S. 60), das 19. hätte im 18. Platz finden oder 
hinter das 22. gestellt werden müssen*. „Das 20. Kapitel gehört 
an den Schluss der Wahlkapitel, und darnach erst hätten die 
Ördinationsbestimmungen zu kommen. Die Aufeinanderfolge der 
Kapitel wäre dann nach Materien diese gewesen: Landessynode, 
Visitatoren, Ordination“. Die Ueberschriften der Kapitel lau- 
ten: de anniversaria synodo. De electionibus et depositionibus 
tam electorum synodi quam visitatorum, quae infra tempus synodi 
sunt. Qua ratione procedendum in electionibus. De ordinatione 
ministrorum ecclesiae per orationem et manuum impositionem. 
De visitatoribus eorumque ministerio. Was ist da unlogisch ? 
cap. 18 handelt von der Konstituierung der Synode und ihrer 
(seschäftsordnung — ein abgeschlossenes Ganzes. Cap. 19 
fasst eventuelle Ergänzungswahlen ins Auge (quae infra 
tempus synodi sunt hat den Ton, vgl. im Texte: infra 
sequentem synodum!), gehört also aufs Engste zu 
den Bestimmungen über die Konstituierung. Cap. 20 handelt 
dann von den Wahlen im allgemeinen (universae elec- 
tiones heisst es im Text!), muss also den Spezialbestimmungen 
voraufgehen, nicht folgen. cap. 21 handelt von der Ordi- 
nation im allgemeinen (omnium ministrorum steht im 
Text!). Erst jetzt, nach Erledigung des Allgemeinen, kommt das 
Besondere: visitatores (cap. 22), episcopi (cap. 23), diaconi (cap. 
24) etc. Ich wiederhole: Was ist da unlogisch ? 

In cap. 23 findet F. den häufigen Gebrauch des Wortes 
parochia auffällig, der nur noch an drei weiteren Stellen in der 
Reformatio vorkomme (S. 62). Aber das hat seinen guten Grund. 
Parochia ist, wie F. (S. 64) selbst sagt, der Verwaltungs- 
sprengel. An jenen vier Stellen aber handelt es sich nur um 
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Verwaltungsangelegenheiten (vgl. cap. 15 die Kon- 
stitıierung der ecclesia in der parochia, cap. 23 und 24 die unio 
parochiarum, cap. 25 die Armenversorgung in der Parochie gegen- 
über den peregrini egeni). Dass im übrigen innerhalb der ganzen 
reformatio ecelesia „nicht nur für die Gemeinde, sondern auch 
für den Kirchenverwaltungssprengel (parochia)* gebraucht werde 
(S. 64), trifft nicht zu. Ecclesia ist, wofern nicht das Kirchen- 
gebäude (z. B. S. 88 Z. 5) oder die Gesamtheit aller Gläubi- 
gen (z. B. S. 97 Z.3) gemeint ist, stets die Kultusgemeinde, die 
(vgl. cap. 15 f.) das zu ihrem Wesen Notwendige selbständig 
regelt, nicht der Verwaltungssprengel. Dass die reformatio eccle- 
sia und parochia wohl zu scheiden weiss, zeigt die F. entgangene 
Stelle in cap. 9!. Hier heisst es: alle pseudotempla sollen von 
der Obrigkeit zerstört oder in alios usus communitati utiles ver- 
wandelt werden, et solae domusparochialesseu ec- 
clesiarum maneant (S. 9). In der domus, dem (Haupt-) 
Kirchengebäude, berühren sich parochia und ecclesia, sie ist 
Mittelpunkt des Verwaltungssprengels wie der Gemeinde, darum 
hıer das Nebeneinander parochiales seu eeclesiarum. 

An allen diesen Punkten versagt somit F.’s Versuch einer 
(Jucllenscheidung der Reformatio. 

Doch es sind, trotzdem sie im Zusammenhange der F.schen 
Darstellung grössere Bedeutung beanspruchen, zunächst Aussen- 
forts, die wir erobert haben. Die Stärke der F.schen Position 
liegt in der Behauptung einer verfassungsrechtlichen Discrepanz 
in den Ausführungen der reformatio, sowie in dem Aufbringen 
einer Relation des Kanzlers Vigelius von 1629, die urkundlich 
(lie Existenz eines Vorentwurfs der reformatio dokumentieren soll. 

F. will ein „demokratisch-psephokratisches“ und „aristokra- 
tisches* Verfassungselement unterscheiden (S. 44, die Formulie- 
rung nach K. Köhler, Hess. Kirchenverfassung), d. h. praktisch, 
er fragt und sieht mit Recht darin die „Kardinalfrage* (S. 27): 


ı NB.: cap9 ist, mit F. zu reden, ein „philippistisches“ cap! 
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„wie kamen die Verfassungsbestimmungen der cap. 15 ff. der re- 
formatio in diese hinein, und haben sie hier Existenzberechtigung“ ? 
F. weist diese cap. Lambert zu und versteht sie im Anschluss 
an Ritschl und Rieker dogmengeschichtlich als ein franziskani- 
sches Verfassungsideal.e. Der Versuch eines Beweises aus den 

sonstigen Schriften Lamberts vor und nach der reformatio wird 
“nicht gebracht, wie er übrigens von F.s Vorgängern auch nicht 
gebracht worden ist, obwohl diese Aufgabe doch dringend not- 
wendig wäre! Doch verdient Heraushebung, dass F. bei dem 
Franziskanertum Lamberts nicht stehen bleibt, vielmehr — aller- 
dings nur sub rosa, in Anmerkung — eine gewisse Beeinflussung 
Laniberts durch Luther zugestelit. Es soll „eine gewisse Aehn- 
lichkeit zwischen den rechtsfähigen Gemeinden der reformatio 
und Luthers Idealgemeinden bestehen“ (S. 31 Anm.), es werden 
„freilich mehr negative“ Beziehungen zwischen Luthers deutscher 
Messe und der reformatio konzediert (8. 51), Lambert soll jene 
missverstanden haben (ebd. und S. 77 Anm.), aber Grundge- 
danke F.s ist: „die Neubildung der hessischen Kirche kann nicht 
mit Luthers Idee von der „Auskristallisierung reiner Gemeinden 
aus dem empirischen Kirchen- und Volkstum“ in Zusammenhang 
gebracht werden, da die Reformatio alles Bestehende und histo- 
risch Gewordene in ihren Verfassungsbestimmungen einfach ne- 
siert“ (S. 31 Anm.). Das soll oftenbar besagen: die Verfassungs- 
bestimmungen der Reformatio sind auf evangelischem Boden et- 
was grundsätzlich Neues. 

Die Prüfung dieser Frage bedingt eine Erörterung der kir- 
chenrechtlichen Anschauungen Luthers. F. ım Anschluss an 
Rieker sieht die genuin Luthersche Anschauung in denı „aristo- 
kratischen“ Verfassungselement wiedergegeben, genauer in der 
Konstituierung der Landeskirche unter landesfürstlicher Leitung, 
er redet daher von einem „philippinisch-lutherischen“ Be- 
standteil der reformatio. In seiner Dissertation „Luther und die 
Kirchenverfassung der reformatio ecclesiarum Hassiae von 1526* 
(1894, F. verweist wiederholt auf sie) hat F. sehr eingehend die 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 2. 15 
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Verfassungsgedanken Luthers erörtert. 

Es ist m. E. zum Verständnis des Lutherschen Kirchenbe- 
sriffes unbedingt ein streng historisches Vorgehen unter Respek- 
tierung eventueller akuter Situationen erforderlich. Weder Rieker 
noch F. verfahren so. Rieker verheisst zwar (8. 55 seines Buches: 
die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutschlands 
ein historisches Vorgehen, aber nach einer kurzen Erörterung 
der Lutherschen Schrift „von weltlicher Obrigkeit“ etc. über- 
rumpelt er uns mit der Frage: „In welchen Schriften entwickelt 
denn Luther am klarsten und offensten die Grundgedanken der 
Retormation? Das sind, wie jedermann weiss, seine drei grossen 
Schriften vom Jahre 1520“ (a. a. O. S. 61); von da aus ge- 
winnt er dann leicht die Beweisgrundlage für seine These von 
der Lutherischen Landeskirche. Aber trotz des: „wie jedermann 
weiss“ liegt hier eine petitio principi vor, es steht erst zu be- 
weisen, ob in der Schrift „an den christlichen Adel deutscher 
Nation“ wirklich „am klarsten und offensten“ Luthers Kirchen- 
begriff niedergelegt ist, ob nicht vielmehr sie aus bestimmter Si- 
tuation heraus verstanden werden muss. Die Lösung kann nur 
die historische Untersuchung geben. 

Und da wird zunächst hervorgehoben werden müssen, dass 
Luthers neuer Kirchenbegrifft mit dem Kirchenrechtganz 
und garnichts zutun hat. Er gehört der Sphäre des 
Glaubens an, nicht der des Rechtes. Luther negiert die Iden- 
tifizierung der Kirche mit einer rechtlich verfassten Gemein- 
schaft, wie sie in der römischen Kirche vorlag. Die Kirche ist 
eine geistige Gemeinschaft der an Christus Glaubenden, geleitet 
und gelenkt von ihm. Er ist das Haupt, sie die Glieder, beide 
zusammen sind das corpus Christi. Als solche geistige Grösse 
sprengt die Kirche jede rechtliche Limitierung; es gibt Christen 
auch unter Heiden und Türken, nicht nur in der Papstkirche. 
So entspricht es dem für Luther grundlegenden Glaubensprin- 
zipe, das keinerlei äusseren Zwang duldet ’. 


1 Die Belege hier und in ff. für Lths. Kirchenbegriff s. bei J. Köstlin: 
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Aber Luther legt Wert darauf, dass diese seine Kirche als 
geistige Grösse „sichtbar“ ist, und damit tritt die erste Kompli- 
kation auf. Der Gläubige sieht sie mit seinen Sinnen, wie sie 
erkennbar ist an Wort und Sakramenten — aber nur er sieht 
sie. So ist die Kirche sichtbar und unsichtbar zugleich, beides 
in gleichem Umfange, beidemal die gleiche Grösse, nur von ver- 
schiedenem Gesichtspunkte aus betrachtet. Es steht nicht so, 
als wenn aus dem grösseren Kreise der sichtbaren organisierten 
(Gremeinschaft sich ein kleinerer, nur Gott bekannter Kreis von 
auserwählten Gläubigen heraushöbe. Das ist Zwinglisch, aber 
nicht Lutherisch. 

Mit alle dem befinden wir uns noch in der Glaubenssphäre ; 
von irgendwelcher (rechtlichen) Kirchenorganisation ist gar keine 
Rede. Aber die Frage ist doch noch ungelöst: wie verhält sich 
denn der Organismus, den man als solchen (als rechtlich ver- 
fasste Organisation) gemeinhin Kirche nennt, zu der Kirche als 
(semeinschaft der Gläubigen? Luther legt auf diese Verhältnis- 
bestimmung keinen Wert, der Nachdruck fällt für ıhn darauf, 
dass die Kirche sich nicht mit dem römischen Rechtsorganismus 
deckt und nicht als konzentrischer Kreis aus einem sichtbaren 
Organismus heraushebt, da sie vielmehr selbst die grösste Peri- 
pherie hat — sein Interesse ist also hier durchaus negierend. 
Aber die organisierte Kirche ist nun einmal da, irgend ein Ver- 
hältnis zur Kirche als Glaubensgemeinschaft muss also da sein. 
Es ist sehr charakteristisch, dass erst durch den Gegner genö- 
tigt Luther sich hierüber äussert; es ist zuerst geschehen in der 
bekannten Stelle gegen Alveld. Luther unterscheidet hier die 


„geistliche, innerliche Christenheit* — und das ist „die natür- 
lich, eigentlich, rechte wesentliche Christenheit* = die Kirche 
im einzig berechtigten Sinne! — und die „leibliche äusserliche 


Lths. Lehre von der Kirche 186%, J. Gottschick in Zeitschr. f Kirchengesch. 
Bd. 8, 345 f., E. Rietschel in Theol. Studien und Kritiken Bd. 73, 404 ff. 

ı „Auf diese Weis red die h. Schrift von der h. Kirchen und Christen- 
heit und hat keine andere Weis zu reden.“ (EA. 27, 101.) 
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Christenheit“. Beide kann man nicht — wie etwa zwei konzen- 
trische Kreise — von einander trennen („nit, dass wir sie von 
einander scheiden wollen“), sondern sie haben gleichsam gleiche 
Peripherie, aber verschiedene Gesichtspunkte und verschiedene 
Struktur („sondern zugleich als wenn ich von einem Menschen 
rede und ihn nach der Seelen ein geistlichen, nach dem Leil 
ein leiblichen Menschen nenne“). Da sie gleiche Peripherie haben, 
wird die äussere Christenheit immer Glieder der inneren enthal- 
ten, die man aber nur sieht, wenn man gleichsam die Glaubens- 
brille aufsetzt („so bleibet sie doch nimmer ohn Etlich, die auclı 
daneben wahrhaftige Christen sein“). DerStrukturnach 
aber fälltalles, wasnach Rechtsorganisation 
schmeckt, auf dıe äussere Christenheit. „Diese 
C'hristenheit wird durchs geistlich Recht und Prälaten in der 
Christenheit regiert. Hierein gehören alle Päpste, Cardinal, 
Bischof, Prälaten, Priester, Mönch, Nonnen und alle, die im 
äusserlichen Wesen für Christen gehalten werden, sie sein wahr- 
haftig grundlich Christen oder nit.“ Man kann also auf den 
Lutherschen Kirchenbegriff mit voller Berechtigung die Sohm- 
sche Formulierung anwenden: „das Kirchenrecht steht im Wider- 
spruch zum Wesen der Kirche“, hat mit ihr ganz und gar nichts 
zu tun. 

Diese Gedankengänge sind für das Verständnis der Schritt 
„an den christlichen Adel deutscher Nation“ scharf im Auge zu 
behalten. Die Schrift ist nur wenige Wochen von der gegen 
Alveld getrennt. In ihr gibt Luther eine grandiose Reorganisa- 
tion der „äusseren CUhristenheit“. Nurum diese 
handelt es sich, streng genommen hat diese Schrift also 
mit Luthers Kirchenbegriff gar nichts zu tun. 
Luther hatte die „äussere Christenheit*, da sie im Papsttum 


und seinen Organen — diese nennt er ja auch in der Schrift 
vegen Alveld s. 0. — ihm entgegentrat, bisher geringschätzig 


behandelt; nun aber häuften sich im Sommer 1520 Schlag auf 
Schlag die Sympatliekundgebungen der Ritter und Humanisten für 
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Luther'!, die Hoffnung auf „Kaiser Karl, das junge, edle Blut“ 
packt auch ihn, er sieht, dass die weltliche äussere Christen- 
heit, die ihm Alveld gegenüber unter den Sammelbegriff „alle, die 
im äusserlichen Wesen für Christen gehalten werden“ gefallen 
war, etwas wert ist, dass sie zu Unrecht vom Papsttum verge- 
waltigt wird — daher seine machtvolle Neuorganisation, die den 
Standesunterschied in einen Funktionsunterschied umwandelt. Die 
Einzelheiten sind bekannt, es kommt uns hier darauf an, zu be- 
tonen, dass die von Luther programmatisch reorganisierte christ- 
liche Gesellschaft die „äussere Christenheit“ ist; auch was über 
Pfarrerbestellung u. dgl. gesagt wird, fällt hierhin, der Pfarrer 
ist „Amtmann in der Christenheit“, d. h. der äusserlich 
organisierten Christenheit. 

Aber nun könnte man folgern: da die „Kirche“ nur Glau- 
bensgemeinschaft ist, ohne rechtliche Organisation, so ist das 
normale Programm für eine rechtliche Kirchenorganisation 
in der Schrift an den christlichen Adel niedergelegt. Das käme 
auf Riekers Anschauung hinaus. Diese Folgerung ist unabweis- 
lich, wenn Luthers „Kirchen“begriff in der geistigen Glaubens- 
sphäre geblieben ist. Das aber ist nicht der Fall, er ist viel- 
mehr auch organisatorisch geworden, heruntergestiegen in die 
allgemein-sinnliche (nicht nur fürden Gläubigen sicht- 
bare) Sphäre. Damit ist eine weitere Komplikation geschaften. 

Dass Luther zu dieser Versinnlichung der „Kirche“ kommen 
konnte, erklärt sich leicht aus ihrer Sichtbarkeit und der Beto- 
nung des Gemeinschaftscharakters. Mit Vorliebe, um seinen Con- 
nex mit der Urkirche darzutun, hat Luther die „Kirche“ als 
communio sanctorum gefasst und diese Gemeinschaft gedeutet 
sowohl als einen Gemeinschaftsverkehr der Gläubigen, als auch 
als Gremeinschaft „an den heiligen Dingen“, Taufe, Abendmahl, 
Liebesübung *. Die letztere Gedankenreihe drängte gleichsam 


ı Den Einzelnachweis s. in meinem Buche: Lths. Schrift an den christ- 
lichen Adel etc. (1895) S. 254 ff. 

®2 Den Nachweis s. in meinem Buche: Lth. und die Kirchengeschichte I 
(1900) S. 76 ff. 
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von selbst dahin, dass nun diese Gemeinschaftschristen sich auch 
wirklich zu einer Gemeinschaft des Brotbrechens und der Liebes- 
übung zusammenschlossen. Es begreift sich auch, dass der Ge- 
danke an eine solche Gemeinschaftsbildung erst dann deutlich 
hervortreten musste, als man an eine Neuorganisation der „äus- 
seren Christenheit“ ging, d.h. seit 1523; vorher stand der Ge- 
gensatz gegen die römische Identifizierung von Kirche = hier- 
archisch verfasste Papstkirche im Vordergrunde des Interesses, 
drängte von Organisation ab und zwang zur Betonung der Un- 
sichtbarkeit der „Kirche“. 

Immerhin iistdamalsschonderGedanke andie 
BildungeinergläubigenGemeinschaftinLuther 
lebendiggewesen. In dem sermo de virtute excommuni- 
cationis von 1518 heisst es!: Est autem fidelium communio duplex 
una interna et spiritualis, alia externa et corporalis. Spiritualis est 
una fides, spes, caritas in deum. Corporalis est participatio eorun- 
dem sacramentorum, id est signorum fidei, spei, caritatis, quae ta- 
men ulterius extenditur usque ad communionem rerum, usus, col- 
loquii, habitationis, aliarumque corporalium conversationun. 
Diese communio corporalis ist die sichtbare gläubige Geniein- 
schaft, wenn sie auch Luther, infolge des Gegensatzes lediglich 
zur communio spititualis, nicht deutlich abgrenzt gegen die „äus- 
sere Christenheit“; es schwebt ihm doch eine Gemeinschaft vor, 
die Sakramentsgemeinschaft und Liebesgemeinschaft ist, in der 
auch der Bann — das zeigt die weitere Erörterung a. a. 0. — 
ausgeübt wird, mehr aber auch nicht, und die um deswillen nicht 
mit der „äusseren Christenheit“ identisch sein kann, wenn auch 
auf die Heraushebung des Unterschiedes nicht reflektiert ist. 
Diese Reflexion hat Luther erst in den bekannten Aeusserungen 
der Gründonnerstagspredigt 1523 und der deutschen Messe von 
1526? angestellt. Hier wird die Sammlung der rechten, ernsten 


ı Auf diese Stelle macht E. Rietschel a. a. O. S.411 aufmerksam, ohne 
sie freilich richtig auszunützen. 
® Vgl. Köstlin-Kawerau: M. Luther I 523 II 17 £. 
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Christen deutlich unterschieden von dem Gottesdienst „in den 
Kirchen fur allem Volk, darunter viel sind, die noch nicht glau- 
ben oder Christen sind“, d. h. von der äusseren Christenheit. Die 
durch solche Sammlung entstehende Gemeinschaft ist gedacht als Sa- 
kramentsgemeinschaft („hie kund man auch ein kurze feine Weise mit 
der Taufe und Sakrament halten“), Liebes- und Gebetsgemeinschaft 
(„alles aufs Wort und Gebet und dieLiebe richten‘), die für ihre Ar- 
men sorgt („hie kund man auch ein gemeine Almosen den Christen 
auflegen“), ihren eigenen Katechismus hat („hie musste man einen 
guten, kurzen Katechismum haben“), und durch den Bann sich rein 
erhält („die so sich nicht christlich hielten, strafen bessern, ausstos- 
sen oder in den Bann tun nach der Regel Christi Matthı. 18°. 
Luther hat gehofft, durch die Kirchenvisitation zur Bildung sol- 
cher Gemeinschaften zu gelangen, auch in der Festpostille 1527 
entwirft er in diesem Sinne das Bild „einer christlichen Gemeinde, 
eines geistlichen Regimentes“. „Das christliche Regiment ver- 
sorget die Leute beide, an Leib und Seele, dass keiner kein Man- 
gel hat.... Das ist ein recht fein Bild und Exempel und wäre 
wohl gut, dass man es noch also anfıng“ !. 

Im Zusammenhange der Lutherschen Gedankenentwicklung 
konımt dieser Idee der G&emeinschaftsbildung mehr Wert zu, als 
einer flüchtigen Konzeption oder einem in der Luft schweben- 
den Ideale. Wir werden vielmehr sagen müssen: so sicher Lu- 
ther die unsichtbar-sichtbare „Kirche“ höher steht als die „äus- 
sere Christenheit“, so sicher auch die jener entsprechende (ob- 
wohl nie mit ihr gleichgesetzte!) Gemeinschaftsbildung Hier 
haben wir die genuine Form Lutherscher Kirchen- 
organisation, besser: Gemeindeorganisation, denn es 
sind einzelne Gemeinden ernster, gläubiger Christen, die sich 
selbst nach christlichen Normen regieren, mit der Obrigkeit aber 
nichts zu schaffen haben. Es ist daher die Organisation dieser 
(semeinschaften, so gewiss wır sie hente als Kirchenrecht empfin- 


ı BE. A. 15°, 168; den Hinweis auf diese Stelle verdanke ich Herrn Prof. 
Drews. 
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den, doch von Luther ganz und gar nicht als Recht empfun- 
den und gedacht. Denn das Recht gehört der natürlichen Sphäre 
an, in jenen Gemeinschaften aber wird regiert nach den über- 
natürlichen Offenbarungsnormen des Urchristentums, es ist „ein 
geistlich Regiment“. Mit den Wiedertäufern hat diese Lu- 
thersche Gedankenwelt von Haus aus nichts zu schaffen, schon 
um deswillen nicht, weil sie vor der Wiedertäuferei sich auf- 
gebaut hat. Allerdings haben dann die Wiedertäufer und Sek- 
tierer späterhin, als Luther auf die Sammlung ernster Christen 
verzichten musste, die landesherrlich verwaltete Kirche sich bil- 
dete und jene verfolgte, auf jene gut Lutherischen Gedanken 
zurückgegriffen, wie sie das in anderen Punkten auch getan 
haben. 

Lutlier hat auf die Sammlung der Gläubigen zu christlicher 
Kultus- und Liebesgemeinschaft verzichtet, weil er „die rechten 
Leute dazu nicht hatte“. Das Gebilde war zu fein, als dass es 
sich hätte realisieren lassen, die Ausartung der Freiheit zur Zü- 
gellosigkeit, wie er sie in Wittenberg bei dem ersten Versuche 
der Selbstkonstituierung einer evangelischen Gemeinde an dem 
Bildersturme der Radıkalen erleben musste, schreckte zurück, 
die Einleitung zur formula missae von 1523 bezeugt das’. Auch 
die Honiberger Kirchenordnung hat Luther abgelehnt; weil hier 
mit Zwang von oben herunter aufoktroyiert wurde, was sich spon- 
tan von innen heraus entwickeln musste, wenn es existenzberech- 
tist sein sollte. Zwangsrecht hat in der Liebesgemeinschaft kei- 
nen Platz. Geblieben aber ıst für Luther das Drinsen auf Glau- 
bens- und Liebesgemeinschaft auch in der landeskirchlichen, obrig- 
keitlich gelenkten Gemeinde; in LuthersGemeindeideal 
lebt sein „Kirchen“*idealnachMöglichkeit fort. 
Als Beweis sei die Leisniger Kastenordnung von 1523 genannt. 
Die lier organisierte „eingepfarte versamlunge* ist die „äus- 
sere Christenheit“. „Die kirchliche (remeinde tritt zugleich un- 


! Vgl. Sehling a. a. O. S. 4. 


Köhler, Entstehung der reformatio ecclesiarum Hassiae v. 1526. 219 


geteilt als bürgerliche auf“ !, Aber es ist eine „bruderliche ver- 
einigunge in allen iren obgeschrieben artikeln, stucken und punc- 
ten nicht anders dann alleine zu der ehre gottes und liebe des 
eben christen menschen“ ?, und die Einzelartikel bestätigen das. 

Von hier aus nun werden wir an die Reformatio ecclesia- 
rum Hassiıae herangehen müssen. Halten wir jenes Neben- 
einander bei Luther von Ordnung „äusserer Christenheit“ 
und der Bildung christlich-brüderlicher Glaubens- und Liebes- 
semeinschaften fest im Auge, so zwingt uns nichts zur Zuwen- 
dung der zwei verschiedenen Verfassungsnormen an zwei ver- 
schiedene Personen oder Kreise („lambertisch—philippistisch“ nachı 
Friedrich), sodass eine innere Zerrissenheit zu konstatieren wäre, 
sondern wir müssen sagen: in der Reformatio eccle- 
tiarum Hassiae liegt eine Verknüpfung der 
beiden Lutherschen Verfassungsformen vor 
zu einer dem praktischen Bedürfnisse ange- 
passten Einheit. Was Friedrich als „philippistisch® 
bezeichnet, ist die Organisation der „äusseren Christenheit“, die 
berüchtigten „lambertinischen“ cap. 15 ff. aber entsprechen der 
Bildung der Glaubensgemeinschaften. Gehen wir an den Beweis: 

Es kann kaum Zweifel unterliegen — Friedrich selbst lenkt 
ja ein, s. 0.89.211 —, dass die Verfassung cap. 15 fl. der refor- 
matio in ihren wesentlichen Bestandteilen? eine Ueberführung 
der von Luther in der „deutschen Messe“ von 1526 ausgespro- 
chenen Gedanken der Bildung einer gläubigen Gemeinschaft in 
die Praxis ist!. Die reformatio verweist in einem früheren Ka- 
pitel (cap. 28.85 2.6 v. u. bei F.) auf jene Lutherschrift, Lamı- 
bert stand unter Luthers Einfluss. Die von F. in seiner Disser- 
tation gebrachten Gegengründe sind nicht stichhaltig. Wenn 


ı Köstlin-Kawerau I S. 550. 

? Sehling: K.O. I 604. 

® Auf etwaige sonstige Quellen (Bucer u. a.) gehe ich hier nicht ein, 
da sie nur Nebenpunkte betreffen. 

* So auch Rieker a. a. O0. S. 75. 
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F. (a. a. 0.8.6) sagt: „Luthers Kirchenbegriff ist kein Rechtsbegrif, 
seine Kirche kann nicht rechtlich verfasst, kann nicht Subjekt oder 
Objekt von Rechten sein; anders dieKirche der reformatio. Zwar ist 
auch sie die „Versammlung der Gläubigen“, aber nicht der Gläu- 
bigen im Sinne Luthers....., in der reformatio ist vielmehr 
die Kirche die Versammlung derer, welche für Gläubige von 
den Menschen gehalten werden und solche sein wollen* —, so 
halten wir entgegen: Fr. zieht einen an sich richtigen Kirchen- 
begriff Luthers an unrichtiger Stelle heran; nicht jene sichtbar- 
unsichtbare congregatio fidelium steht hier zu Diskussion, sondern 
die sichtbare gläubige (semeinschaft, in der man infolge der per- 
sönlichen Namenseinzeichnung (die hat ja die reformatio auch!) 
die Gläubigen kennt. Es ist auch im Sinne der reformatio 
nicht der Kirchenbegrift der cap. 15 fl. „einRechtsbegriff- 
(Fr. a.a O.S. 10). Wir freilich nennen diesen Organismus eine 
Rechtsverfassung, aber im Sinne der reformatio ist er eine Gemein- 
schaft des Glaubens und der Liebe. Seine Funktionen, vor allem 
die Ausübung des Bannes, ruhen auf göttlichen Geboten, auf 
Ofttenbarung — genau wie bei Luther!. Auf den Bann hatte ja 
Luther ın der „deutschen Messe“ ausdrücklich hingewiesen, und 
die Bezeichnung der Ausgeschiedenen als falsı fratres und eth- 
nicl ist nur Konsequenz der Lutherworte: „in dieserordnunge kund 
man die, so sich nicht christlich hielten... .. ausstossen oder 
in den bann thun nach der regel Christi Matth. 18*. 
Dort aber heisst es (V 17): „höret er die Gemeine nicht, so halte 
ihn als einen Heiden und Zöllner“ Ganz Lutherschen 
Intentionen entsprechend ist es, wenn das Wort Gottes „das einzige 
in der Hessischen Kirche geltende Gesetz* (F. a. a. O. S. 20) 
sein soll. 

Die aber in der reformatio dem Fürsten zugeschriebenen Be- 
fugnisse — nach F. „philippistischer* Bestandteil — entsprechen 
zunächst den Organisationsgedanken Luthers von der „äusseren Chri- 


ı Vgl. cap. 15 S. 100 Z. 7 der Hinweis auf die leges dei; S. 99 Z. 4 
v. u. dafür, dass die Gemeinschaft Abendmahlsgemeinschaft ist. 
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stenheit*. Es ist sehr deutlich im Auge zu behalten, dass die dem 
JLaandgraten zugewiesenen Funktionen zunächst nicht im Sinne Lu- 
thers und der reformatio „kirchliche“, d.h. die congregatio fidelium 
betrefiende sind, sondern iura publica, öffentliche, die Gesellschaft, 
die für die damalige Zeit ohne weiteres eine christliche ist, ange- 
hende Befugnisse. Wenn z. B. in cap. 7 der Fürst das Recht 
zum Erlass eines Fasttages erhält, so wird doch deutlich betont, 
dass es sich um eine res ad bonum publicum necessaria 
handelt (S. 91 S. 22), also eine Angelegenheit der „äusseren Chri- 
stenheit“. Dieselbe trititt allerdings auch die „Kirche“, da ja 
auch sıe zu fasten wünscht, zudem trotz ihrer Besonderheit auch 
ein Stück der Gesellschaft ist !; daher denn der Rat, der Fürst 
möge handeln, cum aliquo ecclesiarum consilio et assensu. Ebenso 
ist es durchaus folgerichtig und keineswegs „mit der Selbstherr- 
lichkeit der Gemeinden schlechterdings nicht in Einklang“ (F. 
S. 62), wenn das Recht der Zusammenlegung der Kirchenspren- 
gel zu einer Pfarrei dem Fürsten zeitlich unbeschränkt zugewie- 
sen wird. Denn hier handelt es sich um einen rechtlichen 
Akt, um Kırchenrecht im vollem Sinne, das ist aber Sache 
der „äusseren Christenheit“, damit hat die congregatio fidelium 
nichts zu schatten, denn: ecclesia in nullis externis sita est (S. 100 
Z. 17). 

Natürlich hat es sich bei der Herübernahme der Luther- 
schen Grundgedanken in die reformatio nicht um eine schema- 
tische Kopie gehandelt?. Das wird schon ausgeschlossen durch 
las Skizzenhafte der Lutherschen Gedanken auf der einen Seite, 
die über den theoretischen Entwurf nicht hbinauskonımen, die 
durchweg praktische Bedeutung der reformatio auf der anderen 
Seite, die nichts Geringeres als die kirchliche Neuorganisation 
eines ganzen Landes bezweckt. Diese Stellung vor einer bestimm- 


ı Vgl. oben S. 214 Lths. Worte: „die äussere Christenheit bleibet nin- 
mer ohn Etliche, die auch daneben wahrhaftige Christen sein.* 

?2 Insofern kann ich Fr. beistimmen bez. der Differenz zwischen Lthı. 
und der reformatio. 
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ten geschichtlichen Situation hat Fr. zwar nicht ganz übersehen 
(vgl. S. 43), aber viel zu wenig gewürdigt. Aus ihr erklärt sich 
manches von Fr. als unerträgliche juristische Diskrepanz Em- 
pfundene!,. Man hat damals nicht, wie es nach Fr. fast den An- 
schein hat, wohl abgezirkelte kirchenrechtliche Systeme, sei es 
„philippistisch®, sei es „lambertinisch“, vor Augen gehabt, son- 
dern an erster Stelle des Landes Wohlfahrt. Die ganze Vor- 
rechtsstellung des Fürsten erklärt sich letztlich von hier aus; man 
kanı olıne den Landesherrn schlechterdings nichts anfangen, eine 
Entwicklung rein von innen heraus, wie sie ja dem Gedanken 
der Bildung der Glaubensgemeinschaft entsprach, war nicht durch- 
führbar, schon um deswillen nicht, weil hier wie in Sachsen die 
katholische Opposition nicht verschwand. Philipp muss den „Sy- 
nodus“ berufen nach Homberg, Philipp hat die erste Stimme in 
der anniversaria synodus, Philipp kann den Tagungsort der Drei- 
zehn mit den Visitatoren in der Zwischenzeit zwischen den einzelnen 
Synoden bestimmen, Philipp darf den Termin für die Synode 


ändern, Philipp wählt — wenigstens für das erste Jahr — mit 
den electi synodi die Visitatoren, Philipp ernennt — wie- 
derum nur für das erste Jahr — sämtliche episcopi etc. Ich 


kann Fr. völlig darin zustimmen, dass derartiges sich mit Luthers 
(sedanken nicht deckt — um dieser zwangsweisen Einführung 
von oben herunter willen hat er ja die reformatio abgelehnt — 
aber mir erscheint falsch, nun hier eine Quellenscheidung eintre- 
ten zu lassen, wo man vielmehr die praktischen Verhältnisse im 
Auge haben muss. Das Plus, das hier dem Landesherren zu- 
fiillt, erhält übrigens an anderer Stelle die ecclesia als Gläubi- 
gengemeinschaft: ihr steht nach dem ersten Jahre die Pfarrwalıl 
zu, die Luther für seine Konventikel nicht in Aussicht nimmt ?, 
Hier wird man einmal die praktische Weiterbildung der Luther- 
schen Skizze durch die reformatio, sodann die Grundsätze Lu- 


ı Vgl. besonders S. 59 f. 
: Verl. Lths. Schrift: „dass eine christl. Versammlung Macht habe, alle 
Lehre zu urteilen“ 1523. 
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thers vom allgemeinem Priestertum der Gläubigen in Rechnung 
stellen müssen. 

Anstatt aller Quellenscheidung hat man sich gegenüber der 
reformatio zu fragen; sind ihre praktischen Interessen dienenden 
Organisationsformen in dem Nebeneinander von „äusserer Christen- 
heit“ und „Kirche“ ausführbar? Kann darauf mit Ja geantwortet 
werden — und, ich glaube: es kann geschehen'!, — so folgt dar- 
aus die Ablehnung der Notwendigkeit einer Annahme der not- 
dürftig geflickten Zusammensetzung aus zwei sich innerlich aus- 
schliessenden, daher von zwei verschiedenen Personen oder Krei- 
sen stammenden Bestandteilen. Dann erschemt vielmehr die 
Auffassung der reformatio als im einzelnen nach praktischen 
(Gesichtspunkten regulierte Verknüpfung der beiden Tutherschen 
Organisationsformen als das Natürliche. — | 

Aber nun das Manuskript des Vigelius? Haben wir hier 
nicht den urkundlichen Beweis für die von Fr. angenommene 
(uellenscheidung, einen Vorentwurf, der ein Verfassungsideal 
vertritt, in dem die gemeindliche Selbstregierung der cap. 15 tt. 
keine Stelle hat? Offenbar (vgl. S. 67) hat der Fund jenes Be- 
richtes Fr. die früher, gestützt auf Bemerkungen anderer, mehr 
nur empfundene Diskrepanz der reformatio erst präzisieren lassen. 

Zunächst eine Vorfrage: wie haben wir uns bei der An- 
nahme eines Vorentwurfs die Entwicklung der Dinge auf der 
Homberger Synode zu denken ?? Auf den 19. und 20. Oktober 
lädt der Landgraf nach Homberg ein; am 21. Oktober disputiert 
Lambert über die Paradoxa. Inzwischen hat aber schon eine 
sehr verwickelte Verhandlung ihren Anfang genommen. Ein von 
Philipp oder seinen Räten verfasster Vorentwurf hat der Synode 
am 20. Oktober vorgelegen und ist von dieser an demselben Tage 


I! Wobei ich natürlich keineswegs die Schwierigkeiten verkannt haben 
will. Aber man fasse hier das Ganze ins Auge, so wird man die Geniali- 
tät und Geschlossenheit in der Durchdenkung bei dem Entwurfe anerken- 
nen müssen. 


? Vgl. Fr. S. 66 fi. 
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angenommen worden. Dieser — streng „philippistische® — Bestand- 
teil wird nunmehr auf Grund der Ergebnisse des zweiten und 
dritten Tages der Synode von Taambert in seinem Sinne umge- 
arbeitet — streng „lambertinisch“, „demokratisch“, „urchristlich- 
franziıskanisch“ —, er erhält also Bestandteile, die, wie Fr. sehr 
scharf hervorhebt (vgl. S. 67) in unvereinbarem Gegensatze zu 
Philipps Vorentwurf standen! Das so umgearbeitete Werk wird 
an Luther geschickt, nach der Ablehnung durch ihn von Philipp 
und seinen Räten einer nochmaligen Umarbeitung unterzogen, um 
die beute vorliegende Gestalt zu erhalten. An den Quellen hat 
dieser komplizierte Entwicklungsgang keinen Anhalt; doch ist 
larauf kein Nachdruck zu legen, wir sind über die Homberger 
Synode sehr schlecht unterrichtet. Aber man wird doch fragen 
dürfen: wie sonderbar ist bei diesem Hergang das Verhalten 
Philipps?! Er legt einen Vorentwurf vor, lässt ihn dann mit 
„grundverschiedenen*“ Anschauungen und Vorschriften durch- 
setzen, approbiert die seinen Intentionen schnurstracks zuwider- 
laufende Umarbeitung und schickt sie an Luther, dann lässt er 
das Ganze noch einmal wieder ummodeln. Ist das wirklich denk- 
bar? (senügt da die Erklärung: „Versuch eines Kompromisses * 
(Fr. S. 67), wo es sich um „Grundrverschiedenes“ handelt? — 
Immerhin, Wunderlichkeiten wären bei Philipp nicht ganz aus- 
seschlossen, prüfen wir also die Relation des Vigelius selbst. 
Fr. sagt (8.68): „Der in Reinschrift und Konzept vorhan- 
dene Bericht macht einen durchaus zuverlässigen Eindruck. Je- 
dentalls kann man aber aus der genauen Bezeichnung der Ur- 
kunde und ihres Aufbewahrungsortes, sowie aus dem Zusammen- 
hang, in dem sie erwähnt ist, und da der Bericht im übrigen 
nur historisch beglaubigte Tatsachen enthält, schliessen, dass 
Vigelius diese reformatio, wenn ich sie so nennen darf, gesehen 
und gelesen hat, und dass die Titelüberschriften von ihm richtir 
wiedergegeben sind.“ Ich glaube, man wird sich doch etwas 
vorsichtiger ausdrücken müssen. Mir scheint zunächst nur das 
ununmstösslich, dass Vigelius seinen Bericht nicht aus der Luft 
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gegriffen und gefälscht hat, vielmehr auf eine schriftliche Vor- 
lage zurückgeht. Dann aber tauchen bei genauer Prüfung des 
Berichtes allerlei Bedenken auf. Zunächst ist eigenartig das t 
im Anlaut statt d. Vigelius schreibt: tivino, tominica. synoto. 
Das ist eine sprachliche Eigentümlichkeit, die mit Sicherheit der 
Reformationszeit nicht angehört, wohl aber im 17. Jahrhundert 
geläufig ist. Für die historische Kommission von Hessen und 
Waldeck habe ich bereits etwa 3—400 Aktenstücke zur hessischen 
Reformationsgeschichte für den Druck vorbereitet, nicht ein ein- 
ziges Mal begegnet diese Spracheigentümlichkeit. Hingegen wohl 
in den im Darmstädter Archive befindlichen Pietistenakten von 
Ausgange des 17. Jahrhunderts!, ebenso im Texte der reformatio 
nach der Darmstädter Handschrift, die ja aus dem 17. Jahr- 
hundert stammt (vgl. z. B. S. 94 bei Fr. Z. 11 oppiti, 105 fi. 
synoti, synotus u. ö.). Daraus aber folgt, dass Vigelius eine 
diplomatisch getreue Abschrift seiner Vorlage, die 
dem 16. Jahrhundert zweifellos angehört haben wird?, nicht 
bietet; er benutzt die ihm geläufige (vgl. seine Relation bei Fr. 
S. 125 ff.: eotem tie Z. 11 v. u. und 2 v. u., expetition Z. 4 
v.u., 8 127 Z.4v. u. tisponiren, Z. 1 v. u. ibitem u. 6.) 
Schreibweise. Damit ist ja zunächst über die inhaltlich ge- 
treue Wiedergabe noch nichts gesagt; wir kürzen heute ja auch 
im Interesse der Lesbarkeit an der Konsonantenhäufung alter 
Urkunden und Akten. Aber jene Beobachtung gewinnt an Be- 
deutung angesichts weiterer Argumente zur Erschütterung des 
Vertrauens auf die exakte Zuverlässigkeit des Vigeliusschen Be- 
richtes. 

Fr. schliesst auf richtige Wiedergabe der Titelüberschriften 
bei Vigelius. Aber ihm ist doch aufgefallen (S. 69) die Ueber- 
schrift zu cap. 19 de electione superintendentium et vi- 
sitatorum. Er wirft die Frage auf: „wie kommt das Wort su- 


t Kirchensachen V 2 C 31 fi. 
?2 Ueber eine andere Möglichkeit s. u. 
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perintendens in einen hessischen Kirchenordnungsentwurf von 
1526?“ und antwortet wieder mit einer Frage: „sollte darin nicht 
ein deutlicher Hinweis auf den sächsisch-philippinischen Ursprung 
der reformatio, die Vigelius gesehen hat, zu erblicken sein?... 
Es tut sich uns eine Perspektive auf, die ich nicht im einzelnen 
zu zeichnen brauche. Die Superintendenten und Visitatoren vom 
Landesherrn ernannt! Das fürstliche Kirchenregiment kündigt 
sich an.“ Aber trotz der weiten Perspektive ist das keine Er- 
klärung. Der Gedanke anEinrichtung von Super- 
intendentenin Hessen schon 1526 ist schlech- 
terdings unmöglich. Die Superintendentur ist ın Hessen 
— der aktenmässige Beleg liegt im Marburger Archiv — 1531 
nach sächsischem Vorbilde eingeführt worden, das ja für die hes- 
sische Kirchenorganisation von Anfang an massgebend gewesen 
ist — auch die reformatio von Homberg als Verknüpfung Luther- 
scher Gedanken ist sächsisches Vorbild —, in Sachsen hat 1526 
noch kein Mensch an Superintendenten gedacht, von einem „säch- 
sisch-philippinischen* Ursprung kann also hier keine Rede 
sein, und alle „Perspektive“ hat doch an den Realitäten ıhre Grenze. 
Die Ueberschrift erklärt sich vielmehr sofort bei einem Blick auf 
die Ueberschrift der ganzen reformatio. Hier heisst es: de 
electionibus et depositionibus tam electorum synoti quam visita- 
torum, quae infra tempus synotı sunt. Die Worte: de electioni- 
bus et depositionibus electorum synoti hat Vigelius ersetzt durch 
(de)electione superintendentium. Warum? Er hat die Ueberschrift 
des vorhergehenden Kapitels de anniversaria synoto verstanden von 
der gemäss der Erbeinigung von 1568 alljährlich vorgesehenen 
und bis 1582 auch durchschnittlich alljährlich gehaltenen hessi- 
schen Generalsvnode, und die electi synodi sind ıhm nun 
folgerichtig die Superintendenten, denn sie bilden die General- 
synode, wenn auch „etliche der vornehmsten Prädikanten“, oder 
auch Vertreter der Marburger Universität hinzugezogen werden 
sollten, was aber keineswegs immer geschah. Von einer depositio 
electorum synoti — superintendentium infra tempus synodi weiss 
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Vigelius folgerichtig nichts zu sagen, er lässt sie daher aus. 

Ist diese Erklärung richtig, so folgt daraus zunächst, dass 
Vigelius auch inhaltlich an seiner Vorlage geändert hat, und 
zwar in Anpassung an die Verfassungsverhältnisse seiner Zeit. 
Und sofort drängt sich angesichts dieser Tatsache die Frage auf: 
wenn Vigelius eine so starke Ummmodelung ungescheut vornimmt, 
wenn er sie vornimmt nach der Norm der praktischen Verhältnisse 
seiner Gegenwart, muss dann seine Relation überhaupt auf einen 
Vorentwurf zurückgehen, kann er nicht aus der Gesamtreformatio 
nach praktischen Gesichtspunkten, vielleicht auch mit ein wenig 
subjektiver Willkür, sich einige Kapitelüberschriften ausgewählt 
haben? M.a. W. ist der ganze „Vorentwurf“ nicht 
vielmehr Auszug? 

Vergleichen wir die Ueberschriften insgesamt (s. die Tabelle 
bei Fr. S. 69): cap. 1 sagt die reformatio: de cultu dei vero, 
Vigelius: de cultu tivino. Die Abweichung erklärt sich, da er ja 
nachweislich geändert hat, gut als Vereinfachung, cap. 2 stimmt 
in beiden Versionen überein, cap. 3 hat die reformatio: de eu- 
charistia vel coena dominica, Vigelius nur: de coena tominica. 
OÖtfenbar ıst ihm das in der Reformationszeit sehr gebräuchliche, 
weil an das Urchristentum erinnernde Wort eucharistia unge- 
wohnt, er lässt es aus. Vielleicht darf man zum Beweise heran- 
ziehen einen Traktat des Darmstadter Hofpredigers Heinrich 
Leuchter über das Abendmahl vom Jahre 1607 (Grundfester 
Beweisthumb, dass d. Martin Luther bey seinem Leben im Arti- 
cul vom hochheiligen Abendmal niemals....... Zwinglisch ge- 
wesen sei). Leuchter gebraucht hier in seinen eigenen Worten 
niemals eucharistia, diese Bezeichnung begegnet nur in einem 
Zitate aus der Reformationszeit. Es will auch beachtet sein, 
dass ın den Titeln der von Vilmar in seiner Geschichte des Kon- 
fessionsstandes der evangelischen Kirche in Hessen 8. 306 ff. auf- 
gezählten Schriften zur Einführung der Verbesserungspunkte nie- 
mals von eucharistia die Rede ist, auch nicht bei den lateinischen 
Schriften, wohl aber überaus häufig von „Abendmahl“ und „Brot- 
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brechen“. Cap. 4: non reservandam in armarlis eucharistiam nec 
per plateas etiam infirmorum occasione circumferendam hat Vi- 
gelius wohl ausgelassen, weil es in der Uebergangszeit sehr wich- 
tig, für seine Zeit bedeutungslos war. In cap. 5 hat die Rein- 
schrift des Vigelius hinter oratione ein ratione! eingeschoben, 
das im Konzept fehlt. Hat Vigelius oratione nicht verstanden ? 
Oder liegt ein blosser Schreibfehler, der die drei Silben noch 
einmal schreiben liess, vor? Einen Sinn gibt ratione neben lec- 
tione und canticis nicht, es kann im „Vorentwurf“ nicht gestan- 
den haben. Hinter canticis fehlt bei Vigelius: tam matutinis 
quam vespertinis, aus dem einfachen Grunde, weil es diese Un- 
terscheidung der Matutin- und Vespergottesdienste als alltägliche 
Gottesdienste, wie die reformatio sie vorsah, nicht mehr gab (vgl. 
die Kirchenagende von 1574 in dem Neudruck von 1662, die laut 
Vorwort „in stetem Gebrauch unveränderlich geblieben“, p. 6 fl., 
36 ff.) °. Cap. 6 und 7 (de confessione und de ijeiuniis — das wird 
Vigelius auf die Buss- und Bettage (Agende p. 10) bezogen haben, 
die, wie Pietistenakten zeigen, gerne als Fasttage gehalten wurden 
—) stimmen überein. In cap. 8 fehlt bei Vigelius hinter de festis: et 
commemorationibus — wiederum aus dem einfachen Grunde, weil 
es commemorationes, d. h. Gedenktage der Heiligen (s. S. 93 
Z.3ff. bei Fr.) nicht mehr gab (vgl. die Aufzählung der Feste 
in der Agende p. 8fl.). In cap. 9 ist: exterminandum imagi- 
num et idolorum cultum gekürzt in imaginibus — Bilder gab 
es ja noch, aber keine Heiligenbilder mehr und Marterln u. dgl., wie 
sie die reformatio als idola im Auge hat. Cap. 10 und 11 stim- 
men überein; cap. 10 de superstitiosis benedictionibus hat Vige- 
lius wohl beibehalten, weil darin von einer Empfehlung des Tisch- 
gebetes (Fr. S. 95) die Rede war. Baptismate statt baptismo in 
cap. 1l ist rein formale Aenderung. Schwieriger ist die Frage, 
warum cap. 12: de infirmorum visitatione bei Vigelius felılt? 
Das kann lediglich Zufall sein, die Kirchenagende (p. 198 ff.) ent- 


1 Ss. 69 bei Fr. Druckfehler: natione, vgl. S. 128. 
? Darnach gab es nur Sonntags eine Morgen- und Vesperpredigt. 
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hielt einen besonderen Passus über den Krankenbesuch, aber 
vielleicht lässt sich doch folgendes zur Diskussion stellen: wenn, . 
wie doch wohl wahrscheinlich ist, auch Fr. (8. 67, 68) annimmt, 
Vigelius die einzelnen Abschnitte wirklich gelesen oder auch nur 
überflogen hat, so musste ilım auffallen, dass in der reformatio 
von einem Krankenbesuche durch episcopus und seniores die 
Rede war. Episcopi und seniores aber kannte seine Zeit nicht 
mehr (vgl. zu cap. 23). Cap. 15 de conventibus hebdomadariis 
et qui in eos admittendi, dieses spezifisch „lambertinische“ cap., 
konnte Vigelius nicht gebrauchen; ganz abgesehen von allem 
anderen mochte hier eine Uındeutung und Auswahl des Brauch- 
baren als „reformirt“ empfunden werden, wie man ja bis in die 
Gegenwart hinein das hier vertretene Verfassungsideal als „refor- 
miert“ gedeutet hat!, und sich damit von selbst verbieten. Cap. 
13, 14,16 stimmen in beiden Versionen überein. In cap. 17: de ab- 
solutione resipiscentium ist resipiscentium gestrichen, — lediglich 
um der Kürzung willen, oder weil diese resipiscentes in ihrer 
engen Verknüpfung mit den Ausführungen in cap. 15 in der 
Verfassung des 17. Jahrhunderts keinen Platz mehr hatten? Von 
cap. 18 und 19 ist oben die Rede gewesen. Cap. 20 qua ratione 
procedendum in electionibus passte für des Vigelius Zeit nicht 
mehr, fiel also fort. In cap. 21 de ordinatione ministrorum ec- 
clesiae per orationem et manuuın ? impositionem sind die Worte 
nach ecclesiae gestrichen, vermutlich lediglich als Kürzung selbst- 
verständlicher Ausführlichkeit; Gebet und Handauflegung sah 
auch die damalige hessische Agende vor (vgl. pag. 256 ff... Wenn 
cap. 22 de visitatoribus eorumque ministerio bei Vigelius fehlt, 
so mag es geschehen sein, einmal weil cap. 16 schon von den vi- 
sitatores die Rede war, sodann, weil das cap. 22 vorgesehene 
Visitatorenamt (jährlich 3 Visitatoren) nicht mit dem zu des Vi- 
gelius Zeit von den Superintendenten ausgeübten stimmte (vgl. 


1 So z. B. in Baum-Geyers Kirchengesch. für das christliche Haus im 
Anschluss an Heppe u. a. 
2 Bei Fr. s. 70 Dıiuckfehler: mamum. 
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Agende pag. 308 ff.).. Cap. 23 und 24 fielen fort, weil dort von 
. episcopi die Rede war, deren Gleichsetzung mit den Pfarrern Vi- 
gelius offenbar nicht verstand. Dürfen wir schliessen, dass Vi- 
gelius cap. 25: de diaconis ecclesiarum et pauperum provisione 
fortliess, weil er diese diaconi mit den vorhergehenden gleich- 
setzte, oder weil die vorgesehene Dreizahl nicht mehr stimmte, 
oder aber — und das dürfte das Richtige sein — weil der dia- 
conus für Vigelius und seine Zeit nicht der Armenpfleger, son- 
dern der Hifsgeistliche, der Adjunkt war!? Diaconus als Ar- 
menpfleger schmeckte bedenklich nach reformierter Kirche! Cap. 
26 de non ambiendo primatu et de ordine ministrorum ecclesiae 
et quod faciles omnes in domino sint hatte in seiner Bezugnahnıe 
auf die in der reformatio vorgesehenen Rangstufen, die zu des 
Vigelius Zeit keine Bedeutung hatten, seinen Wert verloren, 
ebenso cap. 27 de ociosis deque vagis et falsis fratribus — hier 
spielten die diaconi als Armenpfleger wieder herein, s. Fr. S. 
118 — und cap. 28 de peregrinis et exulibus fratribus — ein ganz 
auf das Verfassungsideal von cap. 15 zugeschnittenes cap. Bei 
der Auslassung von cap. 29: de universali studio Marpurgensi 
liegt doch der Gedanke sehr nahe, dass Vigelius mit Rücksicht 
auf die gerade damals 1629 erlassene Marburger Pädagogord- 
nung, die das Schulwesen neu regelte ?, verfuhr. Ist das richtig, 
dann mussten auch cap. 30: de scholis® puerorum, cap. 32 pro 
studiosis pauperibus und cap. 33 de benificiatis fallen, da die 
betr. Verfügungen zu enge mit der Marburger Hochschulreor- 
ganisation verknüpft waren®. Mädchenschulen aber sind für diese 
Zeit in Hessen-Darmstadt nur in.Grünberg und Homburg nach- 
weisbar (vgl. Dichl: Die Schulordnungen des Grossherzogtums 


ı Vgl. Belege bei Diehl: Ztschr. f. Kirchenrecht 1899 S. 74 fl., ferner 
K. Köhler: Kirchenrecht der ev. Kirche des Grossh, Hessen S. 17. 

2 Vgl. Diehl: die Schulordnungen des Grossh. Hessen II, 39 ff. 

® Bei Fr. S. 70 Druckfehler: Ictolis. 

ı Vgl. Diehl a. a. O. 52. K. Köhler a. a. 0. 31 zum Beweise dafür, dass 
die Reform von 1629 das gesamte Schulwesen traf. 
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Hessen II 365 und 395), wo sie auf Lokalverhältnisse zurück- 
gehen. Das erklärt vollauf die Auslassung von cap. 31 de scholis 
puellarum. Befremden könnte die Aufnahme von cap. 34: de 
claustris et monachis (Vigelius sagt: monachis es claustris) durch 
den Kanzler. Aber man erinnere sich, dass er „in der geistli- 
chen güter sachen“ (Fr. S. 125) nach Cassel geschickt wurde, da 
war dieses cap. aktuell! 

Ohne Weiteres kann ich zugeben, dass dieser Erklärungs- 
versuch der Kürzungen des Vigelius nicht in allen Punkten gleich 
zwingend ist. Das ist aber auch gar nicht zu verlangen. Hier 
können Willkürlichkeiten und Zufälle mitspielen, die jetzt nicht 
mehr kontrollierbar sind. Gekünstelt wird man die Erklärungen 
nicht finden, manche Punkte, wie das über die diaconi oder die 
neue Marburger Pädagogordnung Gesagte, dürften überzeugen. 
Und die Erklärung des superintendentium in cap. 19 ist unum- 
stösslich! Der Gedanke, der ja immerhin möglich wäre, dass 
schon die Urkunde des Martinsstiftes ein Auszug aus der refor- 
matio, sei es aus früherer oder späterer Zeit, war, den Vigelius, 
abgesehen von cap. 19, getreu kopiert hätte, ist wenig wahr- 
scheinlich. Gerade diese schwerwiegende Aenderung in cap. 19 
zwingt immer wieder zur Annalıme teils bewusster, teils wıllkür- 
licher Manipulationen an des Vigelius Vorlage, die ein getreues 
Exemplar der reformatio gewesen sein wird. 

So zwingt also nichts zur Annahme eines Vorentwurfs, im 
Gegenteil, alles spricht dagegen. Wird aber dieser Eckstein aus 
dem Friedrichschen Gebäude herausgebrochen, so fällt die ganze 
Konstruktion zusammen, da ja die kleineren Stützen sich nicht 
als tragfähig erwiesen. 

Fragen wir: wie ist denn positiv die reformatio entstanden?, 
so wird zunächst geantwortet werden müssen: sie ist ein ein- 
heitliches Werk in dem Sinne, dass von Kompromissen zwi- 
schen divergenten Verfassungsidealen keine Rede ist, vielmehr 
ein einheitlicher auf die Gesamtorganisation der hessischen Kirche 
gerichteter Wille in ihr zum Ausdruck kommt. Ob sie das Werk 
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einer Person ist, steht dahin, Lambert v. Avignon wird her- 
vorragenden Anteil an ihr haben. Nach Lamberts Bericht (vgl. 
Fr. S. 73) ist nach Schluss der Synode eine Kommission zusam- 
mengetreten; sie hat die reformatio festgelegt, sei es durch Kom- 
missionsberatung, sei es durch einfache Annahme der von Lam- 
bert ausgearbeiteten Vorlage. Da sie von der Synode gewählt 
war, hat sie als Organ der Synode das Werk als Werk der Sy- 
node gegeben (falls nicht die Ueberschrift spätere Hinzufügung 
ist)!. Wie und warum dann der trotz allem geniale Entwurf 
dank Luthers Widerspruch nicht zur Ausführung kam, ist be- 
kannt. 


Zusatz. 

Nachträglich fand ich im Marburger Archive (Wiedertäufer Akten des 
Landgrafen Philipp 1531—36) ein Aktenstück, das interessantes Licht auf 
cap. 15 ff. der reformatio wirft. Der Pfarrer zu Wieseck, Herr Gerlach, 
wird 1535 unter dem Verdachte der Wiedertäuferei verhaftet; es stellt sich 
aber heraus, dass er kein Wiedertäufer ist, wohl aber bekennt er: „die 
Kirchordnung belangend wil ime nit zumal gefallen, sondern meint, die 
wormessigen (= Wurmstichigen, s. Lexer: mittelhochdeutsches Wörterbuch 
s. v.) und sonder solten von den sacramenten abgehalten werden und mit 
dem ban verweist, bissolang die cristliche gemein sie widerum annemen 
wurde und die getragne buss vor gnungsam ansehen.* Das entspricht 
ganz den Anschauungen von cap. 15 ff. der reformatio; die Gemeinde ist 
die reine Sakramentsgemeinde, die keinen Sünder unter sich dulden darf. 
Nun aber hören wir weiter, dass Herr Gerlach „ein Zeitlang ... zu Mar- 
purg bei wyland Francisco Lamperto gewesen.“ Offenbar hat er von die- 
sem jene Anschauung, und damit hätten wır den aktenmässigen Beleg, 
nicht nur dafür, dass wie manches andere der Homberger Kirchenordnung, 
so auch das Verfassungsideal von cap. 15 ff. trotz offizieller Ablehnung der 
K.O. seine Spuren in Hessen hinterlassen hat, sondern auch dafür, dass 
cap. 15 f. tatsächlich Lamberts Verfassungsideal wie- 
dergeben. Sie sind in der Tat „lambertinisch“, — natürlich, ohne dass 
damit im Sinne Friedrichs ein Gegensatz zu einem „philippistischen® Quel- 
lenbestandteile gesetzt wäre (s. 0.). 


ı Von dieser Ueberschrift her dürfte Vigelius sein conclusum 20. tie 
octobris anno 1526 an den Schluss gesetzt haben. Oder hat es in seiner 
Vorlage gestanden? Dann in Wiederaufnahme der Ueberschrift. 
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Die Verpflichtung der Geistlichen zur Uebernahme 
der Ortsschulinspektion, insonderheit in Preussen. 


Von 


Pfarrer Spiess in Bottenhorn, 
Kreis Biedenkopf. 


Die Bewegung wider die sogenannte „geistliche Ortsschul- 
aufsicht* ist aus dem Stadium des „Sturmes und Dranges“ in 
das zielsicherer Entschlossenheit getreten. Das erkennt man 
daran, dass sie auch ausserhalb der Lehrerkreise wachsendes 
Verständnis und wachsende Teilnahme findet. Sogar die nächst- 
betroffenen geistlichen Ortsschulinspektoren sind jetzt davon über- 
zeugt, dass nicht Feindschaft wider Religion und Kirche die be- 
kannte Forderung den Lehrern diktiert hat, sondern dass ihr ein 
sehr berechtigtes Wahrheitsmoment inne wohnt. Es fehlt auch 
nicht an solchen, die die Ansicht vertreten, dass die Kirche nichts 
verlöre, wenn die Institution der geistlichen Ortsschulaufsicht 
fortfiele. Die rheinische Geistlichkeit, der das rheinische Kon- 
sistorium vor kurzem eine dahingehende Frage vorgelegt hatte, 
hat sich, soweit bekannt geworden ist, mit überwiegender Mehr- 
heit gegen das Weiterbestehen der Ortsschulinspektion in ihrer 
jetzigen Form ausgesprochen. Und wie sie denken viele Berufs- 
genossen. 

Trotz alledem stelıt der Turm noch völlig unerschüttert, 
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Man kann sogar sagen, dass er heute noch fester steht wie vor 
Jahrzehnten. Es liegt dies an der Haltung, welche die Staats- 
behörde Preussens — wir haben bei unserer Erörterung vorwie- 
gend preussische Verhältnisse im Auge — zu der Frage der 
geistlichen Schulaufsicht einnimmt und die hinlänglich bekannt 
ist. Trotzdem würde dies allein nicht genügen, um diese Ein- 
richtung zu erhalten. Denn es steht der Staatsbehörde eine 
direkte Einwirkung auf die Geistlichen nicht zu. Sie muss sich 
hierzu der Vermittlung der kirchlichen Behörden bedienen. Und 
diese kirchlichen Behörden beider Konfessionen stehen nach wie 
vor auf dem Standpunkte, dass die Beibehaltung der Ortsschul- 
aufsicht ein Segen für die Kirche sei. Und die Geistlichen können 
ihrer gegenteiligen Ansicht nur theoretisch Ausdruck geben. Sie 
praktisch zu betätigen hindert sie die bestehende Verpflichtung 
zur Uebernahme des Schulaufsichtsamtes. 

Dies ist wenigstens die allgemeine Meinung. Die Geistlichen 
fangen an, die Ortsschulaufsicht als eine lästige, schädliche, hem- 
mende Bürde zu empfinden, aber sie sehen keine Möglichkeit 
sich ihrer zu entledigen, weil sie zur Uebernahme des Aufsichts- 
amtes verpflichtet zu sein glauben. Und zwar wird diese Ver- 
pfliehtung nicht als eine moralische, sondern als eine rechtliche 
angesehen. So beschränken sie sich darauf und müssen sich 
auch bei ihrer Auffassung der Sachlage darauf beschränken, die 
kirchlichen Behörden um Aufhebung dieser Verpflichtung anzu- 
gehen, so dass es für die Zukunft jedem einzelnen Geistlichen 
anheimgegeben wäre, die Ortsschulaufsicht anzunehmen oder ab- 
zulehnen. In diesem Falle wären dann die Tage dieser Institu- 
tion voraussichtlich bald gezählt. 

Demnach ist also die für die Geistlichen bestehende Ver- 
pflichtung zur Uebernahme dieses Amtes die eigentliche Schwie- 
rigkeit, die sich der Erfüllung der Lehrerforderungen in den 
Weg legt. Man müsste nun eigentlich annehmen, dass die Frage 
dieser Verpflichtung sonnenklar liege und über jeden Zweifel er- 
haben sei. Und doch ist das gerade Gegenteil der Fall. Man 
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würde sich darüber nicht genug verwundern können, wenn einen 
nicht die tägliche Erfahrung lelırte, dass sich kaum je wieder so 
viel Unklarheit der Grundlagen und Begriffe zusammentindet wie 
in dieser Frage. Und darum möchten wir einmal die Frage auf- 
werfen, wie es denn mit dieser Verpflichtung der Geistlichen zur 
Uebernahme der Ortsschulinspektion eigentlich steht? Wir stützen 
uns dabei allerdings auf einen Spezialfall in einem engbegrenzten 
Gebiete der preussischen Monarchie, in dem dazu noch von früher 
her nicht-preussisches Recht gilt. Aber wenn auch die einzelnen 
Deduktionen nicht alle ohne weiteres auf andere Verhältnisse 
übertragen werden können und von uns keineswegs verallgemei- 
nernde Folgerungen gezogen werden sollen, so wird das Ergeb- 
nis auch über seinen nächsten Bereich hinaus Gültigkeit haben. 
Und wenn die Erörterung dieser Frage an dieser Stelle auch 
nur den Erfolg haben sollte, dass man auch in anderen Teilen 
Preussens die tatsächlichen Verhältnisse prüft und die Frage 
der Verpflichtung klarstellt, dann wäre schon ein bedeutsamer 
Schritt vorwärts getan. 
* . * 

Wir wiederholen zunächst, dass wir unter „Verpflichtung“ 
ausschliesslich die rechtlich- gesetzliche Verpflichtung 
verstehen, ganz gleichgültig in welcher Form sie besteht. Von 
etwaiger moralischer Verpflichtung aber sehen wir völ- 
lig ab und verschaffen uns dadurch den Vorteil, dass wir die 
Frage erörtern können, ohne auf den materiellen Gehalt des 
Problems „Geistliche Schulaufsicht oder nicht?“ eingehen zu 
missen. Dieser Vorteil ist um so erwünschter, als diese Stelle 
nicht der geeignete Ort wäre, um dies Problem aufzurollen. Wir 
verhalten uns also der Frage nach Wert und Bedeutung der 
geistlichen Ortsschulaufsicht gegenüber völlig neutral. Uns 
beschäftigt lediglich die andere Frage: Bestehtin der 
Tatfür die Geistlichen eine rechtlich-gesetz- 
liche Verpflichtung zur Uebernahme der Orts- 
schulinspektion und welcher Art ist. sie? Mit 
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anderen Worten: Können die Geistlichen gezwungen werden, 
das Schulaufsichtsamt anzunehmen oder ist die Annahme Sache 
der freien Entschliessung ? | 

Wir sind in der günstigen Lage, dass unsere Erörterungen 
nicht rein theoretische sind. Die Frage nämlich, die wir hier 
untersuchen wollen, hat vor einiger Zeit sämtliche in Betracht 
kommende Instanzen beschäftigt und ist auf diese Weise völlig 
zum Austrag gekommen. Und das Ergebnis hat vor anderen, 
auf theoretischem Wege gewonnenen den Vorzug, sich auf amt- 
liche Kundgebungen zu stützen und demnach authentisch zu sein. 
Anlässlich der Weigerung eines Geistlichen nämlich, das ihm 
übertragene Aufsichtsamt über eine öffentliche Volksschule an- 
zunehmen, war die Frage, ob er wider seinen Willen dazu ge- 
zwungen werden könne, in höchstem Grade aktuell und forderte 
eine klare, befriedigende Beantwortung. 

Zunächst müssen wir uns für unsere folgenden Ausführungen 
eine feste Grundlage schaffen, indem wir in Kürze die Institution 
der Ortsschulaufsicht geschichtlich betrachten. Dabei ergibt sich 
ohne weiteres, dass mit dieser Institution eine einschneidende 
Wandlung vorgegangen ist, dass diese Wandlung aber heute in 
praxi fast vollkommen ignoriert wird. Zum Beweis hierfür diene 
eine kurze historische Skizze. 

Ein Schulaufsichtsamt, wie wir es heute kennen, ausgeübt 
durch einen ad hoc damit beauftragten staatlichen Beamten, hat 
es vor dem Jahre 1872, d. h. also vor dem Kulturkampf, nicht 
gegeben. Vor dieser Zeit werden die Verhältnisse wohl überall 
ziemlich ähnlich gelegen haben; es gab eine örtliche Instanz, 
Schulvorstand oder ähnlich genannt, zu dem der Geistliche und 
der Ortsvorsteher ex officio gehörten; zwei oder mehr weitere 
Mitglieder wurden hinzugewälllt oder von der Aufsichtsbehörde 
auf Vorschlag ernannt. Diesem Schulvorstand lag alles ob, was 
die Fürsorge für das Schulwesen von einer lokalen Behörde ir- 
gendwie fordert. Er hatte zum Teil sehr weitgehende Befug- 
nisse, z. B. hinsichtlich der Urlaubserteiluing an Schüler und 
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Lehrer. Was aber für uns hier am meisten in Betracht kommt: 
erstand unter Aufsicht derKonsistorien oder 
sonstiger kirchlicher Behörden. Denn die Auf- 
sicht über das Schulwesen war durchaus eine kirchliche 
Funktion, genau so wie die Aufsicht über das Kirchenwesen. 
Darum war der Geistliche auch ex officio Mitglied des Schul- 
vorstandes. Darum wareraberauch verpflichtet, 
sichan derAufsichtüber dasSchulwesenzu be- 
teiligen. Es war das einfach ein Teil seiner 
geistlichen Amtstätigkeit, sogut wie etwa Konfirman- 
denunterricht oder Seelsorge. Sich der Aufsichtstätigkeit über 
das Schulwesen zu entziehen, konnte ihm gar nichtin 
den Sinn kommen; denn ebensoguthätteersich 
weigern können, des Sonntags zu predigen oder 
Kinder zutaufen. Eines wäre ebenso absurd gewesen wie 
das andere. Er hätte müssen aufhören Geistlicher zu sein, wenn 
er sich der Aufsichtstätigkeit über die Schule entledigen wollte. 
Nur gleichzeitig mit dem Pfarramt konnte er 
aufdas Schulaufsichtsamt verzichten. 

Nun haben sich diese Verhältnisse total geändert, und 
zwar durch die Gesetzgebung während des Kulturkampfes. Die 
Motive dieser Gesetzgebung gehen uns hier nichts an; uns in- 
teressiert nur die durch sie geschaffene Rechtslage. Das Gesetz, 
welches hier in Betracht kommt, ıst das vom 11. März 1872, 
dessen wichtigste Bestimmung in & 1 lautet: 

„Unter Aufhebung aller in einzelnen Landesteilen entge- 
„genstehenden Bestimmungen steht die Aufsicht über alle öf- 
„fentlichen und Privat-Unterrichts- und Erziehungs-Änstalten 
„dem Staate zu.“ 

„Demgemäss handeln alle mit dieser Aufsicht betrauten 
„Behörden und Beamten im Auftrage des Staates.“ 

Es wird dann noch weiter bestimmt, dass die Ernennung 
der Aufsichtsbeamten dem Staate allein zusteht; die „den Ge- 
meinden und ihren Organen zustehende Teilnahme an der Schul- 
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aufsicht bleibt durch dieses Gesetz unberührt.“ Hiernach 
ist die Rechtslage so klar und zweifellos, wie nur wünschens- 
wert; und alle die herrschende Unklarheit und Unsicherheit 
konmit lediglich daher, dass man diese durchgreifende Verän- 
derung und Umwälzung der Rechtslage theoretisch und praktisch 
— ignoriert und einfach so tut, als beständen noch diesel- 
ben Verhältnisse wie vor dem Gesetz vom 11. März 1872. 

Die erste Aenderung, welche durch jenes Gesetz eingetreten 
ist, ıst de, dass es eine völligneuelnstitution 
schuf: den Schulinspektor. Es ist keineswegs so, dass der 
Schulaufsichtsbeanite einfach anstelle des früheren Schulvorstan- 
des getreten wäre und dessen Funktionen übernommen hätte. 
Das Gesetz erklärt ausdrücklich, dass „die den Gemeinden und 
ihren Organen zustehende Teilnahme an der Schulaufsicht von 
diesem Gesetz unberührt bleiben.“ Mit anderen Worten: 
die Einrichtung des Schulvorstandes bleibt 
unverändert bestehen; daneben trittnun aber 
eine neuelnstitution: der staatlicheSchulauf- 
sichtsbeamte. Beide bestehen von nun ab unabhängig von 
einander nebeneinander weiter. 

Hier setzt nun aber schon die Verwirrung ein: anstatt diese 
beiden Institutionen, kommunalen Schulvorstand und staatlichen 
Schulinspektor, so scharf wie möglich zu scheiden, wirft man sie 
fortwährend durcheinander. Ja, die Unklarheit mag so weit 
gehen, dass man von der Existenz dieser beiden, von einander 
getrennten und unabhängigen Institutionen nicht einmal etwas 
weiss, sondern des guten Glaubens lebt, es seien nur verschie- 
dene Namen für dieselbe Sache. 

Die zweite einschneidende Aenderung ist die, dass die Schul- 
aufsicht aufgehört hat, eine kirchliche Funktion 
zu sein; sieisteine Funktion der Staatsbehör- 
den geworden. Den Gemeinden ist ihre Teilnahme an 
der Schulaufsicht ungeschmälert geblieben, und insofern der 
Geistliche als das geistige Oberhaupt der Gemeinde nach wie 
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vor dem Schulvorstand angehört, sind auch die Rechte der Kirche 
an die Schule vollkommen gewahrt. Die eigentlichen Schulauf- 
sichtsbeamten aber sind Staatsbeamte. Der Unterschied ist sehr 
tiefgreifend. War bis dahin die Schulaufsicht eine kirchliche 
Funktion und ein integrierender Bestandteil des geistlichen Am- 
tes, so ist sie jetzt von der Kirche vollständig los- 
gelöst. Demnach ist der Ausdruck „geistliche Schulaufsicht“ 
eigentlich ein Anachronismus; ja ein Nonsens; eine „geistliche 
Schulaufsicht* wie man sie gewöhnlich versteht, hat es weder 
früher gegeben noch gibt es sie jetzt. Früher war der Geist- 
liche Mitglied des Schulvorstandes und ex officio mit der Schul- 
aufsicht betraut; es gab also eine „kirchliche“ Schulauf- 
sicht, von der Kirche durch ihre Organe ausgeübt; heute gibt 
es nur staatliche Schulaufsichtsbeamte, die vom 
Staat ernannt in staatlichem Auftrag ihre Aufsichtstätigkeit aus- 
üben. Eine „geistliche Schulaufsicht“ aber kennt das Ge- 
setz nicht. Der Ausdruck kann nur den Sinn haben, dass 
die staatliche Schulaufsicht von Personen ausgeübt wird, die im 
Hauptberuf Geistliche sind. Auf keinen Fall aber kann er be- 
deuten, dass es eine amtliche Funktion der Geistlichen als sol- 
cher wäre, die Schulaufsicht auszuüben. Was ihnen an Schul- 
aufsicht zusteht, das üben sie — soweit nicht ausschliesslich der 
Religionsunterricht in Betracht kommt, für dessen Beauf- 
sichtigung besondere Bestimmungen bestehen — 
als Mitglieder des Schulvorstandes aus. Das das staatliche Schul- 
aufsichtsamt schaffende Gesetz vom 11. Mai 1872 aber kennt 
den Begriff „geistliche Schulaufsicht“ nicht. 

Die Schulaufsicht ist ein staatliches Amt geworden, ver- 
gleichbar etwa dem Standesamt. Wie dieses auch in der Regel 
durch Personen im Nebenamt ausgeübt wird, so auch das Schul- 
aufsichtsamt. Und so wenig zwischen Standesamt und geistlichem 
Amt Beziehungen irgendwelcher Art bestehen, sowenig im Prinzip 
auch zwischen Pfarramt und Schulaufsichtsamt. Beide haben 
nichts miteinander zu tun, prinzipiell nicht; nur dass sie meistens 
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durch Personalunion verbunden sind. Aber das ist ein ganz 
äusserlicher Zusammenhang. Im Prinzip sind sie so scharf wie 
möglich geschieden: das eine ein kirchliches, das andre ein staat- 
liches Amt. 

Diese veränderte Sachlage kommt auch in der Praxis auf 
eine sehr deutliche Art zum Ausdruck: das Schulaufsichtsamt 
wird den Geistlichen ausdrücklich durch ein Dekret von der 
Staatsregierung übertragen. Man sollte denken, dass allein hier- 
durch die Sachlage so grell wie denkbar beleuchtet werde. Kommt 
doch auf diese Weise die prinzipielle Verschiebung zum unwi- 
derleglichen und auch eigentlich nicht zu übersehenden Ausdruck, 
die inzwischen eingetreten ist: früher ex offiio an der Schul- 
aufsicht beteiligt, bedarf der Geistliche jetzt erst eines besonderen 
staatlichen Auftrags, um die Schulaufsicht, wie sie das Gesetz 
vom 11. März 1872 geschaffen hat, ausüben zu können. Frei- 
lich bietet die Praxis oft ein anderes Bild. Geistliche üben ohne 
staatlichen Auftrag die Schulaufsicht aus und glauben in gutem 
Recht zu sein. Und sıe tun es nicht heimlich, sondern bezeich- 
nen sich ganz offen im Verkehr mit Kreisschulinspektoren und 
Regierung als „Ortsschulinspektoren“, ohne je dazu ernannt zu 
sein. Es ist das eine Folge der in dieser Frage herrschenden, 
oft ganz unglaublichen Unklarheit. Man hat keine Ahnung da- 
von, dass unsere jetzige Ortsschulinspektion eine ganz neue Ein- 
richtung ist, die erst durch das wiederholt genannte Gesetz ge- 
schaffen ist, und zu deren Ausübung man durchaus, wie das Ge- 
setz ausdrücklich verlangt, eines staatlichen direkten Auftrags 
bedarf. 

Indessen ändert das an der prinzipiellen Beurteilung der 
Sache nichts; und auch in der Praxis werden solche Vorkomm- 
nisse zu den Ausnalımen gehören. Eine andere Tatsache ist ein 
weiteres Symptom der veränderten Lage: die Tatsache nämlich, 
dass es eine Reihe von Geistlichen gibt, die nicht zugleich staat- 
liche Schulaufsichtsbeamte sind. Namentlich gilt dies da, wo 
mehrklassige Schulsysteme bestehen. Hier wird das staatliche 
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Schulaufsichtsamt in der Regel dem ältesten Lehrer übertragen. 
Ein weiterer Beweis also — falls es dessen noch bedürfte — 
dafür, dass das staatlicheSchulaufsichtsamt und 
das geistliche Amt keinerlei inneren, organi- 
schen Zusammenhang miteinander haben der- 
art, dass sie notwendig in einer Person vereinigt sein müssten. 

Wenn wir diese geschichtlich-prinzipiellen Ausführungen zu- 
sammenfassen, können wir folgendes feststellen : das heutige staat- 
liche Schulaufsichtsamt ist eine moderne Schöpfung, ins Leben ge- 
rufen durch das Gesetz vom 11. März 1872. Es hat mit dem 
kirchlichen Pfarramt nicht nur keinen inneren, organischen Zu- 
sammenhang, sondern ist scharf von ihm geschieden und als ein 
rein staatliches Amt gesetzlich festgelegt. 

Da die Unklarheit über Charakter und Bedeutung des staat- 
lichen Schulaufsichtsamtes so gross ist, so sei, was schon einmal 
angedeutet wurde, hier noch einmal erwähnt: das Schulaufsichts- 
amt hat eine treffliche Parallele im Standesamt. Auch das Stan- 
desamt ist in weiten Kreisen früher ein kirchliches Amt gewesen, 
in engster Verbindung mit dem Pfarramt. Jetzt ist es vom 
Pfarramt getrennt ein rein staatliches Amt geworden und nie- 
mand denkt daran, es wieder mit dem geistlichen Amt in Be- 
ziehung zu setzen. Ganz genau so liegt aber die Sache mit dem 
staatlichen Schulaufsichtsamt. Und ehe man über dieses eine 
Behauptung aufstellt, untersuche man, ob sich vom Standesamt 
dasselbe behaupten lässt. Ist dies nicht der Fall, dann ist die 
Behauptung auch hinsichtlich des Schulaufsichtsamtes falsch. 

Wir haben uns nunmehr den Boden bereitet, um jetzt die 
Frage aufwerfen zu können: Wie steht es mit der angeblichen 
Verpflichtung der Geistlichen zur Uebernahme des Schulaufsichts- 
amtes? A priori, d. h. auf grund unserer historisch-prinzipiellen 
Ausführungen wird man eine solche Verptlichtung leugnen müssen. 
Sie lässt sich weder prinzipiell noch sachlich begründen. Das 
Gesetz vom 11. März 1872 enthält keine Bestimmung darüber, 
dass die Schulaufsicht von Geistlichen ausgeübt werden müsse. 
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Im Gegenteil! Sollte das Gesetz doch gerade dazu dienen, der 
Kirche die Aufsicht über das Schulwesen abzunehmen! Wie 
würde sich mit dieser Tendenz die Verpflichtung der Geistlichen 
zur Uehernahme des Schulaufsichtsamtes reimen? Man kann doch 
ruhig sagen, dass die sogenannte „geistliche Schulaufsicht“, d. h. 
die Ausübung des staatlichen Schulaufsichtsamtes durch Beamte 
der Kirche, zumal in ihrer heutigen Ausdehnung, dem Gesetz 
vom 11. März 1872, welches das staatliche Aufsichtsamt schuf, 
direkt zuwiderläuft. Also von hier aus lässt sich eine 
Verpflichtung der Geistlichen nicht begründen. 

Und ist, aufs Allgemeine gesehen, die Existenz einer der- 
artigen Verpflichtung nicht überaus unwahrschemlich? Vor Er- 
lass des obigen (sesetzes kann sie nicht bestanden haben, weil 
es damals das jetzige Schulaufsichtsamt noch gar nicht gab. Sie 
müsste also erst seit 1872 entstanden sein. Auf welche Weise 
aber könnte sie entstanden sein? Entweder durch eine gesetz- 
liche Bestimmung. Aehnlich wie z. B. das Gesetz jedem Staats- 
bürger — mit gewissen, im Gesetz selbst zum Ausdruck ge- 
brachten Einschränkungen — die Pflicht auferlegt, das Amt 
eines Vormundes oder Geschworenen oder ein kommunales Ehren- 
amt anzunehmen, könnte auch durch ein Gesetz die Bestimmung 
getroffen sein, dass jeder Geistliche, dem die Staatsregierung das 
Amt eines staatlichen Schulaufsichtsbeamten übertragen will, ver- 
pflichtet ist, dies anzunehmen. Diese Möglichkeit wäre theore- 
tisch denkbar, wenn man auch dagegen einwenden könnte, dass 
die Regierung auf diese Weise das Gesetz, das eigens zur Schaffung 
einer staatlichen Institution für Schulaufsicht erlassen ist, 
auf Umwegen wieder auflöbe und die Schulaufsicht wiederum 
der Kirche und deren Organen übertrage. In Wirklichkeit exi- 
stiert in Preussen nirgends eine derartige gesetzliche Bestimmung 
und damit entfällt auch diese Möglichkeit, die Verpflichtung der 
Geistlichen rechtlich zu begründen. 

Es bliebe demnach nur noch der Weg administrativer Ver- 
ordnung. Die Verptlichtung der Geistlichen wäre dann dadurch 
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zustande gekommen, dass ihre vorgesetzte kirchliche Behörde 
ihnen durch eine generelle Verordnung diese Pflicht auferlegte. 
Hier erheben sich aber sofort zwei gewichtige Einwände. Ein- 
mal ist doch die Kompetenz einer jeden Behörde gesetzlich be- 
grenzt. Sie kann nicht über alles und jedes rechtsgültige Ver- 
fügungen erlassen. Es ist ihr ein genau umgrenzter Wirkungs- 
kreis zugewiesen, innerhalb dessen sie selbständige Verfügungen 
treffen kann. Aber selbst innerhalb ihres Wirkungskreises herrscht 
sie nicht unumschränkt. Es sind gewisse Richtlinien gezogen, 
die sie zu beachten hat; etwa schon vorhandene gesetzliche 
Regelungen einer Materie sind zu respektieren; nur da, wo noch 
keine endgültigen Festsetzungen getroffen sind, stelit ihr das 
Recht, Entscheidungen ergehen zu lassen, zu; aber auch hierbei 
darf die gesetzliche Grundlage nicht verlassen und die Kompe- 
tenz nicht überschritten werden. Man sieht, dass die Grenzen, 
innerhalb deren sie sich einigermassen frei bewegen kann, ziem- 
lich eng gezogen sind. Und mit Rücksicht hierauf wird man die 
Frage: „Kann eine kirchliche Behörde die ihr unterstellten 
Geistlichen zur Uebernahme eines staatlichen Amtes zwingen ?* 
rundweg verneinen müssen. Auch ohne dass man etwa die 
allerhöchsten Verordnungen und gesetzlichen Bestimmungen, 
welche die Kompetenzen und Befugnisse der kirchlichen Behör- 
den regeln, einzeln heranzieht und untersucht, ergibt sich schon 
aus dem Begriff der kirchlichen Behörden, dass ihnen ein derar- 
tiger Eingriff in staatliches Gebiet in keiner Weise möglich sein 
kann. Und eine Untersuchung der Verordnungen über die Kom- 
petenzen kirchlicher Behörden bestätigt dies durchaus. Be- 
schränken wir uns auf preussisches Gebiet, so käme hier zu- 
nächst die „Dienst-Instruktion für die Provin- 
zıal-Konsistorien vom 23. Oktober 1817 in Be- 
tracht. Hiernach umfasst der Wirkungskreis der Konsistorien 
die folgenden Punkte: 

Sorge für Einrichtung von Synoden, Aufsicht über die vor- 
handenen, Prüfung der Synodalbeschlüsse. 
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Aufsicht über den Gottesdienst im allgemeinen, insbesondere 
in dogmatischer und liturgischer Beziehung. 

Die Prüfung der Kandidaten. 

Vorschlag wegen der anzustellenden Superintendenten und 
sonstigen geistlichen Oberen und deren Einführung. 

Aufsicht über die geistlichen Seminarien und Anstellung 
der Lehrer bei denselben. 

Aufsicht über de Amts- und moralischeFührung 
der Geistlichen. 

Einleitung des Strafverfahrens gegen diejenigen Beamten des 
öffentlichen Gottesdienstes, welche bei Führung ihres Amtes gegen 
die liturgischen und rein kirchlichen Anordnungen 
verstossen. 

Suspension der Geistlichen vom Dienst und Antrag auf deren 
Remotion, ausser bei gemeinen Vergehen. 

Erteilung von Konzessionen und Dispensationen. 

Anordnung kirchlicher Feste, ingleichen der Buss- und Bet- 
tage und die Bestimmung der Texte für die bei solchen Gele- 
genheiten zu haltenden Predigten. 

Eine durch Kabinettsordre vom 31. Dezember 
1825 verfügte Abänderung dieser Dienst-Instruktion betrifft 
lediglich Stellenbesetzungen, Stolgebühren, Erledigung von Su- 
perintendenturen und Zusammenziehung von Parochien, sowie 
Umpfarrung von Ortschaften. 

Die Regelung gewisser Angelegenheiten hatte sich bis dahin 
die Staatsregierung noch vorbehalten. Nachdem aber auch diese 
Geschäfte nach und nach zunächst durch die „Verordnung 
vom 27. Juni 1845, die Ressortverhältnisse der 
Provinzialbehörden für das evangelische Kir- 
chenwesen betreffend“ und für die neuen Provinzen 
durch das „gesetz vom 6. April1878, betreffend 
dieevangelischeKirchenverfassunginderPro- 
vinz Schleswig-Holstein und in dem Amtsbe- 
zırk des Konsistoriums zu Wiesbaden“ und eine 
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nachfolgende „Allerhöchste Verordnung vom 9. Juni 
1879“, auf die Konsistorien übergegangen sind, umfasst deren 
Wirkungskreis nunmehr die folgenden Gegenstände: 

1. Sorge für die Errichtung der evangelischen Synoden, 
Prüfung, Berichtigung und Bestätigung der Synodalbeschlüsse. 

2. Aufsicht über den Gottesdienst im allgemeinen, insbeson- 
dere in dogmatischer und liturgischer Beziehung, Aufsicht über 
den Religionsunterricht, den Gebrauch von Lehrbüchern, Kate- 
chismen, Gesangbüchern. 

3. Prüfung der Kandidaten, Aufsicht über sie; Verwendung 
der Kandidaten zu geistlicher Amtshilfe; auch die Aufsicht und 
Vorsorge für die Bildung des geistlichen Standes auf allen vor- 
bereitenden Stufen, soweit dieselben nicht den öffentlichen Un- 
terrichts- und Lehranstalten anvertraut ist. 

4. Bestätigung der von Patronen berufenen Geistlichen. 

5. Berufung zu denjenigen geistlichen Stellen, über welche 
dem Landesherrn das Patronatsrecht zusteht. 

6. Einleitung wegen der Wiederbesetzung erledigter Super- 
intendenturen und der Antrag auf Ernennung. 

7. Die Anordnung der Ordination, Vereidigung und Ein- 
führung der bestätigten evangelischen Geistlichen in das geistliche 
Amt. | 

8. Die Aufsicht und Disziplin über sämtliche evangelische 
Geistliche, sowohlinbetreffihrergeistlichenAmts- 
führung als auch in Beziehung aufLeben und 
Wandel. 

9. Die Urlaubserteilung an Geistliche, mit der Massgabe, 
dass ... ein längerer Urlaub nur vom Konsistorium gegeben wer- 
den kann. 

10. Die Erteilung der Heiratskonsense für Geistliche. 

ll. Die Bewilligung ausserordentlicher Unterstützungen und 
Gratifikationen an hilfsbedürftige und würdige Geistliche aus den 
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12. Der Antrag auf Erteilung von Orden und Auszeich- 
nungen für Geistliche. 

13. Die Festsetzung von freiwilligen und unfreiwilligen Emeri- 
tierungen und die Bestimmung des dem Emeritus als Ruhegehalt 
verbleibenden Anteils an den Einkünften der Stelle. 

14. Die Bestimmung und Anweisung des Anteils an den 
Einkünften der Stelle, welche im Falle einer Amtssuspension 
dem seiner Funktionen enthobenen Geistlichen verbleibt, und 
die Anordnung der erforderlichen Stellvertretung. 

15. Die Festsetzung der Dauer des Sterbequartals und der 
Gnadenzeit, soweit die gesetzliche Regelung nicht bereits ander- 
weitig vorgesehen ist; die Anordnung der Vertretung während 
der Vakanz und die Festsetzung der aus den Einkünften der 
Stelle zu entnehmenden Vertretungskosten. 

16. Die Anstellung von Hilfsgeistlichen, sowie die Fest- 
setzung der denselben zu bewilligenden Remunerationen. 

17. Die Entscheidung von Anfragen und Beschwerden in 
Beziehung auf die pfarramtlichen Handlungen der 
Geistlichen, z. B. wegen Aufgebots und Trauung, Konfirmation. 

18. Die Festsetzung der Stolgebühren für Geistliche und 
Kirchendiener, wo solche bestehen; die Entscheidung über des- 
fallsıge Beschwerden. 

19. Die Entscheidung von Streitigkeiten über den Umfang 
von Parochialberechtigungen. 

20. Die Berufung und Bestätigung derjenigen weltlichen 
Kirchenbedienten, welche nicht vom Kirchenvorstand gewählt 
worden sind, sowie die Aufsicht über deren Dienstführung und 
sittliches Verhalten und die Disziplin über dieselben. 

21. Die Genehmigung zur Benutzung der Kirche und an- 
derer, dem Gottesdienst gewidmeter Gegenstände zu anderen, 
als den stiftungsmässigen Zwecken, sowie die Aufsicht und Ge- 
nehmigung bei Ausschmückungen der Kirchen mit Altarorna- 
menten, Gemälden u. s. w., soweit nicht der Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten sich die letztere Genehmigung vorbehalten 
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hat (Erlass des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten vom 
1. September 1884). 

22. Die Anordnung kirchlicher Feste. 

23. Die Einweihung von Kirchen, Kirchhöfen und anderen 
zum kirchlichen Gebrauche bestimmten Räumlichkeiten, soweit 
eine solche üblich ist. 

24. DieErteilung aller Arten von kirchlichen Dispensationen. 

25. Die Aufrechterhaltung der Kirchenzucht innerhalb 
derdurchdieLandesgesetzebestimmten Grenzen. 

26. Die Anordnung besonderer Kirchenvisitationen und die 
Erteilung von Visitationsbescheiden. 

27. Die Beaufsichtigung der Pfarr- und Dekanatsregistra- 
turen. 

28. Die Veränderung bestehender, sowie die Bildung neuer 
Pfarrbezirke nach Massgabe der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung vom 11. Juli 1877. 

29. Die Beaufsichtigung der Jahreskonferenzen und der 
Lesezirkel der Geistlichen. 

30. Die Aufsicht auf das Kirchen- und Pfarr-Vermögen. 

31. Die Festsetzung und Aufsicht auf die Berichtigung der 
über dasselbe aufgestellten Inventarien. 

32. Der Erlass von besonderen Verwaltungsvorschriften be- 
züglich des kirchlichen Vermögens und die Genehmigung der 
darüber aufzustellenden Einnahme- und Ausgabe-Etats. 

33. Die Erlaubnis zur Erhebung von Kirchensteuern für die 
einzelnen Kirchengemeinden. Doch können die Beschlüsse über 
Umlagen auf die Gemeindeglieder erst dann vollstreckt werden, 
wenn sie von derStaatsbehörde für vollstreck- 
bar erklärt worden sind (Gesetz vom 6. April 1878, 
Artikel 3 und 15)!. 

34. Entscheidung über Unterschleife von Zahlungspflichtigen 
bei Entrichtung von Abgaben zu kirchlichen Zwecken. 

35. Die Erlaubnis zur Prozessführung für die Kirchenge- 


ı Diese Materie ist neuerdings erneut gesetzlich geregelt worden. 
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meinden und alle anderen kirchlichen Fondsverwaltungen (Gre- 
setz vom 6. April 1878, Art. 34). 

36. Die Gestattung der Aufnahme von Passivkapitalien, 
unter Genehmigung der Staatsbehörde, wenn die 
Anleihe nicht aus der Einnahme derselben Voranschlagsperiode 
zurückerstattet werden kann, sowie der Verwendung nicht wieder 
anzulegender Aktivkapitalien (Gesetz vom 6. April 1878, Ar- 
tikel 32). 

37. Die Genehmigung von Holzfällungen in den zu den 
Kirchen und Pfarreien gehörigen Waldungen und Verwendung 
des Holzes. 

38. Die Genehmigung aller Neubauten und Reparaturen an 
Kirchen- und Pfarr-Gebäuden, deren Kosten den Betrag von 
250 Mark übersteigen (Gesetz vom 6. April 1878, Artikel 33, 
pos. 5). | 
39. Die Gestattung der Annahme von Vermächtnissen und 
Schenkungen an kirchliche oder geistliche Fonds, nach Massgabe 
des Gesetzes vom 23. Februar 1870 betr. Genehmigung zu 
Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen, sowie zur Ueber- 
tragung von unbeweglichen Gegenständen an Korporationen und 
andere juristische Personen. 

40. Festsetzung der vom Kirchenrechner zu stellenden Kaution. 

41. Die Festsetzung der Prozente der Kirchenrechner, wenn 
dieselben 2 Prozent der Einnahme überschreiten. 

42. Die obere Verwaltung des Witwen- und Waisenfonds 
der Geistlichen, die Beurteilung des von der betreffenden Kom- 
mission jährlich darüber aufgestellten Etats und dessen Voll- 
ziehung nach erfolgter Festsetzung durch die Provinzialsynode !. 

43. Die Zustimmung zu der von der Provinzialsynode auf- 
gestellten Matrikel für die Beiträge der Kreissynodalkassen zur 
Provinzialsynodalkasse ?, 


ı Kirchen-Gemeinde- und Synodal-Ordnung $ 72, pos. 6. 
? I[bidem 8 77. 
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44. Die Genehmigung des Etats der Kreissynodalkassen !. 

45. Die Kontrolle über alle kirchlichen Kassen, welche es 
durch Visitationen derselben an Ort und Stelle ausüben kann. 

46. Die Prüfung aller Kirchen- und Pfarrfondsrechnungen, 
sowie der Synodalkassen-Rechnungen. 

47. Im Einvernehmen mit derStaatsbehörde 
— dem Regierungspräsidenten — ist das Konsistorium befugt, 
bei der Weigerung der Gemeindeorgane zur Aufnahme gesetz- 
licher Leistungen in den Etat, die Eintragung dorthin selbst zu 
bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen deshalb zu 
treffen (Gesetz vom 6. April 1878, Artikel 35, Absatz 2). 

Abgesehen von belanglosen, nebensächlichen provinziellen 
Besonderheiten, wird mit der Aufzählung der angeführten Punkte 
der Wirkungskreis der kirchlichen Behörden vollständig um- 
schrieben sein. Es erwies sich als notwendig, hier diese detail- 
lierte Aufzählung zu geben, weil es kein allgemein zugängliches 
Werk gibt, welches sie in erschöpfender Zusammenstellung böte 
und auf das man hätte verweisen können. Und auf der anderen 
Seite war es durchaus nötig, den gesamten Wirkungskreis zu 
umschreiben und die Befugnisse vollständig aufzuzählen, um die 
Möglichkeit zu geben, unsere Behauptung zu kontrollieren. Ohne 
dies aber würde der Beweis nicht schlüssig werden, sondern an 
einem sehr wichtigen Punkt in der Luft schweben. Nachdem 
wir aber so das gesamte Material zusammengebracht haben, kann 
unsere Behauptung nachgeprüft werden. Und diese Behauptung 
geht dahin, dass sich nirgends ein Anhaltspunkt 
bietet, an den die Kirchenbehörde anknüpfen könnte, um eine 
Verpflichtung derGeistlichen zurÜUebernahme 
staatlicher Aemter zu konstruieren. Wir bleiben ab- 
sichtlich bei diesem allgemeinen Ausdruck „staatlicher Aemter“ 
stehen, weil wir Wert darauf legen, dass dieser staatliche Charakter 
des Schulaufsichtsamtes so scharf wie möglich hervortrete und 


! Kirchen-Gemeinde- und Synodal-Ordnung $ 62, pos, 8. 
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weil absolut kein Grund abzusehen ist, warum dieses staatliche 
Amt eine Ausnalimestellung einnehmen soll. 

Es bietet also keiner der von uns genannten 47 Punkte eine 
Grundlage für eine Verordnung, die den Geistlichen die Ueber- 
nahme irgend eines staatlichen Amtes, z. B. der Schulinspektion, 
zur Pflicht machen wollte. Nur ein einziges Mal findet sich ein 
Anklang; in Punkt 2 nämlich, wo die Aufsicht über den Relı- 
gionsunterricht zu den Befugnissen der Kirchenbehörden gerech- 
net ist. Aber es bedarf doch wohl keiner eingehenderen Aus- 
einandersetzung, um nachzuweisen, dass es sich dabei um etwas 
toto genere Verschiedenes handelt. Denn die Aufsicht über den 
Religionsunterricht ist eben nach wie vor eine kirchliche 
Funktion, die von den Geistlichen ex officio ausgeübt wird. 
Uns aber handelt es sich hier gerade um das Gegenteil: um die 
Ausübung der staatlichen Schulaufsicht, die dem 
Geistlichen nicht ex ofticio zusteht, sondern ihm erst von der 
Staatsregierung übertragen werden muss. Dazu kommt dann 
noch der weitere Umstand, dass sich Punkt 2 nicht nur auf den 
Religionsunterricht der Elementarschulen — die doch allein der 
hier in Rede stehenden staatlichen Schulaufsicht unterstellt sind 
—, sondern auf diesen Unterricht überhaupt, ganz gleich wo er 
erteilt wird, bezieht, also z. B. auch auf Gymnasien, Seminare, 
Präparandenanstalten u. s. w. Mit diesem Punkte also liesse 
sich eine Verpflichtung der Geistlichen nicht begründen, auch 
schon — von allem anderen abgesehen — um deswillen nicht, 
weil sich die staatliche Schulaufsicht doch nicht auf ein einzelnes 
Fach beschränkt, sondern den gesamten Unterricht umfasst. 

Ausserdem ergibt eine genauere Durchsicht der einzelnen 
Punkte, mit welch eifersüchtigem Bemühen dafür Sorge getragen 
ist, dass die kirchlichen Behörden ihre Befugnisse nicht auf Ge- 
biete ausdehnen, die der Staat sich selbst vorbehalten hat. Ueber- 
all, wo solche Uebergriffe der Natur der Sache nach mit einiger 
Wahrscheinlichkeit sich erwarten lassen, sind ausdrücklich die 
nötigen Grenzen gezogen. Wir haben diese beschränkenden Zu- 
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sätze in unserer Aufzählung durch Sperrdruck hervorgehoben 
und eine flüchtige Uebersicht ergibt, dass sie garnicht so selten 
sind. Es ist aber zweifellos, dass eine nicht staatliche Behörde 
staatliches Kompetenz-Gebiet betritt, wenn sie einem bestimmten 
Kreis von Personen oder einem einzelnen aus diesem Kreis die 
Verpflichtung auferlegt, irgend ein bestimmtes staatliches 
Amt anzunehmen. Der Erlass solcher Bestimmungen kann nur 
von der Staatsregierung selber ausgehen. Man könnte, um auch 
diesen Punkt nicht zu übergehen, auf $ 2 des Schulaufsichtsge- 
setzes vom 11. März 1872 hinweisen, wo es heisst: „die Ernen- 
nung der Lokal- und Kreisschulinspektoren .... gebührt dem 
Staate allein.“ Wenn es sich auch bei der Statuierung einer 
solchen Verpflichtung nicht direkt um die „Ernennung“ von 
Schulinspektoren handelt, so bedeutete sie doch eine vorberei- 
tende Handlung, die sachlich aufs innigste mit der Ernennung 
selbst zusammenhängt und darum auch nicht von ihr getrennt 
werden kann. Jedenfalls ist diese vorbereitende Handlung ge- 
nau so zu beurteilen wie die Handlung selbst. 

Wir haben also bei unserem Suchen nach dem rechtlichen 
Grund einer Verpflichtung der Geistlichen zur Uebernahme eines 
staatlichen Amtes nirgends festen Boden gefunden. Es be- 
steht weder eine gesetzliche Bestimmung dieses Inhalts noch — 
und das darf doch wohl als ein Beweis für die Richtigkeit un- 
serer letzten Deduktionen angesehen werden — eine administra- 
tive Verordnung kirchlicher Instanzen. Die Rechtslage ist dem- 
nach zweifellos die, dass ein Geistlicher, so wenig wie zur Ueber- 
nahme — um ein anderes staatliches Amt zu nennen — der 
Befugnisse eines Ortsrichters oder Standesbeamten!, zur Ueber- 


ı Bezüglich des Standesamtes liegen die Verhältnissescheinbar in- 
sofern anders, als die Geistlichen von der Bekleidung dieses Amtes direkt 
ausgeschlossen sind (Gesetz vom 6. Februar 1875, $ 3). Aber selbst 
wenn dies nicht der Fall wäre, würde unsere obige Behauptung keinerlei 
Einschränkungen erleiden. Ist doch selbst die Uebernahme des Amtes eines 
Waisenrates den Geistlichen von ihrer vorgesetzten Behörde nur empfoh- 
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nahme des Schulaufsichtsamtes gezwungen werden kann!. 

Trotzdem — und das ist die praktische Spitze unserer sonst 
rein theoretischen Untersuchung — ist in einem bestimmten Falle 
von einer kirchlichen Behörde das Vorhandensein einer solchen 
Verpflichtung behauptet worden. Und diese Stellungnahme einer 
provinzialen Behörde hat die Zustimmung der höchsten Instanz, 
des preussischen Kultusministeriums, gefunden. Ehe wir die da- 
durch geschaffene rechtliche Lage darstellen und beurteilen, sei 
der äussere Verlauf der Angelegenheit in Kürze skizziert. 

Ein vor einiger Zeit definitiv angestellter Pfarrer erhielt 
eines Tages von der königlichen Regierung, Abteilung für Kir- 
chen- und Schulwesen, folgendes Schreiben: 

1. „Wir übertragen Ihnen hiermit die Ortsschulinspektion über 
„die öffentliche Volksschule zu . . .* (Wohnort des betref- 
fenden Geistlichen). 

Da dieser Mitteilung keine Anfrage, ob er zur Uebernahme 
bereit sei, vorausgegangen war, er auch ausserdem aus prinzi- 
piellen Gründen und praktischen Erwägungen die Obliegenheiten 
eines staatlichen Schulaufsichtsbeamten mit seinen geistlichen 
Amtspflichten nicht glaubte in Einklang bringen zu können, teilte 
er der Regierung kurz mit, dass er die Uebernahme des Anıtes 
ablelıne. Da der kgl. Regierung keine Mittel zur weiteren Ver- 
folgung der Angelegenheit zu Gebote standen, wandte sie sich 
mit folgender Anfrage an das kgl. Konsistorium: 

2. „Der Pfarrer... zu... hat uns auf unsre Verfügung 
„vom . . . mitgeteilt, dass er es ablelıne, die Ortsschulin- 
„spektion über die öffentliche Volksschule zu... zu über- 
„nehmen. Gründe für seine Ablehnung hat derselbe nicht an- 
„gegeben. 


len, keineswegs aber zur Pflicht gemacht, weil hierfür die gesetzliche Un- 
terlage fehlen würde. 

! Alles Gesagte bezieht sich nur auf die Orts-Schulinspektion. Be- 
züglich der Kreisschulinspektion ist von keiner Seite eine Verpflichtung der 
Geistlichen zur Uebernahme behauptet worden. Eine merkwürdige Inkon- 
sequenz! Ist doch zwischen beiden keinerlei prinzipieller Unterschied ! 
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„Wir ersuchen das kgl. Konsistorium um eine Aeusserung 

„darüber, ob es damit einverstanden ist, dass der Pfarrer 

„. « . die Ortsschulinspektion nicht übernimmt.“ 

Die Folge war eine Aufforderung des kgl. Konsistoriums 
an den unmittelbaren kirchlichen Vorgesetzten des Geistlichen: 

3. „Zum Bericht über das Verhalten des Pfarrers ... in die- 
„ser Angelegenheit, namentlich über die Gründe, aus wel- 
„chen er die Uebernahme der Ortsschulinspektion glaubt ab- 
„lehnen zu dürfen.“ 

Zum Bericht aufgefordert, legte der Geistliche in einem sehr 
ausführlichen und durchaus sachlichen Schreiben die Gründe dar, 
die ihm Ortsschulinspektion und Pfarramt unvereinbar erscheinen 
liessen. Auf den Inhalt dieser Rechtfertigungsschrift einzugehen, 
erübrigt sich hier, einmal deswegen, weil sie absolut nichts neues 
enthält, sondern nur die allbekannten, schon so oft erörterten, 
aber noch nie widerlegten Gründe gegen die geistliche Schulauf- 
sicht vorbringt; und dann vor allen Dingen deshalb, weil uns 
hier lediglich die juridisch-formale Frage nach der Verpflich- 
tung zur Uebernahme dieses Amtes beschäftigen soll. Indessen 
mag doch dies zur Charakterisierung des ganzen Verfahrens 
nicht unerwähnt bleiben, dass das kgl. Konsistorium sich völlig 
auf den äusserlich-formalen Standpunkt stellte, lediglich auf die 
angeblich bestehende Verpflichtung zur Uebernahme des Schul- 
aufsichtsamtes verwies und sich auch nicht im Entferntesten die 
Mühe gab, die sehr ausführlich dargelegten Gründe zu widerle- 
gen oder die geäusserten Bedenken zu beschwichtigen. Es er- 
liess folgendes amtliche Schreiben: 

4. „Wir eröffnen Ihnen hiermit, dass Sie nicht das Recht 
„haben, die Ortsschulinspektion, welche die Königliche Re- 
„gierung Ihnen übertragen will, abzulehnen. Sie sind viel- 
„mehr verpflichtet, dieses Amt zu übernehmen, wobei wir 
„nur auf das .. .! Edikt, das Volksschulwesen und die 


! Um unsere Darstellung durchaus auf sachlicher Höhe zu halten und 
vor jedem Herabsinken ins Persönlich-Unsachliche zu bewahren, sind alle 
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„Organisation der Behörden zur Leitung der Schulangele- 
„genheiten betreffend, vom ... . und die Instruktion für die 
„Ortsschulvorstände vom . . . verweisen.“ 

Nach dem Wortlaut dieses Schreibens hatte es durchaus den 
Anschein, als solle die Verpflichtung mit dem Hinweis auf jenes 
alte Edikt begründet werden. Da das sachlich vollkommen un- 
möglich war — es sei nur an unsere obigen Ausführungen er- 
innert, insbesondere daran, dass das staatliche Schulauf- 
sichtsamt, um welches allein es sich hier handelt, erst im Jahre 
1872 geschaffen wurde und dass neben ihm die früheren Ein- 
richtungen, soweit sie eine Teilnahme der Gemeinde an der 
Schulaufsicht ermöglichten, bestehen blieben —, legte der Geist- 
liche in einem ausführlichen Schreiben dar, dass das erwähnte 
Edikt auf keinen Fall eine Verpflichtung des Geistlichen zur 
Uebernahme des staatlichen Schulaufsichtsamtes begründen könne, 
aus dem einfachen Grunde, weil es damals staatliche Schul- 
aufsichtsämter noch nicht gab. Das Konsistorium lehnte, vom 
bureaukratisch-formalen Standpunkte aus wahrscheinlich vollkom- 
men mit Recht, ein Eingehen auf diese Erörterungen ab, indem 
es schrieb: 

5. „Wir erwidern Ihnen auf Ihre Eingabe vom .. ., dass wir 
„keine Veranlassung finden, auf eine Auseinandersetzung in 
„betreff der rechtlichen Wirkungen des... Ediktes vom... 
„weiter einzugehen. Es muss bei unserer Verfügung vom...! 
„verbleiben, da wir es im allgemeinen kirchlichen Interesse 


Andeutungen über das Wo? und Wann? des Falles getilgt, selbst hier, 
wo eine nähere Bezeichnung des erwähnten Ediktes doch anscheinend auch 
sachlich nötig war. Indessen konnte sie schon um deswillen ohne Schaden 
entbehrt werden, weil, wie die folgenden Schreiben zeigen, die Kirchenbe- 
hörde diesen schwankenden und unsicheren Boden sehr bald wieder ver- 
liess, ja es sogar ausdrücklich in Abrede stellte, als habe mit dem Hinweis 
auf dieses Edikt gesagt werden sollen, dass in ihm eine Verpflichtung zur 
Uebernahme des Schulaufsichtsamtes zu finden sei. 
! Das unter 4. mitgeteilte Schreiben. 
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„für richtig halten, dass die Ortsschulinspektion in den Hän- 

„den des Ortsgeistlichen liege.“ 

Obwohl sich diese Verfügung äusserlich vollständig als eine 
blosse Wiederholung der früher erlassenen gibt, ist sie sachlich 
von ihr sehr verschieden und stellt einen entscheidenden Fort- 
schritt in der Behandlung der Angelegenheit dar. Der erste 
Punkt, worin sich dies zeigt, ist der, dass die in dem früheren 
Schreiben gegebene Begründung fallen gelassen ist. Eine „Aus- 
einandersetzung über die rechtlichen Wirkungen des Ediktes“ zu 
geben, sei keine Veranlassung. Das kann doch nur den Sinn 
haben, dass auf die etwaigen rechtlichen Wirkungen jenes Ediktes 
kein Wert mehr gelegt wird. Damit ist indirekt zugegeben, dass 
sich mit den Bestimmungen jenes Ediktes eine Verptlichtung zur 
Uebernahme des modernen staatlichen Schulaufsichtsamtes nicht 
begründen lasse. Dem entspricht denn auch auf der anderen 
Seite der Umstand, dass nun plötzlich das „allgemeine kirchliche 
Interesse“ angeführt wird, um dem Vorgehen des Konsistoriums 
die nötige Erklärung und Begründung zu geben. Und grade 
dieser Punkt ist der entscheidende; er tritt in den folgenden 
Verhandlungen immer mehr in den Vordergrund und indem von 
ihm her eine Verpflichtung der Geistlichen zur Uebernahme des 
Schulaufsichtsamtes abgeleitet wird, ersetzt seine entschiedene 
Betonung durch die Kirchenbehörde die fehlenden gesetzlichen 
Bestimmungen. 

Dass wir ın dieser Beurteilung des konsistorialen Schreibens 
durchaus das Richtige treffen, beweist ein amtliches Schreiben 
des Generalsuperintendenten, das gleichzeitig mit ihm erging und 
das wenigstens den Versuch macht, auf die Sache selbst einzu- 
gehen, und sich nicht mit der Hervorkehrung des bureaukratisch- 
formalen Standpunktes begnügt. 

Nachdem nänlich in diesem Schreiben es zunächst als ein 
„Irrtum“ bezeichnet ist, 

6. „zu meinen, das Konsistorium habe durch den Hinweis auf 

„das... Edikt von... . sagen wollen, dass darin eine Ver- 
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„pflichtung gefunden werden könne zur Uebernahme der 

„Ortsschulinspektion® —, 
wird als Sinn dieses Verweises auf das alte Edikt angegeben, dass 

6. „der Hinweis nur zeigen sollte, dass die Pflichten, Aufgaben 

„und die Stellung, welche der Geistliche nach jenem Edikt 

„und der Instruktion in Sachen des Schulwesens der Orts- 

„gemeinde einnimmt, sich ganz decken mit der Stellung des 

„Ortsschulinspektors, wenn die Uebertragung dieser Funk- 

„tionen jetzt auch nach der jetzigen Verwaltungsordnung in 

„anderer Form geschieht.“ 

Damit ist also in aller Form der Versuch, die Verpflichtung 
der Geistlichen aus jenem alten Edikt zu begründen, aufgegeben, 
und was das Schreiben des Konsistoriums nur indirekt vermuten 
liess, ausdrücklich zugestanden. Aber der schwerwiegende sach- 
liche Irrtum, der sich jetzt neu in diesen Ausführungen geltend 
macht, verdient ein kurzes Wort. Es werden einfach gleichge- 
setzt das jetzige staatliche Schulaufsichtsamt und die Funktionen, 
die der Geistliche nach jenem Edikt als Mitglied und Vorsitzen- 
der im Schulvorstand hatte; und es wird der einzige Un- 
terschied darin gefunden, dass die Form der Ueber- 
tragung jetzt bei anderer Verwaltungspraxis auch eine andere 
sei. Dieser für eine Klärung der Lage und der Ansichten ge- 
radezu verhängnisvolle Irrtum ist ausserordentlich weit verbreitet; 
wir sind ihm in unseren obigen Ausführungen schon entgegen- 
getreten. Wir verweisen darauf und stellen hier nur nochmals 
fest: das jetzige staatliche Schulaufsichtsamt und die Funktionen 
eines Ortsschulvorstehers, die jenes Edikt und andere ähnliche 
Verordnungen in anderen Bezirken dem Geistlichen übertragen, 
sind toto genere verschiedenundvoneinander 
völlig unabhängig. Im anderen Falle, d. h. also wenn, 
wie es im Schreiben des Generalsuperintendenten heisst, „Pflich- 
ten, Aufgaben und Stellung, welche der Geistliche nach jenem 
Edikt . . in Sachen des Schulwesens der Ortsgemeinde einnimmt, 
sich ganz decken mit der Stellung des Ortsschulinspektors“, 
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dann würde das doch nur bedeuten können, dass das staatliche 
Schulaufsichtsamt heutean dieStelle jenerFunktionen 
der Ortsschulvorsteher getreten sei, beide Aem- 
ter also nun zueinem vereinigt seien. Es kann aber 
gar nicht oft und gar nicht scharf genug gesagt werden, dass 
dies absolut nicht der Fall ist. Beide Aemter be- 
stehen noch heute getrennt nebeneinander; der 
Geistliche, der nicht Ortsschulinspektor ist, ist doch Mitglied 
des Schulvorstandes; und ist er Ortsschulinspektor, dann ist er 
gleichzeitig auch daneben Mitglied des Schulvorstandes. Er 
vereinigt die Funktionen beiderAemterin sei- 
ner Hand. Bedarf es noch eines weiteren Beweises dafür, 
dass sich der Generalsuperintendent in einem schwerwiegenden 
sachlichen Irrtum befand, wenn er schrieb, „dass die Pflichten, 
Aufgaben und die Stellung, welche der Geistliche nach jenem 
Edikt ... in Sachen des Schulwesens der Ortsgemeinde ein- 
nimmt, sich ganz decken mit der Stellung des Ortsschul- 
inspektors ?“ 

Auch in dem zweiten Punkte finden wir durch das Schrei- 
ben des Generalsuperintendenten bestätigt, was die letzterwälnte 
Konsistorialverfügung schon hatte erkennen lassen. Da die frühere 
Begründung als unzutrefiend aufgegeben werden musste, wird 
jetzt eine neue vorgebracht. Etwas ausführlicher als das Kon- 
sistorium geht der Generalsuperintendent auf die Materie ein. 
Er schreibt: 

6. „Die Verpflichtung der Uebernahme liegt in dem allgemeinen 
„kirchlichen Interesse und in der Pflicht des Gehorsams 
„gegen die vorgesetzte Kirchenbehörde. Auf Ihre innere 
„Stellung zu der Frage, Zuneigung oder Abneigung kommt 
„es dabei nicht an. Keinesfalls hat der einzelne Geistliche 
„das Recht, nach Willkür und Gutdünken hier zu handeln, 
„solange seine vorgesetzte kirchliche Behörde das Verfahren 
„auf diesem Gebiet nicht jedem Pfarrer freigibt.* 

Was sachlich zu dieser hier neu hervortretenden Begründung 


958 Abhandlungen. 


zu sagen ist, behalten wir uns für unsere kritischen Schlussbe- 
merkungen vor, zumal die Kirchenbehörde im Lauf der weiteren 
Verhandlungen immer wieder auf diesen Punkt zurückkommt. 

Die beiden unter Nr. 5 und 6 mitgeteilten Schriftstücke 
bilden den Abschluss des ersten Stadiums der Angelegenheit. 
Das Konsistorium machte der kgl. Regierung die Mitteilung, 

7. „dass der Pfarrer... in... nochmals bei uns vorstellig 
„geworden ist gegen die Uebernahme der Ortsschulinspektion 
„seinerseits. Wır haben ıhm erwidert, dass es bei unserer 
„Verfügung vom . . .!, deren Inhalt wir der Kgl. Regierung 
„mitgeteilt haben, verbleiben müsse. Sollte Pfarrer .. . trotz- 
„dem sich ferner ablehnend verhalten, so richten wir an 
„Königliche Regierung das ergebenste Ersuchen, bevor wei- 
„tere Schritte geschehen, sich mit uns in Verbindung zu setzen. * 
Daraufhin wandte sich die Regierung durch Vermittlung der 

Kreisschulinspektion an den Geistlichen mit dem Ersuchen uın 
Abgabe einer Erklärung darüber, 

8. „ob er bereit ist, die ihm durch die diesseitige Verfügung 
„vom . . . übertragene Ortsschulinspektion über die Schule 
„daselbst zu übernehmen.“ 

Die Erklärung fiel wiederum ablehnend aus und hatte die 
nachstehende Konsistorialverfügung zur Folge, in der nunmehr, 
zum ersten Male im ganzen Verlaufe der Angelegenheit, der 
Versuch gemacht wird, die von der Kirchenbehörde behauptete 
Verpflichtung zur Uebernahme des Schulaufsichtsamtes auch zu 
begründen: 

9, „Wir haben aus dem Bericht des...” vom... entnom- 
„men, dass Sie trotz unserer wiederholten Verfügungen auch 
„jetzt noch die Uebernahme der Ortsschulinspektion ableh- 
„nen. Wir stellen ausdrücklich fest, dass das Wesen des 
„geistlichen Amtes in der evangelischen Kirche es mit sich 


ı Oben unter Nr. 4 mitgeteilt. 
?2 Gemeint ist der die erneute Ablehnung meldende Bericht des Kreis- 
schulinspektors. 
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„bringt, und als eine bestimmte Pflicht des Geistlichen for- 

„dert, dass er, wo immer es ihm in geordneter Weise mög- 

„lich gemacht ist, zu der gesamten Bildung der Jugend der 

„Gemeinde seine Mitwirkung leilt, wozu auch die Schul- 

„aufsicht gehört!, und es ist der Segen, welchen diese 

„Mitarbeit für die Kirche gleichmässig wie für den Staat 

„hat, ein hinreichendes Motiv, um jeden Gedanken an ein 

„willkürlichesAusscheidender Geistlichen 

„ausderSchulaufsicht, sowie dieAblehnung 

„der Ortsschulinspektion, welche ihm übertragen 

„werden soll, als einen unberechtigten zurück- 

„zuweisen. Auf alle Fälle würde der Geistliche zu sol- 

„cher Niederlegung oder Ablehnung die Genehmigung der 

„vorgesetzten kirchlichen Behörde bedürfen. 

„Wir machen Ihnen nunmehr die ausdrückliche Auflage, das 

„Amt des Ortsschulinspektors anzunehmen und uns binnen 

„zehn Tagen nach Empfang dieser Verfügung eine Anzeige 

„hierüber zugehen zu lassen. Sollten Sie bei Ihrer Wei- 

„gerung verharren, so würden wir uns genötigt sehen, Ihnen 

„vorbehaltlich weiterer Massregeln eine erste Ordnungsstrafe 

„von zwanzig Mark aufzuerlegen.* 

Da jede weitere sachliche Erörterung ausgeschlossen war, 
die Kirchenbehörde vielmehr alles auf die Frage des dienstlichen 
Grehorsams zugespitzt hatte, so blieb gegen diesen Bescheid nur 
noch der Weg der Beschwerde. Er wurde in einer Eingabe an 
die höchste Instanz, das preussische Kultusministerium, beschrit- 
ten. In dieser Eingabe wurde das Kultusministerium gebeten, 
das Konsistorium zur Aufhebung seiner letztergangenen Verfü- 
gung zu veranlassen. Diese Bitte wurde begründet mit der Be- 
hauptung, dass das Konsistorium, indem es die Uebernahme des 
staatlichen Schulaufsichtsamtes einem seiner Geistlichen zur 
dienstlichen Auflage mache, seine Kompetenz, die genau umgrenzt 


ı Von uns gesperrt. Der Verf. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 2. 18 
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sei, überschreite und die darauf bezügliche Verfügung also rechts- 

unwirksam sei und aufgehoben werden müsse. Den Beweis für 

diese Behauptung lieferten sehr eingehende rechtliche und ge- 
schichtliche Ausführungen, deren Quintessenz sich in den Satz 
zusammenfassen liesse : die Schulinspektion ist einstaatliches 

Amt, das Konsistorium aber ist nur in kirchlichen Ange- 

legenheiten kompetent und berechtigt, Verfügungen zu erlassen. 

Etwa dreiviertel Jahre darauf erging der ministerielle Bescheid, 

der die Angelegenheit zum Abschluss brachte: 

10. „Auf die Beschwerde vom ... ., deren Anlage zurücktolst, 
„erwidere ich Ew. Hochehrwürden, dass die evangelischen 
„Geistlichen mit dem geistlichen Amte die Verpflichtung 
„übernehmen, alles zu tun, was im Interesse ıhrer Gremein- 
„den und im Interesse der evangelischen Kirche erforder- 
„lich ist. Das Königliche Konsistorium in... . hat die An- 
„nahme der Ihnen von der Königlichen Regierung daselbst 
„angetragenen Schulaufsicht als eine Pflicht bezeichnet, 
„welche aus den Anforderungen Ihrer seelsorgerischen Stel- 
„lung und der darunter begriffenen Fürsorge für die heran- 
„wachsende Jugend herzuleiten, mithin als ein Austluss 
„Ihrer Verpflichtungen gegen das geistliche Amt und das 
„Wohl der Kirche zu charakterisieren ist. Ich habe keine 
„Veranlassung, diese Feststellung von Kirchenaufsichtswegen 
„zu beanstanden, und weise hiernach Ihre Beschwerde 
„als unbegründet zurück.“ (gez.) Studt. 
Nach diesem Bescheid blieb dem Geistlichen keine andere 

Wahl, als nunmehr die Ortsschulinspektion anzunehmen. 

* m * 

Wenn wir nun noch ein paar Worte kritischer Würdigung 
hinzufügen, so können wir zunächst feststellen, dass das Einder- 
gebnis unserer theoretischen Erörterungen, weit entfernt als un- 
zutreflend hingestellt zu werden, sich vielmehr in jeder Beziehung 
als richtig erwiesen hat. Weder eine gesetzliche Bestimmung 
noch eine administrative Verordnung begründen eine Verpflichtung 
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der Geistlichen zur Uebernahme des Schulaufsichtsamtes. Der 
Versuch, auf alte Gesetze zurückzugehen, die vor der Schaffung 
des staatlichen Schulaufsichtsamtes bereits in Geltung waren, 
liegt ja sehr nahe, ıst aber, wie wir sehen, von der Kirchenbe- 
hörde selbst als undurchführbar aufgegeben worden. Ebenso- 
wenig existieren irgendwelche administrativen Verordnungen. Und 
wenn hinsichtlich des Bestehens von etwaigen gesetzlichen Be- 
stimmungen aus älterer Zeit die Verhältnisse in den einzelnen 
Landesteilen Preussens sehr verschieden liegen, so wird in die- 
sem Punkte allgemeine Uebereinstimmung herrschen. Denn da 
natürlich nur Verordnungen, die nach der Einrichtung von 
staatlichen Schulaufsichtsämtern getroffen sind, in Betracht kom- 
men können, also nur solche, die von der preussischen Regie- 
rung erlassen worden sind, so würde deren Geltung sich natür- 
lich auch auf die ganze Monarchie erstrecken. 

Sonach müsste es eigentlich bei dem Endresultat: „Eine 
Verpflichtung der Geistlichen zur Uebernahme staatlicher Schul- 
aufsichtsämter existiert nicht“ sein Bewenden haben. Und in 
der Tat wird diese Behauptung nur sehr wenig eingeschränkt, 
auch wenn der mitgeteilte Spezialfall damit geendigt hat, dass 
der Geistliche das ihm angetragene staatliche Schulaufsichtsamt 
hat übernehmen müssen. Eine generelle, für alle Zeiten gel- 
tende Verpflichtung ist damit keineswegs konstatiert. Die Ver- 
pflichtung besteht, aber sie besteht nur so lange, als die Ansicht 
der Kirchenbehörde über das Wesen der Schulinspektion von 
der Staatsregierung geteilt wird. Und da — wie wir sehen wer- 
den — diese Ansicht in sich ganz unhaltbar ist, so stellt sich 
ihre Bestätigung und Anerkennung von seiten der Staatsbehörde 
als ein Notbehelf dar. Und in der Tat wird lediglich unter 
diesem Gesichtspunkte die Entscheidung des Ministers verständ- 
lich. In der Zwangslage, in der er sich befand, konnte er nicht 
anders entscheiden. Erkannte er die zweifellos vorhandene Rechts- 
lage an, gab er zu, dass die Verfügung einer Kirchen behörde, 
welche die Uebernahme eines staatlichen Amtes zur dienst- 

18* 
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lichen Auflage machte, die Kompetenz dieser Behörde überschritt 
und damit rechtsunwirksam wurde, dann musste er gewärtig sein, 
dass eine grosse Anzahl geistlicher Schulaufsichtsbeamten ihr 
unbequemes und unbeliebtes Amt niederlegen würde. Und wo- 
her sollte dann schnell Ersatz beschafft werden? Es musste da- 
her auf jede Weise etwas derartiges verhütet werden und da die 
Deduktionen der Kirchenbehörde dazu die Möglichkeit boten, 
wurden sie akzeptiert. 

Wenn wir so die Stellungnahme des Ministers richtig deu- 
ten, werden wir in dieser Ansicht bestärkt durch den sachlichen 
Inhalt der getroffenen Entscheidung. Soviel lässt sich darüber 
zum mindesten sagen, dass damit die Lösung der Frage um 
keinen Schritt näher gerückt ist. Es ist eine reine Verlegen- 
heitsauskunft. Weil es sonst auf keine Weise möglich war, hat 
man die Verpflichtung in der Art herzustellen versucht, dass 
man durch eine gekünstelte Definition geistliches Amt und Schul- 
aufsichtsamt in unmittelbaren Zusammenhang brachte, um dann 
sagen zu können: der Geistliche ist durch sein Amt an die 
Schulaufsicht gebunden. Dabei mussten naturgemäss die festen, 
bestimmten Linien verwischt, die Konturen möglichst aufgelöst 
werden, und was sich dann ergab, waren Grundsätze von solch 
grundsatzloser Breite und Verschwommenheit, dass man mit ihnen 
alles und darum in Wirklichkeit nichts beweisen kann. Das 
Beginnen war aber von Anfang an dazu verurteilt, so unbefrie- 
digend zu enden, weil es sich eigentlich Unmögliches vornahnı. 
Was nach Prinzip und Geschichte toto genere verschieden ist, 
das sollte hier ın unmittelbaren, engsten Zusammenhang gebracht 
werden. Natürlich konnte dabei nichts Befriedigendes heraus- 
kommen, schon um deswillen nicht, weil nichts fest angefasst, 
sondern alles in schwebender Unbestimmtheit gelassen werden 
musste. 

Diese verschwommene, unklare Unbestimmtheit und Allge- 
meinheit ist denn auch in der Tat der hervorstechendste Cha- 
rakterzug der behördlichen Entscheidung. Es gibt Sätze, die so 
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allgemein und unbestimmt gehalten sind, dass ihnen jeder zu- 
stimmen kann, mit denen dann aber auch natürlich nicht das 
Geringste erreicht werden kann. So heisst es in dem einen 
Schreiben (6): „die Verpflichtung der Uebernahme liegt in dem 
allgemeinen kirchlichen Interesse und in der Pflicht des Gehor- 
sams gegen die vorgesetzte Kirchenbehörde“. Gewiss kann das 
allgemeine kirchliche Interesse unter Umständen zu irgend etwas 
verpflichten, ebenso wie die Pflicht des Gehorsams gegen die vor- 
gesetzte Kirchenbehörde nicht geleugnet werden wird. Aber die 
aus dem allgemeinen kirchlichen Interesse fliessende Verpflich- 
tung ist eine moralische, die eben wegen ihrer Unbestimmt- 
heit rechtlich nicht fassbar ist. Und wenn es nun strittig Ist, 
ob ein „allgemeines kirchliches Interesse“ vorliegt? Oder wenn 
gar von der anderen Seite behauptet wird, dass die Nicht- 
Uebernahme der Schulaufsicht im allgemeinen kirchlichen Inter- 
esse liege? Was ist in solchen Fällen mit so unbestimmten Re- 
densarten wie „allgemeines kirchliches Interesse* denn noch an- 
zufangen? Und hat die Behörde wirklich das Recht zu sagen: 
„du musst gehorchen ; auf deine innere Stellung zu der Frage, 
Zuneigung oder Abneigung, kommt es nicht an“? Gilt dieser 
blinde Gehorsam ohne jede Beschränkung? Das wird 
doch im Ernst niemand zu behaupten wagen. Die Pflicht des 
Gehorsams gegen die vorgesetzte kirchliche Behörde ist auf 
ganz bestimmte Angelegenheiten beschränkt. 
Und eben dies war die Behauptung, dass die Uebernahme der 
Schulaufsicht zu diesen Angelegenheiten nicht gehöre! Ist 
es nicht ein leeres Spiel mit Worten, wenn dann gesagt wird: 
„die Verpflichtung liegt in der Pflicht des Gehorsams gegen die 
vorgesetzte Behörde“? Und so gerne und willig jeder Geistliche 
sich moralisch verpflichtet fühlt, alles zu tun, was im „all- 
gemeinen kirchlichen Interesse“ liegt, ebenso entschieden wird er 
es ablehnen müssen, wenn ihm daraus eine rechtliche Ver- 
pflichtung gemacht werden soll, wohl gar noch mit dem Zusatz: 
„Was aber im allgemeinen kirchlichen Interesse liegt, das ent- 
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scheidet lediglich deine vorgesetzte Behörde; auf deine innere 
Stellung zu der Sache, Zuneigung oder Abneigung, kommt es 
nicht an“! Wenn wirklich in den beiden Momenten, die das 
Schreiben (6) nennt, dem allgemeinen kirchlichen Interesse und 
der Pflicht des Gehorsams gegen die vorgesetzte Behörde, eine 
Verpflichtung rechtlicher Art liegt, was lässt sich dann da- 
mit nicht alles erreichen! Dann wären die Geistlichen in den 
Händen ihrer vorgesetzten Behörden willenlose Werk- 
zeuge, perinde ac cadaver essent! 

In Wirklichkeit sinds in dieser unbestimmten Allgemeinheit 
nichtssagende Redensarten, nur dazu angetan, die Verlegenheit 
zu verhüllen. Soll mit ihnen etwas bewiesen werden, dann müs- 
sen die vagen Begriffe „allgemeines kirchliches Interesse* und 
„Pflicht des Gehorsams gegen die vorgesetzte Behörde* scharf 
umgrenzt werden, und dann fällt natürlich ausserhalb des 
Rahmens, was hier die Kirchenbehörde so gern noch hinein- 
gefasst hätte und um weswillen sie gerade so nebelhafter Ver- 
schwommenheit sich bediente. 

Genau dieselbe Unklarheit und Unbestimmtheit charakteri- 
siert auch das Schreiben (9), das wichtigste von allen, und ist 
natürlich auch in den ministeriellen Bescheid (10) übergegangen. 
Die Art, wie hier Deduktionen gemacht und Schlüsse gezogen 
werden, verdient noch ein besonderes W ort. 

Das entscheidende Schreiben des Konsistoriums bringt fol- 
gende Deduktion: 

Es ist Pflicht des Geistlichen, zur gesamten Bildung der 
Jugend seine Mitwirkung zu leihen. 

Dazu gehört auch die Ortsschulaufsicht. 

Folglich: ist es Pflicht des Geistlichen, die Ortsschulauf- 
sicht anzunehmen. 

Diese Schlussfolge reproduziert der ministerielle Bescheid 
mit etwas anderen Werten und schliesst sich ihr dann völlig an. 
Und doch liegt der Fehlschluss so klar zu Tage! 

Das Hauptgewicht liegt auf dem Untersatz der Schlussreihe. 
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Der OÖbersatz ist unanfechtbar; es ist selbstverständlich, dass es 
zu den geistlichen Amtspflichten gehört, dass der Geistliche sich 
der heranwachsenden Jugend annimmt. Ist aber damit nun auch 
der Untersatz zugestanden? „Wozu auch die Schulaufsicht ge- 
hört“ — schon die ungeschickte Art, wie dieser wichtige Punkt 
in einen Nebensatz gefasst und als etwas Nebensächliches oder 
Selbstverständliches so unter der Hand in die Beweisführung 
einbezogen wird, während er doch erst noch einer eingehenden 
Begründung bedurft hätte, zeigt, dass die Sache doch nicht so 
einfach liegen kann, wie die Kirchenbehörde sie gern hingestellt 
hätte. Denn dass die Schulaufsicht zu dieser pflichtmässigen 
Sorge um die Jugend gehört, das war es ja grade, was mit 
aller Entschiedenheit bestritten wurde. Und 
was man von der Behörde verlangte, war nicht eine einfache 
Wiederholung unbewiesener Behauptungen, sondern die Erbring- 
ung eines zwingenden Beweises. Und grade den ist sie an den 
entscheidenden Punkten schuldig geblieben und hat sich damit 
begnügt, den mangelnden Beweis durch ihre überwiegende Au- 
torıtät zu ersetzen. Ein solch autokratisches Verfahren kann 
aber nicht gebilligt werden. 

Man bedenke: was gehört nicht alles zur Sorge um die 
heranwachsende Jugend! Waisenratsamt, Fürsorgeamt, Eltern- 
abende, Lehrerkonferenzen u. s. w.u.s.w. Ist die Kirchenbe- 
hörde wirklich willens, bei all diesen Dingen denselben Schluss 
zu ziehen: ergo muss der Geistliche bei Vermeidung einer 
Ordnungsstrafe sich daran beteiligen? Sie denkt nicht da- 
ran! Dann ist es aber eine völlig unberechtigte Inkonsequenz, 
mit dem Schulaufsichtsamt eine Ausnahme zu machen. 

Uebrigens zeigt sich diese Inkonsequenz auch umgekehrt in 
solchen Fällen, wo die kgl. Regierung dem Geistlichen das 
Schulaufsichtsamt nicht überträgt. Man sollte meinen, wenn 
wirklich die Schulaufsicht ein solch wichtiger integrierender Be- 
standteil des Pfarramtes ist, dann müsste doch auch gefor- 
dert werden, dass jeder Geistliche in die Lage versetzt werde, 


966 Abhandlungen. 


dies Amt auszuüben. Ist die Kirchenbehörde willens, diese For- 
derung zu stellen? Siedenkt nicht daran! Warum aber 
scheut man sich davor, diese Konsequenz zu ziehen ? 

Man sieht aus dem allem, dass es sich hier nicht um eine 
durchgreifende und befriedigende Lösung der Frage handelt, 
sondern um eine sehr wenig befriedigende Verlegenheitsauskunft. 
Auf der einen Seite steht die Meinung, dass geistliches 
Amt und staatliche Schulaufsicht zwei toto genere verschie- 
dene Dinge sind und diese Ansicht hat Vernunft und Geschichte 
für sich. Und auf der anderen Seite hält man, aller geschicht- 
lichen Entwicklung zum Trotz, auch heute noch die staat- 
liche Schulaufsicht für einen integrierenden Bestandteil des 
geistlichen Amtes und statuiert eine Verpflichtung der 
Geistlichen zu ihrer Uebernahme. Und weil hinter dieser An- 
sicht die Autorität und Gewalt der Behörden steht, ist sie zur 
Zeit noch die ausschlaggebende. Aber an sich ist sie nichts an- 
deres wie eine „Meinung“, eine „Ansicht“, bei welcher der Be- 
weis für ihre Richtigkeit ersetzt wird durch die behördliche Au- 
torität. Sie kann sich auf keinerlei ‘gesetzliche Bestimmungen 
oder ähnliche Rechtsgrundlagen berufen; sie steht sogar in di- 
rektem Widerspruch zur geschichtlichen Entwicklung und den 
tatsächlichen Verhältnissen. Sie ist also unhistorisch und un- 
richtig durch und durch. Dass sie trotzdem heute noch einen 
so tiefgreifenden Einfluss ausüben kann, dass sich Geistliche 
wider ihren Willen ihr unterordnen und die Verpflichtung, die 
sie auferlegt, tragen müssen, das liegt einzig und allein 
daran, dass die Staatsregierung Preussens Gründe hat, sie mit 
ihrer Autorität zu decken. Sowie sich aber an dieser Stelle ein 
Umschwung vollzieht, ist es mit ihrer Alleinherrschaft völlig zu 
Ende. Es bedarf dann nicht erst des Erlasses von Gesetzen 
oder Verordnungen, um diese Verpflichtung zu beseitigen. Ein 
blosser Meinungsumschwung des Ministers reicht 
dazu schon aus. Heute hat die oben charakterisierte Schluss- 
folge des Konsistoriums noch eine rechtliche Wirkung, nicht 
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weil sie richtig ist, sondern weil der Minister für sie eintritt. 
Morgen entscheidet vielleicht ein anderer Minister anders. 

Es fehlt also völlig die rechtliche Grundlage, der feste Bo- 
den, von dem aus man zu sicheren Resultaten kommen könnte. 
Oder es ist doch wenigstens zu viel Spielraum da, um nur eine 
einzige Entscheidung möglich zu machen. Daher erklärt sich 
auch die Eigentümlichkeit des Verfahrens, auf die wir schon hin- 
gewiesen haben: gerade an den Punkten, wo der Widerspruch 
am entschiedensten eingesetzt hatte, wo er Beweise für seine 
Auffassungen erbracht hatte, wo er sich für ihre Richtigkeit auf 
die geschichtliche Entwicklung berufen hatte, und wo er doch 
also auch erwarten durfte, dass man ihm in derselben Weise 
entgegentreten werde, dass man seine Auffassung als unrichtig 
nachweise, dass man seine Beweise durch Gegenbe- 
weise entkräften werde, — grade an diesen Punkten ist nichts 
von alledem geschehen. Man hat die erbrachten Beweise ein- 
fach ignoriert und sich darauf beschränkt, dieselben Be- 
hauptungen, deren Unrichtigkeitnachgewiesen war, 
zu wiederholen. Gerade was bestritten war, wurde mit beson- 
derem Nachdruck als unerschütterliche Wahrheit aufs neue — 
behauptet. Und weil es eine Behörde war, die so verfuhr, 
war kein Widerstand möglich. Es blieb nichts anderes übrig, 
als sich zu fügen. 

Es sei gerne anerkannt, dass die Behörde selbst sich in 
einer Zwangslage befand und wohl auch nicht gut anders ent- 
scheiden konnte. Aber das Unhaltbare des jetzigen Zustandes, 
wo in der Tat alles auf „Meinung“ und „Ansicht“ und also im 
letzten Grund auf Willkür gestellt ist, sollte doch hinreichend 
klar geworden sein. Ist es wünschenswert, dass die Geistlichen 
die Schulaufsicht ausüben, dann verpflichte man sie dazu in aller 
Form und in unanfechtbarer Weise. Dieses Operieren mit frag- 
würdigen Deduktionen und Schlussfolgerungen, die Widerspruch 
erwecken müssen, ist beider Teile nicht würdig. 
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Verteilung einer Kirchengemeinde ohne Verteilung 
ihres Vermögens. 


Geschichtliches und Rechtsfragen. 
Von 


W. Ch. Francke, O.L.G.Rat a. D. 


A. Geschichtliches. 


I. 


In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts genügten die 
Dotationen der damaligen 5 evangelisch-lutherischen Gemeinde- 
kirchen Göttingens nicht mehr, deren Bedürfnisse zu befriedigen, 
so gering diese auch waren. Die Bürgerschaft verstand sich 
deshalb 1779 zu einer sog. freiwilligen Kirchen-Bede. 
Verarmt aber, wie sie durch den dreissigjährigen und den sieben- 
jährigen Krieg noch immer war trotz des Aufblühens der Uni- 
versität, fühlte sie sich bald durch diese Bede derart belästigt, 
dass der Magistrat auf andere Weise helfen zu müssen glaubte. 
Wohl nicht mit Unrecht der Ansicht, dass 5 geräumige 
Kirchen für etwa 8000 Seelen reichlich seien, 
beschloss der Magistrat, beipasslicher Gelegen- 
heit eine derselbe zu unterdrücken, ihre Angehörigen in die an- 
deren 4 Gemeinden einpfarren zu lassen und ihr Vermögen zu 
je !/; oder doch sonstwie unter diese 4 anderen zu verteilen. 
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Dem Göttinger Magistrat standen und stehen nämlich wie den 
Magistraten der meisten sog. grösseren hannoverschen Städte 
mehr oder weniger die sog. niederen Konsistorialrechte zu. 

Die Gemeinde der später, wie noch zu erzählen, zur Uni- 
versitäts-Kirche gewordenen Kirche von St. Nikolai zu Göttingen 
bestand um 1800 wesentlich aus armen und geringen Leuten; 
auch durfte damals der Tod ihres Pfarrers bald erwartet werden. 
Diese Kirche wurde daher vom Magistrat zum Opfer seines Pla- 
nes auserkoren, welchen er im Jahre 1801, nachdem die Ein- 
willigung vom Kultusministerium am 5. März erteilt und jener 
Pfarrer bald darauf wirklich gestorben war, der Bürgerschaft 
bekannt gab und alsbald auszuführen begann. Die Erbitterung 
der Nikolai-Gemeinde war eine ganz gewaltige und andauernde. 
Noch am 29. Juni 1805 klagten die Kirchenkommissarien von 
Göttingen dem Konsistorium, dass die nach St. Albani und St. 
Marien eingepfarrten Nikolaiten, die Weite der in Wahrheit na- 
hen Wege vorschützend, niemals in ihren neuen Pfarrkirchen er- 
schienen, dass von den nach St. Johannis eingepfarrten Niko- 
laiten erst 5 bis 6 Familien dort zum Abendmahl gingen, und 
dass nicht wenige Nikolaiten die Sabbatordnung auf mancherlei 
Weise lediglich zu dem Zwecke überträten, um jener Erbitterung 
Ausdruck zu geben. Wie dem Schreiber gegenwärtiger Zeilen 
in glaubhaftester Weise zur Kunde gekommen, hat ein ehren- 
werter Nikolait, welcher seit seiner Jugend bis ins Jahr 1801 
keinen Gottesdienst zu St. Nikolai versäumte, niemals wieder eine 
Kirche besucht, obwohl er erst in den zwanziger oder dreissiger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts gestorben ist. Die Vorstel- 
lungen, welche die Nikolai-Gemeinde im Jahre 1801 bei Magi- 
strat und Staatsministerium erhob, hatten indes eine Wirkung, 
welche für spätere Zeiten sehr verhängnisvoll werden sollte: das 
Staatsministerium verfügte am 16. Oktober 1801, „die Einziehung 
von Kirche und Gemeinde solle vorerst, bis selbige sich in ihren 
Folgen bewähren werde, nur interimistisch geschehen, und 
es solle deshalb das Kirchengebäude in seinem bisherigen Stande 
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erhalten werden, der Kirchen- und Pfarrfonds gleichfalls vorerst 
beisammen bleiben, das Pfarrhaus zwar sogleich verkauft, das 
Kaufgeld aber, um davon erforderlichenfalls ein neues Pfarr- 
haus ankaufen zu können, zu solchem Pfarrfonds gezogen und 
die Rente dieser Fonds während der Interimszeit den übrigen 
vier Pfarren und Kirchen zugute verwandt werden. 

Unterm 28. März/5. Mai 1803 wurde sodann unter Vorbe- 
halt der später, wie es scheint, erfolgten Genehmigung des Königs- 
Kurfürsten zwischen dem Konsistorium und dem Magistrat der- 
jenige Rezess errichtet, welcher fast 80 Jahre lang als Grund- 
lage für die Rechtsverhältnisse des St. Nikolaivermögens in an- 
erkannter Geltung, wenn auch keineswegs unbestrittener Aus- 
legung gewesen ist. Nachdem dieser Rezess die Veranlassung 
und den Zweck des gegen St. Nikolai eingeschlagenen Verfahrens 
erzählt hat, bestimmt er das Folgende: 

1) Die Kirche und Pfarre zu St. Nikolai in Göttingen sollen 
für die Folge gänzlich eingehen, und es wird das Sr. Ma- 
jestät zustehende Patronatrecht erlöschen. Das sämtliche 
dadurch vakant werdende Vermögen des Aerarii der Nikolai- 
Kirche, namentlich also auch das Kirchengebäude selbst 
nebst Zubehör, soll 

2) zur Unterstützung der Aerarien folgender vier Kirchen: St. 
Albani, St. Johannis, St. Mariä und St. Jakobi verwandt 
werden. Es soll jedoch 

3) das Kirchengebäude nicht stehen bleiben, sondern, falls das- 
selbe nicht sollte auf den Abbruch verkauft werden können, 
auf Kosten des Nikolai-Kirchen-Aerarii abgebrochen werden 
und der Bauplatz davon unentgeltlich der Stadt zu deren 
Verschönerung und zu einem anderen von dem Kgl. Staats- 
ministerio genehmigten Gebrauche mit einem freien Platze 
anheim fallen. Was dagegen 

4) den eigentlichen Pfarrfonds betrifft, so soll von dem Principio 
nicht abgegangen werden, dass alles dasjenige, was einmal 
zur Pfarre gewidmet ist, für diesen Zweck verbleiben müsse, 


5) 


6) 


7) 
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und sollen daher von den erledigten Revenüen der Nikolai- 
Pfarre die übrigen Prediger des Orts, denen die Arbeiten 
des zessierenden Predigers zufallen, salarieret und allenfalls 
deren nachbleibende Witwen benefizieret werden. Wenn 
man nun ferner von Seiten des Magistrats sehr gewünscht 
hat, dass 

die zu dem Vermögen der Kirche und Pfarre zu St. Nikolai 
gehörigen Grundstücke verkauft und in das Kommerzium 
zurückgebracht werden möchte, so soll jedoch dieser Punkt 
lediglich der Willkür und dem Gutfinden des Kgl. Konsi- 
storii überlassen bleiben, bloss mit der gedoppelten Aus- 
nahme, dass a) mit dem Kirchengebäude selbst so, wie oben 
ad Nr. 3 bemerkt worden, verfahren und dass b) das Nico- 
lai-Pfarrhaus nebst Zubehör als ein oneröses bürgerliches 
Grundstück zum Besten des Pfarrfonds verkauft und da- 
durch von der toten Hand abgebracht werden soll. Da- 
gegen will 

Kgl. Konsistorium es geschehen lassen, dass der dem Pre- 
diger zu St. Nikolai aus jedem Umlaufe bisher zu gut ge- 
kommene Deputatbrautag zum Besten der sämtlichen Brau- 
genossenschaft gänzlich zessiere. Was hiernächst 

die Verteilung des Nikolai-Pfarrsprengels anlangt, so hat 
man befunden, dass selbige, wenn sie mit möglichster Zweck- 
mässigkeit geschehen solle, mit einigen Kommutationen und 
Kompensationen in den Bezirken der übrigen vier Göttingi- 
schen Parochien in Verbindung gesetzt und in diesem Zu- 
sammenhange ausgeführt werden müsse. Zu diesem Ende 
sollen a) um der Jakobipfarre bei gegenwärtigen Gelegen- 
heit auch eine Vergrösserung ihres Sprengels zu gönnen, die 
ihr aus den zu verteilenden Häusern der Nikolai-Parochie, 
womit sie in keinem Punkte zusammengrenzet, unmittelbarer- 
weise nicht verschaftt werden kann, die in der Anlage sub 
lit. A verzeichneten 22 Häuser von St. Albani an St. Ja- 
kobi geleget werden. Um aber b) der St. Albani-Parochie 
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diesen Verlust zu ersetzen, zugleich aber auch, um eine desto 
natürlichere Verteilung der Nikolaigemeinde, bei welcher sie 
nicht zu sehr verstreuet und nicht in zu entlegene Kirchen 
gewiesen zu werden braucht, zustande zubringen, sollen, 
wie dies die schon gedachte Anlage sub lit. A bestimmter 
ausspricht und vorschreibt, von der St. Johannis-Parochie 
an St. Albani 13 und an St. Mariä 5 Häuser abgegeben, 
jener Parochie aber wieder aus dem bisherigen St. Nikolai- 
Sprengel vergütet werden. Mit diesen vorgängigen Ver- 
änderungen ist dann c) die Verteilung der zur St. Nikolai- 
Pfarre bisher gehörig gewesenen Häuser und Buden nach 
dem in der mehr gedachten Anlage sub lit. A enthaltenen 
Plane zu verbinden. 

In Uebereinstimmung mit diesen Veränderungen in den 
(Grenzen der Parochien gehen die jura stolae und sämtliche 
Akzidenzien als Adnexa der überwiesenen Häuser und Per- 
sonen in diejenigen Parochien über, welchen die resp. Häu- 
ser und Personen überwiesen worden sind, dergestalt dass 
u u u ER Was 
die Pfarrschulen betrifft, so haben sich zwar diejenigen Häu- 
ser, welche aus der St. Albani- und St. Johannis-Parochie 
in andere Pfarrsprengel verwiesen worden sind, in Zukunft 
zu den Schulen ihrer neuen Pfarren zu halten; dagegen 
aber sollen die Häuser der Nikolai-Parochie nach wie vor 
der Nikolai-Pfarrschule, als welche für die Nikolai-Gemeinde 
ihrer sonstigen Auflösung ungeachtet mit dem bisher dabei 
angestellt gewesenen Schullehrer Woltmann beibehalten wer- 
den soll, lediglich verbleiben. Die Aufsicht über die Nikolai- 
Pfarrschule wird der zweite Prediger bei der St. Johannis- 
Kirche, Elıren Kahle, und wer darauf ihm folgen wird, un- 
entgeltlich übernehmen. 

Wenn nun gleich solcher gestalt die Verteilung der Küster- 
und Schullehrer-Einkünfte nach der Veränderung der Pa- 
rochien durch dasjenige, was soeben ad Nr. 9 und 10 fest- 


11) 


12) 
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gesetzt worden ist, ihre definitive Bestimmung erhalten hat, 
so kann dennoch solche Art der Verteilung gegenwärtig noch 
nicht gleich, sondern erst dann in Vollziehung kommen, 
wenn der Opfermann Woltmann für die eingebüsste Stelle 
eines Küsters und Opfermanns bei der Nikolai-Kirche und 
für die damit verbundenen Emolumente nicht ferner mehr 
zu entschädigen ist. Bis dahin aber soll . . . . das 
in der Anlage sub lit. B angeheftete 

eo Intermistikum 

statthaben. 
Eine ähnliche Beschaffenheit, wie mit den Pfarrschulen, soll 
es mit den Kirchhöfen oder Begräbnisplätzen haben. Es soll 
nämlich a) der Kirchhof der Nikolai-Gemeinde ihrer son- 
stigen Auflösung und Verteilung ungeachtet nicht verändert, 
sondern es sollen die Leichen dieser Gemeinde nach wie vor 
auf dem Nikolai-Kirchhofe begraben werden, so dass der bei 
ihr angestellte Totengräber in seiner Funktion und in seinen 
Emolumenten bleibt. Dagegen aber werden b) die aus den an- 
deren Parochien verlegten Häuser ihre Leichen auf den 
Kirchhöfen derjenigen Gemeinden zu beerdigen haben, wel- 
chen sie einverleibt worden sind. 

Damit auch der bei der Kirche und Pfarre zu St. Marıä 
besonders eintretende Unistand, dass das Jus patronatus 
darüber von dem Deutschen Orden alternierend mit dem 
Magistrate ausgeübt wird, nicht zu der Missdeutung Gelegen- 
heit geben möge, als habe man das St. Mariä-Pfarrlehn auf 
obige Weise auch mit zum Besten des gedachten Ordens 
und für die von ihm abhängende Hälfte des Anteils erwei- 
tern und verbessern wollen, so wird hiermit festgesetzt und 
bevorwortet, dass diejenige Erweiterung des Pfarrsprengels 
nebst allen sonstigen Vorteilen, welche der Kirche und Pfarre 
zu St. Mariä aus gegenwärtigem Rezesse zuwachsen, nicht 
per modum incorporationis, sondern dass sie als eine für 
sich bestehende Zugabe für sie angesehen werden sollen, 


274 


13) 


Abhandlungen. 


deren Verleihung oder Entziehung lediglich zur freien Dis- 
position des Kgl.-Churfürstl. Konsistorii verstellt bleiben 
wird. 

Schliesslich ist man beiderseits darin einverstanden, dass bei 
allem, was vom Anfange dieses Rezesses bis hierher wegen 
der Einziehung der Kirche und Pfarre zu St. Nikolai und 
wegen der damit in Verbindung stehenden Dinge verab- 
redet worden ist, die stillschweigende Voraussetzung zum 
Grunde liegt, dass gedachte Einziehung sich in ihren Folgen 
bewähren wird; bis auf welchen Erfolg der gegenwärtige 
Rezess noch nicht für definitiv beschlossen anzusehen ist, 
welches vielmehr erst dann der Fall sein soll, wenn hohes 
Kgl.-Churfürstl. Staatsministerium für gut finden wird, den 
interimistischen Zustand aufhören zu lassen. Damit aber 
während dieses Interimisticı res integra bleibe, so soll vor- 
erst das Nikolai-Kirchengebäude in seinem bisherigen Stande 
erhalten, auch der Kirchen- und Pfarr-Fonds beisammen 
gelassen, das Pfarrhaus zwar, im Falle sich ein annehm- 
licher Käufer finden sollte, verkauft, das Kaufgeld aber, um 
davon erforderlichenfalls ein neues Pfarrhaus ankaufen zu 
können, zu solchem Kirchen- und Pfarr-Fonds mit gezogen, 
die Rente dieses Fonds jedoch, auch schon während der 
Interimszeit den übrigen Kirchen und Pfarren bereits zu 
Gute verwandt werden. 

Die Anlage A des Rezesses lässt von den 136 Häusern und 


Buden der Nikolai-Gemeinde an St. Johannis gelangen 54 Häu- 


ser, 


an St. Albanı 48 Häuser und 13 Buden, an St. Mariä 34 


Häuser und 12 Buden und vergrössert im Endergebnis St. Al- 
bani um 39 Häuser und 13 Buden, St. Mariä um gleichfalls 39 
Häuser, aber nur 12 Buden, St. Johannis um 36 Häuser, St. 
Jakobi um 22 Häuser. Auch auf diese Verschiedenheiten hat 
man für die Rechte der 4 Gemeinden, insbesondere was St. Ja- 
kobi betrifft, bei späteren Verhandlungen Gewicht legen wollen, 


u. E. völlig zu Unrecht. — 
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II. 

Die durch die Anlage A herbeigeführten 
oder bestätigten Veränderungen bestehen noch 
heute Die Nikolai-Gemeindeist nicht wieder- 
hergestellt. Schon im September 1802 hatten freilich 96 
Hausväter dieser Gemeinde gegen deren Auflösung beim Staats- 
ministerium protestiert, und der ehemalige Kirchenvorstand rich- 
tete im Mai 1805 sowohl an das Konsistorium wie an das Kul- 
tusministerium und im Mai 1818 an das Staats-(Kabinetts)-Mini- 
sterium Gesuche bis zu 80 Seiten Läuge um Wiederher- 
stellung der Gemeinde Aber weder die wilde 
Leidenschaftlichkeit der früheren Eingaben 
noch die ruhige Milde des Gesuches von 1818 
hatteirgend welchen Erfolg. Am 7. Dezember 1820 
erklärte das Staatsministerium die Einziehung der Nikolai-Ge- 
meinde „für fortbestehend und immerwährend“. 

Veranlasst war diese Erklärung durch den Umstand, dass 
damals die Universität das Kirchengebäude von St. Nikolai zu 
dem ihr fehlenden Gotteshause zu haben wünschte, und dass das 
Ministerium diesem Wunsche stattzugeben für zweckmässig er- 
achtete.e Das Ministerium glaubte hierzu nach dem Rezess von 
1803 der Einwilligung des Magistrats zu bedürfen; der Magistrat 
aber erklärte damals, dass nach dem Rezess das gesamte Ver- 
mögen von St. Nikolai allein den vier übrigen Kirchengemein- 
den zugute kommen solle und ihm daher keinerlei Verfügung 
über das Kirchengebäude von St. Nikolai zustehe; er verzichtete 
jedoch ausdrücklich auf den in $ 3 des Rezesses zugesagten 
freien Platz, welcher durch den dort bestimmten Abbruch des 
(sebäudes entstehen sollte. Das Gebäude wurde noch im Jahre 
1820 auf den Abbruch taxiert und gegen die Taxsumme von 
1000 TIr. C. M. der Klosterkammer für die Universität durch 
das Staatsministerium überwiesen. Jene 1000 Tlr. sind auch 
im Jahre 1824 in den Kirchen-Fonds von St. Nikolai eingezahlt. 
Der von der Klosterkammer mit den nötigen Besserungen be- 
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auftragte Baumeister aber musste das Kirchengebäude aufbrechen 
lassen; der bisherige nikolaitische Hüter des Kir- 
chengebäudes weigerte die Herausgabe der 
Schlüssel, obwohl das Gebäude während der 
napoleonischen Kriege von Feindund Freund 
als Heu- und Stroh-Magazinbenutztund nicht 
nur dadurch arg verwüstet, sondern infolge 
dessen auch sowohl durch den Mutwillen der 
Jugendals durch die Roheit Erwachsener sehr 
entstelltundentehrt war. 

Dem Kirchengebäude folgten im J. 1822 auf Anordnung 
des Konsistoriums gleichfalls gegen billiges Taxat die Altar- 
Leuchter, während die heiligen Gefässe bis 1. Septbr. 1846 bei 
der Stadtkämmerei aufbewahrt und erst auf Grund eines Kon- 
sistorial-Reskripts vom 16. Oktbr. 1846 abseiten der Kirchen- 
Kommissarien zum Verkauf gebracht wurden, andere Kirchen- 
geräte aber gar erst im Jahre 1881 zu neuer Verwendung ge- 
langt sind. 

Das Pfarrhaus wurde im J. 1821 durch die Kirchen-Kom- 
missarien mit Genehmigung des Konsistoriums an einen Göt- 
tinger Bürger verkauft, welcher den Kaufpreis zum Nikolai- 
Pfarrfonds einzuzahlen hatte; wie aus einem Bericht der ge- 
nannten Kommissarien vom 7. Februar 1821 erhellt, hatte man 
bis dahin solchen Verkauf wegen der Stimmung der Nikolaiten 
gescheut. 

Das Schulhaus ıst ım Laufe der Zeit nach und nach in die 
Verwaltung des Magistrats übergegangen. Die fünf evangelisch- 
lutherischen Kirchspiels-Schulen von Göttingen wurden nämlich 
während des vorigen Jahrhunderts immer mehr von der Stadt 
unterstützt und schon im Anfang der fünfziger Jahre wesentlich 
von derselben unterhalten. Die Stadt erhielt daher mit Recht 
immer mehr Einfluss auf diese Schulen, konnte aber erst nach 
Verhandlungen vieler Jahrzehnte den mit 1. Oktober 1830 
ins Leben getretenen Zustand bewirken, nach welchem unter 
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Anschluss der Schule reformierten Bekenntnisses diese fünf Kirch- 
spielsschulen auf Kosten der Stadt unter einem allgemeinen 
Schulvorstand zu einer Verwaltungs-Einheit mit einheitlichen 
Klassen und einheitlichem Lehrer-Kolleg in einer Anzahl von 
der Stadt erbauter und eingerichteter Schulgebäude vereinigt sind. 
Seit den fünfziger Jahren bis zum 1. Oktober 1880 bildete die 
Nikolai-Schule eine Art Armenschule für die evangelisch-luthe- 
rische Einwohnerschaft der gesamten Stadt. In dieser Zeit liess 
denn auch die Stadt auf ihre Kosten zu Schulzwecken ein drittes 
Stockwerk auf das Schulgebäude setzen. 

Das übrige Vermögen von St. Nikolai, wesentlich bestehend 
aus ländlichen Grundstücken, hypothekarischen Forderungen und 
Staatspapieren wurde dagegen zu seinem vollen Umfange bis in 
das Jahr 1830 und zu mehr als °/a seines Umfanges bis in die 
achtziger Jahre ständig vom Konsistorium durch die Göttinger 
Kirchen-Kommissarien verwaltet, welche von jeher aus dem 1. 
Stadtsuperintendenten und 2 Mitgliedern des Magistrats bestan- 
den haben. 

Als das Staats-Ministerium im dem oben beregten Reskript 
vom 7. Dezbr. 1820 ausgesprochen hatte, es sei auch „nunmehr 
wegen der Verwendung des Nikolai-Kirchen-Fonds eine Be- 
schliessung zu fassen, schlugen die bezeichneten Kommissarien 
allerdings vor, die bisherige Verwendung dieses Fonds bis 1827 
bestehen zu lassen und alsdann denselben, sei es zu je !/,, sei 
es je nach dem verschiedenen Bedürfnis der vier Kirchenkassen 
unter die vier Gemeinden von St. Johannis, St. Jakobi, St. Al- 
bani und St. Mariä zu verteilen. Auch beauftragte das Konsi- 
storium im Oktober 1829 die Kirchen-Kommissarien mit dem 
Entwurf eines Teilungsplanes, und ein solcher wurde auch von 
dem damaligen Stadtsuperintendenten mit grosser Umsicht aus- 
gearbeitet, von den anderen beiden Kirchen-Kommissarien sowie 
von einigen besonders zugezogenen Geistlichen und Kirchenvor- 
stehern Göttingens vorbehältlich einzelner Sonder-Wünsche ge- 
billigt und bereits am 17. Januar 1830 dem Konsistorium vor- 
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gelegt. Dieser Plan betrachtete die vier Gemeinden als am Ni- 
kolai-Vermögen allein und gleich berechtigt, berechnete den Ni- 
kolai-Kirchen-Fonds auf 4150 TIr. 11 mgr. 2'/; Pf. C. M., die 
auf dem letzteren ruhende Unterhaltungspflicht des Nikolai-Schul- 
hauses zusammen mit einigen anderen dauernden Lasten von 
untergeordneter Bedeutung jedoch auch zu einem Kapitalbetrage 
von 1595 TIr. ©. M. und wollte zwar dieser Lasten wegen einen 
Wertbetrag von 1595 Tir. C. M. ungeteilt erhalten, das übrige 
aber zu gleichen Teilen unter die 4 Gemeinden verteilt wissen. 
Es kam aber nur zu einer höchst teilweisen Ausführung dieses 
Planes, welche demnächst die Streitfragen über das Vermögen 
von St. Nikolai noch um einige recht böse vermehren sollte. 

Die Marien-Gemeinde bedurfte nämlich im Jahre 1830, ins- 
besondere zur notwendigen Ausbesserung ihrer Kirche, auf das 
allerdringendste eines Kapitales, und ihr rühriger Pfarrer wusste 
die Behörden mit Vorstellungen gehörig zu bedrängen. Das Mi- 
nisterrum ordnete daher am 8. Juli 1830 „schon jetzt und für 
beständig“ die Abfindung der Marien-Gemeinde vom Nikolai- 
Kirchen-Fonds an, und das Konsistorium verfügte auf Grund 
dessen am 22. Juli 1830, dass zu solcher ihrer „vollständigen*® 
Abfindung der Marien-Gemeinde als ihr planmässiges Viertel 
aus 638 TIr. 11 mgr. 6 Pf. ©. M. und ausserdem wegen ihrer 
besonderen Geldnot noch gnadenweise 125 TIr. ©. M. auszu- 
zahlen seien, zugleich aber daneben, dass jener Fonds im übri- 
gen als Unterstützungs-Fonds für die drei anderen Gemeinden 
fortbestehen solle. Als Grund für diese letztere, jedenfalls nach 
den letzten Vorgängen etwas befremdliche Verfügung wurde an- 
gegeben, dass auch diese drei Gemeinden bald grössere Summen, 
insbesondere zur Besserung ihrer Kirchen bedürften, und dass 
daher bei gegenteiliger Verfügung über kurz oder lang vom Ni- 
kolai-Kirchen-Fonds nichts mehr vorhanden sein würde. 

Am 8. Juli 1841 beauftragte das Konsistorium mit Geneh- 
migung des Kultus-Ministeriums die (öttinger Geistlichen, einen 
Plan über Teilung des Pfarr-Fonds von St. Nikolai zu ent- 
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werfen. Es scheint jedoch fast, als habe dieser Auftrag keine 
Ausführung gefunden, und jedenfalls waren im Oktober 1845 
Konsistorium, Kultus-Ministerium und Magistrat einig, den Ge- 
danken einer Teilung dieses Pfarr-Fonds aufzugeben. Ueber- 
haupt ruhte nunmehr jeder Gedanke an irgend welche Teilung 
des Nikolai-Vermögens bis zum Jahre 1848! 

Was aber die Verwaltung dieses Vermögens anbetrifft, so 
begann hinsichtlich des Pfarr-Fonds schon in dieser Zeit das 
Gutbefinden des Konsistoriums bezw. der Kirchen-Kommissarien 
dem später zur Herrschaft gekommenen Satze zu weichen, dass 
jedem der fünf Göttinger evangelisch-lutherischen Pfarren, (auch 
dem zweiten von St. Johannis) je '/; der Einkünfte zukämen. 
Ein Wertbetrag von 1255 TIr. 4 gr. ©. M. war im September 
1826 aus diesem Fonds für den neu gegründeten Fonds der 
Göttinger Pfarr-Witwen ausgeschieden; dies beruhte aber auf 
$ 4 (a. E.) des Rezesses von 1803. Ein Gesuch der Opfermän- 
ner, auch zu gunsten ihrer Witwen aus dem Fonds ein Kapital 
auszuscheiden, war bereits im J. 1830 als jenem Rezess nicht 
entsprechend zurückgewiesen worden. 

Der Kirchen-Fonds von St. Nikolai wurde dagegen 
ständig nach dem Gutbefinden des Konsistoriums bezw. der Kir- 
chen-Kommissarien wie früher zu gunsten der vier, so jetzt zu 
gunsten der drei Gemeinden verwaltet. So wurden z. B. im J. 
1843 dem ersten Pfarrer von St. Johannis, welcher auch General- 
Superintendent des Fürstentums Göttingen war, die Kosten seines 
Umzuges nach Göttingen beim Mangel an sonstigen bereiten Be- 
ständen aus jenem Fonds zu voll ersetzt. So musste z. B. jener 
Fonds aus gleichem Grunde in den Jahren von 1843—1853 für 
die St. Johannis-Gemeinde sechsmal Auslagen zum Betrage von 
zusammen 706 Mk. 89 Pf. machen. Dieselbe Gemeinde erhielt 
ferner aus diesem Fonds darlehnsweise zu 3!1/,°/, im J. 1844 
300 Tir. Gold und unverzinslich im J. 1834 205 Tr. 16 gr. 8 Pf., 
sowie im J. 1852 100 TIr. Ebenso wurden aus diesem Fonds der 
Albani-Gemeinde darlehnsweise zu 3°/, im J. 1840 100 Tir. 
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C. M., zu 3'!/,°/, im J. 1840 285 Tir. und unverzinslich 1834 
100 Tir. sowie 200 Tir. C. M., 1845: 15 TIr., 1861: 80 Tir. 
Auch von den verzinslichen Darlehn wurden indes Zinsen nur 
bezalılt, wenn es den schuldnerischen Gemeinden passte, und es 
hat dies denselben offenbar anfangs nur selten und späterhin gar 
nicht mehr gepasst. 

Dagegen scheint auch die Verwaltung des Fonds nicht über- 
mässige Kosten verursacht zu haben; dieselben sind z. B. für 
die 30 Jahre von 1837—1866 auf zusammen 663 TIr. 11 gr. 
7 Pf. berechnet worden, freilich ungerechnet die Gebühren des 
Konsistoriums und der Kirchen-Kommissarien. 


III. 


Am 18. Mai 1848 stellte der Kirchenvorstand zu St. Jakobi 
beim Konsistorium einen Antrag auf Teilung des Kirchen- 
Fonds von St. Nikolai. Das Konsistorium beauftragte demzu- 
folge am 26. April 1849 die Kirchen-Kommissarien, die nach 
dem Gesetz vom 14. Oktober 1848 inzwischen neu gestalteten 
Kirchen-Vorstände „der an jenem Fonds berechtigten Gemein- 
den“ zu vernehmen. Der Kirchen-Vorstand zu St. Jakobi for- 
derte darauf am 2. Mai 1850 und nochmals am 26. Januar 1851] 
die Kirchen-Vorstände zu St. Johannis und St. Albani zu ge- 
meinsamem Vorgehen auf. Diese aber schlugen, wie es scheint, 
auf Grund der am Schluss obiger Nr. I aufgeführten Tatsachen 
eine vergleichsweise Teilung vor, nach welcher St. Jakobi weni- 
ger erhalten sollte als sie und protestierten sodann, nachdem 
ihr Vorschlag dort abgelehnt war, förmlich und feierlich gegen 
eine Teilung des Nikolai-Kirchen-Fonds. Der Protest gründete 
sich darauf, dass nach dem Rezess von 1803 für die Gemeinden 
ganz offenbar nur ein Recht auf Unterstützung aus jenem Fonds 
und nicht ein Recht auf diesen selbst bestehe. Weshalb aber 
die beiden Kirchen-Vorstände ein Angebot letzteren Rechtes für 
ihre Gremeinden nicht annehmen wollten, haben sie freilich zu 
sagen vergessen. Vermutlich aber gefielen denselben die Vor- 
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teile, welche ihnen laut obiger Nr. II a. E. zu Teil wurden, 
während St. Jakobi infolge seiner besseren Finanzen gleiche 
oder ähnliche Vorteile nicht in Anspruch nahm. Der Kirchen- 
Vorstand zu St. Jakobi stellte dagegen auf Grund eines Gut- 
achtens, welches er von einem hervorragenden Justizbeamten 
Gröttingens, einem Mitgliede seiner Gemeinde, eingezogen hatte, 
unterm 13. April 1851 dem Konsistorium in gründlicher Aus- 
einandersetzung vor: durch die Verteilung der Nikolai-Gemeinde 
sei deren Kirchen-Fonds auf die vier anderen Gemeinden über- 
gegangen; dies ergebe die Natur der Sache, nicht minder aber 
der Rezess von 1803, indem derselbe keinerlei gegenteilige Vor- 
schriften enthalte, wohl aber eine Reihe solcher, welche ein Recht 
auf Teilung voraussetzten; insbesondere komme in Betracht, dass 
die Gemeinde von St. Nikolai überhaupt nur „zum Besten der 
übrigen“ eingezogen und die bisherige Verwaltung nur als eine 
vorläufige eingerichtet sei. Am 11. Oktober 1852 entschied das 
Kultus-Ministerrum, es solle geteilt werden und zwar zu Dritt- 
teilen. Dasselbe wies auch ım J. 1853 den Rekurs zurück, wel- 
cher von den Kirchen-Vorständen zu St. Johannis und St. Al- 
bani gegen diese ganze Entscheidung erhoben worden war. Auch 
die Verwaltung des Kirchen-Fonds von St. Nikolai scheint in 
jener Zeit völlig in Uebereinstimmung mit den Auffassungen 
geführt zu sein, welche diesen Entscheidungen zugrunde lagen. 
Denn am 25. Oktober 1855 z. B. erachtete das Konsistorium 
es für erforderlich, zu einem Verzicht auf Ansprüche des Kir- 
chen-Fonds gegen einen in Vermögens-Verfall geratenen Köthner 
H. zu Sohlingen die Zustimmung der Kirchen-Vorstände erwirken 
zu lassen, und vermutlich war es um dieselbe Zeit, dass die 
Kirchen-Vorstände durch das Konsistorium veranlasst wurden, 
zur Ablösung der Dienste von dem zum Kirchen-Fonds gehöri- 
gen Lande der Feldmark Esebeck ihre Genehmigung zu erteilen. 
Gleichwohl kam die Angelegenheit der Teilung nicht vorwärts. 
Nachdem der Kirchen-Vorstand zu St. Jakobi am 1. Juni 1854 
das Konsistorium und dieses am 31. Oktober 1854, sowie ferner 
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am 13. November 1855 die Kirchen-Kommissarien gemahnt hatte, 
erhob am 10. Dezember 1855 der Magistrat beim Kultus-Mini- 
sterium Protest gegen die Teilung: durch den Rezess von 1803, 
sagte er, sei der Stadt ein Recht hinsichtlich des Nikolai-Kir- 
chen-Fonds bestellt und dieser als ein ständiger Hilfsfonds für 
die vier Kirchen eingerichtet; nur je nach deren Bedürfnissen 
seien die Aufkünfte des Fonds zu verwenden, während das Ka- 
pital unversehrt und ungeteilt erhalten werden müsse. Inzwischen 
hatte im Lande Hannover das v. Borries’sche Regiment seinen 
Anfang genommen, und so sprach das Kultus-Ministerrium am 
30. Dezember 1856 das Folgende aus: 

Der Fonds solle wenigstens bis auf Weiteres nicht geteilt 
werden; an demselben ständen freilich der Stadt irgend welche 
Rechte nicht zu, aber ebensowenig den Kirchengemeinden ; 
auch über die Verwendung der Einkünfte brauche das Konsi- 
storium die Göttinger Kirchen-Vorstände nicht weiter zu hören, 
als es dies für diensam erachte. 

Gegen diesen Erlass protestierte freilich am 5. Februar 
1857 auf Grund der Verfügungen vom 11. Oktober 1852 und 
23. Mai 1853 der inzwischen von seinen früheren Ansichten zu- 
rückgekommene Kirchen-Vorstand zu St. Albani, und der Kir- 
chen-Vorstand zu St. Jakobi schloss sich nicht nur dem Protest 
an, sondern veranlasste auch die Wahl einer Kommission zur 
Betreibung der Teilung, welcher Kommission anfänglich auch 
der spätere Präsident des Preussischen Oberkirchenrats Professor 
Dr. Emil Hermann angehörte. Aber weder von dieser Kommis- 
sion noch von sonst wem scheint damals etwas geschehen zu sein. 
Auch weigerte der Kirchen-Vorstand zu St. Johannis jede Art 
der Beteiligung. In einem Punkte war derselbe jedoch aller- 
dings mit dem Albani-Vorstand einverstanden. Das Kultus-Mi- 
nisterium hatte mit seinem Erlass vom 30. Dezember 1856 das 
Gebot verbunden, die den Gemeinden aus dem Nikolai- Vermögen 
gegebenen Darleline sollten baldmöglichst zurückgezahlt und, so 
lange dies nicht geschehe, besonders sicher gestellt werden. 
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Keiner der beiden Vorstände hat jemals das eine oder das an- 
dere getan. Der Johannis-Vorstand schrieb sogar am 14. Sep- 
tember 1858 dem Konsistorium, er sähe gar nicht ein, weshalb 
von ihm Rückzahlung verlangt werde, indem jene Darlehne ge- 
rade dazu hülfen, den Zweck zu erfüllen, um deswillen der Ni- 
kolai-Kirchen-Fonds bestehe. 


IV. 


Am 13. Oktober 1868 richtete im Anschluss an die Vorgänge 
der fünfziger Jahre der Kirchen-Vorstand zu St. Jakobi an die- 
jenigen zu St. Johannis und St. Albani ein von seinem rechts- 
kundigen Mitgliede verfasstes Schreiben, in welchem sehr gründ- 
lich folgendes ausgeführt war: die Verwaltung des Nikolai-Ver- 
mögens gebühre nach dem Gesetz vom 14. Oktober 1848 den 
Kirchen-Vorständen, einerlei ob dieses Vermögen geteilt werde 
oder nicht; dasselbe sei bei der Auflösung und Verteilung der 
Nikolai-Gemeinde von selbst an die vier anderen Gemeinden ge- 
fallen; der Magistrat sei allerdings der eine Kontrahent des 
Rezesses von 1803, habe aber für die Stadt offenbar nur die 
Rechte der $$ 3 und 5 erwerben wollen: das Nikolai-Vermögen 
habe vor 1803 bezw. 1801 keine besondere juristische 
Person gebildet, sei nicht etwa zu solcher durch eine lan- 
desherrliche Verfügung erklärt worden und bilde daher auch 
noch zur Zeit keine juristische Person; auch gegen die Absicht, 
eine solche zu schaffen, spreche schon der Umstand, dass die 
zeitige Einrichtung ursprünglich nur als eine vorläufige gedacht 
und eine demnächstige Teilung als sicher vorausgesetzt sei. 

Infolge dieses Schreibens veranlasste die Bezirkssynode Göt- 
tingen im J. 1869 die Kirchen-Vorstände zu St. Johannis, St. 
Jakobi und St. Albanı eine neue Kommission niederzusetzen 
behuf Betriebs einer Teilung des Kirchen-Fonds von St. 
Nikolai, und so ging denn von diesen drei Vorständen am 20. 
September 1871 ein gemeinsamer Antrag auf 
solche Teilung an das Konsistorium. Zur Be- 
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gründung dieses Antrages war durch den schon erwähnten Rechts- 
kundigen das Folgende ausgeführt: 
nach dem im Lande Hannover geltenden gemeinen protestan- 
tischen Kirchenrecht sei das Vermögen der aufgelösten Niko- 
lai-Gemeinde nicht an die Landeskirche, sondern an ein ein- 
zelnes Rechtssubjekt oder einzelne Rechtssubjekte innerhalb 
derselben gefallen; dies könnten nur die vier Göttinger Ge- 
meinden sein, da nur zu ihren Gunsten und weil ihre Aerare 
nicht ausgereicht hätten, laut des Rezesses die Nikolai-Ge- 
meinde aufgelöst worden sei; der Rezess sage auch nichts von 
einer neuen juristischen Person, und zu deren Entstehung 
würde auch ein landesherrlicher Erlass erforderlich gewesen 
sein; wenn die Ministerial-Entscheidung vom 30. Dezember 
1856 den Fonds als juristische Person bezeichnete, so habe 
dieselbe wohl nur die Zwischenzeit vor Augen gehabt: der 
Rezess setze demnächstige Teilung als selbstverständlich vor- 
aus; jene Entscheidung sei daher unrichtig; unrichtig seien 
aber auch die ihr untergelegten Gründe und unrichtig auch 
die ihr beigegebenen Verfügungen; insbesondere bedeute „zur 
Unterstützung“ nicht „zu willkürlicher Unterstützung“; dass 
der Rezess von 1803 ohne Mitwirkung von Gemeinde-Vertre- 
tern abgeschlossen, schade deshalb nicht, weil es für die Kirche 
zum Erwerb angebotener Rechte einer Annahme-Erklärung 
nicht bedürfe, auch dem Magistrat offenbar keinerlei Recht 
auf das Nikolai-Vermögen oder dessen Verwaltung durch den 
Rezess habe gewährt werden sollen; sei immerhin das gemein- 
schaftliche Eigentum der Gemeinden durch den langjährigen 
Zwischenzustand etwas verdunkelt, so erhelle dasselbe doch 
insbesondere wiederum aus der Abfindung der Marien-Gemeinde 
sowie aus der Unverzinslichkeit vieler aus dem Kirchenfonds 
an St. Johannis und St. Albanı gegebener Summen. 
Dieser Antrag der drei Kirchen-Vorstände wurde am 4. 
August 1873 vom Konsistorium zurückgewiesen. Dasselbe hielt 
den Standpunkt der Ministerial-Entscheidung vom 30. Dezember 
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1856 aller Massen fest, bestrittden Gemeinden jeden 
Rechtstitel, leugnete insbesondere die Mög- 
lichkeit eines Eigentums derselben schon we- 
gen desMangelseinerBesitzes-Uebertragung, 
wiederholte auch das Rückzahlungsgebot vom 30. Dezbr. 1856, 
sprach aber nicht wieder der Stadt jedes Recht ab und erklärte 
u. a.: „Der Fonds trägt durch seine Bestimmung, die ıhm durch 
den Rezess von 1803 bei Aufhebung der Nikolai-Kirche zum 
Besten der übrigen Stadtkirchen in den Kirchen-Gemeinden ge- 
geben ist, die individuelle Rechtsfähigkeit in sich, und er wird 
dieselbe behalten, so lange nicht zuständigen Orts die an sich 
rezessmässig zulässige Teilung der Substanz vorgenommen wird.“ 
Die drei Kirchen-Vorstände setzten auf Anregung desjenigen 
von St. Jakobi alsbald eine neue Kommission zur Beratung wei- 
terer Schritte nieder und liessen auf Grund solcher Beratung 
am 20. April 1874 eine Rekursschrift an das Kultus-Ministerium 
abgehen. Diese Schrift, aus derselben Feder geflossen, wie die- 
jenigen vom 13. Oktober 1868 und 20. September 1871, führt 
dasselbe aus wie jene und ausserdem folgendes: 
eine Uebertragung des Besitzes sei nicht erforderlich zum Er- 
werbe des Eigentums an ganzen Vermögens-Massen; vielleicht 
liege solche aber insofern vor, als der Wille, den Gemeinden 
die Fonds zu eigen zu überweisen, im Rezess von 1803 durch 
das Kirchen-Regiment erklärt und diese Erklärung wenigstens 
späterhin und tatsächlich von den Kirchen-Vorständen ange- 
nommen sei; vielleicht habe eine Besitzes-Uebertragung aber 
auch deshalb noch gar nicht in Frage kommen können, weil 
eine vorläufige Verwaltung von Seiten der Kirchen-Oberen ein- 
gerichtet worden; vielleicht seien aber auch die Gemeinden 
durch diese im Besitz-Erwerb vertreten worden; zum Erwerb 
von Ansprüchen bedürfe es aber für kirchliche Rechtssubjekte 
nach den Sätzen über Pollicitatio keiner Annahme gemachter 
Zusage; keinenfalls aber sei ein besonderes Rechıtssubjekt ge- 
schaffen oder auch nur beabsichtigt worden, weder durch den 
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Rezess von 1803 noch durch das Reskript vom 7. Dezember 
1820 noch sonstwie, und am allerwenigsten habe eine Besitzes- 
Uebertragung an ein solches besonderes Rechtssubjekt stattge- 
funden. 

Das Kultus-Ministerrum sandte die Rekursschrift am 28. 
Maı 1874 an das Konsistorium zum Bericht. Das Konsistorium 
hat berichtet; wann und wie dies geschehen, ist dem Verfasser 
gegenwärtiger Zeilen unbekannt geblieben. Das Kultus-Mini- 
sterium wies aber am 22. August 1877 den Rekurs ohne An- 
gabe von Gründen als unbegründet zurück. 

Nunmehr bestellten alle vier Gemeinden auf Anregung des 
Stadtsuperintendenten und Pfarrers von St. Jakobi eine neue 
Kommission zur Beratung dessen, was zu geschehen, und auf 
Antrag des von St. Johannis in diese Kommission gewählten 
Mitgliedes sprach die Bezirks-Synode Göttingen am 3. Dezember 
1877 es dem Kirchen-Regiment als ihren dringenden Wunsch 
aus, dass der Kirchen- und Pfarr-Fonds von St. Nikolai zu 
einer dein Gesetz vom 4. Oktober 1848 entsprechenden Verwal- 
tung unter die vier evangelisch-lutherischen Gemeinden der Stadt 
Göttingen verteilt werde. Auch der Synodal-Ausschuss befür- 
wortete in seinem unterm 6. März 1878 dem Konsistorium er- 
statteten Berichte solche Teilung sehr warm, indem er insbeson- 
dere vorstellte: im Interesse des kirchlichen Lebens in Göttingen 
müsse der Streit endlich beendet werden; die Teilung sei laut 
des Rezesses von 1803 offenbar von Anfang an beabsichtigt, auch 
sowohl 1830 wie 1852 schon ausdrücklich beschlossen und werde 
wegen der teilweise bereits eingeführten, teilweise drohenden 
Kirchen-Steuern von den Gemeinden dringend gewünscht; die 
letzteren argwöhnten, es wolle ihnen die Kirchen-Regierung der 
eigenen Herrschaft wegen wider das Recht Mittel vorenthalten, 
für deren gute Verwaltung durch die Kirchen-Vorstände die Ge- 
setze vom 14. Oktober 1848 und 9. Oktober 1864 die genügende 
Sicherheit böten. 

Die gedachte Kommission erwirkte am 9. Oktober 1878 eine 
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Erklärung des Magistrats, laut welcher derselbe seinen früheren 
Standpunkt völlig aufgab und einer Teilung nunmehr zustimmte, 
und beriet übrigens wiederholt, ob sofortige Klage der Kirchen- 
Vorstände zweckmässig, ob solche Klage gegen das Konsistorium 
oder die Kirchen-Kommissarien zu richten, ob und wie etwa zu 
derselben die in & 19 des Gesetzes vom 14. Oktober 1848 aus- 
nahmslos geforderte Genehmigung der Kirchen-Obern zu be- 
treiben, ob der Anspruch auf das allgemeine Recht der Auflö- 
sung und Einverleibung von Kirchengemeinden oder auf den 
Rezess von 1803 zu gründen, ob und wie einem vermutlichen 
Einwand der Verjährung entgegenzutreten u. dgl. m. Indes 
verloren diese Beratungen zur Freude aller Beteiligten ihren Ge- 
genstand: am 1. März 1879 erklärte das Konsistorium sich ein- 
verstanden mit der Teilung. 


Y. 


Am 17. März 1879 war infolge dessen bereits ein Entwurf 
von Grundsätzen für eine Teilung der beiden Fonds nebst kurzer 
Begründung gefertigt. Dieser Entwurf nahım vergleichsweise 
an, das Nikolai-Vermögen habe bisher eine besondere juristische 
Person mit völlig gesetzmässiger Verwaltung gebildet, erachtete 
aber die drei Gemeinden als je zu !/s berechtigt am Kirchen- 
Fonds, die Gemeinde von St. Johannis wegen ihrer 2 Pfarrer zu 
2/,, alle übrigen Gemeinden je zu !/s berechtigt am Pfarr- 
Fonds; er berechnete den Gemeinden von St. Johannis und St. 
Albanı als Vorempfängnisse sowohl, was ihnen nach Obigem an 
Auslagen und Darlehnen zugewandt, als auch was an Zinsen 
solcher Darlehne bis zum Kapitals-Betrage aufgelaufen war; er 
wollte alle Gemeinden, Pfründner und sonstige Beteiligte völlig 
auseinandersetzen, dazu insbesondere auch die verschiedenen hin- 
sichtlich des Nikolai-Vermögens und teilweise sogar zwischen 
dessen einzelnen Fonds bestehenden ewigen Renten ablösen, und 
er gab schliesslich die am rätlichsten scheinende Art und Weise 
für alle Teile der Auseinandersetzung an. 
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Noch im Frühjahr 1879 wurde auf Anordnung des Konsi- 
storiums eine neue Kommission der evangelisch-lutherischen Kir- 
chen-Vorstände gewählt; derselben trat auf Wunsch jener Be- 
hörde auch ein Bevollmächtigter des Magistrats bei. Dagegen 
beteiligte sich der Kirchen-Vorstand zu St. Marien vorläufig 
nicht, weil es zunächst um die Grundsätze über Teilung des 
Kırchen-Fonds sich handele, von diesem aber seine Gemeinde 
bereits im Jahre 1830 abgefunden sei. 

Die Kommission eignete sich im übrigen alsbald den Ent- 
wurf an, erwog aber noch besonders die Verhältnisse des Schul- 
hauses, wie sie aus demjenigen sich ergaben, was in dieser Be- 
ziehung oben unter Nr. 1I erzählt ist. Dabei traten und zwar 
je auf derjenigen Seite, welcher sie ungünstig waren, zwei ent- 
gegengesetzte Rechts-Anschauungen mit der grössten Entschie- 
denheit zutage. Nach beiden Anschauungen bestand zwar die 
ehemalige Kirchen-Gemeinde zu St. Nikolai von Rechts wegen 
noch als Schulgemeinde innerhalb des von der Stadt ineins 
verwalteten Volksschulwesens. Nach der einen dieser Anschau- 
ungen aber gehörte eben wegen dieser Verwaltung das Schul- 
haus der Stadt wenigstens zu Gebrauch und Nutzen auch dann 
noch zu, nachdem sie andere Räume statt seiner zu den bezüg- 
lichen Schulzwecken verwandte, und war dieserhalb jedenfalls 
den Kirchen-Gemeinden weder das Eigentum an diesem Hause 
noch ein Anspruch auf solches Eigentum zuständig Nach der 
anderen dieser Anschauungen war aber wenigstens das letztere 
deshalb der Fall, weil durch freien Entschluss der Stadt das 
Haus derjenigen Bestimmung entzogen war, um deren willen ganz 
allein es in den Jahren 1801/1803 aus dem übrigen Nikolai- 
Vermögen zu einem besonderen Fonds ausgeschieden worden. 
Nachdem ein sachverständiger Vertrauensmann das ganze Haus 
auf gut 9000 Mk., den Wert der stadtseitig erfolgten Vergrösse- 
rung desselben aber auf etwa 3000 Mk. geschätzt hatte, ent- 
schloss man sich — der mehr erwähnten Baulast wohl etwas zu 
wenig Rechnung tragend — den Wert des Hauses, abgesehen 
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von jener Vergrösserung auf 6000 Mk. anzunehmen, von dieser 
Summe jeder angeblich berechtigten Seite die Halbscheid beizu- 
messen, der danach als Haupt-Eigentümerin erscheinenden Seite 
die Abfindung der Gegenseite anheim zugeben und demnach in 
einem Nachtrag zum Entwurf vorzuschlagen, es solle das Schul- 
haus der Stadt gehören, dafür aber von dieser an jede der drei 
Kirchen-Gemeinden 1000 Mk. gezahlt werden und die Baulast 
erlöschen. 

Obwohl die Kommission es sorgfältig geheim hielt, mit wel- 
cher Entschiedenheit die beregten gegenteiligen Rechtsanschau- 
ungen in ihrem Schosse vertreten waren, fand dieser Vorschlag 
doch (wenigstens wesentlich eben vom Standpunkt je einer dieser 
Anschauungen aus) trotz der offenbaren Zweifelhaftigkeit der 
Sache sowohl im Kolleg der Bürgervorsteher als im Kirchen- 
Vorstand zu St. Albani sehr heftigen Widerstand. Doch wurde 
dieser Widerstand noch im Laufe des Jahres 1879 glücklich 
überwunden, und in jenem Jahre auch noch vom allgemeinen 
Schulvorstand die Zustimmung zu dem vorgeschlagenen Vergleiche 
erlangt. 

Im übrigen fand der Entwurf ohne irgend welche erheb- 
liche Mühe die Billıgung der Kirchen-Kommissarien, der vier 
Kirchen-Vorstände, des Konsistoriums und — am 29. April 1880 
— auch des Kultus-Ministeriums.. Am 1. Oktober 1880 ging 
wenigstens dem Namen nach die Verwaltung des Nikolai-Ver- 
mögens von den Kirchen-Kommissarien auf die Kirchen-Vor- 
stände über und, nachdem zwischen drei Bevollmächtigten von 
St. Johannis, St. Jakobi und St. Albanı einerseits und dem Ma- 
gistrat andererseits auf dessen Wunsch hinsichtlich des Schul- 
hauses von St. Nikolai eine Verkaufs-Urkunde errichtet war, 
zahlte letzterer an jene je 1000 Mk. aus. Auch wurde von einem 
rechnungskundigen Mitgliede der Kommission ein detailierter 
Teilungsplan ausgearbeitet und von allen bisher für beteiligt er- 
achteten Korporationen und Behörden gebilligt. Da aber wurde 
die Teilung von Neuem auf ganz unerwartete Weise gehemmt. 
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VI 

Man hatte derzeit in Göttingen nur noch gewusst, dass die 
Marien-Gemeinde im Jahre 1830 mit 763 Tir. 11 mer. 
6 Pf. K. M. vom Nikolai-Kirchen-Fonds abgefunden 
worden, während eine Teilung des gesamten Nikolai-Vermögens 
im Werke gewesen, aber nicht zustande gekommen sei, und man 
hatte sich vergeblich Mühe gegeben, bezügliche Akten aufzutin- 
den. Insonderheit hatte die Marien-Gemeinde selbst immer sich 
für vollständig vom Kirchen-Fonds abgefunden betrachtet, 
dieserhalb insbesondere, wie erwähnt, an der Kommission für 
die Teilung vorläufig sich nicht beteiligt, auch ihre Genehmigung 
des Entwurfs von Grundsätzen der Teilung auf den Pfarr- 
Fonds beschränkt und erst, als dieser eigentlich erst recht, näm- 
lich für die Teilung selbst, in Betracht kam, im Juli 1880 ihren 
Pfarrer als ihren Bevollmächtigten zur Kommission abgeordnet. 
Inzwischenaber waren dieAkten von 1830 auf- 
gefunden, undderKirchen-Vorstanderhob nun- 
mehr bei der Kommission, bei den drei anderen Kirchen-Vor- 
ständen, beim Magistrat, bei den Kirchen-Kommissarien und 
beim Konsistorium gegen die geplante Teilung Protest, indem er 
auf Grund der oben unter II erwähnten Vorgänge von 1830 gel- 
tend machte, die Marien-Gemeinde sei in jenem Jahre nicht vom 
Nikolai-Schulfonds abgefunden und habe daher jetzt noch !/, 
von den im damaligen Teilungsplan für die Baulast ausgewor- 
fenen Kapital der 1595 Tlr. ©. M., sowie !/, von den abseiten 
der Stadt neuerdings gezahlten 3000 Mk. zu beanspruchen; er 
behauptete nunmehr auch, seine Gemeinde sei im Jahre 1830 
jedenfalls arg verletzt worden und auch dieserhalb in der Lage, 
ihre Abfindung nicht für voll gelten zu lassen. 

Die Kirchen-Komnmussarien schlugen vor, die Marien-Ge- 
meinde solle noch eine innerhalb ıhrer Forderungen vom Kon- 
sistorium frei zu bestimmende Summe erhalten. Die drei an- 
deren Kirchen-Vorstände willigten ein, der Marien-Vorstand aber 
wollte vergleichsweise höchstens diejenigen 125 Tlr. ©. M. auf 
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den Anteil seiner Gemeinde einrechnen lassen, welche derselben 
1830 über ihren Anteil hinaus gnadenweise gewährt waren. Auch 
weitere Vermittelungs-Versuche der Kirchen-Kommissarien schlu- 
gen fehl, umsomehr als die Ansprüche der Marien-Gemeinde in- 
zwischen in einem juristischen Mitgliede der Teilungs-Kommission 
einen eifrigen Verfechter gefunden hatten. 

Endlich erklärte das Konsistorium am 26. 
September 1882: die Schule seiim Jahre 1830 
offenbarnuralseine Last des Kirchen-Fonds 
von St. Nikolaiangesehen, und die Abfindung 
der Marien-Gemeinde daher offenbar alseine 
solchevomgesamtenKirchen-Fondseinschliess- 
lich seinerSchul-Verhältnisse gewolltundge- 
schehen; dieskönne freilich nur durch gericht- 
licheEntscheidungendgültig festgestellt wer- 
denund, wennder Marien-Vorstandnicht etwa 
imVergleichswege mit '/ı dessen, was er fordere, 
sichbegnügen wolle, so hätten die anderen drei 
Kirchen-Vorstände solche Entscheidung her- 
beizuführen. 

Diese Erklärung machte einen solchen Eindruck auf den 
Kirchen-Vorstand zu St. Marien, dass er alleAnsprüche 
auf den Kirchen-Fonds ohne weiteres fallen 
liess. Um dieselbe Zeit fanden auch diejenigen Irrungen das 
langersehnte Ende, welche mit dem Pächter des Nikolai-Landes 
der Feldmark Esebeck betreftis Ersatz von Ablösungen seit Jahren 
geschwebt hatten, und am 18. November 1882 konnten die Kir- 
chen-Kommissionen dem Konsistorium anzeigen, dass alle Hin- 
dernisse der Teilung nunmehr beseitigt seien. Der Teilungs- 
Vertrag wurde sodann auf Grund des Entwurfs und des Tei- 
lungsplanes von einem juristischen Mitgliede der Kommission 
ausgearbeitet, auch ausgeführt und von Bevollmächtigten der vier 
Kirchen-Vorstände, der Kirchen-Kommissare und der Stadt no- 
tariell vollzogen am 8. Mai 1883. 
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B. Rechtsfragen. 
I. 

Die erste und auch wohl erheblichste der mancherlei aus 
dem Erzählten sich ergebenden Rechtsfragen, welche ich nicht 
sowohl erörtern, als den Gelehrten des Kirchenrechts vorlegen 
will, ist sicher die Frage nach dem Wesen und der Rechtmässig- 
keit des Rezesses von 1803. M. E. ist die bei den späteren 
Verhandlungen zuweilen hervorgetretene Ansicht, dass der Re- 
zess ein bürgerlich-rechtlicher Vertrag oder doch nach bürgerlichem 
Recht zu beurteilen sei, völlig unrichtig, völlig unrichtig m. E. auch 
die Meinung, der Göttinger Magistrat habe hier lediglich oder doch 
wesentlich als weltliche Obrigkeit gehandelt. M. E. enthält der 
Rezess in der, wie aus Reichstags- und Landtagsabschieden be- 
kannt, auch für öffentlich-rechtliche Verfügungen einstmals so 
sehr beliebten Form des Vertrages die unter Mitwirkung des 
Trägers der örtlichen niederen Konsistorialrechte vor sich ge- 
hende kirchenregimentliche Verfügung der Aufhebung einer 
Kirchengemeinde und der Einverleibung von je !/, derselben in 4 
Nachbargemeinden. Es erfolgte dieser öffentlich-rechtliche Akt 
m. E. auch rechtmässig in der Form sowohl wie in der Sache. 
In der Form: der Akt erfolgte mit staatlicher Genehmigung und 
nach Anhörung der Beteiligten seitens des zuständigen Konsi- 
storiums zu Hannover. In der Sache: nach den damaligen Ver- 
hältnissen war es notwendig von den 5 evangelisch-lutherischen 
Gemeinden Göttingens wenigstens eine aufzuheben, und die ge- 
eignetste dazu, die Aufhebung zu erleiden war wohl die Nikolai- 
Gemeinde. 

II. 

Besondere Eigentümlichkeiten möchte der kirchenregiment- 
liche Akt von 1803 noch dadurch an sich haben, dass er 1. die 
Vierteilung der aufgehobenen Kirchengemeinde mit einer Ver- 
schiebung der Bezirke der anderen 4 Göttinger evangelisch-luthe- 
rischen Gemeinden verband, dass er 2. Aufhebung, Verteilung 
und Verschiebung nur als vorläufige verfügte, dass er 3. die 
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übrigens aufgehobene Gemeinde als kirchliche Schul- und Be- 
gräbnisgemeinde bestehen liess, und dass er 4. abgesehen von 
den bisher schon für Schule und Begräbnisse bestimmten Ver- 
mögensteilen das Vermögen der aufgehobenen Gemeinde bis auf 
weiteres als ein Ganzes zusammenhielt. Doch scheinen mir alle 
diese Eigentümlichkeiten sowohl mit der Hauptrerfügung wohl 
verträglich, wie rechtlich zulässig und nicht unzweckmässig ge- 
wesen zu sein; insbesondere dürfte die tatsächlich völlig un- 
gleiche Verteilung der Nikolaiten nach dem Satz, dass Aufrech- 
nung gleich Zahlung, mittels der entsprechenden gleichzeitigen 
Bezirksverschiebung einer Einverleibung zu !/, gleichstehen. 


III. 
Wessen aber war nach dem Rezess von 1803 das — nicht 
für Schule oder Begräbnis ausgeschiedene — bisherige Nikolai- 


Vermögen? Ich trage nicht den geringsten Zweifel zu sagen: 
der 4 anderen Gemeinden zu je '/.. Wäre der Rezess von 1803 
ein bürgerlich-rechtlicher Vertrag gewesen, würde zum Erwerb 
des von ihm berührten Vermögens nach den derzeit im Fürsten- 
tum Göttingen geltenden Rechten Folgendes erforderlich gewesen 
sein: zum Erwerb der beweglichen Sachen nach gemeinem deut- 
schen Recht Uebergabe und zum Erwerb der stadt-bürgerlichen 
Grundstücke nach Kalenbergischen Verordnungen von 1712, 1733 
und 1753 Anmeldung zum Stadtbuch und Uebergabe; denn die 
bei den Verhandlungen einmal auch aufgestellte Ansicht, dass 
nach gemeinem Recht ganze Vermögen stets anders erworben 
würden, als einzelne Gegenstände und insbesondere Sachen, ist 
wohl offenbar unrichtig. War der Rezess aber der öffentlich- 
rechtliche Akt eines zuständigen Kirchen-Regiments, so muss, da 
nach gemeinem Kirchenrecht, wie m. W. allgemein gelehrt wird, 
das Vermögen einer einverleibten Gemeinde auf die andere Ge- 
meinde durch die Einverleibung übergeht, das Vermögen der 
Göttinger Nikolai-Gemeinde bei deren Vierteilung ohne weiteres 


zu je !/, auf die 4 anderen evangelisch-lutherischen Gemeinden 
20* 
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Göttingens übergegangen sein, und es kann sich daher m. E. in 
dieser Beziehung nur fragen, ob solcher Uebergang sich schon 
vollzog, als jene Verteilung „vorläufig“ stattfand oder erst dann 
als dieselbe 1820 vom Staats-Ministerium für „fortbestehend und 
innmerwährend* erklärt ward. Für letzteres spricht nicht etwa 
der Bestand einer Nikolai-Schul- und Begräbnis-Gemeinde; denn 
diese war etwas ganz anderes als die Nikolai-Kirchen-Gemeinde, 
so dass sie nicht etwa für die Zeit des einstweiligen Zustandes 
als Trägerin aller Vermögensrechte der letzteren hätte angesehen 
werden können. Der Uebergang des (nicht ausgeschiedenen) Ver- 
mögens der Nikolai-Kirchen-Gemeinde war m. E. Zubehör des 
Vorgangs ihrer Einverleibungen; er erfolgte deshalb m. E. 1803 
unter auflösender Bedingung; denn da die Einverleibungen so- 
fort nach Abschluss des Rezesses tatsächlich vollzogen wurden, 
so dürften sie als unter auflösender und nicht als unter aufschie- 
bender Bedingung geschehen anzusehen sein. 

Zur Unterstützung der im Vorstehenden vorgetragenen An- 
sicht darf wohl auf eine Entscheidung des Bayerschen obersten 
Landesgerichts vom 12. 4. 05 hingewiesen werden, welches in 
Seufferts Blättern für Rechtsanwendung vom 11. 11. 05 S. 700 
bis 706 mitgeteilt wird. Es handelte sich hier um den Ueber- 
gang des Vermögens mehrerer in die Stadt München eingemein- 
deter Ortschaften, einen Uebergang, für dessen Art und Weise 
besondere gesetzliche Vorschriften in Bayern nicht bestehen, und 
jener Gerichtshof sprach u. a. aus: 

„Keinenfalls aber bedarf es dazu des Abschlusses eines pri- 
vatrechtlichen Vertrages; vielmehr regeln sich die Modalitäten, 
unter welchen, und die Rechtswirkungen, mit welchen die Ver- 
einigung von Gemeinden vor sich geht, ausschliesslich nach den 
Vorschriften des öffentlichen Rechts. So sagt auch Seidel, Staats- 
recht, 2. Aufl., Bd. H 8. 625: Aenderungen ihres Bestandes 
vollziehen sich nicht durch privatrechtliche, sondern durch öf- 
fentlich-rechtliche Akte; die hiernach eintretenden vermögens- 
rechtlichen Wirkungen sind nur Folgen jener Akte und stehen 
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unter dem bestimmenden Einflusse des öffentlichen Rechtes.“ 
IV. 

Wenn nun im Jahr 1803 das St. Nikolai-Vermögen auf die 
4 mehrgenannten Gemeinden übergegangen war, wie stand es im 
Jahr 1873 mit dem aus diesem Vorgang auf Herausgabe zu 
eigener Verwaltung von diesen Gemeinden erhobenen Anspruch? 
— Insbesondere 1. War er nicht etwa verjährt? — 2. Wäre die 
Klage gegen das Konsistorium oder gegen die Göttinger Kir- 
chen-Kommissare zu richten gewesen? — 3. Hätten die Kirchen- 
Vorstände gegen das Konsistorium klagen können ohne die Zu- 
stimmung eben dieser Behörde, welcher nach dem Hannoverschen 
Gesetz vom 14. Oktober 1848 $ 19 Nr. 5 jeder Kirchenvorstand 
zur Erhebung eines Rechtstreites bedarf? — 

Zu 1.: Der Anspruch der 4 Gemeinden war m. E. zwei- 
fellos unverjährt. 

Bis zu dem erwähnten Gesetz stand den evangelisch-luthe- 
rischen Gemeinden des Landes Hannover eigene Verwaltung ihres 
Vermögens nur zu, wo solche besonders begründet war. Die 
kirchlichen Oberen verwalteten also Anfangs das Nikolai-Ver- 
mögen, und da sie bis ins Jahr 1856 hinein dasselbe als den 4 
Gemeinden gehörig anerkannten und im Anfang der fünfziger 
Jahre sogar gegen den Widerspruch von zwei der Gemeinden zur 
Teilung und Herausgabe bereit waren, so ist der Lauf der Ver- 
jährung sicher erst aus dem Jahr 1856 zu berechnen, in welchem 
seitens der Oberen allererst den Gemeinden jedes Recht am 
Nikolai-Vermögen bestritten wurde. Die auf den öffentlich-recht- 
lichen Erwerb eines Vermögens gegründete Klage auf dessen 
Herausgabe kann aber schwerlich den rein-persönlichen Klagen 
zugerechnet werden, welche nach dem Hannoverschen Gesetz 
vom 22. Septbr. 1850 in zehn oder ausnahmsweise auch in we- 
niger Jahren verjährten; sie wird vielmehr einer Erbschaftsklage 
gleichzustellen sein. Die Klage der 4 Gemeinden würde daher 
nach dem für nicht rein-persönliche Klagen bis 1. Januar 1900 
im Fürstentum Kalenberg-Göttingen gültigen gemeinen deutschen 
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Recht nur vierzigjähriger Verjährung unterlegen gewesen, also 
allererstens im Jahre 1896 erloschen sein. 

Zu 2.: Die Göttinger Kirchen-Kommissarien bestanden aus 
zwei Mitgliedern des Stadt-Magistrats und dem vom Konsistorium 
aus der Zahıl der evangelisch-lutherischen Geistlichen Göttingens 
bestellten Stadt-Superintendenten. Hiernach möchten die Göt- 
tinger Kirchen-Kommissarien doch eher als ein Organ des In- 
habers niederer örtlicher Konsistorialrechte, denn als Organ des 
Konsistoriums anzusehen und die Klage daher gegen diese, — 
etwa mit Streitverkündigung an das Konsistorium — nicht gegen 
dieses selbst anzustellen gewesen sein. 

Zu 3.: Noch mehr Zweifel aber als zum vorigen Punkt er- 
heben sich darüber, ob ein Kirchen-Vorstand gegen sein Konsi- 
storium oder eine diesem untergeordnete Stelle ohne dessen Zu- 
stimmung Klage erheben kann. Eine Verweisung auf den Kul- 
tus-Minister u. s. w. würde nur eine Verschiebung der Sachlage 
sein. Ist es aber nicht vielleicht gestattet, die Vorschrift über 
Zustimmung der Oberen nur auf die gewöhnlichen Fälle zu be- 
ziehen. in welchen Kirchen-Vorstand und Obere auf ein und der- 
selben Seite stehen, weil da, wo das Recht verletzt sein soll, der 
Kirchen-Vorstand unter Aufsicht der Oberen verwaltet, und nicht 
auch auf den ausserordentlichen Fall, dass zwischen Kirchen- 
Vorstand und seinen Oberen Streit ist, ob ein in der letzteren 
Händen befindliches Vermögen der Gemeinde des Kirchen-Vor- 
standes oder einer anderen von den Oberen vertretenen Wesen- 
heit zusteht ? 

V. 

Was sodann die nebensächlichen Bestimmungen des Rezesses 
von 1803 betrifit, so können die über Verkauf des liegenden 
Kirchenguts wohl gar kein Bedenken erregen. Auch der Ver- 
zicht auf die Brau-Gerechtsame erscheint trotz seiner Unentgelt- 
lichkeit m. E. deshalb als gerechtfertigt, weil die Gewährung dieser 
Gerechtsame eine besondere Begünstigung war und zwar eine 
besondere Vergünstigung für eine nunmehr ohne Ersatz weg- 
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fallende Pfarrstellee Bedenklicher kann vielleicht erscheinen die 
in Aussicht genommene, indes nicht in Ausführung gekommene 
Ueberlassung des Platzes der St. Nikolai-Kirche ohne Entgelt; 
indes sollte der Platz ja freier Platz bleiben inmitten der bis- 
herigen Nikolai-Gemeinde und ihres Restes, der Schul- und Be- 
gräbnis-Gemeinde. 
VI 

Die so viel umstrittene Frage, wem der Nikolai-Schulfonds 
gehöre, ist m. E. kaum eine Frage. Dieser Fonds war kraft 
öffentlichen Rechts ursprünglich freilich ein in kirchlicher Ver- 
waltung stehender Fonds für eine kirchliche Schule. Diese Schule 
ward auf gesetzmässige Weise mit anderen Schulen vereinigt und 
kam auf gesetzmässige Weise in die städtische Verwaltung dieser 
vereinigten Schulen. Zu dem dieser Verwaltung unterliegenden 
Vermögen gehörte daher jetzt dieser Fonds, einerlei ob die 
Schulen, welchen dieses Vermögen dient, als von Rechts wegen 
kirchlich oder städtisch anzusehen waren; und unangesehen des 
Umstandes, dass an Stelle der kirchlichen Verwaltung eine städti- 
sche getreten ist. Denn nur der Zweck eines Fonds kann über 
seine Rechtsstellung entscheiden, und der Nikolai-Schulfonds 
dient noch heute demselben Zweck, dem er einstmals diente, an 
demselben Ort, an dem er es einstmals tat, allerdings in einer ver- 
änderten Art und Weise, welche lediglich den veränderten Zeitver- 
hältnissen gemäss von der ehemaligen abweicht. 

VII 

Ist im Vorstehenden die dortige Frage richtig beantwortet, 
so würde die Frage von selbst erledigt sein, ob die Marien-Ge- 
meinde zu Göttingen eine Abfindung vom Nikolai-Schulfonds 
habe verlangen können. Anderenfalls würde dieser Gemeinde 
sicher auch noch ein Anteil an diesem Schulfonds zuzuerkennen 
gewesen sein. Ebenso sicher aber würde m. E. in beiden Fällen 
jener Gemeinde irgend welcher sonstige weitere Anspruch auf 
Grund eines Irrtums beim Abfindungs-Vertrag vom Jahre 1830 
abgesprochen werden müssen. 
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VIII. 

Was schliesslich die Zuweisung von ?/; des Nikolai-Pfarr- 
Fonds an die St. Johannis-Gemeinde betrifft, so mag diese im- 
merhin billig und zweckmässig gewesen sein. Dem Rechte ent- 
sprach diese Zuweisung aber m. E. nicht. Denn die St. Niko- 
lai-Gemeinde war gevierteilt, und jedem Vierteil folgte von Rechts- 
wegen !/, ihres gesamten Vermögens, auch demjenigen, welches, 
anders als die übrigen 3 Vierteile, einer Gemeinde mit 2 Geist- 
lichen einverleibt wurde. 


Zur vermögensrechtlichen Wirksamkeit der Teilung 
einer Kirchengemeinde. 


Von 


W. Ch. Francke, O.L.G.Rat a. D. in Hannover. 


Infolge des starken Zunehmens der Bevölkerung und ihres 
Zusammenströmens in die grossen Städte und Fabrikorte werden 
Jetzt in Deutschland die Teilungen von Kirchengemeinden immer 
häufiger. Der für solche Teilungen in anerkannter Wirksamkeit 
stehenden Rechtssätze sind aber verhältnismässig so wenige, dass 
sie häufig dem Bedürfnis nicht genügen und daher jede Mittei- 
lung und rechtliche Betrachtung bezüglicher Vorgänge erwünscht 
sein dürfte. Es mag daher folgendes hier mitgeteilt und be- 
trachtet sein: 

Die ın Preussen belegene katholische Kirche L. hatte dort zu 
G. eine Toclıter-Kirche mit eigenem „Fundation-Fonds“, indes nur 
einen Geistlichen. 1892 machte der derzeitige Geistliche, ein 
ehemaliger Jurist und Verwaltungsbeamter, sein Testament da- 
hin, dass er seinen Bruder zu Erben einsetzte und weiter be- 
stimmte: „Der Fundationskasse von L. vermache ich 6000 Mk.; 
die Zinsen sollen zur Hälfte für die Armen in den zuL. gehö- 
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rigen Ortschaften, zur Hälfte für die Erstkommunikanten der 
Parochie verwendet werden.“ Der Geistliche starb noch 1892. 
Die Kirche L. erwarb das Vermächtnis. Der neue Pfarrer ver- 
teilte die Zinsen stiftungsgemäss an Angehörige aller Ortschaften 
des Kirchspiels und setzte dies anfangs auch dann noch fort, als 
die Tochterkirche G. im Jahre 1900 selbständig gemacht und 
mit einem eigenen Pfarrer versehen war; bald aber weigerte er 
sich, den Angehörigen der neuen Pfarrei irgend etwas von den 
Zinsen zukommen zu lassen. Auf Beschwerde setzte der Bischof 
einen Anteil für die neue Pfarrei fest. Der Pfarrer von L. 
aber wandte sich nach Rom, und der Bischof zog hierauf seine 
Verfügung zurück. Nach 8 52 des Preuss. Gesetzes vom 20. Juni 
1875 keinerlei Ermächtigung zu einem Prozesse bedürftig, klagte 
jetzt der Kirchenvorstand von G. gegen den Kirchenvorstand von 
L. darauf, einen vom Gericht ein für allemal festzusetzenden 
Teil oder doch einen je nach billigem Ermessen zu ermittelnden 
Teil von den Zinsen der vermachten 6000 Mk. an die Armen 
und die Erstkommunikanten der Pfarrei G. verteilen zu lassen. 
Das Landgericht wies die Klage ab; der erhobene Anspruch, 
sagt es, gehe auf Erfüllung einer im öffentlichen Interesse ge- 
machten Auflage und stehe daher nur dem Kultusminister oder 
einer von diesem dazu verordneten Behörde zu; ausserdem sei 
das Vermächtnis, weil der Kirchen-Kasse zu L. zugewandt, als 
nur für Angehörige des jeweiligen Sprengels dieser Kirche be- 
stimmt anzusehen. Dagegen hat das Berufungsgericht den kla- 
genden Kirchenvorstand für befugt zur Klage erkannt und den 
beklagten Kirchenvorstand dem zweiten Klagantrag gemäss ver- 
urteilt; dabei erwog es u. a., dass die kanonische Pflicht des 
katholischen Pfarrers, über einen Teil seines durch sein Amt 
erworbenen Vermögens zu gunsten seiner Kirche zu verfügen, 
wesentlich auch auf dem Gedanken beruhe, wie es billig sei, 
wenn überschüssiges Geld dahin zurückkomme, woher es gekom- 
men, und dass daher letztwillige Zuwendungen eines katholischen 
Geistlichen an seine Kirche möglichst zu gunsten aller derzeitigen 
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Teile seines Kirchsprengels auszulegen seien. 

Nicht nur die letztgedachte Erwägung erscheint mir zwei- 
fellos richtig, sondern — und zwar auch ohne dieselbe — nach 
Massgabe der erhobenen Klage die ganze Entscheidung des Be- 
rufungsgerichts. Die in Rede stehende letztwillige Verfügung 
ist offenbar nicht, wie das Landgericht vermeint, ein Vermächtnis 
an eine Stiftung oder etwa die Kirche zu L. mit einer Auflage 
zu gunsten unbestimmter Personen, deren Erfüllung nur von öf- 
fentlichem Interesse wäre und deshalb laut $ 2194 BGB. von 
einer zuständigen Behörde verlangt werden könnte. Jene Ver- 
fügung ist vielmehr ein Vermächtnis an die Kirche L. mit Zweck- 
bestimmung für das durch den Erwerb des Vermächtnisses ent- 
stehende Kirchenrermögen und zwar, da die Aufkünfte dieses 
Vermögens für die Angehörigen des gesamten Kirchspiels ohne 
Unterschied ihres Wohnorts verwandt werden sollen, Stiftung 
eines Fonds für den gesamten Kirchsprengel. 

Wenn nun auch eine katholische Kirchengemeinde nicht wie 
eine evangelische als Inhaberin des zu ihrer Kirche gehörigen 
Vermögens zu betrachten ist und nicht schon deshalb eine Tei- 
lung dieses Vermögens bei Teilung der Gemeinde selbstverständ- 
lich erscheint, so möchte doch auch für eine öffentlich-rechtliche 
Anstalt, wie es eine katholische Pfarrei ist, aus ihrem Wesen 
zu folgern sein, dass, wenn sie rechtmässig geteilt wird in mehrere 
Teile mit denselben Zwecken wie der bisherige war, auch die 
für diesen Zweck bestimmten Mittel insoweit geteilt werden müssen, 
als deren Erfüllung nicht an bestimmte Oertlichkeiten oder an 
Personen bestimmter Oertlichkeiten gebunden sind, wie dies 
z. B. der Fall ist hinsichtlich der Fonds für den Bau einer be- 
stimmten Kirche oder den Kultus in dieser Kirche oder einen 
bestimmten Altar; und beweist nicht auch schon das Gebot, der 
alten Pfarrstelle die Congrua zu belassen, dass solches von alten 
Zeiten her als Rechtens gegolten? 

M. E. hätte daher der Kirchenvorstand von G., welcher 
nach $ 1 fg. des bereits angeführten Gesetzes vom 20. Juni 1875 
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Verwalter des gesamten nicht etwa von staatlichen Verbänden 
verwalteten Kirchenvermögens von G. ist, nicht, wie er getan, 
nur je einen Teil der Zinsen jenes Kapitals von 6000 Mk., son- 
dern einen Teil jenes Kapitals verlangen können. Denn wenn 
das Vermächtnis die Fundationskasse zu L. als bedacht nennt, 
so kann das, man mag den Erblasser als Rechtskundigen oder 
als Rechtsunkundigen ansehen, doch nur heissen, die Kirche zu 
L. solle zu ihrer Fundationskasse bedacht sein, und wenn zu 
dieser Kasse auch die lediglich für das Kirchengebäude zu L. 
bestimmten Mittel gehörten und auch eine besondere Fundations- 
kasse für G. bestand, so umfasste die Fundationskasse von L., 
wie das Vermächtnis selbst beweist, doch auch Mittel für beide 
Teile des alten Gesamtsprengels. 

Die bei Teilung von Kirchengemeinden entstehenden vermö- 
gensrechtlichen Streitigkeiten müssen zwar nach L.R. II, 11 8240 
„von der weltlichen Obrigkeit durch den ordentlichen Weg Rech- 
tens entschieden werden“. Dies dürfte aber nicht ausschliessen, 
dass, wie kanonischen Rechtens, der Teilungs-Massstab vom kirch- 
lichen Oberen, also hier vom Bischof zu bestimmen ist; und dass 
daher das Gericht wenigstens zunächst nur auf Teilung nach 
dem vom Bischof festzusetzenden Massstab zu erkennen hat. 
Erst wenn seitens des Bischofs die Festsetzung geweigert wird, 
kann und muss sie vom Gericht vorgenommen werden, wie 8317 fg. 
BGB. ergeben möchten. 


302 


Das Sequestrationsrecht im Ortslande Franken in 
den Jahren 1531/34. 


Von 


Pfarrer Dr. Berbig in Neustadt-Coburg. 


Es ist bezeichnend für das Werk der fränkischen Visitation 
vom Jahre 1528/29, dass bei der Besuchung und Besichtigung 
der geistlichen Stellen und Stätten des Landes die Klöster als 
solche ausgeschlossen waren. Es handelte sich bei der Visita- 
tion eben nur um eine Neuregelung des kirchlichen Lebens und 
um eine Feststellung des Kirchengutes, soweit es die Gemeinden 
und die Pfarreien betraf, nicht aber um eine Neuordnung des 
klösterlichen Gutes. — 

Nach Beendigung der Visitation im Frankenland (Frühjahr 
1529) wurde es nunmehr geradezu als eine Notwendigkeit em- 
pfunden, dass auch über das Schicksal des nun schon fast vier 
Jahre freigewordenen Klostergutes entschieden werden müsse. 
In den Maistürmen des Jahres 1525 war die Auflösung der Co- 
burger Klöster zur Tatsache geworden. Es handelte sich um 
das Franziskaner-Kloster innerhalb der Ringmauern der Stadt 
Coburg selbst (an der Stelle der heutigen Ehrenburg), um das 
Benediktiner-Kloster zu Mönchröden, und um das Cisterzienser- 
innen-Kloster zu Sonnefeld. Ausserdem kam noch in Frage das 
Augustiner-Kloster in der Enklave Königsberg in Franken, und 
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das Benediktinerinnen-Kloster zu Veilsdorf. Nachweislich waren 
die beiden zuletzt genannten Klöster schon im Jahre 1528 von 
Ordenspersonen ganz verlassen. Die Franziskaner von Coburg 
waren im Kloster Mönchröden bei den Benediktinern unterge- 
bracht worden, von denen sich noch ein kleiner Rest zusammen- 
hielt. Ebenso lagen die Dinge in Sonnefeld, wo diejenigen 
adligen Jungfrauen, welche Bedenken getragen, in die Welt zu- 
rückzutreten, unter evangelischer Predigt auch fernerhin versorgt 
wurden. 

Es unterlag keinem Zweifel, dass bei Auflösung der Orden 
der Besitz der Stiftungen dem Landesherrn, als dem Lehensherrn 
zufallen würde. Ueberdies war das reichste der genannten Klö- 
ster, die Benediktinerabtei von den Vorfahren des Landesherrn 
selbst gestiftet worden, während der übrige Klösterbesitz aller- 
dings zumeist auf Dotationen des umliegenden Adels beruhte, 
von dem ein Teil wiederum ab- und ausgestorben war. 

So kam es, dass schon vor der Visitation die Klosterver- 
waltung in die kurfürstliche Gewalt übergegangen war. Es lässt 
sich nachweisen aus den Akten, dass der sehr umfangreiche Be- 
sitz des Klosters Mönchröden vom ehemaligen Prior, Namens 
Veit Haff verwaltet wurde. Das Kloster zu Königsberg wurde ver- 
waltet vom Amtmann auf dem dortigen Schloss, Namens Cuntz 
Gotzmann. Das Franziskanerkloster in Coburg war sehr arm 
und die geringen Einkünfte wurden zur Unterhaltung der Brü- 
der in Mönchröden verwandt. In Sonnefeld und Veilsdorf be- 
fanden sich kurfürstliche Verwaltungsbeamte. Im ersteren Georg 
von Zedwitz, im letzteren ein Klostervogt, der alljährlich seine 
Rechnung im Amt zu Coburg ablegte. 

Es ist damit erwiesen, dass man schon vor der Visitation 
und Jahre lang vor der Sequestration das Coburger Klostergut 
als landesherrliche Domaine betrachtete. Einer Verwendung des- 
selben aber für geistliche Zwecke bedurfte es nicht, da Bedürf- 
nisse ja überhaupt nicht vorlagen. Die Visitation ergab, dass 
die Coburger Kirchen bis auf verschwindende Ausnahmen materiell 
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ziemlich auskömmlich dotiert waren, wenigstens zur Zeit. Ausser- 
dem aber war es reformatorisches Prinzip, bei Neubestellung 
von Predigern und Errichtung neuer geistlicher Stellen durch- 
aus die (remeinden allein zu belasten in der Erhebung von Kir- 
chensteuern (Hausgeld). 

Erst im Jahre 1531 wurde das Werk der Sequestration 
auch im Ortslande Franken in Bewegung gesetzt und zwar im 
Zusammenhange mit den im kurfürstlichen Hauptland geltend 
gemachten Anforderungen der Landstände. 

Es ist bemerkenswert, dass Luther gelegentlich seines Auf- 
enthaltes auf der Veste Coburg sich beim Kurfürsten über den 
Missbrauch, der mit Kirchengut getrieben werde, beklagt hatte, 
Jedenfalls lagen Luther Coburger Verhältnisse vor Augen. Hatte 
der Reformator doch schon frühzeitig die Verwendung für geist- 
liche Zwecke befürwortet. 

Offenbar drängten aber auch die Verhandlungen des Reichs- 
tags zu Augsburg auf eine gewissenhaftere Verwendung des Kir- 
chengutes hin, denn wir ersehen aus den nachfolgenden Akten- 
stücken, dass nunmehr das Werk der Sequestration in vollen 
Fluss kanı. 


T: 
Ausdem Instruktionsbefehl, gegeben den 
fränkischen Sequestratoren. 


In demselben Aktenband befindet sich ein Auszug aus der 
Instruktion, welche behufs Sequestration der fränkischen Klöster 
— es kamen für die Pflege des Ortslandes besonders das Ci- 
sterzienserinnenkloster Sonnefeld, das Benediktinerkloster Mönch- 
röden und das Barfüsser-(Franziskaner-)Kloster in Stadt Coburg 
in Frage — den vier obengenannten Verordneten gegeben wor- 
den war. Das Schreiben ist offenbar eine gleichzeitige Kopie. 
Sie trägt die Aufschrift: Verzceychnus der Artickel In der Churf. 
Instruction Des verordenten Ausschus der Landstend und Of- 
fenbeuelchbrief. Letzteres bezieht sich auf das Aktenstück, 
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welches hier beilag, Darunter steht A, was sich vielleicht auf 
das spätere Schreiben der Sequestratoren an den Coburger 
Schosser Arnold von Falkenstein bezieht, da dieser Auszug dem 
Briefe an denselben beigegeben war, um ihn zur Herausgabe der 
in Besitz genommenen geistlichen Güter zu veranlassen. 

Die Kopie lautet folgendermassen: 

Verzceychnus auss der Instruction, 

Nachdem auch an vilen orten von der ritterschaft bürgern 
und andern, von den clostern, pfar, kirchen, und andern geist- 
lichen gütern, mercklich und vil entwendt, und zu weltlichen 
aignen nucz und gebrauch gezogen, desgleichen auch ezliche 
geistliche lehen in die weltliche hende komen, und gebraucht 
werden sein sollen, zu dem das wir auch derselbigen geistlichen 
güter zum teil unsern dienern aus gnaden gegeben, als sollen sie 
durch zuthuung und hülf unser amptleut und schosser, vermag 
unsers offen beuelhs uf sie lautende, verschaften und verfügen, 
das dieselben güter und lehen jdes orts so in weltlicher handt, 
und verendert befunden, und also fur der beuerischen aufrur 
zu den clostern und stiften gehorig gewest, unser gnedigen be- 
willigung nach, widerumb an ein jdes ort, dahin es gestift und 
gewidembt ist, one nachlassung bracht werden, und also das die 
besiczer und inhaber derselben, solche güter zwischen hir und 
bartholomei schirsten, unwegerlich abtreten, und dieselben, an 
die orten, dahin sie gehörig gewest, volgen lassen sollen. 


Verzceychnus des verordenten Ausschus der ILandtstende. 

Zu dem andern, ob die verordenten ewr clurf. gn. rethe, 
und die von der landtschaft befinden wurden, das etwas von den 
clostern, und geistlichen gütern entwandt, und vor der beuerischen 
auffrur darzu gehörig gewesen, das dasselbige widerumb durch 
ewr churf. g. verschaffung und zuthun zwischen hie und bartho- 
lomei schirsten dazu gebracht werden. 


Beide oben mitgeteilten „Verzeichnisse“ beziehen sich auf 
die Verhandlungen der Landstände mit dem Kurfürsten Johann, 
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die auf den Landtagsverhandlungen zu Zwickau am 28. Januar 
1531 in Gang gekommen waren. Es handelte sich um die Ver- 
wendung und Verwaltung der geistlichen Güter, mit den „ge- 
handelt und gebaut“ werde!. Die Stände baten schon damals 
um Sequestration der Klöster, „wie sich der Kurfürst schon zu 
Augsburg vor dem Kaiser erboten, damit Land und Leuten keine 
beschwerliche Auflage, dem göttlichen Worte keine Schmach 
und Verkleinerung zugemessen werde.“ 

Diese Bitte und Erinnerung wird im März auf dem Aus- 
schuss-Tag zu Torgau wiederholt, wo eine Kommission zur Ver- 
waltung vorgeschlagen und vor Profanierung der Kirchengüter 
eindringlich gewarnt wird. Vgl. Burkhardt, a. a. O. p. 225. 

Darauf lässt der Kurfürst antworten, er wolle wegen der 
Sequestration „bis in unser gruben* an den Augsburger Erklä- 
rungen festhalten. Die Sequestration solle zwei Jahre durchge- 
führt werden. Es soll gewartet werden, ob ein in Deutschland 
ausgeschriebenes christliches Konzil über die Verwendung des 
Kirchengutes beschliesse.. Andernfalls bleibt dem Kurfürsten 
das Verfügungsrecht, — mit Genehmigung des Landtages u.s. w. 

Mit dieser Erklärung ist dann in seiner Replik der Aus- 
schuss zufrieden, indem er nur noch einige Wünsche bezüglich 
der Ausführung des Gesetzes äussert, u. a. dass die Kloster- 
Vorsteher für den Kurfürsten und die Landschaft mit vereidigt 
werden sollen, „auf dass die Sequestration ihren Grund und 
Substanz erlange.* 


II. 
Einkurfürstliches Sequestrations-Dekret 
für das Ortsland Franken 1531. 
Das Dekret liegt im Original mit der Original-Handschrift 
des Kurfürsten Johann von Sachsen, rot versiegelt im Herzog- 
lichen Haus- und Staats-Archiv zu Coburg sub B. II. 20. Nr. 11, 


ı Cfr. C. A. H. Burkhardt, Eirnestinische Landtagsakten Band I, 213. 
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welches Aktenstück die Registratur-Aufschrift trägt: Schriften, 
die Sequestration der Kirchen- und Kloster-Güter des Coburg- 
Fränkischen Kreises incl. die Visitation der Kirchen betr. 
1529/1546. 

Unser Dekret trägt die Adresse: 

Unsern rethen und lieben getreuen den verordenten se- 
questratorn des ortes zu francken, semptlichen und sonderlichen. 

Darunter von zweiter Hand: 

Der churfürsten zu sachsen hertzog Johannsen loblicher ge- 
dechtnus bevelch und schreiben das mit dem soll stylgehalten 
und wider seiner churf. gebrief und sigel nit gehandelt werden 
was die im dienen von den clostern gegeben hetten. 

Der Text lautet: 

Von gots genaden Johanns, 
hertzog zu Sachsen und churfurst. 

Lieben getreuen und rethe, wir werden bericht das ir in 
euer vorgenomen sequestracion, under anderm, bei unsern ambt- 
leuten, schossern und schultheissen, sollet bevolhen haben, die 
closter, gütere, so wir hievor, etlichen unsern dienern und andern, 
aus bewegenden ursachen, eingethan und vorschrieben, widerumb 
von inen zunemen, und in die clostere zuwenden, nach inhalt 
euers gethanen bevehls. Nachdem aber unser gemüthe und may- 
nunge nicht ist, das unsern briven und sigeln, zuwieder oder zu 
abbruch solle gehandelt werden, so begeren wir, ir wollet euch 
etwas wieder soliche unsere verschreibungen zu bevelhen, oder zu 
schaffen enthalten. Sonder domit stillestehen. Bis auf weitern 
unsern bevehel. Ob auch durch euch ichtes dermasse bevolhen 
were, dasselbige widerumb abwenden, domit, was wir vorschrie- 
ben haben, demselben, moge nachgegangen werden. Were aber 
etwas von den clostern one unser vorwissen und vorwilligen, wek 
komen, das ist uns nicht entkegen das solchs wider einbracht, 
das wolten wir euch nicht bergen, und geschiecht doran unsere 
ernste maynunge. Dat. weimar freitags nach francisci anno dmn. 
xxXl. Johans K. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 3. 21 
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III. 

Offener Briefdes Kurfürsten Johannvon 
Sachsen, die Sequestrationim Ortsland 
Franken betreffend, vom 1. Juni 1531. 

Im Aktenband B. II. 20. Nr. 11 — vide folgende Nummer 
— des Herzoglichen Haus- und Staats-Archives zu Coburg liegt 
ein „offener Befehl-Brief“ in gleichzeitiger Copie, die Sequestra- 
tion betreffend. Eine Aufschrift fehlt. Der Text lautet: 

Offen bevelch brief 
Vonn gots gnaden Johans herzog 
zu Sachsen und churfurst etc. 

Allen und ezlichen unsern amptleuten, schossern, castnern, 
gleitsleuten, unsers ortlands zu Francken, so mit diesem unserm 
offen brief ersucht werden, lieben getreuen, wir wollen euch nicht 
pergen, das wir gewilliget, das die sequestracion, mit den clostern, 
stiften, und andern geistlichen gütern in unsern landen und für- 
stenthumben, durch eczliche unsere rethe und von der landschaft 
so wir und der geordente ausschus gemeyner unser landtschaft 
darzu verordent, sol fürgenomen desgleichen die güter und lehen, 
so hievor zu solchen clostern und stiften gehorig gewesen, und 
davon vergeben, oder sunsten anderer gestalt verandert worden, 
und in die weltliche handt komen sein, widerumb darzu, und an 
die ende dahin sie gestift sollen bracht werden. Weil dann unsere 
rethe und lieben getreuen Hans von Sternberg ritter, und Concz 
gotsman unser amptman zu Konigsperg, Hans Schott ritter und 
Caspar Ramsperger zu Coburg zu sequestrirung und besuchung 
der closter, stifte und geistlichen güter, in unserm ortlandt zu 
Francken gelegen, verordent, welche ye auch vermuge unser in- 
struction und empfangen bevelchs furnemen sollen, so begern 
wir, wo sie bei eur idem der güter halben, so von denselben 
clostern und stiften, in eurn von uns bevolhenen ampten, oder 
sunsten in unserm fürstenthumb gelegen, ansuchen, bericht und 
erkundung nemen werden, ir wellet inen denselben bestendigk- 
lich fürwenden, auch volgend uf ir weiter ersuchen, craft eurs 
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ampts, und dieses unsers bevelchs, die verfügung thun, das sie 
widerumb an das ort, dahin sie gehorrig und gestift, mugen 
pracht werden, und also mit einem iden besizer und inhaber 
derselbigen geistlichen güter und lehen, mit ernst verschaffen, 
dieselben uff bartholomei schirsten unwegerlich abzutreten, und 
widerumb an die gehorigen und gestiften ende, volgen zu lassen, 
daran geschicht unser meinung, zu urkundt mit unserm zuruck 
aufgetrucktem secret besigelt, und geben zu Torgau am don- 
nerstag nach Exaudi anno dni xxxi. 


IV. 


Ein kurfürstliches Dekret, die Bibliotheken 
dersequestrierten Klöster betr. 


Das Schreiben liegt im Original vor. Das rote Wachs- 
Siegel ist abgefallen. 


Die Adresse lautet: 
Unsern rethen und lieben getreuen, den verordenten zur se- 
questration unsers ortlands zu Francken. 


Von gots gnaden Johanns herzog 
zu Sachsen und kurfurst etc. 


Lieben rethe und getreuen, wir begeren gnediglich, wan ir 
die stift und kloster, besuchen werdet, ir wollet, unter anderm, 
mit vleis nach den büchern, sonderlich den alten, und wohin sie 
geliehen, an jeden orten achtung geben, und was man derselben, 
zu teglichem brauch in den kirchen nit bedarf. Dieselben in vor- 
warung legen, auf das sie nicht vorruckt oder vorloren, sonder 
mit der zeit bei gelegener fhur in unser universitet gein Witten- 
berg bracht, und neben andern, zu ferner notturft hinterlegt 
und gebraucht mugen werden. Und was ir fur bücher finden 
und zusammen brengen werdet, das wollet uns vorzeichnet zu- 
schicken. Daran geschicht unser meinung. Dat. zu Torgau, 
freitags nach Vincula petri anno xxxi. 


21* 
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V. 
EinSchreiben der fränkıschenSequestratoren 
anden Coburger Schosser Arnold von Falken- 
stein, dieHerausgabevonKirchengutbetreffend. 

Das Schreiben liegt im Konzept vor, jedenfalls vom Amts- 
schreiber nach Diktat verfasst. Es bezieht sich deutlich auf die 
Ausführung des vorgenannten Sequestrationsdekretes. 

Es lautet: 

Unser freuntlich und willig dienst zuvor. Liber schwager 
guter freundt und gunstiger juncker. Nachdem euch sonders 
zweifels bewust, welchermass wir von dem durchleuchtigsten hoch- 
gebornen fursten und herrn, herrn Johannsen hertzogen zu Sach- 
sen und churfursten etc. unserm gstn. herrn, auch von der landt- 
schaft wegen, zu sequestrirung der closter und anderer geist- 
licher güterhalb verordent sein, desshalb uns dan neben anderm 
gethonen bevelch und zugestelten offen mandat ein instruction 
von seinen churf. gn. uberschickt ist, was wir hirinnen allenthalb 
unkundigen besichtigen und handeln auch verfugen sollen, da- 
rinnen uns unter anderm, wie auch inligendt copey des offenen 
mandats aussweisset, von churf. gn. sonderlich bevolhen wurdet, 
alle die güter so von den clostern in weltlichit hend komen, 
mit zuthuung und hilf irer amptleut und schosser, widerumb zu 
den clostern in einnemung und aussgebung der verordenten ver- 
walter pringen, und antworten sollen, und wen wir den itzunt 
solchen unserm habenden bevelch nach bestimpter erkundigung 
und handlung auch unterricht aller und ider des closters Sonn- 
felt güter mit einnemen und ausgeben haben unter hands ge- 
nomen, und dissfals, wie wir das zum teil hievor auch gewust 
sovil bericht empfangen, das ir Neusess mit seiner zu und ein- 
gelorung an hofen selden scheffereien wiesen und gehultzen auch 
ire behausung zu Coburg und eine behausung im closter zu 
Sonnfelt, welches alles zum closter also gehorig, in euern ge- 
prauch und nutzung empfangen und eingenomen habt, der ur- 
sach halb wie berirte unser instruction und das offen mandat 
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mitpringet, das ir zu Sanct Barthelmes tag nechstkünftig davon 
abdreten und widerumb an die gehorige und gestiften ende vol- 
gen lassen solt, wie wir uns auch unserm habenden bevelch also 
zugeleben uns schuldig erkennen, begern wir anstat churf. gn. 
und unserthalb freuntlich und gütlich bittendt, ir wollet bestimp- 
ter güter zu Neuses sampt seiner zu und eingehörung auch der 
dreien heuser also abdreten, und dieselbige dem verwalter Jor- 
gen von Zedtwytz zu des closters geprauch widerumb eingeben, 
auch die verwandte und untersassen in dem fall mit ledig zcelung 
irer pflicht an ine weissen, daran geschicht sonder zweifel churf. 
gn. meinung und bevelch, so euch zu anderweg unsers verstehens 
von churf. gn. zu gnaden komen und gereichen mag, und wie- 
wol wir uns des bei euch aus erzelten ursachen und zu volg- 
thuung churfurstlichs mandats und bevelchs, keins abschlags ver- 
sehen wollen, bitten wir doch das uf das uns hirinnen kein nach- 
lessigkeit ausszulegen, eur beschriebne antwort bei disem boten 
und sindt euch zu freuntlichen und willigen diensten willig und 
bereit. Dat. freitags nach Laurenti im xxxi. 

Hans von Sternberg zu Kallenberg und Hans Schott 

zu Helling, bede ritter, Cuntz gotzman, amtman zu 

Konigsbergk, Caspar Rampsperger zu Coburg. 
An Arnold von Falckenstein 

zu Coburg schosser. 


v1. 
Ein Schreiben des Kurfürsten Johann an den 
Schosser Arnold von Falkenstein zuCoburgin 
Sachen derSequestrationin einernotariell be- 
glaubigten Abschrift. 


Auf die beim kurfürstlichen Schosser geforderte Herausgabe 
der Klostergüter bezieht sich nachfolgendes Schreiben. Arnold 
von Falkenstein hatte sich offenbar an den Kurfürsten gewandt 
und ihn daran erinnert, dass ihm diese Güter ja durch ihn sel- 
ber überlassen worden seien. Höchstwahrscheinlich bezieht sich 
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auf die Einziehung dieses Kirchengutes auch die Stelle in Lu- 
thers Brief vom 3. Oct. 1530. 
Das kurfürstliche Schreiben hat folgenden Wortlaut: 
Von gots gnaden Johanns 
hertzog zu Sachsen und churfurst. 

Lieber getreuer. Uns gelanget glaublichen an, dass unsere 
verordente sequestratores zu Francken, dir sollen bevolhen haben, 
etzliche closter güter, so wir hievor nach vermugen unser brif 
und sigel unsern dinern und andern, aus bewegenden ursachen 
zugestalt, widerumb zu den clostern, davon sie komen, zubrengen, 
und die inhaber derselben davon zudringen, nachdem dan unser 
genennet und meinunge nicht ist, das wir unsern brive und sigel 
etwas zu abbruch handeln lassen wollen, sondern mehr geneigt, 
dieselben zuhandt haben und zuvolziehen. So ist unser ernst- 
licher bevelch du wollest dich an den gütern, die wir vergeben, 
keiner execution darüber unser briff und sigel verhanden sein, 
anmassen, oder wider gedachte unsere verschreibungen handeln, 
sonder ob dir etwas von den sequestratorn in diesem Fall soll 
bevolhen damit stillstehen, bis auf weiter unser geschefte, were 
aber etwas von den clostern one unser vorwissen und bewilligen 
gezogen, das mugen wir leiden, das solchs wider einbracht werde. 
Ob du auch gereit an uf bevelhe der verordenten sequestratoren 
unsern gegebnen verschreibungen etwas entgegen vergenomen 
hettest, dasselbe furderlich und one verziehen widerumb nichtige 
und abschaffen bis uf unsern weitern befelhe.e Als wir uns zu 
dir verlassen, und thust daran unser ernste meinunge. Dat 
Weymar freitag nach Francisci anno domini xxxi. 

Johanns K. 


Unserm Schosser zu Coburg und lieben getreuen Arnolten 
von Falckensteyn. 
Darunter von derselben Hand: 


Auscultirt und collacionirt ist diese copei durch mich Jo- 
docum Steygenwalt offenbarn notarıum und ist in gleichem laut 
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von wort zu wort dem rechten original. Das bezeug ich mit 
dieser meiner eigen handschrift. 


v1. 
Ein Schreiben der Sequestratoren zu Franken 
anden Kurfürsten JohannFriedrich, in betreff 
derNeu-Besetzung derSequestratoren-Stellen. 


Das vier Folioseiten umfassende Schreiben liegt in Copie 
vor, verfasst von der Hand des Amtsschreibers oder des Cobur- 
ger Bürgermeisters Caspar Ramsberger. Während des Vollzugs 
des Sequestrationswerkes war nicht nur der Kurfürst, sondern 
auch von den Sequestratoren Ritter Hans von Sternberg tödlich 
abgegangen. Der als Rat bei der Sequestration mitwirkende 
Cuntz Gotzmann aus Königsberg war „mit den Knechten“ nach 
Torgau abgezogen, jedenfalls zur Eidigung vor dem neuen ober- 
sten Kriegsherrn. Aus dieser Situation ist der Brief geschrieben. 
Er lautet: 

Durchleuchtigster hochgeborner furst und herr, eurn churf. 
gn. sind unser unterthenig schuldig und gantz willig dienst zu- 
voren bereit genedigster herr, euer churf. gnad. haben itz an die 
verordente zur sequestration diser eur churf. gn. Ortlands zu 
Francken mit bevelch schreiben lassen, das zwischen und michahelis 
nechskunftig, und also zum allerfurderlichsten die sequestracion 
die aus verhinderung und ursachen bisher nicht volkomlich vol- 
endet, sondern nachplieben ist nochmaln furgnomen und diesel- 
bige zu gutem ende zu pringen, auch hievoriger eur churfn. gn. 
herrn und vaters unsers gstn. herrn hochloblicher und seliger 
gedechtnus zugestalten bevelhen und instruction, allenthalben 
mit getreuem sonderlichem vleis nachgegangen und gelebt soll 
werden etc. haben wir bede des und fernern inhalts in unter- 
thenigkeit verlesen, und erkenten uns in dem eur churf. gn. 
schreiben und bevelchs in unterthenigkeit zugeleben schuldig. 
Aber wie eur churf. gn. aus volgenden ursachen gnedigklich zu- 
vernemen, wissen wir bede fur uns allein uns diser sachen der- 
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mass nit zu unterfahen, und nemlich darumb, das wir bede von 
dem verordenten Ausschus der landtschaft hirzu gewelt und das 
hochgedachter unser genedigster herr hochloblichs und seligs ge- 
dechtnus herr hansen von Sternberg ritter seligen und Cuntze 
Gotzman amptman zu Konigspergk als irer churf. gn. rethe ne- 
ben uns sonderlich darzu gegeben und verordent auch deshalb 
bevelch und instruction zugestelt hat, dieweil sich aber vor diser 
zeit der todtlich abgang nach gottes willen an herr Hansen von 
Sternberg seligen hat zugetragen und das seinen bruder Wolffen 
von Sternberg von churf. gn. hochloblicher und seliger gedecht- 
nus mit bevelch geschrieben ist, sich an seins bruders seligen 
stat hirher zubegeben und geprauchen zulassen, das er aber bis 
anher in weigerung gestanden und keins weis annemen wollen, 
dessgleichen das Cuntz Gotzman itz mit den knechten gegen 
Torgau auch abgefordert, und sunst als der verordente oberst 
mit solchem ampt beladen, haben eur churfurstlich gnad gene- 
digklich zubedencken, das wir bede allain on beisein bemelts 
Cuntzen Gotzmanns und verordnung eines andern an herr Hans- 
sen seligen stat, hirinnen nichts handeln noch furnemen konnen 
und fernern wir disem eur churf. gn. bevelch aus schuldiger un- 
terthenigkeit wie wir auch fur uns gern willigklich thun wollen, 
also volggeleben sollen und mugen, bitten wir in unterthenigkeit 
eur churf. gnad wolten obbemeltem Wolffen von Sternberg mit 
bevelch nochmaln schreiben lassen, an seins bruders seligen stat 
sich zu diser sachen also neben uns zubegehen. Das auch Cuntz 
Gotzman fur sich seiner person halb. Dieweil er hievor und bis 
anher der sachen als ein rath anhengig gewest nit abgesondert, 
sondern ime darbei zusein, genedigklich erlaubt auch dasselbig 
mit ime verschaftt werde. So vil sich auch die sachen in solcher 
kurzer zeit nicht eilen noch thun lassen, zu bedencken, das nit 
Hansen Schotten ritter von eurn churf. gn. der hendel halb zu 
Coburg mit bevelch gegeben und das doctor phylip Rosenacker 
in schwachheit gefallen und comen ist. Auch genedigster herr, 
hat sich bishere die handlung mit Er Veiten Haff, welcher der ver- 
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waltung zu Munchrotten aus der hohen und unmeidlichen not- 
turft ist entsetzt worden, gestossen, das dem vertrag, wie eur 
churf. gn. aus beiliegender verzeichnus gnedigklich zuvernemen, 
nit ist volge gelebt noch das jhenig so im vermugen desselben 
vertrags aufgelegt, gentzlich entricht noch bezalt worden. Und 
nachdem nun derselbig vertrag weiters mehr den uf churfurst- 
licher gnaden hochloblicher und seliger gedechtnus bewilligung 
und genadigs gefallen gestelt ist, und auch noch zur zeit uf seiner 
churfurstl. genaden bevelch, so furst Wolfgangen von Anhalt un- 
serm gn. herrn seinthalben uf sein mermals gethan ansuchen be- 
schehen ist, dasselbig kein entlichen bescheid erlanget, wil dem- 
nach die notturft erfordern, das eur churf. gnad, dieweil es nu- 
mer uf denselben ruhen und stehn wurdet, hirinnen ir gnedigs 
bedencken und gefallen uns vermelden und entlichen bevelch was 
die wolten dissfals gehabt haben thun, dan on das, das closter 
in richtige bestellung on sonderlich nachteil und abgang nit zu- 
pringen. Dessgleichen weil die instruction im buchstaben der 
geistlichen und closter gutterhalb on mittel gibt und mitpringt 
das ein ider dasselbige was in weltliche hand komen, in einer 
bestimpten zeit abdretten soll, darauf auch eur churf. gn. Schosser 
zu Coburg Arnolden von Falckenstein lauts inligender copien 
geschrieben ist von den gütern, dem closter Sonfelt zustendig 
abzudretten, welchs er aber lauts inligender copia seiner gege- 
benen antwort nit thun wollen, und das nachvolgendt uber das 
ein sonderlicher schriftlicher bevelch des wir eurn churf. gn. 
hirbey copey auch zuschicken. von hochgedachtem unserm gstn. 
herrn eur churf. gn. herrn und vatter hochloblicher und seliger 
gedechtnus an uns und die andern verordenten sequestratorn auch 
aussgangen ist wess man sich hirinnen wider seiner churf. gn. 
gegebenen brief und sigel zuhandeln sollt etc. Bitten wir darumb 
in unterthenigkeit eur churf. gnad. wolten in dem ir gemüt und 
meinung, was wir uns hirinnen nit allein diser sondern auch aller 
andern closter güter halber, so in weltliche hendt komen weren, 
und sich also weiter befunden, entlich halten sollen. Und was 
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dieselbig eur churf. gnad. in dem allem wolten entlich gehabt 
und gethan haben, unss genedigklich zuerkennen geben und auch 
hirinnen bevelch thun, nach er fallung darnach haben und wissen 
zurichten. 

Es tregt sich auch itzunt zu, das der amptschreiber zu Co- 
burg weil er itziger zeit allein ist und im ampt für sich kein ge- 
hilfen hat, sich ferner zu diser sachen schreibens halber on son- 
derlichen eur churf. gn. gewordenen bevelch und laubnus, zu be- 
geben bevilung und beschwerung hat, wo er uns den von furst 
Wolfgang von Anhalt hievor ist zugegeben und er den handel 
eingenomen hat, auss dem wir ine dis thuns numer zuerlassen 
ein bedencken haben, bitten wir auch unterthenigklich eur churf. 
gn. wolten genedigklich bevelhen, das bemelter amtschreiber also 
vollendt bis zu endt bei diser sachen pleib und sich hirzu ge- 
prauchen lass, damit in disem allem dester fursichtiger gehandelt 
werden mug, auch das in mitler zeit die amptsachen einem an- 
dern, als nemlichen Johann Ötten den eur churf. gnaden itziger 
zeit in ir cantzley angenomen oder sunst noch gefallen eur churf. 
gn. einem andern zuschreiben bevolhen werde. Erkennen uns 
hiemit eurn churf. gn. in aller unterthenigkeit zu dienen schuldig 
und zuthun gantz willig. Des genedige antwort bittendt datum 
freitags nach Nativitatis Marie anno D. xxxii. 

E. churf. gen. 
willige unterthenige 
Hans Schott zu Hellingen, ritter und 
Caspar Rampsperger zu Coburg bürger. 
An Churfürsten zu 

Sachsen. 

Aus diesem für das Werk der Sequestration nicht unwich- 
tigen Schreiben ist mit Sicherheit zu entnehmen, dass die Ab- 
wicklung der Geschäfte sehr erschwert wurde durch das Ver- 
halten der hochstebenden Beamten selbst, denen ehedem geist- 
liche Güter zum Gebrauche angewiesen worden waren. Und jetzt, 
kurz nach dem Tode des Kurfürsten Johann gewann natürlich 
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die Sache ein anderes Bild. Der junge Kurfürst Johann Fried- 
rich nahm die Verhandlungen mit den Sequestratoren der frän- 
kischen Pflege sofort wieder auf und befahl die möglichst baldige 
Zurückgabe der geistlichen Güter. Als letzter Termin war Mi- 
chaelis 1532 festgesetzt. 

Es lässt sich denken, dass die Sequestratoren, deren Zahl 
auf zwei zurückgegangen war, einem Mächtigen im Lande, wie 
dem Schosser Arnold von Falckenstein, der ein persönlicher 
Freund des eben verstorbenen Kurfürsten Johann gewesen zu sein 
scheint, keinen leichten Stand hatten. Eben aus diesem Grunde 
bitten sie den jungen Kurfürsten Johann Friedrich ihre Zahl zu 
ergänzen, durch Hinzubestimmung von Ritter Wolf von Stern- 
berg, den Bruder des 1532 verstorbenen Hans von Sternberg, 
und Belassung des Cuntz Gotzmann. 

Es ist aus diesem Aktenstück weiter zu entnehmen, dass 
auch der ehemalige Benediktiner-Prior, der Verwalter Veit Haff 
vom Kloster Mönchröden seinen aufgelegten Verpflichtungen, die 
abhanden gekommenen Güter der genannten Abtei wieder zube- 
schaffen, noch nicht nachgekommen war!. Auch hier verlangten 
die beiden Sequestratoren energische Abhilfe, bzw. den kurfürst- 
lichen Befehl, ohne den sie ja nichts machen konnten. 

Man sieht, wie wenig günstig der Regierungswechsel im Hause 
Sachsen auch für die Sequestration der geistlichen Güter war. 
Der Vertrag mit dem Benediktiner Veit Haff war zur Zeit der 
Pflegerschaft des Fürsten Wolfgang von Anhalt, des bekannten 
Mitunterzeichners der Augsburgischen Konfession i. J. 1530 auf- 
gerichtet worden. Auch das erwarte die Angelegenheit. Die 
Regierung im Ortslande Franken ging damals ja von Hand zu 
Hand. Im Jahre 1530 ist Hans Sternberg der Pfleger. Im 
Jahre 1531 Wolf von Anhalt. Im Jahre 1532 der Kurprinz, 
der im selben Jahr die Erbfolge als Kurfürst antritt. 


! Cfr. den Aufsatz des Verf.: Das Inventarium des Benediktiner-Klosters 
Mönchröden bei Coburg in der Zeitschrift für Thür. Gesch. und Altertums- 
kunde, XXI. Band 1902 pag. 329. 
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So war alles gleichsam im Flusse und wenn es da galt 
aufzuhalten, was an geistlichen Gütern fortschwimmen wollte im 
Strom der Zeit, so war das kein kleines Stück Arbeit. 

Ausser Mönchröden, der alten reichen Benediktiner-Abtei 
war aber auch das Franziskaner-Kloster zu Coburg und auch 
die Cisterzienserinnen-Abtei Sonnefeld in Gefahr, über deren 
Güter sich eben der genannte Schosser von Falckenstein erbarmt 
hatte. Wir sahen aber schon oben, dass letzterer tatsächlich 
vom Kurfürsten Johann „Brief und Siegel“ in den Händen 
hatte, wonach ihm die in Betracht kommenden Güter tatsächlich 
eigentümlich übergeben worden waren und auf diese berief sich 
der Falckensteiner. 

Nicht ohne Interesse ist endlich der Vermerk der Seque- 
stratoren, dass es an Schreibkräften mangle. Nur ein Amts- 
schreiber, d. h. Geheimsekretär war in Coburg vorhanden — 
jedenfalls Sebastian Schad — und zwar ohne einen Gehilfen. 
Diesem Sekretär war mit Bewilligung des Pflegers Wolfgang von 
Anhalt auch die bei der Sequestration erforderlichen Schreibar- 
beit zuerteilt worden. Die Sequestratoren bitten nun auch um 
die kurfürstliche Genehmigung, während die übrigen Amtssachen 
dem kurfürstlich bestellten Sekretär Johann Otto übertragen 
wurden. Bei der Bedeutung, welche das Sekretariat in der Re- 
formationszeit schon hatte, fügen wir diese Notizen an. 

Ueber Hans von Sternberg wolle man vergleichen: G. P. 
H(önn), Sachsen-Coburg. Historia I, 49; 55; 95. II, 151; 74; 
90; 144. Ueber denselben vgl. weitere Literatur in meinem Auf- 
satz: „Luther-Urkunden aus Coburg — Gotha“, Zeitschrift für 
Kirchengesch. XXI. Band. I. Heft. Seite 139 ff. Ferner Enders, 
Luthers Bfw. VILI, 279 f. VII, 231. 

Ueber Wolf von Sternberg: Hönn, a. a. O. I, 95. 

Ueber Cuntz Gotzmann: Hönn, a. a. O. p. 95; II, 151, 152, 
154. 

Ueber Wolfgang von Anhalt: Hönn, a. a. OÖ. 49,50. II, 155, 
158, 179. 
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Ueber Arnold von Falckenstein: Hönn, a. a. O. 1, 76; 55; 
95; II, 134. Besonders Schultes, Cob. Landesgesb. I, A 25 und 
Burkhardt, Landtagsakten p. 201. 

Ueber Philipp Rosenacker: Hönn, a. a. O. I, 03. Enders, 
Luth. Bfw. VII, 187. 

Ueber Johann Ott: Hönn, a. a. O. I], 69. 

Ueber Sebastian Schad: Hönn, a. a. O. 1, 72. 

Ueber Hans v. Schott: Hönn 50, 55; II, 151, 152, 154, 162. 

Ueber denselben siehe weitere Literatur in meinem Aufsatz 
in der Zeitschr. f. Kg. XXIV. Band, I. Heft, pag. 155 und 
ferner meinen Aufsatz: Luther-Urkunden aus Coburg und Gotha 
in derselben Zeitschrift, Band XXI], Heft I, Seite 142. 


VI. 
Kurfürstliche Antwort aufvoriges Schreiben. 

Der Brief liegt im Original vor mit rotem Wachs-Siegel. 
Er trägt folgende Adresse: 

Unsern lieben getreuen und rath Hannsen Schotten ritter, 
Cuntzen Gotsman unserm amptman zu Konigsberg und Casparn 
Rambsperger zu Coburgk. 

Darunter: 

Churfürstlicher bevelch, der ersten instruction gemess noch- 
maln zuhandeln. Darzu den Schosser, Er Veyten und andere 
closter gutter belangend. 

Von gots gnaden Johans Friderich 
herzog zue sachssen und churfurst etc. 

Lieben getreuen und rathe, als ir Hans Schott, und Caspar 
Rambsperger, uns auf negst unser schreiben, belangende, die se- 
questracion der closter, und gaistlichen gueter, unsers ortlandes, 
zu F'rancken, ietzt anworth gegeben, die haben wir, irs inhalts 
horen lesen. 

Und das ir baide allaın euch solchs wercks aus ursachen, 
das sich Wolf von Sternberg, welcher von unserm herrn und 
vatern, seligs und loblichs gedechtnus, an Er Hansen seins brudern 
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seligen stadt, verordenet worden, hierzu zugebrauchen lassen, 
wegern soll. 

Desgleichen das der Gotsman, der knechte halben, darzu zu- 
komen, ader darpey zusein verhindert, nicht zuunderfahen wisset, 
thun wir hierbei gedachten Wolffen von Sternberg schreiben, 
sich vermuge, vorigs unsers hern vaters bevelich, neben euch, uff 
eur ansuchen, zu solcher sequestracion zubegeben, und eurn 
semptlichem, von seiner gnaden empfangenem bevelch, und in- 
struction nach, dieselbige zu guetem ende bringen helfen, dem 
wollet solchen unsern brief zuschicken, so kanstu Gotsman auch 
wol darbei sein. 

Betreffendt Veitten Hafen, der vorwaltung halben zu Monch- 
rotten, haben wir, was hievor derwegen ergangen, und gehandelt 
worden, davon ir uns copien uberschickt, auch vernhomen, und 
ist darauf fur uns, und in vormundtschaft, des hochgebornen 
fursten, herzog Johans Ernsten zu sachssen etc. unsres freuntlichen 
lieben bruders, unser begern, ir als denen dissfals, alle gelegen- 
hait, unverborgen wollet mit gedachtem Haff, weiter handlung 
furnemen, und was volgendt, eurem bedencken und ermessen 
nach, dohin wir diese sach, hiemit thun stellen, in deme zuthun, 
oder zulassen sein will, und warpei es endtlich pleiben soll, das 
wollet in ein verzaichnus brengen, und uns furder ubersenden, 
wollen wir uns alsdan, darauf, gegen euch zuvornhemen lassen, 
und sonsten zuerzaigen wissen, doch wollet eher und zuvor, ir 
solchs, an uns lasset gelangen mit ime nichts endtlichs schliessen. 

Aber betreffende die gueter, so zum closter Sonnebergk (sic! 
für Sonnefeld) gehorig, welche ir nach gehabter erkundung, 
in unsers Schossers zu Coburgk Arnolts von Falckenstein, han- 
den befunden etc. 

Und wiewol sich der Schosser in seiner, euch gegebenen 
antwort, uff unsers herrn vaters, seligen vorschreibung gezogen, 
ir uns auch ein copey !, was euch sein gnade solcher und ander, 
dergleichen gueter halben, unter seiner gnaden handtzaichen be- 


! Vide Nro. 
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volhen, zugeschickt, so tragen wir doch davon kein wissen, das 
ist uns aber unverborgen, das sein gnade, anfenglich uff 
seinergnadenlandtschaft, volgendt uffeurund 
der andern personen, derselben verordenten 
ausschuss unterdenig bitten, und bedencken, 
gnediglich bewilliget, das die sequestration, 
mit den clostern und gaistlichen guetern, in 
seinergnaden landen und furstenthumben, al- 
lenthalben furgenomen solt werden, euch auch 
darauf, desgleichen, den andern, seiner gnaden, und derselben 
landtschaft verordenten uff vorgehenden zeitigen, und bedechtigen 
radt, bemelter seiner gnaden gnedigen bewilligung gemess, in- 
struction und bevelich, unter seiner gnaden secret, zustellen lassen, 
welchergestalt und mass, solchs bescheen, und volendet werden sol. 

Darumb so wollet benante sequestracion nit allain mit den 
guetern, so itzo der schosser, inne hat, sonder aller andern, der- 
gleichen gueterhalben, nichts ausgeschlossen, furnemen, 
und dieselbige vermuge, und inhalt, unsers hern vaters, euch erst 
gethanen bevelichs, und zugestalten instruction in allem, mit ge- 
treuem vleis zu guetem ende bringen, und an euch nichts er- 
winden, vorhindern, noch irren lassen. 

Des amptsschreiber halben, welchen ir hievor zu der seque- 
stracion gebraucht, der aber itzt, aus furgewandten ursachen, 
von wegen seines dinstes sich darzu zubegeben, beschwerung 
tregt etc. konnen wir wol achten, das er der amptssachen halben, 
schwerlich wirdet abkomen truegen, wue er nu, sich itzt wie zu- 
vor bescheen, hierzu gebrauchen zulassen, vorhindert, so wollet 
an sein stadt, Hansen Otten, oder einen andern gebrauchen, da- 
mit er also, im ampt pleibe, und der sachen auswarten muge. 

Das alles wolten wir euch hinwider gnediger meinung nit 
unangezaigt lassen, datum Zwickau mitwoch nach Mauritii anno 
dom. etc. xxxil. 
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IX. 
Fernerer Sequestrationsberichtin Sachen 
v. Falkenstein. 

Das an den Kurfürsten gerichtete Schreiben der fränkischen 
Sequestratoren liegt in Copie vor und trägt die Aufschrift: Be- 
richt an meinen gstn. herrn des Schossers gegebener Antwort 
halben. Er stammt jedenfalls aus der Hand Ranısbergers. 

Durchleuchtigster hochgeborner furst und herr eurn churfn. 
gn. sind unser unterthenig schuldig und gantz willig dienst zu- 
voran bereit genedigster churfurst und herr, auf bevelch und 
schreiben eur churfurstlicher gnaden, uns der sequestration hal- 
ben so bald im eingang eur churf. gn. regierung beschehen 
und zukomen, haben wir, eur churf. gn. Schossern zu Coburg 
Arnolden von Falckensteyn der clöster und ander geistlichen 
güter halb die ime aus gnaden gegeben und zugestelt sein sollen, 
geschrieben mit dem beschlisslichen begeren, wie ime hievor bei 
leben eur churf. gn. herrn und vaters unsers gstn. herrn hoch- 
loblichs und seligs gedechtnus auch geschrieben sei und es auch 
unser habende instruction und eur churf. gn. ferner gethaner 
bevelch mitpring und vermug, solcher des closters hofsteten und 
anderer geistlichen güter abzudretten etc. Darauf hat er uns 
mit erinnderung des, worauf sein grundt und behelf hievor auch 
gestanden, mit einer sonderlichen eingelegten copia welchermass 
ime von hochgedachtem unserm gstn. herrn hochlobliclis und 
seligs gedechtnus mit bevelch geschrieben sei, antwort gegeben, 
dargegen wir ime dan widerumb geschrieben, und von ime be- 
schlisslich dise antwort empfangen, das er verhofi dieweil ime 
dises des closters hofsteten und andere geistliche guter aus gna- 
den in ansehung seiner langwierigen getreuen dienst gegeben, 
darbei zupleiben, und das ers zu eurn churf. gn. stellet ine diss- 
fals mit gnaden zubedencken, mit dem fernern anhang das sein 
notturft der andern geistlichen guterhalber erfordern will, sich 
mit seinem bruder der neben und mit ime belehent sei darvon 
zuvatter reden und wie eur churf. gnad. das alles was ime also 
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geschrieben und er darauf fur antwort gegeben hirinnligendt! 
genedigklich zuvernemen finden, dieweil er dan also die sachen 
in weigerung stellet und es euern churf. gnaden heimsetzt ine 
aus erzcelten ursachen mit gnaden zubedencken, haben wir fur 
unser person an ferner vorgehendt wissen und bevelch eur churf. 
gnaden hirinnen gegen ime mit einnemung diser güter auch nichts 
unterstehen wollen, sonderlich auch ir bedencken und ursachen 
dieweil er dannocht zum tayl im ampt mit bevelch hat, und uber 
obgenmelt sein person erpietung und beruhrung an eur churf. 
gnad. zuthun uns solchs beschwerlich ansihet. Darumb uns eur 
churf. gnad. in dem nochmaln wollen entlich gethan und gehabt 
haben, des bitten wir unterthenigklich, uns genedigklich zuver- 
stendigen. Unser unterthenigs bedencken und bit ist auch, dass 
eur churf. gnad. ime, was ir entlich gemüts und meinung were, 
selbst hetten schreiben lassen, sich nach derselbigen bevelchs ge- 
müt und meinung entlich haben und wissen zurichten, sovil uns 
auch hirauf von denselben eurn churf. gnaden also ferner be- 
volhen würdet, dem erkennen wir uns volg zugeleben und eurn 
churf. gn. in aller unterthenigkeit zu dienen schuldig. Dat. don- 
nerstags nach Nicolai anno xxxill. 
E. churf. gn. 

Willige unterthenige verordente 

Rathe und bevelhaber der 

Sequestration und Uloster Rechnung etc. 


X. 
Churfürstliches Dekretin Sequestrations- 
Sachen contra von Falckenstein. 

Antwort auf voriges Schreiben. 

Das Schreiben ist Kopie, mit der Aufschrift: \Welchermass 
unser geneldigster herr der churfurst zu Sachsen hertzug Johanns 
Friedrich an Arnolden von Falckenstein mit bevelch haben 
schreiben lassen. 


en A mn 


ı Vide das vorhergehende Schreiben. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVLI. 3. 22 
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Johanns Friedrich. 

Lieber getreuer, uns haben unser vorordente reth, und be- 
vhelhaber der sequestratorn unsers ortlandes, zu Francken, durch 
ir schreiben zuerkennen geben, was sie dir, von wegen der clo- 
ster, und ander geistlichen güter, so dir inntzeith, weilandt un- 
sers gn. lieben hern und vaters seligs und loblichs gedechtnus 
leben und regirung, zukomen, geschrieben und was du inen 
widderumb darauf, zuantwort gegeben. Und thun sich also, 
in dem allen, aus etlichen furgewhanten ursachen, uf uns be- 
rufen und zihen etc. Weil dir dann unverborgen, wes sich hoch- 
gedachter unser lieber her und vater seliger, die zeit seiner re- 
girung, und lebens auch wir uns volgendt, gegen allen stenden, 
unser landtschaft, solcher vorenderten geistlichen guter halben, 
bewilligt, zugesagt und begeben, darauf dan auch mit irem rath 
und bedenken, durch den geordenten haubtausschus, ein christ- 
liche besigelte instruction gestalt, wes man sich, in dem zu- 
halten, und du also selbst wol zuermessen hast, das uns uber 
solche beschehene bewilligung, kainswegs fugen oder getzimen 
will, darwider zuthun oder zuverschaffen, wie es dann, andern 
mehr, in gleichem fal, auch nit ist eingereumbt worden. So 
begheren wir vor uns und in vormundtschaft unsers lieben bru- 
dern hertzog Johanns Ernsten etc. du wollest derselben closter 
und geistlichen guter vorigen unserm schreiben, und der ver- 
ordenten bevelhaber, der sequestration, instruction und suchung 
nach, nochmals abtreten, und die entreumen, und darinnen kain 
weiterer vortzugk fürwenden. Daran geschiet unser gentzliche 
mainung. Datum Aldenburg dinstag nach Thomae apostoli 
anni domini xxxül. 

21. XII. 33. An Schosser zu Coburg. 


XI. 


Kurfürstliches Dekret in Sequestrations- 
Sachen ccontravon Falckenstein. 
Das Originalschreiben trägt das kurfürstliche Siegel auf 
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rotem Wachs. Die Adresse lautet: 

Unsern rethen und lieben getreuen den verordenten seque- 
stratoren unseres ordtlands zu Francken. 

Darunter von der Empfänger-Hand: 

Churfurstlicher bevelch was dem alten Schosser und itzigem 
Castner zu Coburg mit bevelch und bei einer pene irer inhaben- 
den briefhalber die den herren sequestratorn in einer zeit zuzu- 
stellen soll geschrieben werden. 

Von gots gnaden Johans Friderich 
hertzog zu sachsen und churfurst etc. 

Lieben rethe und getreuen, wir werden bericht das unser 
schosser zu Coburg, Arnolt von Falckenstain, unser Castner, 
und ander mehr, der kirchen, und kloster güter verschreibung 
so sie bei weiland unserm gnedigen lieben herrn, und vater, 
hertzog Johansen churfursten etc. seligs, gedechtnus ausbracht, 
noch bisher, nicht uberantwort. Darumb ist fur uns und in 
vormundtschaft, unsers lieben brudern, hertzog Johan Ernsten etc. 
unser begerung, ir wollet nochmals, mit inen verschaffen, und 
bei einer namhaften peen gebitten, berürte verschreibung, als 
bald euch, unvorzuglich zuzustellen. Und als dan, uns dieselb 
zuuberschicken, wurden sie es aber nicht thun, uns solchs widerumb 
zuerkennen geben, domit wir uns, fernerer, dieselben zu gehor- 
same, darinne zu erzeigen wissen, und geschiet daran unser mai- 
nung. Dat. zcu Torgau, dornerstag nach Jacobi anno xxxilli. 


XI. 
Sequestrations-Aufforderungin Sachen 
v. Falckenstein. 


Das Schreiben liegt im Konzept vor und trägt die Auf- 
schrift: „Was an Arnolden von Falckenstein geschrieben ist 
seiner ausgeprachter und inhabender brief, auch des closter 
gartens halber.“ 

Es lautet: 


Unser freuntlich und willig dienst zuvor liber schwager 
22* 
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freundt und gunstiger Juncker von dem durchleuchtigsten hoch- 
gebornen fursten und herrn, herrn Johannsen Friedrichen hert- 
zogen zu Sachsen und churfursten etc. unserm gnedigsten herrn 
fur sich und in vormundschaft seiner churf. gn. brudern hertzog 
Johanns Ernsten etc. ist uns untter anderm mit bevelch geschrieben, 
das wir die jenige brief und verschreibung, welche ir der geist- 
lichen und closter guter halben von weilandt dem durchleuch- 
tigsten hochgebornen fursten und herrn, herrn Johansen hert- 
zogen zu Sachsen und churfursten etc. irer churf. und f. g. gne- 
digen liben herrn und vattern unserm gst. herrn hochloblicher 
und seliger gedachtnus auspracht und bisher nit uberantwort 
habt, nochmaln von euch erfordern und einpringen, auch euch 
bei einer namhaftigen pene gebieten sollen, uns solche brief und 
verschreibung zu einer bestimpten zeit zu uberantworten und zu- 
zustellen, alles laut desselbigen schriftlichen bevelchs des dat. 
heldet donerstag nach Jacobi anno xxxiiil. Darauf solchem 
churfurstlichen schreiben und bevelch nach, dem wir uns volg- 
zugeleben schuldig erkennen, wiewol es vorlengst solt geschehen 
sein, wollen wir euch nach dat. dis briefs vier wochen als zwi- 
schen und freitag nach Lucie und Otilie angesatzt und ernant 
haben, die jenige brief, sovil ir der also der geistlichen und 
closter güterhalben ausgepracht und zu eurn handen empfangen 
habt, fur euch und eur hausfrau, unangesehen wohin oder weme 
ir die furder untergeben hettet, unverzüglich und onaufhaltlich 
den verordenten in das ampt und pfleg Coburg, nachdem wir 
semptlichen nit beieinander sein konnen zu uberschicken und 
zuzustellen, bei unnachlessiger pene illic gulden und darzu ferner 
straf und ungnad churf. gnaden, darfur ir euch wollet zuver- 
warhen und zuverhuten wissen. Ferner haben sein churfurstlich 
gnad uns des closter gartens halb den ir bisher ingehabt mit 
bevelch geschrieben, denselbigen dem Preussen einzuantworten 
und zuzustellen, auch euch anzuzeigen desselbigen abzudretten, 
solchem churfürstlichen bevelch wollet euch gleichfals gemess zu 
halten und bestimpts gartens zuenteussern wissen, wie wir auch 


Berbig, Das Sequestrationsrecht im Ortslande Franken etc. 397 


dem Preussen geschrieben und bevolhen denselbigen einzunemen. 
Das wolten wir euch darnach zurichten nit verhalten und habt 
uns euch zu freuntlichen und willigen diensten sunst wilfarig. 
Dat. freitags nach Elizabeth anno xxxiiii. 
Verordente rethe und bevelhaber der sequestration 
diss churf. gn. Ortlands zu Francken. 
An Arnolden von Falckensteyn 
amptman zu Sonnberg. 
NB. Die Unterschriften: Hans Schott, ritter und 
Cuntz Gotzman, amptmann, Steffan von Heldritt 
zu Heldritt und Caspar Rampsberger, Bürger- 
meister zu Coburg sind wieder ausgestrichen. 
Da der Schosser Arnold von Falckenstein immer noch keine 
Anstalten machte, die Güter herauszugeben, sondern sich den Seque- 
stratoren gegenüber auf die ihm darüber ausgefertigten Briefe 
des alten Kurfürsten Johann berief, so wurden letztere nunmehr 
energisch eingefordert, bei einer Strafe von 400 Gulden, und 
Androhung der kurfürstlichen Ungnade. Gleichzeitig wurde der 
Schosser zur Herausgabe des Gartens am einstigen Franziskaner- 
Kloster, — dem heutigen Herzoglichen Residenzschlosse — auf- 
gefordert, da das Kloster-Grundstück dem kurfürstlichen Feld- 
zeugmeister Preuss als Lohnung und zur Benützung angewiesen 
worden war. 


XI. 
Das Antwortschreiben des Schossers Arnold 
von Falckensteinaufdie Forderung der 
Sequestratoren. 


Der Brief liegt im Original vor, versehen mit dem grünen 
Wachssiegel des Schreibers. 

Die Adresse lautet: 

Den gestrengen ernvesten und erbarn rethen und bevelchabern 
der sequestration des churfursten etc. gnaden Ortlands zu Francken 
meinen lieben hern schwegern und guten freunden. 
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Darunter von des Empfängers Hand: Des Schossers zu Co- 
burg antwort an die herrn sequestratoren. 

Mein freuntlich willig dinst zuvor, gestrengen, ernvesten 
und erbarn lieben herrn, schweger und gute freund, eur zu- 
zweimalen iungst an mich gethan schreiben, darinnen ir erst- 
lich meldung thut, wie ir von dem durchleuchtigsten hochgebor- 
nen fürsten und herrn, hern Johansen Fridrich hertzog zu Sach- 
sen etc. und churfursten etc. und in formundschaft seiner churf. 
gnaden, unmundigen bruder, Johansen Ernst, hertzog zu Sach- 
sen etc. meinen gnedigsten und gnedigen herrn, bevelch entpfangen, 
euch, als diser seiner churfurstlichen gnaden Ortlands zu Francken, 
verordenten sequestratoribus, alle meine und meiner lieben haus- 
frauen brife, weilandt von dem durchleuchtigsten hochgebornen 
fürsten und herrn, herrn Johansen hertzog zu Sachsen und chur- 
fursten hochloblicher gedechtnus, uber der geistlichen closter gü- 
ter, ausbracht, bei einer pene und straf, dafur ihr mich wolt ge- 
warnet haben, auf ein namhaftige zeit, zuzustellen und zu uber- 
antworten fur uns, zum andern dass ich von meiner erkauften 
behausung zu Coburg, desgleichen von dem clostergarten daselbst, 
fur mein person soll abtreten etc. und etliche register, auch andere 
verzaignus so ich uber di zehendt zu Wiesenfelt und Melschnitz 
bei meinen handen haben soll, dieselben auch zuuberantworten, 
belangende, hab ich alles mit weitern irem inhalt verlesen etc. 

Nun sage ich darzu, erstlichen das mirs nit zugegen were, 
hochgedachtem meinem gnedigsten hern dem churfursten zu Sach- 
sen etc. zu unterthenigem gefallen und euch zu freuntlichem wil- 
faren meine und meiner lieben hausfrauen brif so ich uber di 
geistlichen closter güter umb meiner langwiriger getreuer dinst 
willen aus gnaden erlangt und ausbracht, wol ich die bei meinen 
handen hette, euch one ferner schub zuuberantworten, diweil 
aber soliche meine und meiner lieben hausfrauen brief bei un- 
sern handen nit sein, ich an euch mein freuntlich bitte, mir, von 
euch ernanten termin und zeit, zu uberantwortung vermelter brief, 
zuerstrecken, auf dass ich mich in solcher briflichen ubergebung 


Berbig, Das Sequestrationsrecht im Ortslande Franken etc. 399 


als churfurstlicher gnad. untertheniger gehorsamer habe zuerzaigen. 

Zum andern bin ich auch urputtig, euch alle andere ver- 
zaichnus und register uber di hofe zu Neuses, sovil ich dern 
habe, aufs furderlichst zuzustellen, aber von der registratur, so 
ich aus dem erbpuch bemelts closters Sonnfelt soll ausgeschnitten 
und zu meinen handen genomen haben, dess ich mich doch nit 
weiss zuerindern, kan ich euch kain anzaichung thun, dan ich 
habe nihe keine entpfangen, noch bei meinen handen gehabt, 
dess closters garten halben zu Coburg, davon abzutreten und 
dem Preusen ! einzureumen, were meins achtens eurs begerns von 
unnoten gewesen, dieweil sich gedachter Preuss one dass, sonder 
eigen, nur derwegen, angezaichten churfurstlichen bevelch, auch 
an mein verwissen und willen, solchen garten, fur sich selbst 
eingenomen, dabei ichs dan hochgedachtem meinem gnedigsten 
hern dem churfürsten, zu unterthenigem gefallen, auch will plei- 
ben lassen, ferner wird von euch, als aus vermoge eueren churf. 
instruction uber bevohlene sequestration, begert, dass ich von 
meinen zweien heusern zu Coburg, der doch nit mehr dan eins 
ist, als dan mein vorfarn, dermassen auch innen, gehabt, weilandt 
vorgedachtem closter Sonnfelt zugehorig, wöllabtretten, und solche 
behausung zu bemeltem closter widerumb kommen lassen. Solichs 
begern ist mir nit wenig verwunderlich, in erwegung, dass offen- 
bar und unwidersprechlich wahr, dass ich solche meine behau- 
sung zu Choburg, ehe dan churfürstliche sequestration verordent 
und angefangen zu welicher zeit sich auch des hochgedachten 
meins gnedigsten hern des churf. zu Sachsen etc. herren und vatter 
hochloblicher seliger gedechtnus in solche ader andere mehrbe- 
melts closters güter, verenderung nihe mit keiner einrede, ver- 
nemen oder eingelassen, villweniger dieselbigen abzuschaffen, un- 
terfangen hat, von des obgedachten closters derselben zeit 
ebetyssin und Convents junckfrauen, eins redlichen aufgerichten, 
und unwiderleglichen todtkaufs, fur mich, mein liebe hausfrauen, 


ı Jacob Preus, ehemaliger Feldzeugmeister des Kurfürsten Johann hatte 
ebenfalls Wohnung im alten Franziskaner-Kloster zu Coburg erhalten. 
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und alle meine erben, aberkauft, laut daruber entpfangener brief 
und sigel, dagegen bin ich und meine erben widerumb bemeltem 
closter jerlichs zins zureichen, wie dan ich di bisbere alle jhar 
bezalt und ausgericht verschrieben. Demnach bin ich gantz un- 
zweifelicher zuversicht, ir als di hochverstendigen, werdet auch 
ungeacht des closters und convents junckfrauen blose und un- 
bestendig gethane berichtung, bemelter meiner rechtmessigen er- 
kauften behausung halben, ferner mussigung erlassen, das will 
ich zu der billigkait freuntlich verdienen. Item di register und 
verschreibung szo ich neben den zehende zu Wisentfelt und Meyl- 
schnitz innen gehabt soll haben, belangende, sage ich, das ich 
weder register noch einiche verschreibung uber solche zehendt 
bei meinen handen nihe entpfangen noch innen gehabt habe. So 
hab ich auch mit bemeltem zehendten zu Wisenfelt und Meyl- 
schnitz nichts anders zuthun gehabt, dan dass ich aus bevelch 
meines bruders von seinetwegen verlassen habe, so waiss ich auclı 
di zehentleut keiner pflicht ledig zuzelen, dan ich habe keine 
pflicht von inen genomen. Und ob das, wie doch nit, geschehen 
were, ich urbuttig, davon willig abzutretten. Dann meinem gne- 
digsten churfürsten und herren in dem und mererm in aller un- 
terthenigkait gehorsam zuerzaichen bin ich allzeit willig. Trost- 
licher zuversicht ir werdet solch mein unterthenige willige ge- 
horsam hochgedachtem meinem gnedigsten churfursten und herren 
untertheniglich anzaigen, mit furbittung sein churfürstliche gnade, 
wollen mich und meine liebe hausfrauen in andere wege gnedig- 
lich bedencken, als ich diss zu seiner churfürstlichen gnaden 
miltigkait und angeborner loblicher natur, ein sonder hohe und 
ungezweifelte hofinung habe, diser furbit mir nit abzuschlagen, 
will ich umb euch freuntlich zuvordinen geflissen sein. Solchs 
alles hab ich auf euer begeren, euch zu freuntlicher antwort nit 
wollen verhalten. 
Dat. montags nach Nicolaj epi anno dni xxxili. 
Arnoldt von Falckensteyn 
zu Sonnberg amptman. 
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XIV. 


ZweiSchreiben der verordneten Sequestratoren 
anden Zentgrafen @eorg Brod, betr. Heraus- 
gabe kirchlicher Güter etc. 


Die Schreiben liegen in Urschrift vor. 
I. 


Unsern guten willen und freuntliche wilfarung, guter Gonder, 
nachdem der hievoriger des durchleuchtigsten hochgebornen fur- 
sten und herrn, herrn Johansen hertzogen zu Sachsen und chur- 
fursten etc. unsers gstn. herrn hochloblichs und seligs gedecht- 
nus bewilligter und bevolhener sequestration auch derhalb son- 
derlicher zugestelter instruction halben etc. uns von dem durch- 
leuchtigsten hochgebornen fursten und herrn, herın Johanns 
Fridrichen hertzogen zu Sachsen und churfursten etc. unserm 
gstn. herrn, für sich und in vormundtschaft des durchleuchtigen 
hochgebornen fürsten und herrn, herrn Johanns Eınst hertzogen 
zu Sachsen etc. irer churf. gn. brudern unsers gnedigen herrn, 
ernstlicher und entlicher bevelch schriftlich zu komen und 
auch mundtlich beschehen ist. Das wir die jenige gü- 
terunderbstücke, so in weltliche hand in begna- 
dung oder anderweiss von denclostern und andern geist- 
lichen gütern dis Ortlands zu Francken komen 
seien, widerumb in geprauchung derselbigen 
closter unverzüglich pringen und dem uns durch 
hochgedachten iren gn. herrn und vatter seligs und loblichs ge- 
dechtnus also gegen den landstenden gewilligt ist on- 
weigerlich und stracks volggeleben und nachkomen sollen, darumb 
dieweil die ein wiesen zu Wyesentfelt! gelegen, und zu dem closter 
Veylssdorf? gehorig, ist zugestelt und in geprauchung eingethan 


! In der Nähe der Stadt Coburg. 
* In der Nähe der Stadt Hildburghausen, ehem. Benediktiner-Abtei. 
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worden, begern wir anstat churf. gn. du wollest derselbigen wie- 
sen dissmals unverzüglich und unwegerlich abdretten, auch die 
Hansen von der Grim als verwaltern zu Veylssdorf widerumb 
in des closters geprauch der heurigen und hinfurder kunftiger 
nutzung unvermindert eingeben. Daran geschicht churf. gn. ernste 
meinung und bevelch. Und wiewol wir uns des keines abschlags 
unserm habenden bevelch nach versehen, begern wir doch des 
dein beschriebne antwort biebei, und sind dir fur uns zu gutem 
und dienst wilfarig. Dat. donerstag nach pfingsten anno do- 
mini etc. xxxill. 

Hans Schott zu Hellingen ritter etc., Cuntz Gotzman, 

amptman zu Konigsperg, Steffan von Heldritt zu Held- 

ritt und Caspar Rampsberger, burgerm. zu Coburg. 
Unsern gutt. Gonder und freund 

an Georg Brot 
zcentgraven zu Coburg. 


II. 


Unsern guten willen und freuntliche wilfarhung guter Gon- 
der, wir haben dein gegebne antwort der wiesen halb so dir des 
closter Veylsdorfs halben zugestelt, als wir itz beisamen gewest 
mit furgewandtem bericht, wie und welcher gestalt du solche 
wiesen innen haben solt, nach der leng mit angehefter deiner 
bitt vorlesen, und dieweil dann die sach von wegen be- 
stimpter wiesen, uf widerrufung stehet, und nun der 
churfurstlich bevelch mitpringt der abzudretten und wider zum 
closter komen zulassen, darumb wissen wir fur uns in dem deiner 
bitt nit statt zugeben. Doch was du dissfalls, wie es dan deinem 
schreiben nach billich lengest beschehen were, unsern gstn. herrn, 
den churfursten etc., den wir dir nit wollen vorpetten haben, zu- 
versuchen und unterthenig zubitten vermeinst, magstu dasselbig 
in mitler zceit, elıe es zur nutzung solcher wiesen kompt, also 
thun; sovern es aber nit beschieht wollen wir dir nit verhalten, 
das dem neuen verwalter bevelch gethan ist, bestimpte wiesen 
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zu kunftiger und furder nutzung widerumb wie es vor auch ge- 
west, in des closters geprauch und in sein rechnung zupringen. 
Wolten wir dir, sich darnach zu richten und darauf derselben 
wiesen also auch abzustehn unangezeigt nit lassen. Dat. samps- 
tags nach Sanct andreas tag anno xxxili. 
Verordente rethe und bevelhaber 
der sequestration etc. 
An Georgen Brot, zcentgraven 
zu Coburg. 


EinSchreiben derSequestratorenanden Castner 
PaulBader zuCoburginSachen der Herausgabe 
geistlicher Güter etc. 


Unser wilferig und freuntlich dienst zuvor guter freund und 
liber schwager von dem durchleuchtigsten hochgebornen fursten 
und herrn, herrn Johans Fridrichen hertzogen zu Sachsen und 
churfursten etc. unserm gstn. herrn fur sich und in vormund- 
schaft seiner churf. gn. brudern hertzog Johanns Ernsten etc. 
ist uns unter anderm mit bevelch geschrieben das wir die je- 
nige briefund verschreibung die ir der geist- 
lichen güterhalben von weilandt dem durchleuchtigsten 
hochgebornen furst und herrn Johansen hertzogen zu Sachsen 
und churfursten etc. irer churf. und f. gnaden gnedigen liben 
herrn und vatern unserm gestn. herrn hochloblicher und seliger 
gedechtnus ausgepracht und bisher nit uberantwort 
habt,esnochmalsvoneuchzuerfordern und einzuprengen. 
Auch euchbei einernamhaftigenpene gepieten sollen 
uns solche brief und verschreibung in eigner bestimpten 
zceit zuuberantworten und zuzustellen, alles des- 
selbigen schriftlichen bevelchs des dat. heldet donerstags nach 
Jacobi anno etc. xxxiiii darauf solchem churfurstlichen bevelch 
nach, dem wir uns volgzugeleben schuldig erkennen, wiewol 
es also vorlengst solt beschehen sein, wollen wir 
euch nach datum dis briefs vier wochenals zwi- 
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schen und freitag nach Lucie und Otilie ange- 
setzt und ernant haben, solche brief sovil ir der fur 
euch und eur hausfrau ausgepracht und zu euern handen em- 
pfangen habt, unangesehen wohin oder weme ir die furder un- 
tergeben hettet unverzüglichund unaufhaltlich den 
verordenten in das ampt und pfleg Coburg nachdem wir 
semptlich nit beieinander sein konnen, zu uberschicken und 
zuzustellen beiunnachlessiger pene üiicgulden und 
darzu ferner straf und ungnad churf. gn., darfur ir euch 
wollet zuverwarhen und zuverhuten wissen. Nachdem auch Er 
Veyten Haf etwan verwaltern zu Munchrotten unter anderm in 
furgeschlagenem und seinthalben bewilligtem vertrag ist aufge- 
legt die zwei teil der zcehenden zu Veydach und Berckelsdorf 
von euch wider zuerledigen und abzulosen, welches er aber vol- 
gendt in fernerm entlichem vertrag uf churf. gn. genedigs nach- 
lassen und bewilligung ist erlassen, wird doch dem itzigen 
verwalter ErValten Mullner beineben bevelch 
gegeben dise ablosung gegeneuch und andern noch- 
maln zu bequemer gelegenheit zuthun und furzu- 
nemen. Darumb wollen wir euch dasselbig hiemit also 
auch vermelten und angezeigt haben mit entlichem begern an 
stat churf. gn. woe itziger oder kunftiger verwalter dise ablosung 
thun und zuvor zu gepurlicher zceit abkundigen werden, dasir 
die ablosung dissfallsalso anzunemenundvon 
disen zcehenden abzudretten, hievoriger eur bewilli- 
gung nach kein weigerung noch abschlag suchen oder auch fur- 
nemen solt. In dem geschieht churf. gn. meinung und haben 
euch das mit gunstiger und freuntlicher wilfarung darnach zu- 
richten nit verhalten wollen. Datum freitags nach Elizabeth 
anno etc. xxxlii. 

Verordente rethe und bevelhaber der sequestratorn 

dis churf. gn. Ortlandes zu Francken. 
An Paulus Bader, 
Castner zu Coburg. 
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Paulus Bader gehörte mit zu den Verordneten der I. Visi- 
tation des Ortslandes Franken. Vgl. über ihn: Hönn, a. a. O. 
p. 72. Er war der erste Verwalter des in der Visitation zu Üo- 
burg gegründeten Kastens, d. h. des kirchlichen Geldinstitutes, 
in welchem alle erledigten und freigewordenen Vikariate und 
Stiftungen zusammenflossen. Vgl. bei Burckhardt, Visitationen 
p. 53, 125, 192. Auch in der zweiten Visitation 1535 wirkte er 
mit. Jedenfalls war ihm die Revision des Kirchenvermögens an 
jedem Orte anvertraut. 


XV. 
Antwort des GÜastners Paul Bader aufvoriges 
Schreiben. 

Der eigenhändige Originalbrief befindet sich m einem ganz 
anderen Aktenstück, Bd. II. 20. Nr. 10, und trägt die Adresse: 

Den gestrengen ernvehsten und erbarn verordenten rethen, 
und bevehlhabern, der sequestracion des churfurstlichen Ortlandts 
zu Francken, meinen gunstigen, lieben, hern junckern und lıe- 
ben schwager. 

Darunter von andrer Hand: Dem Castner zu Coburg sol 
in antwortung der brief vermelt und angezeigt werden, das man 
die besserung der zcehendthalb heraus zugeben nit nachlassen 
oder auch nachgeben kann, sondern es soll uf der ablösung 
stehn, ime zu bequemer zceit zuthun und zceitlich zuvor anzu- 
zeigen. 

Das Schreiben lautet: 

Mein gantz willig freuntlich dinst zuvor edeln gestrengen 
vehsten und ehrbarn, gunstigen lieben hern junckern, auch 
lieber schwager, uf bevehl des durchleuchtigsten hochgebor- 
nen fursten und hern, herrn Johans Friederich herzogen zu Sach- 
sen, des heillichen romischen reichs ertzmarschalck und chur- 
furst ete. landtgraven in Doringen und marggraven zu Meyssen etc. 
meins gnedigsten churfursten und herrn, ein schriftlichen bevehl 
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an mich gethan, was brief und sigel an mich komen sei der 
geistlichen guter halb von weilandt seiner churfurstlichen gnaden, 
herrn vater hochloblicher und selicher gedechtnus, die zu euerm, 
als die verordente rethe und bevelılhaber der sequestracion, diss 
churfurstlichen gnaden Ortlands zu Francken, widerumb zuzu- 
stellen und solchs zuvor an mich gelangt were wie itzt geschehen, 
bin ich urbuttich, uf euer gestrenge und gunst zukunftig, gantz 
willig dinstlich und freuntlich der ubergabe zuertzeigen als ein 
gehorsamer. Zum andern der zcenden halb zue Weidach den 
achten und zu Berckelsdorf den vierten theil erkauft, das zuver- 
muten uf mein vortheil und nutz dar inne gesucht mach ich euer 
ernvesten und gunst ermessigung samt dem itzigen verwalter wol 
leiden, was zuvor der nutzung nach im anschlag nit gegeben 
wirt an der heubt suma, noch mals her aus zugeben, iedoch in 
diesen und mehreren val und sachen, weil ich mich euern ge- 
streng vehst und gunst in allem willigen dinstliche und freunt- 
liche sache vollich und gehorsam sein, mich nit widersetzich, 
sundern auf eueren berurten erfordern bevell, gegen dem vor- 
setzer, willig und freuntlich ertzeigung und darinne nit mocht 
mass ader wege gesucht wert. 

Habe ich euch als meinem gunstigen lieben hern herrn 
junckern und swager, dem ich zu gantz willigen und freuntlichen 
dinsten uf dies euer schreiben nit hab furhalten wollen. Dat. 
am sambstag nach sanct Elssbetten tag anno dom. xxxiilito. 

G. G. und v. W. 
Pauls Bader Castner 
zu Coburg. 


Der Brief war gleich am folgenden Tag beantwortet wor- 
den in diesem sehr verbindlich gehaltenem Schreiben des Cast- 
ners, welcher den Forderungen der Sequestratoren sofort nach- 
gab. | 
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XVI. 
Kurfürstlicher Befehl, Abrechnung über die 
sequestrierten Kloster betreffend. 

Das Schreiben ist Original mit rotem Siegel. Die Adresse 
lautet: 

Unsern rethen und lieben getreuen den verordenten zu der 
sequestration, unsers lands zu Francken. 

Darunter von einer der Sequestratoren Hand (Hans von 
Schott?): Was aus den klostern von vorat gein hoff oder zu 
die ampt, geantwort, meim gnedigstigen herrn bericht ufs ferder- 
lichst zuthun. Ist disser befelch mittwoch nach Judyka einkom- 
men. anno 34. 


Von gots gnaden Johans Friderich 
hertzog zu Sachsen, und churfurst etc. 


Lieben rethe und getreuen, unser begerung ist, ir wollet uns, 
ain schrieftlich, und underschiedlich, vorzaichnus, alles des vor- 
rats, so ir aus den clostern, euer bevolhenen sequestration, an 
unsern hoff, ader in unsere ambt geantwort, furderlich uber- 
schicken, damit wir darauf, unserm landtrentmaister dest stat- 
licher bevelhen mugen, sich derwegen mit euch berechenen, und 
furder, zuvorgleichen und zuvorainigen, daran geschiet unser 
meinung und haben euch solchs nit bergen wollen. Dat. zu Al- 
denburg donnerstags nach Letare anno etc. xxxiii. 


XV. 
Antwortder Sequestratoren an den Kurfürsten. 


Die Urschrift lautet: 

Durchleuchtigster hochgeborner furst und herr eurn churf. 
gn. seindt unser unterthenig schuldig und gantz willig dienst 
zuvoran bereit. Gnedigster herr, eur churf. gnad haben uns itzo 
mit bevelch schreiben lassen, dass wir demselbigen furderlich 
verzceichent uberschicken solten des vorraths, 
so aus den clostern unser bevolhen sequestration 
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an eur churf. hof oder in derselben ampt geschickt und ge- 
antwort worden sei etc. 

Darauf wollen wir euern churf. gn. in unterthenigkeit nit 
verhalten, das wir in dem fall die zceit uns disselbig sequestra- 
tion der closterhalb diss Ortlandes bevolhen worden, an euer 
churf. gn. hof noch auch derselben ampt an vorraht nichts ge- 
antwort haben. 

Dan sovil wir in gehaltener rechnung an gelt empfangen, 
das ist wie eurn churf. gn. hievor schriftlich vermelt zum teil 
hie zu Coburg von dem entlehnten gelt des strassenpaushalb 
widererlegt und das ander den verordenten der landtstende ge- 
antwort. Wolten eurn churf. gn. wir in unterthenigkeit zu be- 
richt nit verhalten und bekennen uns demselben eurn churf. gn. 
als unserm gnedigsten herrn in aller unterthenigkeit zudienen 
schuldig und gantz willig. Dat. sampstag den Osterabent anno 
dınni etc. xxxilil 

Eur churf. gn. 
willig unterthenige 
verordente zur sequestration des 
eur churf. gn. Ortlands zu Francken. 


An hertzog Johanns Friedrich 
zu Sachsen churfurst. 


XVII. 
VierQuittungeninfränkischenSequestrations- 
Sachen. 


Im Anschlusse an die beiden letzten Schreiben mögen an 
dieser Stelle noch die Quittungen der Sequestratoren Platz finden 
über die laut Jenaischen Landtagsbeschlusses (1533) abgelieferten 
Sequestrationsgelder. Wir können daraus entnehmen, welche 
Summen aus den geistlichen Stiftungen des Ortlandes Franken 
in den Jalıren 1534/37 abgeflossen sind. Die Uebergabe der 
Gelder erfolgte jedesmal zu Leipzig, zur Neujahrsmesse, und 
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zwar an die dem Verordneten, drei von der Ritterschaft und 
vier von den Städten. 

Die erste Quittung möge für die drei anderen auch hier im 
Wortlaut folgen: 

Des durchleuchtigsten, hochgebornen fürsten, und herrn, 
herrn Johansen Friedrichen churfursten und derselbigen unmun- 
digen brudern, herrn Johansen Ernsten herzcogen zu Sachsen etc., 
unser gstn. und gnedigen herrn, und derselbigen gemeinen land- 
schaft, der dreier stende, prelaten, ritterschaft und stette, wir 
die verordenten des auschus, zu der volstendigen einnahm, der 
bewilligten hulff in der wochen Erhardi iungst vorschienen, dies 
gehalten landtags zu .Jhena ergangen, bekennen hiemit fur me- 
niglichen, das uns die verordenten sequestratores, der gaistlichen 
closter guter des landkrais zcu Francken, der aintrechtigen be- 
willigung und abrede nach, durch gemaine landtschaft der dreien 
stende, auf obberürtem landtag zcu Jhena beschehen, siebenhun- 
dert siebenundachtzig gulden viertzcehen groschen 1 pfennig 
bis uf rechnung, sonder ainiche verzcaichnus heut dato uberant- 
wort, die wir also an nachvorzcaichenter munz empfangen, und 
in ordentliche rechnung, einnehmens und ausgebens, unserm be- 
velch nach, der uns in verordnung auferlegt, bracht haben, des 
zu urkundt, mit unser vii petschaften, nemlich, drei von der rit- 
terschaft, und vier von den stetten, zu endt dieser quitting auf- 
gedruckt, act. Leipzig dornstags nach Trium Regum ausgangs 
des nawen Jars Marckt anno dni funfzcehenhundert und im vier- 
unddreissigsten jhare. 

Laut Quittung: 

1534 wurden abgeliefert 787 Gulden 14 Gr. 1 Pf. 


1535 n 2 1212 2 — „ 11 „ 1 Heller 
1536 ® ie 1455 ei 18 „ — „—-  ., 
1537 & z 2030 " 8.5.10. 1. 5 


Man sieht aus diesen Abführungs-Summen eine fortwährende 
Ertrags-Steigerung der Einkünfte der fränkischen geistlichen 
Stiftungen, deren entgültige Verrechnung dem im Sequestrations- 
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werke sehr tätigen Coburger Bürgermeister Caspar Ramsberger 
oblag und kann leicht ermessen, dass nach heutiger Währung 
jährlich rund 40000 Mark Klostergelder an die kursächsische 
Verwaltung abgeführt worden sind, ohne die Substanz der Rlo- 
stergüter, ihre Ländereien etc. weiter zu bewerten. 
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II. Literaturübersicht '. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


13. Krügeru. Köhler*, Theolog. Jahresbericht. Bd. 24. 1904. 
Berlin, Schwetschke u. Sohn, 05. 

Die erste Abteilung des Werkes enthält die Uebersicht über die 
kirchenrechtliche Literatur, welche Meydenbauer in hinreichender Voll- 
ständigkeit gegeben hat. Seine kritischen Bemerkungen sind objektiv 
und sachverständig. E. Fr. 

14. Warneyer*, unter Mitwirkung von Meves und Gutmann, 
Jahrbuch der Entscheidungen auf dem Gebiete des Zivil-, Handels- u. 
Prozessrechts. 4. Jahrg. enthaltend die Literatur und Rechtsprechung 
des J. 1905 zu BGB., EGBGB., HGB., WO., ZPO. KO. AFG., FGG., 
ZVYG., GBO. und 49 anderen (Gesetzen. Leipzig 1906, Rossberg, 8 Mk. 

Pünktlich ist der neue Jahrgang des schon in dieser Zeitschrift 
gewürdigten Unternehmens erschienen. Es kommt für uns wesentlich 
hier das Eherecht des BGB. in Betracht. Bezüglich der Literaturan- 
gaben wäre für wissenschaftliche Zwecke eine grössere Vollständigkeit 
erwünscht, für die praktischen, von dem Werke verfolgten sind die 
Mitteilungen freilich ausreichend. E. Fr. 

15. Grützmacher, Hieronymus. Eine biograph. Studie z. 
alten K.Gesch. Bd. 2. Berlin 06. 

16. Wenck*, Noch einmal: War Bonifaz VIII. ein Ketzer ?(Mitteil. 
d. Instit. f. österr. Geschichtsforschung 27, 185). 

Derselbe: Plulipp d. Schöne v. Frankreich, seine Persönlichkeit 
und das Urteil der Zeitgenossen (Marburger Un.-Progr.) 1905. 


1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. u 
[9 
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Die erste Abhandlung enthält eine Zurückweisung der Angriffe, 
welche Rob. Holtzmann in derselben Zeitschr. (26, 488) gegen den 
früheren auch in dieser Zeitschr. 15, 325 erwähnten, in der hist. Zeitschr. 
94, 1 publizierten Aufsatz Wencks gerichtet hatte. Wir haben schon 
damals unsere Zustimmung zu den Ausführungen Wencks ausgespro- 
chen und halten seine Widerlegung der Gegenmeinung für zutretfend. 

Die zweite Abhandlung, die zum Teil wenigstens als eine Ergän- 
zung der früheren angesehen werden kann, erörtert die Frage, ob die 
Politik Philipps des Schönen eine persönliche und selbständige, oder 
der König nur das gefügige Werkzeug seiner Ratgeber gewesen sei, 
und gelangt u. E. zutreffend zu einem für den König günstigen Er- 
gebnis. Nebenbei sei hervorgehoben, dass die Bemerkung auf S. 49: 
„die Untreue galt nicht als Scheidungsgrund* insofern nicht ganz 
richtig ist, als weder damals noch überhaupt irgend welche Schei- 
dungsgründe seitens der katholischen Kirche anerkannt wurden oder 
werden. E. Fr. 

17. Gegen die Replik Wencks gegen Holtzmann über die 
Frage, ob Bonifaz. VIlI. ein Ketzer war, erwidert der letztere in 
Mitt. d. Just. f. österr. Gesch.-Schreibung 27, 195. 

18. Beck, d. Kirchenpolitik des EB. v. Köln, Joh. Karl. v. 
Geissel. Diss. Giessen 05. 

19. Stheno, l’egl. et la libre pensee. Vals-les-Bains. 344 S. 

20. Villien, les reformes du droit canonique et les postulata 
du concile du Vatican. Le Can. cont. 29, 65. 209. 


H. Lehr- und Handbücher. 


5. Vives, Cardin. compendium iuris canonici s. Mariae virgini 
dicatum. Ed. IV. aucta et emendata. Rom. Pustet. 05. 

6. Cavagnis, Elem. iur. publ. naturalis et eccles. ed. II. Rom. 05. 

7. Ojetti, Synopsis rerum moralium et iuris pontificii vol II. 
(IH—V) ed. altera. Prato. 

Yy . . AL , . . . . . r a 

8 Colomiatti, Rubricae seu summaria codieis iuris pontificüi 
seu canonici. Taur. 05. 

9. Milasch, d. KR. d. morgenländ. K., übersetzt von Pessic. 


2. Aufl. O6. 


Ul. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 
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26. Katalog* der latein. u. deutschen Handschriften der Univ.- 
Bibliothek zu Leipzig. Bd. 3. Die juristischen Handschriften von R. 
Helssig. Leipzig 09. 

Der vortrefflich gearbeitete, gelelırte Katalog nimmt auch die Auf- 
merksamkeit der Kanonisten in hohem Masse in Anspruch. Denn die 
Leipziger Bibliothek besitzt einen grossen Schatz kanonistischer Hand- 
schriften. Ja für einzelne Werke, wie die Collectio Lipsiensis, die 
Summa decreti Lipsiensis sind andere Handschriften bisher überhaupt 
noch nicht aufgefunden worden. Dies gilt auch von der S. 288 ange- 
führten vorgratianischen Sammlung, die in partes und distinctiones ge- 
teilt und bisher der Aufmerksamkeit aller Forscher entgangen ist. E.F. 

27. (dalante*, Fontes iuris canonici selecti. I. Ecclesia anti- 
quissima, II. Potestas ecclesiastica et imperium civile. III. Ordinatio. 
IV. Hierarchia ordinis et hierarchia iurisdietionis. V. Pontifex Roma- 
nus. VI. Cardinales. VII. Curia Romana. VTII. Legati Pontificii. IX. 
Metropolitae. X. Episcopi. XI. Capituli (sic!). XII. Vicarii et coadiu- 
tores episcoporum. XIII. Parochi. XIV. Ordines et congregationes, 
Oeniponte Wagner 1906. 

Der Her. bietet hier dem kirchenrechtlichen Unterricht ein Hilfs- 
mittel, wie wir ein solches bisher nicht besitzen und welches als un- 
gemein nützlich für das Studium zu bezeichnen ist, aber auch den Ge- 
lehrten eine Fülle von Materialien, die sie sich sonst mühsam zusam- 
mensuchen müssen, bequem zugänglich macht. Der Her. gibt lediglich 
lateinische Texte, nur dass die griechischen Originaltexte daneben ge- 
setzt sind. Seine Sammlung erstreckt sich von den christlichen Ur- 
zeiten bis in die Gegenwart, doch behauptet das rechtsgeschichtliche 
Material das Uebergewicht. Er gliedert seinen Stoff in die 14 oben 
angegebenen Abschnitte, deren jedem ausgiebige Literaturnachwei- 
sungen vorangehen, wie solche auch den einzelnen Nummern — es sind 
im Ganzen 279 — beigegeben sind. Die Anhänge bilden den Schluss 
des umfangreichen Buches (677 S.), von denen der erste eine Papst- 
liste gibt, der zweite eine Titelübersicht der kirchlichen Gesetzbücher 
und der dritte endlich einen Index der abgedruckten Quellenstellen. 
An der Spitze des Werkes befindet sich ein Index synopticus, welcher 
die einzelnen Aktenstücke nach der Reihenfolge, wie sie abgedruckt 
sind, registriert. Deren Auswahl kann als eine befriedigende bezeichnet 
werden und bezeugt die vollkommene Sachkenntnis des Her. Freilich 
darf dabei eines nicht übersehen werden. Es handelt sich für den 
Her. nicht darum, alle in die Materie einschlagenden Aktenstücke ab- 
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zudrucken, sondern oft auch nur darum, typische Beispiele zu geben. 
So werden von den Konkordaten der neuen Zeit nur das französische 
— dieses auch mit den organischen Artikeln — und das österreichi- 
sche abgedruckt, von den Circumskriptionsbullen nur die preussische 
De salute animarım und auch diese ohne das wichtige Breve Quod de 
fidelium. Das reicht aber für Unterrichtszwecke auch vollkommen aus. 
Dagegen ist durch die vom Verf. befolgte Systematik der Ausschluss 
anderer und auch wichtiger Aktenstücke bewirkt worden. Denn das 
System des Her. beschränkt sich auf die Grundlagen der Verfassung, 
das Verhältnis von Kirche und Staat und die kirchlichen Aemter. 
Das ganze kirchliche Verwaltungsrecht ist ausgeschlossen, und die auf 
dieses bezüglichen Aktenstücke fallen also entweder aus, oder könnten 
nur allenfalls unter das Amtsrecht eingereiht werden. So fehlt die 
Konstitution Pius IX. über die Censurae latae sententiae, die I,eos XIII. 
über die Bücherzensur, die doch nur ungern vermisst werden. 


Freilich musste sich der Herausgeber um das Buch nicht ungebühr- 
lich anschwellen zu lassen, eine gewisse Grenze setzen. Die äussere 
Ausstattung des Buches hätten wir in der Beziehung anders gewünscht, 
dass im Kolumnentitel die Nummern der einzelnen Aktenstücke hätten 
angegeben werden sollen. So fällt es schwer, ein einzelnes gesuchtes Akten- 
stück aufzufinden, zumal im Index nicht die Seitenzahlen, sondern nur 
die Nummern der Aktenstücke angegeben werden. Auch hätte ich ge- 
wünscht, dass bei den einzelnen Aktenstücken die Quelle erwähnt wor- 
den wäre, welcher der Abdruck entnommen ist. Doch das sind Aus- 
stellungen geringerer Art, durch welche der Wert der durch den Fleiss 
des Her. veranstalteten Sammlung kaum alteriert wird. E. Fr. 


28. Hurter, Nomenclator literarius theologiae cath., theologos 
exhibens aetate, natione, disciplinis distinetos, Tom. II. Ed. et com- 
mentariis auxit H. Theologiae cath. aetas media ab exordiis theol. 
scholast. usque ad celebratum conc. Trident. ab anno 1119—-1563 ed. 
altera emendata et plurimum aucta. Innsbr. 05. 


29. Völter, D. erste Petrusbrief. Seine Entstehung u. Stellung 
in d. Gesch. d. Urchristentums. Strassb. 06. 


30. Seeberg, Die beiden Wege u. d. Aposteldekret. Leipz. 06. 


3l. Delaporte, Le Pasteur d’Hermas fragments de la version 
copte sahidique. R. de l’Orient chret. 1905, 424. 


32. v. d. Goltz, Unbekannte Fragmente altchristlicher Gemeinde- 
ordnungen. Nach G. Horners engl. Ausg. des äthiop. Kirchenrechts- 
buchs. (Aus: „Sitzungsber. d. preuss. Akad. d. Wiss.*) Berlin, 06. 
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33. Funk*, Didascalia et Constitutiones Apostolorum 1. 2. Pa- 
derbornae, Ferd. Schoeningh 1906. 


Schon bei Gelegenheit der Studien, deren Ergebnis Funk 1891 
unter dem Titel die Apostolischen Konstitutionen veröffentlicht hat, 
war er zu der Ueberzeugung gelangt, dass die Ausgabe der Didascalia 
von Lagarde nicht ausreichend sei, und schon damals fasste er den 
Plan, eine neue Ausgabe zu veranstalten. Wenn diese, obgleich 1895 
fast vollendet, erst jetzt zur Veröffentlichung gelangt, so werden wir 
das kaum bedauern, da es dem Forscher möglich war, die neuen Funde 
und Untersuchungen zu berücksichtigen. 


Bekanntlich ist der griechische Urtext der Didascalia nicht auf 
uns gekommen, sondern nur neben anderen minder wichtigen orienta- 
lischen eine syrische Uebersetzung, nach welcher Lagarde seinen grie- 
chischen Text konstruiert hat. Allein nicht nur, dass dieser Unrich- 
tigkeiten enthielt, er hat auch ungefähr den zwölften Teil des Werkes 
ausgelassen. Darum hat Funk mit Hülfe des Orientalisten Socin eine 
lateinische Uebersetzung des Syriers zu bearbeiten begonnen. Ehe er 
indessen zur Publikation seiner Arbeit gelangte, wurde ein neuer syri- 
scher Codex entdeckt, welchen Margareta Dunlop Gibson unter Hin- 
zufügung einer englischen Uebersetzung veröffentlicht hat. Ebenso 
hat Nau 1902 eine französische Uebersetzung veranstaltet und endlich 
haben Achelis und Flemming 1904 eine deutsche Uebersetzung und 
Erklärung der Didascalia publiziert. Dazu kommt, dass Hauler eine 
von ihm dem VI. Jahrh. zugeschriebene lateinische Uebersetzung der 
Didascalia gefunden und 1900 veröffentlicht hat. Sind so Funk von 
anderer Seite her, die Früchte seiner Arbeit vielfach vorweg genommen 
worden, so behält diese doch ihren eigentümlichen Wert, und wir wer- 
den Funk nur dankbar sein können, dass er seine Aufgabe nicht als 
erledigt angesehen hat. Das hängt mit der Art und Weise zusammen, 
wie er sie ausgeführt hat. 


Funk gibt zunächst eine von ihm mit Socins Hilfe gefertigte la- 
teinische Uebersetzung; wo aber die Fragmente des Haulerschen Fun- 
des vorhanden sind, hat er den lateinischen Text des Veronensischen 
Codex gegeben, was jedesmals äusserlich gekennzeichnet wird. Dazu 
kommt ein weiteres. Bekanntlich bildet die Didascalia die Grundlage 
der ersten sechs Bücher der Constitutiones apostolorum, die als eine 
neue Ausgabe jener bezeichnet werden können, ebenso wie sich das 
VII. Buch der Konstitutionen als eine Umarbeitung der Didache charak- 
terisiertt. Funk hat nun die Constitutiones parallel mit der Didascalia 
abdrucken lassen, und überall die Abweichungen der 6 ersten Bücher 
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von der Didascalia und die Uebereinstimmung des VII. Buches mit 
der Didache äusserlich gekennzeichnet. Da er aber bei der Arbeit 
zur Ueberzeugung gelangte, dass weder die Lagardesche noch die 
Pitrasche Ausgabe der Constitutiones als eine ausreichende angesehen 
werden kann, so hat er auch für diese auf handschriftlicher Grund- 
lage eine neue selbständige Ausgabe gegeben, und endlich auch das 
VI1I. Buch hinzugefügt. Für das VII. u. VIII. Buch ist eine latein. 
Uebersetzung beigegeben, und endlich sind zu allen Texten gelehrte 
Anmerkungen hinzugefügt worden. Den Schluss des I. Bandes bilden 
Indices: Locorum, Nominum propriorum und Vocabulorum. Ueber die 
Entstehungszeit der Didache, Didascalia und der Constitutiones, wie 
über die Handschriften und die der Ausgabe zu Grunde gelegten 
Codices handeln die Prolegomena. In gleicher Weise wird im 2. Bande 
verfahren. Die Prolegomena geben eine Uebersicht über die alten 
Zeugnisse, die wir für die Didache, die Didascalia und die Constitu- 
tiones besitzen. Dann werden diese Zeugnisse im Wortlaute mitgeteilt 
und endlich folgende Stücke, die mit der Didascalia und den Consti- 
tutiones in Zusammenhang stehen, ediert: Fragmenta Anastasiana grie- 
chisch, Epitome libri VIII. Constitutionum, Constitutiones ecclesiae 
aegyptiacae, in lateinischer Uebersetzung, Didascalia arabica gleichfalls 
in der lateinischen Uebersetzung (von Dannecker), Capitula XXX e 
constitutionibus excerpta, griechisch und lateinisch, Canones aposto- 
loruın Synodo Antiochenae adscripti, griechisch und lateinisch, Lex 
canonica seu apostolorum, griechisch und lateinisch. S. apostolorum 
poenae pro lapsis, griechisch und lateinisch und endlich Sacramentarium 
Serapionis, gleichfalls griechisch und lateinisch. Nur die Didache und 
die Canones Hippolyti werden bloss erörtert und nicht ediert. Alle 
Editionen beruhen auch in diesem Bande auf handschriftlicher Grund- 
lage und sind von erklärenden Anmerkungen begleitet. Den Schluss 
des Bandes bildet ein Index vocabulorum zum Sacramentarium Sera- 
pionis und ein Namens- und Sachregister. 


So können wir denn sagen, dass wir dem Her. nicht nur eine 
kritische Ausgabe der Didascalia und der Constitutiones, sondern auch 
fast aller Stücke verdanken, die mit den letzteren in Zusammenhang 
stehen und die bisher aus zahlreichen Werken zusammengesucht wer- 
den mussten. Er hat uns ein monumentales Werk deutschen Fleisses, 
deutscher Gelehrsamkeit und Gewissenhaftigkeit beschert, dessen Be- 
arbeitung sich auf das Vorteilhafteste unterscheidet, von der, wie Funk 
nachweist, oft recht leichtfertigen Weise, in der der Kardinal Pitra die 
Denkmäler des griechischen Kirchenrechts ediert hat. E. Fr. 
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34. Dib, Les versions arabes du „Testamentum domini nostri“. 
Rev. de l’Or. chret. 1905, 1418. 

35. Nau, Choix de canons eccles. syriayues v. Resolutions canoni- 
ques des Perses. Le Can. cont. 29,5. 

36. Fournier, Etudes sur les Fausses decretales. I. le but et 
Vauteur des Fausses decretales. R. d’Hist. eccl. 7, 33. 

37. Vidal, Lettres communes de Jean XXII (1316—34) Ana- 
lyses d’apres les registres dits d Avignon et du Vatican. Tom. 2. fasc. 
3. 4. Par. 05. 

38. söller, D. Kommentatoren d. päpstl. Kanzleiregeln vom 
Ende des XV. b. z. Beginn d. XVII. Jahrh. A. f. K. KR. 86, 21. 

39. Vigner*, Synodalstatuten des E. B. Gerlach v. Mainz v. 1355 
u. 1356 in Beitr. z. hess. K.Gesch. 2, 237. 

Aus der zweiten Hälfte des XIV. Jahrh. haben wir keine Be- 
schlüsse Mainzer Diözesansynoden. Denn die von Hartzheim als solche 
abgedruckten sind, wie der Verf. nachweist, keine solchen. Um so er- 
freulicher ist es, dass der Verf. im Archive des Frankfurter Bartholo- 
mäusstiftes die in der Ueberschrift genannten aufgefunden hat. Er 
druckt sie ab, aber er begnügt sich nicht damit, sondern schickt ihnen 
eine Darstellung ihres Inhaltes voraus. Dieser lässt mannigfache Schä- 
den des Mainzer Kirchenwesens erkennen, die diesem freilich nicht 
eigentümlich waren, sondern wie der Verf. durch Vergleichung mit 
anderen zeitgenössischen Diözesansynodalschlüssen feststellt, auch in 
anderen Diözesen vorkamen. Dennoch gibt die Darstellung und die 
Quelle ein individuell gefärbtes Bild des mittelalterlichen Kirchen- 
tums. E. Fr. 


40. Collectio conciliorum recentiorum ecclesiae universae curantibus 


J. B. Martin et L. Petit. Tom. I. 1720—35. Par. 05. 


41. Frzcinski, Statuta et ordinationes archiepp., decretä& officii 
ecclesiastici necnon leges civiles quibus praesens disciplina archidioecesis 
(nesensis et Posnaniensis illustratur. Posen 06. 

42. Statuta dioecesis Riverormensis (Fall River) in 
Synodo prima die 23. Junii 05. Philadelphia. 

43. Synodus dioecesana Eccl. Senogalliensis anno 
1904. Senogalliae 05. 

44. Knodt, D. von d. Graf. Albrecht u. Philipp im J. 1576 
publizierte Nassau-Saarbrückensche KO. u. Agenda. Herborn 1905. 

45. Simons, Köln. Konsistorial-Beschlüsse, Presbyterial-Proto- 
kolle d. heiml. köln. Gemeinde 1572—96. In Publikat. d. Ges. f. 
rhein. Geschichtskunde 26. Bonn 05. 
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46. Labriole, Tertullien, jurisconsulte.. N. R, hist. 30, 5. 

47. Sommerfeldt, Zwei Schisma-Traktate Heinrichs v. Langen- 
stein, Sendschreiben an König Wenzel v. 1381 u. Schreiben an B. 
Friedrich v. Brixen 1384. Mitt. d. Inst. f. österr. Gesch.-Schreibg. 
VII. Erg. Bd. H. 2. 8. 436. 

48. Feret, La faculte de theologie de Paris et ses docteurs les 
plus celebres. T. 4. Par. 

49. Weber, D. Kirchenrechtswissenschaft in Bayern im Zeitalter 
der Aufklärung (Diss. Würzb. 04.). 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


42. Harnack, D. Mission u. Ausbreitung d. Christentums in 
d. ersten drei Jahrhunderten. Leipz. 06°. 

43. Lebedew, D. Klerus d. ursprüng]l. allgem. Kirche von den 
Zeiten der Apostel bis z. 9. Jahrh. Moskau 05. (russisch.) 

44. Ermoni, Primaute de l’eveque de Rome dans les trois pre- 
miers siecles 2 ed. Par. 05. 

45. Gidulanow, D. Metropoliten in d. drei ersten christl. Jahr- 
hunderten. Moskau 05 (russisch). 

46. Vaes, La Papaute et !’Eglise franque A l’Epoque de Gregoire 
le Grand (590—604) (fin. R. d’hist. eceles. 6, no. 4. 

47. Brugerette, Les grands papes. Innocent et l’apogee du 
pouvoir pontifical. Par. 64 S. 

48. Savio, Il papa Zosimo ed il conc. di Torino. La Civ. catt. 
1905. 3, 432. 

49. Serbat, Les assemblees du clerge de France; origines, or- 
ganisation, developpement (1561—1615). Par. 

50. Pflugk-Harttung, D. Papstwahldekret d. J. 1059. Mitt. 
d. Ges. f. österr. Gesch. Fisch. 27, 11. 

5l. Zeiller, Le chorev&que Eugraphus. Notes sur le chorepiscopat 
en occident au V® siecle. R. d’hist. eccl. 7, 27. 

52. Duvivier, L’archidiaconat de Brabant dans la dioc. de 
Cambray, iusqu’& la division de l’archidiaconat de ce nom en 1272 
Bullet. de la commiss. roy. d’hist. de Belg. 1905. IV, 485. 

53. Hübner, Die Archidiakonats-Einteilung in der ehemaligen 
Diözese Salzburg. 

54. Brehm, 2. Gesch. d. Konstanzer Diözesansynoden während 
d. MA. Diözesan Arch. f. Schwaben 1905, 23. 

55. Portal, Blasphemateurs et sacril&ges a Marseille au moyen 
äge. Ann. hist. de Marseille 1903, 4. 
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56. Hirsch, D. Simoniebegriff u. eine angebliche Erweiterung 
desselben im XT. Jahrh. A. f. K. KR. 856, 3. 

57. Lessel, D. Entwickelungsgesch. d. kanonist.-scholastischen 
Wucherlehre im XIII. Jahrh. Freib. 1./S. 05. Diss. 

58. feselbracht, D. Verfahren bei den deutschen Bischofs- 
wahlen in der II. Hälfte des XII. Jahrh. Diss. Leipz. 05. 

59. Abert, D. Wahlkapitulationen der Würzburger Bischöfe 
bis z. Ende d. XVII. Jahrh. 1225—1698. Eine histor.-diplom. Studie: 
(Aus Arch. d. hist. Ver. v. Unterfranken u. Aschaffenburg.) Würzb. 06. 

60. Baier, Päpstl. Provisionen f. niedrige Pfründen b. z. J. 1304. 
Freib. 05 Diss. 

61. Rendtorff, Die Taufe im Urchristentum im Lichte der 
neueren Forschungen. Ein krit. Bericht. Leipzig 06. 

62. Adhemar d’Ales, Limen ecclesiae. Notes sur l’ancienne 
penitence publique. R. d’hist. eceles. 7, 16. 

63. Dietterle, D. Summae confessorum. Z. f. K.Gesch. 27, 70. 

64. Pieper, D. Entwickelung des Beerdigungswesen der Stadt 
Köln. Diss. Tübing. 05. 

65. Daux, Orient latin, censitaire du Saint-Siege. Rev. de l’Or. Chr. 
1905, 3. 

66. Bactave, Les decimes eccles. en Bearn. Bullet. de la soc. 
des sciences . . de Pau 1903, 91. 

67. Van Wervecke, Het verhuren van reliquien in de XVe 
en in de XVIe eeuw. Volkskunde 16, 33. 69. 

68. Mitterwieser, Gesch. d. Stiftungen u. d. Stiftungsrechts 
in Bayern. Forsch. f. d. Gesch. Bayerns 13. 


VI. Staat und Kirche. 


43. Luzzatti, Fatti nuovi e dottrine rettificate nelle relazioni 
costituzionali degli stati colle chiese. N. Antolog. 40, 815. 

44. Hoefer, Bijdrage tot de geschiedenis der scheiding van Kerk 
en Staat. Gel. Bijdr. en mededeel. Arnheim 1905. 3, 365. 

45. Schubert, H., Staat u. Kirche v. Constantin bis Karl den 
Grossen. Rede. Kiel, 06. 

46. Markert, K. u. Staat im Zeitalter d. Ottonen. Bresl. 05. 
(Diss.) 

47. Gütschow, Else, Innocenz III. u. England. (Diss., Strassb.) 
Münch. 04. 

48. Erzberger, Der Toleranzantrag der Zentrumsfraktion des 
Reichstags. Osnabr. 06. 
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49. Freisen, J., Staat u. katholische Kirche in den deutschen 
Bundesstaaten: Lippe, Waldeck-Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg-Rudol- 
stadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuss-Greiz, Reuss-Schleiz, Sach- 
sen-Altenburg, Sachsen-Coburg u. -Gotha. Nach amtl. Aktenstücken 
rechtshistorisch u. dogmatisch dargestellt. I. Tl.: Lippe u. Waldeck- 
Pyrmont. Stuttgart 05 in Stutz Kirchenrechtl. Abh. H. 25, 26. 


50. Freisen, D. apost. Stuhl u. d. Regelung d. kath. Kirchen- 
verhältnisse in den kleineren deutschen Bundesstaaten seit Anfang d. 
XIX. Jahrh. A. f. K. KR. 86, 35. 

5l. Rösch, D. Beziehungen der Staatsgewalt z. kath. K. in d. 
beiden Hohenzollernschen Fürstentümern v. 1800—1850. A. f.K. KR. 
86, 98. 

52. Lampert*, Die kantonalen Kultusbudgets u. d. Anteil der 
verschiedenen Konfessionen an denselben vom rechtlichen u. rechts- 
histor. Standpunkt beleuchtet. Zürich, Benssler u. Drescher, 1906. 


In der Schweiz haben die katholische einschliesslich der christ- 
katholischen d. h. altkatholischen und die ev. Kirche die Stellung von 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften. Damit ist indessen keine 
Gleichheit nach der Richtung hin vorhanden, ob der Staat die Kirche 
erhält und ihre Diener besoldet. In dieser Beziehung weichen die ein- 
zelnen Kantone stark von einander ab. Der Verf., welcher diese kan- 
tonalen Verhältnisse auf Grund eingehender Studien in sehr dankens- 
werter Weise klar legt, stellt nach dieser Richtung hin verschiedene 
Kategorien auf. Und zwar solche Kantone, die es den Konfessionen 
überlassen, ihre Kirchenausgaben selbst zu decken, solche die nur 
auf Grund bestimmter Rechtstitel Leistungen für das Kirchenwesen 
machen, solche welche eine Landeskirche salarieren und endlich solche 
— zu dieser Kategorie gehört aber nur Freiburg — welche zu den 
Kultuskosten der verschiedenen Konfessionen verhältnismässig in glei- 
cher Weise beitragen. 


Ausserdem erörtert der Verf. auch den Art. 49 Abs. 6 der Bun- 
desverfassung und zeigt, dass er nach der Auslegung des Bundesge- 
richts sich wohl auf die Kantone nicht aber auf die Kommunen be- 
ziehe, so dass in den Kantonen, welche die ev. oder christkatholische 
Kirche aus Staatsmitteln dotieren, die doch auch von den römisch-ka- 
tholischen Bürgern aufgebracht werden müssen, diese keine prozentuale 
Verminderung ihrer Staatssteuer erhalten, was in den Kommunen zu- 
lässig ist. Der Rechtsstand der römisch-katholisch. Kirche in der Schweiz 
erweist sich nach der Darstellung des Verf. als ein keineswegs befrie- 
digender. Indessen audiatur et altera pars, ehe ein unparteiisches 
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Urteil gefällt werden kann. Jedenfalls gibt die Schrift des Verf. neue 
und auch unerwartete Aufschlüsse. E. Fr. 

53. Berard, Essai histor. sur la separation de l’egl. et de l’etat 
pendant la revolution. Par. 05 (these). 

54. Delarure, Le clerge et le culte catholique en Bretagne 
pendant la Revolution. Documents inedits. Part. 2. Rennes 06. 

55. Rinieri, Napoleone e Pio VII (1804—1813): relazioni sto- 
riche su documenti inediti dell’ archivio vaticano. Torino 06. Ja 


consecrazione al imperatore — La conversione di Scipione Ricci — 
L’occupazione di Roma — La scomunica — La scalata notturna del 
Quirinale. 


56. Livre blanc du St.-Siege. La separation de l’egl. et 
de l’etat en France. Expose et documents. Par. 06. (Auch als 
Supplem. der Acta S. Sedis Romae 1905 erschienen. 

57. Allier, La separat. des eglises et de l’etat. (Rev.-chret. 
1905, 283. 

58. Amphoux, L’Eglise reformee de France et la separation 
des eglises et de l’etat. Havre. 

59. Bire, La separation des eglises et de l’etat. Par. 

60. Br&emond, L’alliance de l’egl. et de l’etat. Arras et Paris 04. 

61. Dazet, La R£publique et les Eglises. Ess. sur la separat. 
des egl. et le l’etat. Tarbes 05. 


62. Fremont, Le contlit entre la Republique et l’Eglise. Lettres 
& un officier francais sur la separation de l’Eglise et de l’Etat. Paris 06. 


63. Gautier, La separat. des egl. et de l’etat. Loi du 9. Dec. 
1905. Decrets d’administration publiques et circulaires, annotes. Par. 
19062. | 

64. Comte d’Haussonville, Apres la separation. Par. 

65. Godefroy, La separat. des egl. et de l’etat devaut la chanıbre. 
R. cath. des Inst. 1905, 7, 254. 

66. Jönouvrier, Expose de la situation legale de l’Eg]. cath. 
en France d’apres la loi du 9. dec. 1905 (ses biens, son clerge, son 
culte). Par. 05. 

67. Lavollere, La loi de separation. Texte et commentaire. 
Par. 05. Impr. Devalois. 

68. Lecomte, La separation des egl. et de l’etat. Par. 06. 

69. Lecuzon, Ue que l’Etat doit ä !’Egl. Par. 121 S. 

‘0. L’Hopiteau et Thibault, Les Egl. et !’Etat; comment. 
prat. de la loi du 9/XII. 05. Par. 06. 
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71. Monnot, Expose methodique de la loi de separation des 
egl. et de l’etat. Par. 06. 

72. Moresco*, La separazione della chiesa dallo stato in Francia. 
(Torino, (senova, Milano Straglio 1906. Sep.-A. aus Rivista Ligura 
fasc. 6.) Die kleine Schrift gibt eine sehr dankenswerte Uebersicht 
über die staatskirchliche Entwickelung Frankreichs und eine auf Grund- 
lage reicher Literatur beruhende Skizzierung der neuesten Gesetz- 
gebung. E. Fr. 

73. Reville et Armbuster, Le regime des cultes d’apres la 
loi du 9/12. 05 et les reglem. d’administr. publ. relat. A la separation 
des Eglises et le I’Etat. (Guide pratique. Par. 06. 

74. Sabatier, A propos de la separation des egl. et de l’etat. 
I. Origines de la crise, II. Situation actuelle de l’egl. rom. en France; 
III. Consequences de la denonciat. du Concordat. Par. 05. 

75. Vallette, Les biens du clerge et le budget des cultes. Par. 


VI Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lıschen Kirche. 


22. Vergnes, La condit. internat. de la papaute. Par. 05. 

23. Vidal, Du veto d’exclusion en matiere d’elect. pontificale. 
Toulouse 06, these. 

24. Trama, Manuale theorico — practicum pro conficiendis pro- 
cessibus sive ordinarlis sive apostolicis in causis beatificationis et ca- 
nonizationis servorum Dei ex doctrina Benedicti XIV. et praxi s. r. c. 
excerptum Neapoli 19042. 

25. Nassans, Les droits des cures d’apres le droit can. Par. 05. 

26. Munerati, De iure missionariorum. Aug. Taur. 

27. Schindler, Ueb. d. verschiedene rechtl. Natur des Laien- 
patronats u. geistl. Patronats. (Tübing. Diss.) Gleiwitz o. J. 

28. Schiappoli*, Sul diritto del patrono povero d’avere gli 
alimenti sulle rendite della chiesa a del beneficio di patronato. Nle- 
moria Napoli Pirro e figlio 05 (Estratto dagli studi in onore di Carlo 
Fadda) bekämpft mit Recht die Meinung, dass das Alimentationsrecht 
des Patrons nicht eine Konsequenz des Patronatrechts, sondern der 
schenkungsweisen Stiftung sei. Diese ist von Coviella aufgestellt 
in Il dir. di patronato in rapporto al cod. civile in den Studi in onore 
di Scialoja Milano 05. 2, 41. 

29. gartmeier, D. Beichtpflicht. Histor.-dogmat. dargestellt. 
(Kath. theol. Diss.) München 05. 
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30. Leonhard, D. Beichtgeheimnis, seine Stellung im Strafpro- 
zess u. im Strafvollzug. Z. f. ges. Strafrechtswissensch. 26, 405. 

31. Schöbi, D. kirchl. Simultanverhältnisse in d. Schweiz. Alt- 
stätten 05. (Diss. Freib. i./S.) Behandelt auch dogmatisch das Institut. 

32. Winter, Et. sur la condition juridique du mobilier des gl. 
Par. 05, 

33. Gastaldis, Alcune osservazioni sul nuovo progetto di legge 
per l’abolizione e commutazione delle decime. Riv. d. dir. ecel. 15, 321. 

34. Schmedding, Objektive und subjektive Voraussetzungen 
für die Erhebung von Kirchensteuern in kathol. Kirchengemeinden 
Preussens.. A. f. K. KR. 86, 32. 

35. Falco, Sugli oneri religiosi degli enti ecclesiastici soppressi 
incombenti al fondo per il culto. Roma 05. (Estr. dal Giorn. La Legge 
anno XLV. no. 22 e 23.) 

36. Notes de droit can. et civil sur l’administration paroissiale. 
Besancon. 


VII. Ordenswesen. 


10. Albers, Consuetudines monasticae vol. 1I. Consuetudines 
Cluniacenses antiquiores (B. B.! C. E. C.) necnon consuetudines Subla- 
censes et sacri species nunc primum ex varii apographis inter sa col- 
latae. Leipzig 05. 

ll. Ursmer-Berliere, Les coutumiers monastiques (X® et XIe 
siecles.. R. Benedict. 23, 260. 

12. Albers, Untersuchungen zu den ältesten Mönchsgewohnhei- 
ten. Ein Beitrag zur Benediktinerordensgeschichte des X.— XII. Jahrh. 
München 06. 

13. Hooijhaas, Oud-christel. ascese, Onderzoek naar de getuige- 
nissen betreffend het ascetische leven in het christendom der Ie en 
IIe eeuw. Leyden 05. Diss. 

14. Crum, Inseriptions from Shenutes monastery, Journ. of 
theol. science 5, 552. 

15. Martin, Saint Colomban (vers 540-615). Par. 05. 

16. Ageorges, La vie et l’organisat. du clerge sous l’ancien 
regime. I. les reguliers. Par. 

17. Boulay, Vie d. vener. Jean Eudes, instituteur de la congreg. 
de Jesus et de Marie et de l’ordre de Notre-Dame-de-charite, auteur 
du culte liturgique des Sacres Coeurs. T. I. 1601—43. Par. 05. 

15. Boudinhon, Les congregat. relig. A voeux simples. Le 
Can. cont. 29, 14. 75. 129. 222. 
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19. Freilhes, Congregat. devant la loi. Rec. de textes divers 
(annees 1305 a 1905). Par. 

20. Quiminal, De la liquidation des biens des congregat. dis- 
soutes. Par. 04. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


14. M. Könnecke, Die evangel. Kirchenvisitationen des 16. 
Jahrhunderts in der Grafschaft Mansfeld. Teil 6, in Mansfelder Blätter 
1905. 

15. Gemeinordnungen der evangelischen Brüder-Unität in 
Deutschland vom J. 1397. Neue Ausg. vom J. 1905. Veröffentlicht 
im Namen u. Auftrag der Synode der evangel. Brüder-Unität in Deutsch- 
land. Gnadau. 

16. Mulert, Die Lehrverpflichtung in der evangelischen Kirche 
Deutschlands. Zusammenstellung der Bestimmgn. u. Formeln, die e. 
Verpflichtg. der Geistlichen, theolog. Universitätslehrer u. Religions- 
lehrer auf bekenntnismäss. Lehre enth., nebst Mitteilgn. üb. die Lehr- 
verpflichtg. in der deutschen ev. Kirche der Nachbarländer, besonders 
der Schweiz. 2. Ausg. (m. e. Nachtrag). Tübingen 06. 

17. Franke, Gesch. d. ev. Privatbeichte in Sachsen. Beitr. z. 
sächs. K.Gesch. H. 19 (1905). 

18. Vorberg, Die Kirchenbücher im Bezirke der General-Su- 
perintendentur Berlin und in den Kreisen Lebus und Stadt Frank- 
furt a. O. (General-Superintendentur der Neumark) bearbeitet. (Ver- 
öffentlichungen des Vereins für Geschichte der Mark Brandenburg. 
Die Kirchenbücher der Mark Brandenburg. Zweite Abteil., 1. Hett.) 
Leipzig 06. 

19. Skalskyx, D. Verwaltungsgrundsätze d. ev. K. im Lichte 
ihres Verhältnisses zum Staate. (Oesterreich. Verwaltungsarchiv 1906 
H..IN/N. 

Die Hauptfrage der interessanten Schrift ist die Stellung des 
Kaisers zur ev. Kirche. Dass diese in Gemässheit des Toleranzpatentes 
nach dem Territorialsystem zugeschnitten wurde, kann kaum bezwei- 
felt werden. Demnach nahm der Kaiser den Summepiskopat nicht für 
sich in Anspruch, wie denn das Territorialsystem einen solchen nicht 
kannte. Aber auch nach heutigem Recht ergibt sich das gleiche Er- 
gebnis. Dass der Kaiser das landesherrliche Kirchenregiment sich 
hätte vindizieren können, steht nach den Prinzipien des ev. Kirchen- 
rechts fest. Dass er indessen jenes verschmäht hat, ergibt sich aus 
dem Wortlaute der geltenden Staats- und Kirchengesetze, die nirgends 
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davon reden. In der kaiserlichen Ernennung der Mitglieder des Ober- 
kirchenrates kann eine Begründung des landesherrlichen Kirchenregi- 
mentes nicht gefunden werden. Eine derartige Befugnis stellt sich als 
einen Rest des Territorialsystemes dar. Sie kann auch als ein Aus- 
fluss der staatlichen Kirchenhoheit angesehen werden. Denn sie greift 
in Oesterreich auch den katholischen Bischöfen gegenüber Platz und 
wurde auch bis 1905 vom französischen Staatsoberhaupt geübt, ohne 
dass dieses jemals die landesherrliche Episkopalgewalt beansprucht 
hätte, wie sie denn auch in Elsass-Lothringen nicht existiert. Würde 
der Verf. diese Verhältnisse näher beachtet haben — sie sind in 
meinem evangelischen Verfassungsrechte erörtert, das dem Verf. freilich 
unbekannt zu sein scheint — so würde er auch für Oesterreich zu 
einwandsfreien Ergebnissen gelangt sein. E. Fr. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1l. Allard, Ta legislation persecutoire aux trois premiers siecles. 
R. cath. des Instit. 1905, 7, 103, 244. 

12. Augar, D. Frau im röm. Christenprozess. Ein Beitr. z. Ver- 
folgungsgeschichte d. christl. Kirche im röm. Staat. Leipz. 06. 

13. Lea, A History of the Inquisition of Spain, Vol. I. London 
u. Philadelphia 06. 

14. Medına, Historia del Tribunal del Santo Oficio de la In- 
quisiciöon en Mexico. Santiago 06. 

15. Vidal, Le tribunal d’inquisit. de Pamiers. Pieces annexees. 
I. Documents d’inquisition. Ann. de St. Louis le Franc. 10,5. 


XI. Eherecht. 


26. Melata, De dispensationibus matrimonii rati et non consum- 
mati. Acta S. Sed. 38, 359. 

27. Matrimonialis — De parocho proprio (Pius a Langonio). 
Acta S. Sed. 38, 305. 

28. De matrim. per procuratorem, nuncium, interpretem, litteras. 
telegraphum et telephonium (Lombardi). Act. S. Sed. 38, 299. 

29. Genestal, Hist. de la legitimat. des enfants naturels en droit 
canonique. Par. 05. (Besprechung folgt.) 

30. Cavallo, Il divorzio sotto l’aspetto etico-giuridico. Diss. 
Cuneo. 

3l. Drziestrzanski, Zur Lehre vom Verlöbnis. Z. f. Privat- 
u. öff. R. 33, 87. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 2. 24 
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32. Eichhorn, D. Eid in Ehesachen. D. Recht 10, 339. 

33. Milasch, D. unüberwindliche Abneigung als Ehetrennungs- 
grund nach dem österr. BGB. Wien 06. 

34. Vallois, Et. sur la loi du divorce Orleans. 40 S. 

35. Krafft, D. Eheschliessg. deutscher, österr.-ungarischer und 
schweizer Staatsangehöriger in England. Lond. 03. 

36. Todaro della alla, il matrim. nella legislaz. portoghesa. 
Palermo. 


XD. Schule. 


13. Diehl, D. Schul-OO. d. Grossh. Hessen. Mon. paedag. 33. 
Berl. 05. 

14. Liebe, Der Streit um die Schulaufsicht in Halle 1583, in 
Geschichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. 40 Jahrg., 1903. 

15. Walther, Z. Gesch. d. Pirnaer Schulwesens v. d. Reformat. 
an b. z. M. d. XVIII. Jahrh. Leipz. 05. Diss. 

16. Vandepitte, l’instruct. element. en Flandre avant et apres 
le conc. de Trente. Rev. de Lille 1905. 16, 788. 

17. Letourneau, La mission de Jean-Jacques Olier et la fon- 
dation des grands seminaires en France. Par. 06. 
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III. Aktenstücke. 
Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


5. Leo XIII. Die Konfraternität d. h. Antonius zu Padua wird 
zur Archikonfraternität umgeändert. 21/11.04. Le Can. cont. 29, 168. 

6. Pius X. Breve 27./1. 1904. Errichtung der Diözese v. ‚Joliette 
in Canada. Le Can. cont. 29, 253. 

7. Pius X. Breve 8./2. 1904. Errichtung der Hierarchie in der 
Insel Terra Nova (Nord-Amerika). Hier bestanden 2 Diözesen und 
ein apost. Vikariat. Die eine wird zum Erzbistum erhoben, das Vi- 
kariat zur Diözese. Le Can. cont. 29, 254. 

8. Pius X. Breve 12./3. 1904. Errichtung der Diözese Fall-River 
in den Ver. Staaten v. N.-Amerika. Le Can. cont. 29, 255. 

9. Pıus X. Brief an den Episkopat von Ecuador über die reli- 
giöse Situation 14./5. 1905. Le Can. cont. 29, 250. 

10. Pius X. Vorschriften üb. d. Prüfungen der Ordinanden des 
Welt- und Ordensklerus in Rom. 16/7. 05. A. f. K. KR. S6, 143. 

11. Pius X. Bulle 18/1. 1906. Alle katholischen Ehen in Deutsch- 
land sind dem Dekrete Tametsi unterworfen, mit Ausnahme der pro- 
testantischen und gemischten. 

Pius Episcopus Servus Servorum Dei 
Ad Perpetuam rei Memoriam. 

Provida sapientique cura quavis aetate Sancta Ecclesia legibus latis 
ea disposuit quae ad christianorum connubiorum firmitatem et sancti- 
tatem pertinerent. In quibus legibus illa eminentem locum habet, qua 
Sancta Synodus Tridentina! clandestinorum matrimoniorum pestem 


I Sess. XXIV, cap. 1, De reform. matr. 
24* 
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abolere et ex populo christiano extirpare contendit. Magnam ex hoc 
Tridentino decreto utilitatem in universam rempublicam christianam 
promanasse et hodie quoque promanare apud omnes in confesso est. 
Nihilominus, ut sunt res humanae, contigit alicubi, et praesertim in 
Imperio Germanico, propter lanıentabilem maximamque in religione 
divisionem et catholicorum cum haereticis permixtionem in dies auges- 
centem, ut cum praedictae legis observantia incommoda etiam quaedam 
nec levia conjungerentur. Nimirum cum ex voluntate Concilii caput 
Tametsi non antea in singulis paroeciis vim obligandi habere coepit 
quam in illis rite esset promulgatum, et cum haec ipsa promulgatio an 
facta sit multis in locis dubitetur, incertum quoque non raro sit an 
lex Conceilii obliget etiam acatholicos uno aliove in loco morantes, maxi- 
ma inde ac molestissima in plurimis Imperii Germanici locis nata est 
juris diversitas et dissimilitudo plurimaeque et spinosae exortae sunt 
quaestiones quae in judieibus quidem persaepe perplexitatem, in populo 
fideli quamdam legis irreverentiam, in acatholicis perpetuas cierent 
querelas et eriminationes. Non omisit quidem Sedes Apostolica pro 
nonnullis (Fermaniae dioecesibus opportunas edere dispositiones et 
declarationes, quae tamen juris discrepantias minime sustulerunt. 

Atyue haec moverunt complures Germaniae episcopos ut iterum 
iterumque Sedem Apostolicam adirent communibus preeibus huic rerum 
conditioni remedium petentes. Quorum preces Decessor Noster f. r. 
Leo XIII. benigne excipiens praecepit ut ceterorum quoque Germaniae 
Praesulum vota exquirerentur. Quibus acceptis et toto negotio in 
Suprema Congregatione Sacrae Romanae et Universalis Inquisitionis 
mature discusso, Nostrum esse offieium intelleximus praesenti rerum 
statui efficax et universale levamen afferre. Itaque ex certa scientia 
et plenitudine Nostrae potestatis, ut consulamus sanetitati firmitatique 
matrimonii, disciplinae unitati et constantiae, certitudini juris, faciliori 
reconciliationi poenitentium, ipsi quoque paci et tranquillitati publicae, 
declaramus, decernimus ac mandamus: 

I. In universo hodierno Imperio Germaniae caput Tametsi Con- 
cilii Tridentini quamvis in pluribus locis, sive per expressam publica- 
tionem, sive per legitimam observantiam, nondum fuerit certo promul- 
gatum et inductum, tamen inde a die festo Paschae (id est a die deeci- 
ma quinta Aprilis) hujus anni millesimi nongentesimi sexti, omnes 
catholicos, etiam hucusque immunes a forma Tridentina servanda ita 
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adstringat ut inter se non aliter quam coram parocho et duobus vel 
tribus testibus validum matrimonium celebrare possint. 

II. Matrimonia mixta quae a catholicis cum haereticis vel schis- 
maticis contrahuntur, graviter sunt manentque prohibita, nisi acce- 
dente justa gravique causa canonica, datis integre, formiter, utrimque 
legitimis cautionibus, per partem catholicam dispensatio super impedi- 
mento mixtae religionis rite fuerit obtenta. Quae quidem matrimonia, 
dispensatione licet impetrata, omnino in facie Ecclesiae coram parocho 
ac duobus vel tribus testibus celebranda sunt, adeo ut graviter delin- 
quant qui coram ministro acatholico vel coram solo civili magistratu 
vel alio quolibet modo clandestino contrahunt. Imo si qui catholici 
in matrimoniis istis mixtis celebrandis ministri acatholici operam ex- 
quirunt vel admittunt, aliud patrant delictum et canonicis censuris 
subjacent. 

Nihilominus matrimonia mixta in quibusvis Imperii Germanici 
provinciis et locis, etiam in iis quae juxta Romanarum Congregationum 
deecisiones vi irritanti capitis Tametsi certo hucusque subjecta fuerunt, 
non servata forma Tridentina jam contracta vel (quod Deus avertat) 
in posterum contrahenda, dummodo nec aliud obstet canonicum im- 
pedimentum, nec sententia nullitatis propter impedimentum clandestini- 
tatis ante diem festum Paschae hujus anni legitime lata fuerit, et 
mutuus conjugum consensus usque ad dietam diem perseveraverit, pro 
validis omnino haberi volumus, idque expresse declaramus, definimus 
atque decernimus. 

III. Ut autem judicibus ecclesiasticis tuta norma praesto sit, hoc 
idem iisdemque sub conditionibus et restrietionibus declaramus, statui- 
mus ac decernimus de matrimoniis acatholicorum, sive haereticorum 
sive schismaticorum, inter se in iisdem regionibus non servata forma 
Tridentina hucusque contractis vel in posterum contrahendis; ita ut 
si alter vel uterque acatholicorum conjugum ad fidem catholicam con- 
vertatur, vel in foro ecclesiastico controversia incidat de validitate 
matrimonii duorum acatholicorum cum quaestione validitatis matri- 
monii ab aliquo catholico contracti vel contrahendi connexa, eadem 
matrimonia, ceteris paribus, pro omnino validis pariter habenda sint. 

IV. Ut demum hoc Decretum Nostrum ad publicam notitiam 
perveniat, praecipimus Imperii Germanici Ordinariis ut illud per ephe- 
merides dioecesanas aliosque opportuniores modos ante diem Paschae 
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anni currentis cum clero populoque fideli communicent. 

Datum Romae apud S. Petrum die XVII Januarii MDCCCCVI, 
Pontificatus Nostri anno tertio. Le Can. cont. 29, 244—246. 

12. Pius X. Encykl. an den Episkopat, Klerus u. das Volk 
Frankreichs. 11./2. 06. Le Can. cont. 29, 154. 

13. Congr. Concilii antwortet 17./2. 06 auf die dubia: Ob für 
die Veräusserung von Inhaberpapieren, die kirchlichen Rechtssubjekten 
gehören, und piae causae, die unter kirchlicher Aufsicht stehen, dieselbe 
päpstliche Genehmigung erforderlich sei, wie für die Veräusserung von 
Immobilien oder kostbaren Mobiliars: Affirmative. 2) Ob diese Geneh- 
migung erforderlich sei für die Vertauschung dieser Wertobjekte mit 
andern oder selbst mit Immobilien: Affırmativre excepto casu urgentis 
necessitatis, in quo periculum sit in mora et tempus non suppetat 
recurrendi ad S. Sedem, habito tamen in his adjunctis Ordinarii bene- 
placito, et sub lege ut permutatio fiat in titulis quam tutis. 3) Ob 
Veräusserer und Erwerber unterworfen sind den Strafen, welche nor- 
miert sind durch das Trident. sess. XXII. de ref. c. 2., die Extrava- 
gante Ambitiosae und die Konstitution Apostolicae Sedis: affırmative 
quoad poenas in Extrav. Ambitiosae et constit. Ap. sedis statutas. 
Le Can. cont. 29, 256. 


Gerichtssprüche. 


9. Sachsen. E. d. Kompetenzgerichtshofes 26./5. 05. Inwieweit 
ist der Rechtsweg zulässig in Streitigkeiten zwischen Privatpersonen 
über das Recht der Mitbenutzung von Betstübchen (sog. Erbstühlen) ? 
Annal. d.K. S. Oberl.-Ger. zu Dresden, Bd. 27, 131. Rechtsweg zu- 
lässig soweit Verjährung, sonst unzulässig. 

10. E. d. RGR. III. CS. 20./10. 1905. Tatbestand: Durch 
den Reichsdeputationshauptschluss von 1803 fiel den Grafen zu Alt- 
Leiningen-Westerburg das vormalige Kloster Ilbenstadt und hiermit 
das diesem dinglich verbundene Patronat über die evangelische Kirche 
zu Lönstadt zu. Der Beklagte ist Inhaber der Standesherrschaft Alt- 
Leiningen-Westerburg. Durch rechtskräftiges Urteil des Grossherzog- 
lichen Landgerichts zu Giessen vom 16. November 1898 wurde er des 
Ehebruches im Sinne des $ 172 des Strafgesetzbuchs in zwei Fällen 
schuldig erkannt und demgemäss zu einer Gesamtgefängnisstrafe von 
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6 Monaten verurteilt. Das Grossherzoglich Hessische Öberkonsistorium, 
welches die evangelische Landeskirche nach aussen vertritt, hält in- 
folgedessen den Beklagten der Ausübung des Patronatrechts für un- 
würdig (indignus). Dignität d. h. Besitz ungeschmälerter Ehre sei 
nach allgemeiner Rechtsregel für den Erwerb und die Ausübung eines 
Patronats unumgängliche Voraussetzung. Unbeschadet des Bestehens 
des in Rede stehenden dinglichen Patronats als solchen müsse deshalb 
das Patronatsrecht des Beklagten für seine Person wegen eingetretener 
Unwürdigkeit beruhen. 

Der Klagantrag geht dahin: festzustellen, eventuell den Beklagten 
zu verurteilen, anzuerkennen, dass das dingliche Patronatrecht über 
die evangelische Kirche zu Lönstadt, welches als Zubehör zum Kloster 
Ilbenstadt besteht, für seine, des derzeitigen Eigentümers, Lebenszeit 
beruht, eventuell, dass der Beklagte die aus dem als Zubehör zum 
Kloster Ilbenstadt über die evangelische Kirche zu Lönstadt bestehen- 
den dinglichen Patronat fliessenden Rechte für seine Person verloren 
hat. Das Landgericht zu Giessen hat durch Urteil vom 28. März 1904 
die Klage als unbegründet kostenfällig abgewiesen. Die Berufung des 
Klägers ist durch Urteil des Oberlandesgerichts zu Darmstadt vom. 
18. Januar 1905 als unbegründet zurückgewiesen worden. 

Der Kläger legte hiergegen Revision ein und beantragte: das an- 
gefochtene Urteil aufzuheben und nach seinem Berufungsantrage zu 
erkennen. 

Für den Beklagten wurde beantragt: die Revision zurückzuweisen 
und dem Revisionskläger die Kosten der Revisionsinstanz aufzuerlegen. 

Das Urteil des Berufungsgerichts ist vorgetragen, die Revision im 
Anschluss an den vorbereitenden Schriftsatz vom 17. Oktober 1905 
begründet worden. 

Entscheidungsgründe. Das Berufungsgericht geht von der 
rechtlichen Erwägung aus, dass der Besitz der bürgerlichen Ehre Vor- 
aussetzung für den Erwerb und folgeweise auch für die Ausübung des 
Patronats sei, und es gelangt bei Prüfung des Sachverhältnisses zu 
dem Ergebnis, dass nach den Anschauungen im heutigen Rechtsleben 
mit der Bestrafung wegen Ehebruchs nicht eine solche Ehrenminderung 
‚verbunden sei, wie sie zur Entziehung der Ausübung des Patronat- 
rechtes gefordert werden müsste. Der Rechtssatz, den das Berufungs- 
gericht aufstellt, wird von der Revision nicht beanstandet, ist aber 
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vom Revisionsgericht nachzuprüfen. Vorauszuschicken ist, dass nach 
der für das Revisionsgericht massgebenden Feststellung des Berufungs- 
gerichts im Grossherzogtum Hessen landesgesetzliche Vorschriften und 
Gewohnheitsrechte, welche das dem evangelischen Kirchenrechte zu 
Grunde liegende kanonische Recht inbetreff des Patronatrechts ab- 
geändert haben, nicht bestehen, und dass deshalb die Bestimmungen 
des kanonischen Rechts zur Anwendung kommen. Danach geht der 
Patron des Patronatrechts verlustig. 

1) Wenn er sich einer Simonie bei Ausübung des Patronatrechts 
schuldig macht (cap. 6.16. X. de jure patronatus 3. 38. Conc. Trident. 
sess. 25 cap. 9), 

2) wenn er den Geistlichen an der Patronatskirche tötet oder ver- 
stümmelt (cap. 12. X. de poenis 5. 37), 

3) wenn er in das Vermögen der Patronatskirche eingreift. (V) 
(Cap. 12. X. de poenis 5. 37. Conc, Trident sess. 22, de reform. cap. 11.) 

Diese gesetzlichen Bestimmungen sind nicht dahin aufzufassen, 
dass der Verlust des Patronatsrechts zur Strafe für den Berechtigten 
lediglich in den bezeichneten 3 Fällen eintreten soll. Eine erschöpfende 
Angabe der Beendigungsgründe des Patronatsrechts ist darin schon 
insofern nicht enthalten, als andere aus allgemeinen Grundsätzen sich 
ergebende Aufhebunrgsgründe bestehen — wie die Beendigung des 
Patronats wegen Wegfalls des Subjekts oder Objekts, wegen Verzichts 
und wegen Ersitzung der Freiheit. Aber abgesehen hiervon ist aus 
dem Inhalt jener Bestimmungen zu entnehmen, dass sie Entscheidungen 
für einzelne Fälle enthalten, und dass keine Gründe dafür geltend ge- 
macht sind, gerade nur in diesen Fällen den Verlust der Patronats- 
rechte auszusprechen. Es kommt daher darauf an, das jenen Gesetz- 
stellen zu grunde liegende gemeinsame Prinzip zu ermitteln. 

Der ausgesprochene Zweck der Vorschriften ging dahin, Miss- 
stände zu beseitigen, die der Patron durch eigennützige Ausübung 
des Patronatsrechts herbeigeführt hatte, und die Rechte der Kirche 
gegen Uebergriffe der Patrone zu schützen (vgl. cap. 12. X. 5. 37. Conc. 
Trident sess. 22. cap. 11. sess. 25. cap. 9). Der Grund für die Zu- 
rückweisung solcher Uebergriffe ist im weiteren Sinne in einem die 
Interessen der Kirche schädigenden unehrenhaften, mit dem Wesen, 
des Patronats unvereinbaren Verhalten des Patrons zu erblicken (vgl. 
cap. 6 und 16. X. 3. 38, cap. 12. X. 5. 37). Der Ausspruch, dass 
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der Verkauf des Patronatsrechts durchaus unehrenhaft und unzulässig 
sei, wird in cap. 16. X. 3. 38 damit begründet, dass das Patronatrecht 
ein jus spirituali annexum sei. Die in den Gesetzesstellen angedrohte 
Enntziehung der Patronatrechte setzt aber nicht eine vorausgegangene 
Verurteilung wegen einer strafbaren Handlung voraus, sondern wird 
an einen im Sinne des Kirchenrechts deliktischen Tatbestand unmit- 
telbar angeknüpft. Hiernach liegt der Entscheidung der 3 Fälle der 
gemeinsame Gesichtspunkt zu Grunde, dass der Verlust des Patronat- 
rechts zur Strafe erfolgt, wenn ein unehrenhaftes Verhalten des Pa- 
tronatsberechtigten zutage tritt, das die Interessen der Kirche schä- 
digt, mit seinen Beziehungen zur Kirche unvereinbar ist und infolge- 
dessen ihn seiner Stellung als Patron unwürdig erscheinen lässt. Dass 
die Entziehung der Patronatrechte an einen solchen Tatbestand ange- 
knüpft wird, findet seine Rechtfertigung in dem Wesen des Patronat- 
rechts als eines innerhalb der kirchlichen Sphäre liegenden Individual- 
rechts kirchlich öffentlich-rechtlicher Natur (vgl. Urteil des IV. Zivil- 
senats des Reichsgerichts vom 16. März 1885, ‚Juristische Wochenschrift 
1835, Seite 190, Nr. 41 und des III. Zivilsenats vom 2. Febr. 1886, 
Juristische Wochenschrift 1886, Seite 93, Nr. 23. — Entscheidungen 
des Reichsgerichts in Zivilsachen Band 15, Seite 171, 172 — mit Zi- 
taten), das mit kirchlichen Ehrenrechten, namentlich bevorzugtem Sitz 
in der Kirche und Einschluss in das Kirchengebet, ausgestattet ist und 
wegen dieser Beziehungen zur Kirche dem Patron die Pflicht aufer- 
legt, ein unehrenhaftes und anstössiges, mit seiner Stellung als Patron 
unverträgliches Verhalten zu vermeiden. Es kann dem Kirchenregi- 
ment und der Kirchengemeinde nicht zugemutet werden, von einem 
Patronatberechtigten, der sich durch unehrenhaftes, in die Oeflentlich- 
keit tretendes Verhalten der Ausübung des Patronatrechts unwürdig 
zeigt, den Vorschlag eines Geistlichen entgegen zu nehmen und dem 
Patron die mit dem Patronat verbundenen Ehrenreclte zuzugestehen. 
Würde in solchen Fällen der Verlust des Patronatrechts für die Person 
des Berechtigten nicht eintreten, so müssten erhebliche Nachteile für 
das kirchliche Leben unausbleiblich sein. Namentlich würde der Pa- 
tronatsgeistliche in einen Konflikt geraten zwischen den Pflichten seines 
Amtes als Seelsorger und den Rücksichten, die er auf den Patronats- 
herrn zu nehmen hat, dem er seine Stelle verdankt. 

In der aus vorstehenden Erwägungen sich ergebenden Umgrenzung 
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ist der Rechtssatz, von dem das Berufungsgericht ausgeht, und der 
auch in der Theorie des Kirchenrechts vertreten wird, vgl. Friedberg, 
Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 5. Aufl., 
$ 119, Seite 251, Schulte, Lehrbuch des katholischen und evangeli- 
schen Kirchenrechts, 5. Aufl., $ 119, Seite 351, Schulte, Lehrbuch des 
kath. u. evang. Kirchenrechts, 4. Aufl., $ 65, Seite 168u. 8 73 III, Philipps, 
Lehrbuch des Kirchenrechts, 3. Aufl, $ 141, Hinschius, System des 
katholischen Kirchenrechts, Band 3, $ 137, Seite 35 und $ 140, Seite 
94, Lippert, Versuch einer historisch dogmatischen Entwickelung der 
Lehre vom Patronat & 26, Seite 63, $ 78 VI, Vering, Lehrbuch des 
katholischen, orientalischen und evangelischen Kirchenrechts $ 90, 
Seite479 ff., Hansult, das Patronat in der evangelischen Landeskirche 
des (Grossherzogtum Hessen, Seite 56 — als richtig anzuerkennen. 
Handelt es sich un ein dingliches Patronat, so hat die in der Person 
des Berechtigten eintretende Unfähigkeit nur die Folge, dass er für 
seine Person des Rechtes zur Ausübung des Patronats verlustig geht, 
während das dingliche Recht selbst unberührt bleibt und auch die mit 
demselben verbundenen Verpflichtungen fortbestehen. 

Das Berufungsgericht hat nun bei Anwendung des Rechts auf 
das festgestellte Sachverhältnis rechtlich geirrt. Zunächst zwar weist 
es die Ansicht des ersten Richters zurück, der massgebendes Gewicht 
darauf legen wollte, dass eine Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte nicht erfolgt und rechtlich überhaupt nicht zulässig gewesen 
sei. Es führt dann aber aus, dass die Strafbarkeit des Ehebruchs im 
Laufe der Zeit erheblich herabgemindert, die Strafverfolgung einge- 
schränkt sei, und der Ehebruch nicht zu den Vergehen zähle, welche 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge haben könnten; 
demnach sei der bestrafte Ehebrecher immer noch befugt, die in 8 33 
des Strafgesetzbuchs erwähnten Ehrenrechte auszuüben; daraus müsse 
mit dem Urteil erster Instanz der Schluss gezogen werden, dass nach 
den Anschauungen im heutigen Rechtsleben mit der Bestrafung wegen 
Ehebruchs nicht eine solche Ehrenminderung verbunden sei, dass man 
dem Bestraften die Ausübung eines wohlerworbenen Rechtes unter- 
sagen dürfte, es sei auch kein Grund abzusehen, demselben trotz 
seiner Bestrafung die Ausübung aller Ehrenrechte auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts zu belassen, ihn aber für unwürdig zu erklären, 
ein Recht auszuüben, das als Gegenleistung für Gründung einer Pfarrei 
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seiner Zeit von dem ersten Patronatsherrn erworben wurde. Die in 
der Strafsache gegen den Beklagten zur Sprache gekommen näheren 
Umstände des Ehebruchs müssten, da der Beklagte trotzdem alle 
bürgerlichen Ehrenrechte ausüben könne, im öffentlichen Rechtsleben 
ausser Betracht bleiben. 

Das Berufungsgericht setzt sich hiernach mit seinen eigenen Aus- 
führungen in Widerspruch, wenn es dem vom ersten Richter hervor- 
gehobenen Gesichtspunkt, dass die bürgerlichen Ehrenrechte nicht ab- 
erkanut seien und nicht aberkannt werden könnten, für unwesentlich 
erklärt dann aber doch auf diesen Umstand entscheidendes Gewicht 
legt. Nach den oben dargelegten Rechtsgrundsätzen ist nicht aus- 
schlaggebend, ob die Ehreurechte aberkannt sind, und nicht einmal, ob 
eine Verurteilung wegen einer strafbaren Handlung erfolgt ist. Es 
kann die Begehung strafbarer Handlungen, für die eine Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht vorgesehen ist, die Stellung des 
Patrons so erschüttern, dass der Verlust des Patronatrechts die Folge 
ist, und es können auch andere Handlungen, die im Strafgesetz nicht 
mit Strafe bedroht sind, diese Wirkung haben. Die Frage darf da- 
her auch nicht so gestellt werden, ob die Verurteilung wegen Ehe- 
bruchs den Verlust des Patronatsrechts zur Folge habe. Zu unter- 
suchen war vielmehr, ob ein unehrenhaftes Verhalten des Patrons vor- 
liegt, welches seine bürgerliche und kirchliche Ehre derart mindert, 
dass er seiner Stellung als Patrons der Kirche unwürdig ist. Hierbei 
ist den Umständen des Falles, die das Berufungsgericht ausser Be- 
tracht lassen will, Bedeutung beizumessen. Das Berufungsgericht geht 
auch fehl, wenn es darauf Gewicht legt, dass das Recht des Beklagten 
ein wohl erworbenes sei; die Frage, welche das Berufungsgericht sich 
gestellt hatte, ging gerade dahin, ob der Beklagte nach seiner Verur- 
teilung wegen Ehebruchs das Patronatrecht für seine Person hätte er- 
werben können; die Tatsache, dass es sich um ein der Standesherr- 
schaft Alt-Leiningen-Westerburg zustehendes wohlerworbenes dingliches 
Patronatrecht handelt, muss bei Beantwortung dieser Frage ausser 
Betracht bleiben. Massgebend kann auch nicht sein, ob der Beklagte 
andere Rechte auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts nach wie vor 
ausüben kann; denn die Voraussetzungen für die Ausübung solcher 
Rechte sind positiv und nicht gleichartig geregelt. Hiernach ist das 
angefochtene Urteil wegen Rechtsirrtums aufzuheben. Die Sache ist 
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zur Endentscheidung reif. Schon die Tatsache, dass der Beklagte wegen 
Ehebruchs in zwei Fällen zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt worden 
ist, erscheint geeignet, ihn in der öffentlichen Meinung herabzuwür- 
digen. Erschwerend kommen aber noch weitere Umstände in Betracht. 
Das in der Strafsache gegen den Beklagten erlassene Urteil der Straf- 
kammer des Landgerichts zu Giessen vom 16. November 1898 führt 
bei Erwägung der Strafzumessung aus: die Verhandlung habe ergeben, 
dass der Graf in geschlechtlicher Beziehung einen äusserst schlechten 
Ruf geniesse, und sein Lebenswandel geradezu demoralisierend auf 
weitere Kreise der Bevölkerung habe wirken müssen; er habe in seinem 
Schlosse ein schamloses J,eben geführt und sei, wie die Aussagen der 
Zeugen Hofmann und Kaiser ergeben hätten, nicht einmal in Gegen- 
wart seiner Kinder vor Unsittlichkeiten zurückgeschreckt; die Hof- 
mann habe er nach deren Angaben in Gegenwart seiner Tochter lüstern 
betastet; in Gegenwart seines noch jugendlichen Sohnes habe er sich 
von Truppel, dem früheren Lehrer seines Sohnes, die gemeinsten Zoten 
zum besten geben lassen. Ferner steht fest, dass der Beklagte sich 
der Vollstreckung des gegen ihn ergangenen Urteils durch die Flucht 
entzogen hat und steckbrieflich verfolgt wird. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, dass diese Vorgänge in weiteren Kreisen bekannt gewor- 
den sind, vgl. auch Hansult, zur Lehre vom Patronat in der deutschen 
Zeitschrift für Kirchenrecht, Band 34 (1902), Seite 340 ff. Demnach 
liegen die tatsächlichen Voraussetzungen vor, welche nach den oben 
ausgesprochenen Rechtsgrundsätzen den Beklagten als unwürdig er- 
scheinen lassen, das Patronatsrecht auszuüben. Dem ersten Antrag, 
der auf Feststellung geht, dass das dingliche Patronatsrecht über die 
evangelische Kirche zu Lönstadt für die Lebenszeit des Beklagten 
beruhe, kann nicht entsprochen werden. Dieser Antrag geht zu weit. 
Würde der Beklagte auf sein Recht zum Besitz und Genuss der Stan- 
desherrschaft zu gunsten seines Nachfolgers verzichten, so könnte diesem 
der den Beklagten von der Ausübung des Patronatrechts ausschliessende 
Grund nicht entgegengehalten werden. Dagegen war dem Eventusal- 
antrage gemäss zu erkennen, dass der Beklagte die aus dem dinglichen 
Patronat über die genannte Kirche tliessenden Rechte für seine Person 
verloren hat. Nach den .angegebenen Gesetzesstellen tritt der Verlust 
des Patronatrechts zur Strafe von Rechtswegen (ipso jure) ein (vgl. 
cap. 12.X. de poenis 5.37. Cone. Trident sess. 22. cap. 11, sess. 25. cap. 9). 


. Gerichtssprüche. 367 


Hiernach war das angefochtene Urteil wie geschehen abzuändern. 
Die Kosten des Rechtsstreits hat der Beklagte nach $ 91 der Zivil- 
prozessordnung zu tragen. 

11. E. d. RGer. IV. CS. 21./9. 05. Auf das Verlöbnis finden die 
Sätze des BGB. über Vertragsschliessungen Anwendung. Doch gilt 
ein von Minderjährigen ohne Genehmigung der gesetzlichen Vertreter 
abgeschlossenes V., wenn die Kontrahenten es nach erlangter Grossjäh- 
rigkeit aufrecht erhalten haben. Entsch. 61, No. 65, S. 267. 

12. E. d. RGer. III. Str.S. 18./11.05. Entsch. 38Nr. S1 S. 242. Gründe: 
Die erkennende Strafkammer hat das Verfahren gegen die des schweren 
Diebstahls bezichtigte Angeklagte eingestellt, weil sie die Verlobte des 
bestohlenen L. sei, dieser aber den nach $ 247 StGB. erforderlichen 
Strafantrag nicht gestellt habe. Das Urteil geht davon aus, dass zwar so- 
wohl die im Jahre 1885 geborene Angeklagte, als der Bestohlene (geb. 
1884) noch minderjährig sind, dass auch die noch lebenden Eltern 
beider ihre Einwilligung zum Verlöbnis nicht erteilt haben, auch wegen 
Fehlens der Einwilligung der gesetzlichen Vertreter kein zivilrecht- 
lich gültiges Verlöbnis vorliegen möge, nimmt aber an, dass beide 
nach strafrechtlichen Begriffen als Verlobte anzusehen seien, weil sie, 
wie aus den Umständen gefolgert wird, in der Tat ein ernstlich ge- 
meintes, auf Verheiratung alzielendes Eheversprechen einander gegeben 
hätten. Die Revision der Staatsanwaltschaft ficht das Urteil an mit 
der Ausführung, dass wegen Mangels der Handlungsfähigkeit der Be- 
teiligten und der Zustimmungserklärung der gesetzlichen Vertreter ein 
zivilrechtlich gültiges oder auch nur strafrechtlich zu beachtendes 
Verlöbnis nicht angenommen werden könne und deshalb die Anwen- 
dung der SS 247 und 52 StGB. zugunsten der Angeklagten unzulässig 
sei, wobei des näheren ausgeführt wird, dass auch im Strafrecht die 
Voraussetzungen des Verlöbnisses den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts zu entnehmen seien. 

Die Beschwerde kann indes nicht für begründet erachtet werden. 
Die Rechtsprechung des Reichsgerichts hat ständig daran festgehalten, 
dass der Begriff des Verlöbnisses und Verlobtseins auf strafrechtlichem 
Gebiet nicht durch die Voraussetzungen des zivilrechtlich gültigen 
Verlöbnisvertrages bedingt, sondern davon unabhängig gemäss den 
eigenartigen Aufgaben des Strafrechts durchaus selbständig zu 
beurteilen und wesentlich durch das Bestehen eines ernstlichen, auf 
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künftige Eheschliessung gerichteten Verlöbnisvertrages gegeben sei. 
sofern nur die Eheberedung nicht gegen das Gesetz oder die guten 
Sitten verstosse. Es kann in dieser Beziehung verwiesen werden auf 
die in den Entsch. des RG. in Strafs. Bd. 10 S. 117, Bd. 24 S. 155, 
Bd. 35 S. 49 zum Abdruck gebrachten Urteile. Von dieser Anschauung 
abzuweichen, ist kein Anlass gegeben. Liegt der entscheidende (Ge- 
sichtspunkt für diese Auffassung in der besonderen Natur des Strat- 
rechts, welches die tatsächlich bestehende Interessengemeinschaft der- 
jenigen Personen zu berücksichtigen hat, welche nach beiderseits vor- 
handener ernster Willensmeinung demnächst in die Ehe treten wollen, 
auch wenn sie die zivilrechtlich vorgeschriebenen Formalien des Ver- 
löbnisses nicht beobachtet haben, so kann auch der Umstand, dass an 
die Stelle der früheren, das Verlöbnisrecht vielfach verschieden regeln- 
den Partikularrechte, nunmehr die einheitlichen Normen des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs getreten sind, an jener Auffassung nichts ändern, 
welcher auch die Bestimmung des Art. 33 Einf.-Ges. zum BGB. nicht 
entgegensteht. Es war diesem nach auf die literarisch streitige Frage, 
ob für die (Gültigkeit des Verlöbnisses minderjähriger Personen im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Einwilligung 
des gesetzlichen Vertreters nach Massgabe des $ 107 BGB. erforder- 
lich ist, als für die Anwendung des 8 52 StGB. unerheblich nicht 
einzugehen. Wenn das Urteil Bd. 35 S. 49 (insbes. 8. 51) der Entsch. 
des RG. in Strafs. die Voraussetzung erwähnt, dass die Beteiligten 
die rechtliche Handlungsfähigkeit besassen, so werden dadurch wohl 
die nach $ 104 BGB. völlig geschäftsunfähigen Personen betrotten, 
nicht aber die beschränkt geschäftsfähigen Minderjährigen. Vielmehr 
greifen die allgemeinen Erwägungen, welche für das Strafrecht dahin 
geführt haben, von den zivilrechtlichen Förmlichkeiten des Verlöbnisses 
abzusehen, auch hinsichtlich minderjähriger Personen Platz, unter wel- 
chen die gleichen nahen Beziehungen bestehen, wie unter volljährigen 
Verlobten. In Ansehung solcher Personen, welche noch dem Kindes- 
alter näher stehen, würde das verständige Ermessen des Richters im 
Einzelfalle zu prüfen haben, ob überhaupt ein ernstlich gemeintes Ehe- 
versprechen angenommen werden kann. 

Diesem nach liegt dem angefochtenen Urteil eine rechtsirrige Auf- 
fassung des Begritis des Verlöbnisses und der darauf bezüglichen Be- 
stimmungen der SS 247 und 52 StGB. nicht zugrunde, und mithin war 
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die Revision dem Antrage des Ober-Reichsanwalts entsprechend zu ver- 
werfen. 

13. Bayern. E. Oberst. L.-Ger. I. CS. 29.9. 05. Ist die 
von einem Ehegatten nach türkischem Rechte einseitig erklärte Schei- 
dung seiner Ehe in Deutschland als gültig auzuerkennen ? Seuffert Bl. 
71, 153. 

14. E. d. RGR. IV. CS. 5./10. 05. Bei Ehescheidung wegen Zer- 
rüttung d. ehel. Verhältnisses entscheidet nicht allein das Empfinden 
des klagenden Teiles. 8. A. 61, No. 86, 8. 155. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


7. Preussen. V. über die Ausübung der Rechte des Staats 
gerenüber den Kirchengemeinden und Gesamtverbänden in d. kath. K. 
23./3. 06. G. S. 56. 

Wir Wilhelm, von (Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen in Ausführung des $ 38 des Gesetzes, betreffend die Erhebung 
von Kirchensteuern in den katholischen Kirchengemeinden und Ge- 
samtverbänden, vom 14. Juli 1905 (Gesetz-Samml. S. 281) auf den 
Antrag unseres Staatsministeriums, was folgt: 

Artikel I. 
Die Rechte des Staates werden gegenüber den Gesamtverbänden 
von dem Oberpräsidenten ausgeübt: 

bei der Genehmigung von Steuerbeschlüssen ($ 1 des (Gesetzes vom 
14. Juli 1905), sofern die Umlage, abgesehen von den nach Mass- 
gabe des Gesetzes, betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für 
neu zu errichtende katholische Pfarrgemeinden, vom 29. Mai 1903 
(Gesetz-Samml. S. 182) für die Zwecke des Diözesanhilfsfonds und 
von den für die Zwecke sonstiger, auf Grund staatsgesetzlicher Er- 
mächtigung gebildeter Diözesanfonds aufzubringenden Beträgen, zehn 
Prozent der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jähr- 
lich an den Staat zu entrichtenden Einkommensteuer übersteigt. 

Gegen die Verfügung des Oberpräsidenten findet die Beschwerde 
an den Minister der geistlichen Angelegenheiten statt. 

Artikel II. 
In den übrigen Fällen des $ 1 und in den Fällen der SS 15, 19, 
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23, 25, 23 und 36 des (fesetzes vom 14. ‚Juli 1905 werden die Rechte 
des Staates von dem Regierungspräsidenten, in der Haupt- und Resi- 
denzstadt Berlin von dem Polizeipräsidenten, ausgeübt. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten 
zu Berlin) geht, sofern nicht die Klage bei dem Oberverwaltungsge- 
richte nach $ 27 a.a. OÖ. stattfindet, die Beschwerde an den Oberprä- 
sidenten, welcher endgültig entscheidet. 

8. Gesetz, betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche 
Bedürfnisse der Diözesen der katholischen Kirche in Preussen. Vom 
21. März 1906. (G. S. 105.) 

Artikel I. 

Zur Bestreitung kirchlicher Diözesanbedürfnisse kann die bischöf- 
liche Behörde — ausser dem nach dem Gesetze, betreffend die Bil- 
dung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische Pfarr- 
gemeinden, vom 29. Mai 1903 (Gesetz-Samml. S. 182) gebildeten Diö- 
zesanhilfsfonds — einen weiteren Diözesanfonds bilden, für welchen 
alljährlich eine Umlage bis zu 3 Prozent der von den katholischen 
(semeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommensteuer erhoben wer- 
den darf. 

Artikel II. 

Auf den nach Artikel I zu bildenden Fonds finden die Artikel I 
Absatz 2, Artikel II, III, IV und V des Gesetzes, betreffend die Bil- 
dung kirchlicher Hilfsfonds u. s. w., vom 29. Mai 1903 (Ges.-Samnil. 
S. 152) entsprechende Anwendung mit der Massgabe, dass die Er- 
hebung einer Umlage von mehr als einem Prozent der Bestätigung des 
Staatsministeriums bedarf. 

Artikel Ill. 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1906 in Kraft. 

9. Frankreich. G.v. 9. Dez. 1905 über die Trennung der 
Kirchen vom Staate. 

Titre Premier 
Principes. 

Article premier. — La Republique assure la liberte de conscience. 
Elle garantit le libre exercice des cultes sous les seules restrictions 
edietees ci-apres dans l’interet de l’ordre public. 

Art. 2. — La Republique ne reconnait, ne salarie ni ne subven- 
tionne aucun culte. En consequence, a partir du ler janvier qui suivra 
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la promulgation de la presente loi, seront supprimees des budgets de 
V’Etat, des departements et des communes, toutes depenses relatives A 
l’exercice des cultes. Pourront toutefois &tre inscrites aux dits budgets 
les depenses relatives ä des services d’aumönerie et destinedes A assurer 
le libre exercice des cultes dans les etablissements publics, tels que 
lycees, colleges, &coles, hospices, asiles et prisons. 

Les etablissements publics du culte sont supprimes, sous reserve 
des dispositions enoncees A l’article 3. 


Titre II 
Attribution des biens. — Pensions. 
Art. 3. — Les etablissements dont la suppression est ordonnee 


par l’article 2 continueront provisoirement de fonctionner, conformement 
aux dispositions qui les regissent actuellement, jusqu’ä l’attribution 
de leurs biens aux associations prevues par le titre IV et au plus tard 
jusqu’a l’expiration du delai ci-apres. 

Des la promulgation de la presente loi, il sera procede par les 
agents de l’Administration des domaines & l’inventaire descriptif et 
estimatif: ; 

1° Des biens mobiliers et immobiliers desdits &tablissements;; 

2° Des biens de l’Etat, des departements et des communes dont 
les m&mes etablissement ont la jouissance. 

Ce double inventaire sera dresse contradictoirement avec les re- 
presentants legaux des etablissements ecclesiastiques ou ceux düment 
appeles par une notification faite en la forme administrative. 

Les agents charges de l’inventaire auront le droit de se faire 
communiquer tous titres et documents utiles A leurs operations. 

Art. 4 — Dans le delai d’un an & partir de la promulgation de 
la presente loi, les biens mobiliers et immobiliers des menses, fabri- 
ques, conseils presbyteraux, consistoires et autres etablissements puhlies 
du culte seront, avec toutes les charges et obligations qui les grevent 
et avec leur affectation speciale, transferes par les representants legaux 
de ces etablissements aux associations qui, en se conformant aux 
regles d’organisation generale du culte dont elles se proposent d’assurer 
l’exercice, se seront legalement formees, suivant les prescriptions de 
Y’article 19, pour l’exercice de ce culte dans les anciennes circonscrip- 
tions des dits etablissements. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVT. 3. 25 
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Art. 5. — Ceux de biens designes A l’article precedent qui pro- 
viennent de l’Etat et qui ne sont pas greves d’une fondation pieuse 
cr&ee posterieurement A la loi du 18 germinal an X feront retour a l’Etat. 

Les attributions des biens ne pourront &tre faites par les eta- 
blissements eccl&siastiques qu’un mois apres la promulgation du regle- 
ment d’administration publique prevu ä l’article 43. Faute de quei 
la nullite pourra en &tre demandee devant le tribunal civil par toute 
partie interessee ou par le ministere public. 

En cas d’alienation par l’association cultuelle de valeurs mobilieres 
ou d’immeubles faisants partie du patrimoine de l’etablissement public 
dissous, le montant du produit de la vente devra &tre employe eu 
titres de rente nominatifs ou dans les conditions prevues au para- 
graphe 2 de l’article 22. 

L’acquereur des biens alienes sera personellement responsable de la 
regularite de cet emploi. 

Les biens revendiques par l’Etat, les departements ou les communes 
ne pourront e&tre alienes, transfornıes ni modifies jusqu’ä ce qu’il ait 
ete statue sur la revendication par les tribunaux competents. 

Art. 6. — Les associations attributaires des biens des etablisse- 
ments ecclesiastiques supprimes seront tenues des dettes de ces eta- 
blissements ainsi que de leurs emprunts, sous reserve des dispositions 
du troisieme paragraphe du present article; tant qu’elles ne seront 
pas liberees de ce passif, elles auront droit & la jouissance des biens 
productifs de revenus qui doivent faire retour A V’Etat en vertu de 
article 5. 

Je revenu global des dits biens reste affect& au payement du reli- 
quat des dettes regulieres et legales de l’etablissement public sup- 
prime, lorsqu’il ne se sera forme aucune association cultuelle apte a 
recueillir le patrimoine de cet &tablissement. 

Les annuites des emprunts contractes pour depenses relatives aux 
edifices religieux seront supportees par les associations en proportion 
du temps pendant lequel elles auront l’usage de ces Edifices par appli- 
cation des dispositions du titre III. 

Dans le cas oü l’Etat, les departements ou les communes rentre- 
ront en possession de ceux des &difices dont ils sont proprietaires, ils 
seront responsables des dettes regulierement contractees et afferentes 
aux dits edifices. 
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Art. 7. — Les biens mobiliers ou immobiliers greves d’une affec- 
tation charitable ou de toute autre aflectation etrangere A l’exercice 
du culte seront attribues, par les representants legaux des etablisse- 
ments ecclesiastiques, aux services ou etablissements publies ou d’ntilite 
publique, dont la destination est conforme ä celle desdits biens. Cette 
attribution devra etre approuvee par le Prefet du departement oü siege 
V’etablissement ecclesiastique. En cas de nonapprobation, il sera statue 
par decret en Conseil d’Etat. 

Toute action en reprise ou en revendication devra &tre exercee 
dans un delai de six mois A partir du jour oü l’arrete prefectoral ou 
le decret approuvant l’attrihution aura ete insere au Journal officiel. 
L’action ne pourra &tre intentee qu’en raison de donations ou de legs 
et seulement par les auteurs et leurs heritiers en ligne directe. 

Art. 8. — Faute par un etablissement ecclesiastique d’avoir, dans 
le delai fixe par l’article 4, procede aux attributions ci-dessus prescrites, 
il y sera pourvu par decret. 

A l’expiration dudit delai, les biens A attribuer seront, jusqu’A 
leur attribution, places sous sequestre. 

Dans le cas oü les biens attribues en vertu de l’article 4 et du 
paragraphe 1° du present article seront, soit des l’origine, soit dans 
la suite, reclames par plusieurs associations formees pour l’exercice du 
meme culte, l’attribution qui en aura ete faite par les representants 
de l’etablissement ou par decret pourra &tre contestee devant le Conseil 
d’Etat statuant au contentieux, lequel prononcera en tenant compte de 
toutes les circonstances de fait. 

La demande sera introduite devant le Conseil d’Etat, dans le 
delai d’un an A partir de la date du decret ou A partir de la notifica- 
tion, &A l’autorite prefeetorale, par les representants legaux des eta- 
blissements publics du culte, de l’attribution effectuee par eux. Cette 
notification devra &tre faite dans le delai d’un mois. 

L’attribution pourra etre ulterieurement contestee en cas de scission 
dans l’association nantie, de creation d’association nouvelle par suite 
d’une modification dans le territoire de la circonscription ecclesiastique 
et dans le cas oü T’association attributaire n’est plus en mesure de 
remplir son objet. 

Art. 9. — A defaut de toute association pour recueillir les biens 


d’un etablissement publie du culte, ces biens seront attribues par decret 
25* 
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aux etablissements communaux d’assistance ou de bienfaisance situes 
dans les limites territoriales de la circonscription ecclesiastique interessee. 

En cas de dissolution d’une association, les biens qui lui aurout 
ete devolus en execution des articles 4 et 8 seront attribues par decret 
rendu en Conseil d’Etat, soit & des associations analogues dans la 
meme circonscription ou, &A leur defaut, dans les circonscriptions les 
plus voisines, soit aux etablissements vises au paragraphe le du present 
article. 

Toute action en reprise ou en revendication devra &tre exercee 
dans un delai de six mois A partir du jour oü le decret aura ete 
insere au Journal officiel. L’action ne pourra etre intentee qu'en 
raison de donations ou de legs et seulement par les auteurs et leurs 
heritiers en ligne directe. 

Art. 10. — Les attributions prevues par les articles precedents 
ne donnent lieu A aucune perception au profit du Tresor. 

Art. 11. — Les ministres des cultes qui, lors de la promulgation 
de la pr&sente loi, seront äges de plus de soixante ans revolus et qui 
auront, pendant trente ans au moins, rempli des fonctions ecelesiasti- 
ques remunerees par l’Etat, recevront une pension annuelle et viagere 
egale aux trois quarts de leur traitement. 

Ceux qui seront äges de plus de quarante-cing ans et qui auront, 
pendant vingt ans au moins, rempli des fonctions ecclesiastiques re- 
munerees par l’Etat, recevront une pension annuelle et viagere egale 
ä la moitie de leur traitement. 

Les pensions allouees par les deux paragraphes pr&cedents ne 
pourront pas depasser quinze cents francs. 

En cas de deces des titulaires, ces pensions seront reversibles, 
jusqu’ä concurrence de la moitie de leur montant, au profit de la 
veuve et des orphelins mineurs laisses par le defunt et, jusqu’aA con- 
eurrence du quart, au profit de la veuve sans enfants mineurs. A la 
majorite des orphelins, leur pension s’eteindra de plein droit. 

Les ministres des cultes actuellement salaries par l' Etat, qui ne 
seront pas dans les conditions ci-dessus, recevront, pendant quatre ans 
A partir de la suppression du budget des cultes, une allocation egale 
a la totalite de leur traitement pour la premiere annee, aux deux tiers 
pour la deuxieme, & la moitie pour la troisieme, au tiers pour la 
quatrieme. 
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Toutefois, dans les communes de moins de 1.000 habitants et pour 
les ministres des cultes qui continueront A y remplir leurs fonctions, 
la duree de chacune des quatre periodes ci-dessus indiquees sera 
doublee. 

Les departements et les communes pourront, sous les m&mes con- 
ditions que l’Etat, accorder aux ministres des cultes actuellement sa- 
laries par eux des pensions ou des allocations &tablies sur la meme 
base et pour une €gale duree. 

Reserve est faite des droits acquis en matiere de pensions par 
application de la legislation anterieure, ainsi que des secours accordes, 
soit aux anciens ministres des differents cultes, soit A leur famille. 

Les pensions prevues aux deux premiers paragraphes du present 
article ne pourront se cumuler avec toute autre pension ou tout autre 
traitement alloue, A titre quelconque, par l'Ftat, les departements ou 
les communes. 

La loi du 27 juin 1585!, relative au personnel des Facultes de 
theologie catholique suppriniees, est applicable aux professeurs, charges 


1 «Article premier, — Les anciens professeurs et charges de cours des 
facultes de theologie catholique, auxquels n'est pas applicable l'article 11, 
paragraphe 4, de la loı du 9 juin 1853, recevront une allocation annuelle 
calculee a raison de trois mille francs pour les anciens titulaires de la 
faculte de Paris, de deux mille cing cents francs pour les anciens titulaires 
des facultes d’Aix, Bordeaux, Lyon et Rouen, et pour les anciens charges 
de cours de la faculte de Paris, et de deux mille francs pour les anciens 
charges de cours des facultes des departements. 

Art. 2. — Dans le cas oü le montant de la pension de retraite des 
anciens professeurs et charges de cours auxquels est applicable l’article 11, 
paragraphe 4 de la loi du 9 juin 1853, n’atteindrait pas les chiffres, fixes 
au precedent article, il y sera ajoute, jusqu’ä due concurrence, une inden- 
nite annuelle. 

Art. 3. — Les allocations prevues ä l’article 1er, ainsi que les indem- 
nites supplementaires prevues & l’article 2 pourront etre diminudes ou 
möne suspendues, si les personnes qui en jouissent entrent en possession 
d’autres fonctions publiques. 

Art. 4. — Les allocations et complements d’allocations, stipules par 
les articles 1 et 2 de la presente loi, seront imputes sur le chapitre du 
budget de l’instruction publiyue affecte au personnel des facultes, sous la 
rubrique: /ndemnites auc anciens professeurs des facultes de theologie 
catholique.» 
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de cours, maitres de conferences et etudiants des Facultes de theologie 
protestante. 

Les pensions et allocations prevues ci-dessus seront incessibles et 
insaisissables dans le memes conditions que les pensions civiles. Elles 
cesseront de plein droit en cas de condamnation A une peine afflietive 
ou infamante ou en cas de condamnation pour l’un des delits prevus 
aux articles 34 et 35 de la presente loi. 

Le droit A l'obtention ou A la jouissance d’une pension ou allo- 
cation sera suspendu par les circonstances qui font perdre la qualite 
de Frangais, durant la privation de cette qualite, 

Les demandes de pension devront &tre, sous peine de forclusion, 
formees dans le delai d’un an apres la promulgation de la presente loi. 


Titre III 


Des edifices des cultes. 


Art. 12. — Les edifices qui ont ete mis A la disposition de la 
nation et qui, en vertu de la loi du 18 germinal an X!, servent ä 
l’exercice public des cultes ou au logement de leurs ministres (cathe- 
drales, eglises, chapelles, temples, synagogues, archeveches, eveches, 
presbyteres, seminaires), ainsi que leurs dependances immobilieres et 
les objets mobiliers qui les garnissaient au moment oü lesdits edifices 
ont et& remis aux cultes, sont et demeurent proprietes de l’Etat, des 
departements et des communes. 

Pour ces Edifices, comme pour ceux posterieurs A la loi du 18 


ı «Art. LXXIV. — Les immeubles, autres que les Edifices destines au 
logement et les jardins attenants, ne pourront €tre affectes A des titres 
ecclesiastiques, ni possed@s par les ministres du culte a raison de leurs 
fonctions. 

Art. LXXV. — Les edifices anciennement destines au culte catholique, 
actuellement dans les mains de la nation, & raison d’un Edifice par cure 
et par succursale, seront mis A la disposition des ev&ques par arrete du 
prefet du departement. Une expedition de ces arretes sera adressee au 
conseiller d’etat charge de toutes les affaires concernant les cultes. 

Art. LXXVI. — Il sera etabli des fabriques pour veiller A V’entretien 
et ä Ja conservation des tenıples, ä& l'’administration des aumönes. 

Art. LXNVIL — Dans les paroisses oü il n'’y aura point d’edifice dis- 
ponible pour le culte, l’ev&que se concertera avec le prefet pour la desig- 
nation d'un eEdifice convenable.» 
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germinal an X, dont l’Etat, les departements et les communes seraient 
proprietaires, y compris les Facultes de theologie protestante, il sera 
procede conformement aux dispositions des articles suivants. 

Art. 13. — Les edifices servant ä l’exercice public du culte, ainsi 
que les objets mobiliers les garnissant, seront laisses gratuitement A 
la disposition des etablissements publics du culte, puis des associations 
appelees ä les remplacer aux«uelles les biens de ces etablissements 
auront ete attribues par application des dispositions du titre II. 

La cessation de cette jouissance, et, sil y a lieu, son transfert 
seront prononces par decret, sauf recours au Conseil d’Etat statuant 
au contentieux: 

le Si Tassociation beneficiaire est dissoute; 

2° Si, en dehors des cas de force majeure, le culte cesse d’etre 
celebre pendant plus de six mois consecutifs; 

3° Si la conservation de ledifice ou celle des objets mobiliers 
classes en vertu de la loi de 18571! et de l'article 16 de la presente 


Chapitre premier 
Immeubleset Monumentshistoriquesou megalithiques. 
«Article premier. — Les immeubles par nature ou par destination dont 


la conservation peut avoir, au point de vue de l’histoire ou de l'art, un 
interet national, seront classes en totalite ou en partie par les soins du 
ministre de l'instruction publique et des beaux-arts. 

Art. 2. — L’immeuble appartenant &ä l'Etat sera classe par arräte du 
ministre de l'instruction publique et des beaux-arts, en cas d’accord avec 
le ministre dans les attributions duquel l’immeuble se trouve plac& Dans 
le cas contraire, le classement sera prononc6 par un decret rendu en la 
forme des r&glements d’administration publique. 

L’immeuble appartenant A un departement, & une commune, A une 
fabrique ou & tout autre etablissement public, sera classe par arrete du 
ministre de l’instruction publique et des beaux-arts, s’il y a consentement 
de l’etablissement proprietaire et avis Conforme au ministre sous l’autorite 
duquel l'etablissement est place. En cas de desaccord, le classement sera 
prononce par un decret rendu en la forme des reglements d’administration 
publique. 

Art. 3. — L’immeuble appartenant & un particulier sera classe par 
arrete du ministre de l'instruction publique et des beaux-arts, mains ne 
pourra l’etre qu’avec le consentement du proprietaire, L’arrete determinera 
les conditions du classement. 

S'il y a contestation sur l'interpretation et sur l'’execution de cet acte, 
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loi est compromise par insuffisance d’entretien, et apr&s mise en demeure 
düment notifiee du Conseil municipal ou, A son defaut, du prefet; 


il sera statue par le ministre de l’instruction publique et des beaux-arts, 
sauf recours au Conseil d'Etat statuant au contentieux. 

Art. 4. — L’immeuble classe ne pourra ätre detruit, m&me en partie. 
ni etre l’objet d’un travail de restauration, de reparation ou de modifica- 
tion quelconque, si le ministre de l’instruction publique et des beaux-art> 
n’y a donne son consentement. 

L'expropriation pour cause d’utilite publique d’un immeuble classe n« 
pourra &tre poursuivie qu’apres que le ministre de l'instruction publique 
et des beaux-arts aura ete appele & presenter ses observations, 

Les servitudes d’alignement et autres qui pourraient causer la degra- 
dation des monuments ne sont pas applicables aux immeubles classes. 

Les eflets du classement suivront l’'immeuble classee, en quelques mains 
qu’il passe. 

Art. 5. — Le ministre de l’instruction publique et des beaux-arts 
pourra, en se conformant aux prescriptions de la loi du 3 mai 1847, pour- 
suivre l’expropriation des monuments classes ou qui seraient de sa part 
l'objet d’une proposition de classement refusee par le particulier proprietaire. 

Il pourra, dans les m&emes conditions, poursuivre l’expropriation des 
monuments megalithiques ainsi que celle des terrains sur lesquels ces mo- 
numents sont places. 

Art. 6. — Le declassement, total ou partiel, pourra &tre demande par 
le ministre dans les attributions duquel se trouve l’immeuble classe par le 
departement, Ja commune, la fabrique, l’etablissement public et le particu- 
lier proprietaire de l'immeuble. 

Le declassement aura lieu dans les mämes formes et sous les m&@mes 
distinetions que le classement. 

Toutefois, en cas d’alienation consentie & un particulier de l’innmeuble 
classe appartenant A un departement, & une commune, & une fabrique ou 
a tout autre etablissenient public, le declassement ne pourra avoir lieu que 
conformement au paragraphe 2 de l'article 2. 

Art. 7. — Les dispositions de la presente loı sont applicables aux mo- 
numents historiques regulierement classes avant sa promulgation. 

Toutefois, lorsque l’Etat n’aura fait aucune depense pour un monu- 
ment appartenant A un particulier, ce monument sera declasse de droit 
dans le delai de six mois apres la reclamation que le proprietaire pourra 
adresser au ministre de l'instruction publique et des beaux-arts, pendant 
l'annee qui suivra la promulgation de la presente loi. 

Chapitre II 
Objets mobiliers. 

Art. 8, — Il sera fait, par les soins du ministre de l'instruction publi- 

que et des beaux-arts, un classement des objets mobiliers appartenant a 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katlı. Kirche etc. 379 


4° Sı l'association cesse de remplir son objet ou si les edifices 
sont detournes de leur destination; 


l’Etat, aux departements, aux communes, aux fabriques et autres etablisse- 
ments publics, dont la conservation presente, au point de vue de I'histoire 
ou de Il’art, un interät national. 

Art. 9. — Le classement deviendra definitif si le departement, les com- 
munes, les fabriques et autres etablissements publics n’ont pas reclame, 
dans le delai de six mois. & dater de la notification qui leur en sera faite. 
En cas de reclamation, il sera statue par decret rendu en la forme des 
reglements d’administration publique., 

Le declassement, s’il y a lieu, sera prononce par le ministre de l'in- 
struction publique et des beaux-arts. En cas de contestations, il sera 
statue comme il vient d’etre dit ci-dessus. 

Un exemplaire de la liste des objets classes sera depose au ministere 
de l’instruction publique et des beaux-arts et & la prefecture de chaque 
departement, oü le public pourra en prendre connaissance sans deplacenent. 


Art. 10. — Les objets classes et appartenant A l’Etat seront inalie- 
nables et imprescriptibles. 
Art. 11. — Les objets classes appartenant aux departements, aux con- 


munes, aux fabriques ou autres etablissements publics ne pourront ötre 
restaures, repares, ni alienes par vente, don ou Echange, qu’avec l’autori- 
sation du ministre de l’instruction publique et des braux-arts. 

Art. 12. — Les travaux, de quelque nature qu'ils soient, executes en 
violation des articles qui precädent, donneront lieu, au profit de l’Etat, ä 
une action en dommages-inter&ts contre ceux qui les auraient ordonnes ou 
fait executer. 

Les infractions seront constatees et les actions intentees et suivies 
devant les tribunaux civils ou correctionnels, & la diligence du ministre de 
l’instruction publique et des beaux-arts ou des parlies interessees. 

Art. 13. — L’alienation faite en violation de l'article 11 sera nulle, et 
la nullite en sera poursuivie par le proprietaire vendeur ou par le ministre 
de l’instruction publique et des beaux-arts, sans prejudice des dommages- 
interets qui pourraient etre reclames contre les parties contractantes et 
contre l’officier public qui aura prete son concours & l’acte d’alienation. 

Les objets classes qui auraient ete alienes irreguliereinent, perdus ou 
voles, pourront &tre revendiques pendant trois ans, conformement aux dis- 
positions des articles 2279 et 2280 du code civil. La revendication pourra 
etre exercee par les proprietaires, et, ä leur defaut, par le ministre de 
Vınstruction publique et des beaux-arts. 


Chapitre II 

Fouilles. 
Art. 14. — Lorsque, par suite de fouilles, de travaux ou d'un fait quel- 
conque, on aura decouvert des monuments, des ruines, des inscriptions ou 
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5° Si elle ne satisfait pas soit aux obligations de l’article 6 ou 
du dernier paragraphe du present article, soit aux prescriptions rela- 
tives aux monuments historiques. 

La desaffectation de ces immeubles pourra, dans les cas ci-dessus 
prevus, &tre prononcee par decret rendu en Conseil d’Etat. En dehors 
de ces cas, elle ne pourra l’etre que par une loi. 

Les immeubles autrefois affectes aux cultes et dans lesquels les 
ceremonies du culte n’auront pas ete celebrees pendant le delai d’un 
an anterieurement A la presente loi, ainsi que ceux qui ne seront pas 
reclames par une association cultuelle dans le delai de deux ans apres 
sa promulgation, pourront etre desaffectes par decret. 

Il en est de m&me pour les edifices dont la desaflectation aura 
ete demandee anterieurement au 1° juin 1905. 

Les etablissements publics du culte, puis les associations benefi- 
ciaires seront tenus des reparations de toute nature, ainsi que des 
frais d’assurance et autres charges afferentes aux edifices et aux 
meubles les garnissant. 

Art. 14. — Les archeveches, eveches, les presbyteres et leurs de- 
pendances, les grands seminaires et facultes de theologie protestante 
seront laisses gratuitement & la disposition des etablissements publics 
du culte, puis des associations prevues A l’article 13, savoir: les arche- 
veches et les &veches pendant une periode de deux annees; les pres- 


des objets pouvant interesser l’archeologie, l’histoire ou l’art, sur des ter- 
rains appartenant a l’Etat, & un departement, & une commune, A une fabri- 
que ou autre etablissement public, le maire de la commune devra assurer 
la conservation provisoire des objets decouverts, et aviser immediatement 
le prefet du departement des mesures qui auront ete prises. 

Le prefet en referera, dans le plus bref delai, au ministre de l’instruc- 
tion publique et des beaux-arts, qui statuera sur les mesures definitives A 
prendre. 

Si la decouverte a eu lieu sur le terrain d’un particulier, le maire en 
avisera le prefet. Sur le rapport du prefet et apres avis de la commission 
des monuments historiques, le ministre de l’instruction publique et des 
beaux-arts pourra poursuivre l’expropriation dudit terrain en tout ou en 
partie pour cause d’utilit€ publique, suivant les formes de la loi du 3 mai 
1841. 

Art. 15. — Les decisions prises par le ministre de l'instruction publique 
et des beaux-arts, en execution de la presente loi, seront rendues apres 
avis de la commission des monuments historiques.» 
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byteres dans les communes oü residera le ministre du culte, les grands 
seminaires et facultes de theologie protestante pendant cinq annees A 
partir de la promulgation de la presente loi. 

Les etablissements et associations sont soumis, en ce qui concerne 
ces eEdifices, aux obligations prevues par le dernier paragraphe de 
l'article 13. Toutefois ils ne seront pas tenus des grosses reparations. 

La cessation de la jouissance des etablissements et associations 
sera prononcee dans les conditions et suivant les formes determinees 
par larticle 13. Les dispositions des paragraphes 3 et 5 du meme 
article sont applicables aux edifices vises par le paragraphe premier 
du present article. 

La distraction des parties superflues des presbyteres laisses a la 
diseposition des associations cultuelles pourra, pendant le delai prevu 
au paragraphe 1, etre prononcee pour un service public par decret 
rendu en Conseil d’Etat. 

A l'expiration des delais de jouissance gratuite, la libre disposi- 
tion des edifices sera rendue A l’Etat, aux departements ou aux com- 
munes, 

Les indemnites de logement incombant actuellement aux communes, 
a defaut de presbytere, par application de l’article 136 de la loi du5 
avrıl 18841, resteront A leur charge pendant le delai de cinq ans. 
Elles cesseront de plein droit en cas de dissolution de l’association. 

Art. 15. — Dans les departements de la Savoie, de la Haute- 
Savoie et des Alpes-Maritimes la jouissance des edifices anterieurs A la 


I «Sont obligatoires pour les communes les depenses suivantes: ... 
11° L'indemnite de logeinent aux cures et desservants et ministres des 
autres cultes salaries par l’Etat, lorsqu'il n’existe pas de bätiment affecete 
ä leur logement, et lorsque les fabriques ou autres administrations prepo- 
sees aux cultes ne pourront pourvoir elles-m&ömes au payement de cette 
indemnite ; 

12° Les grosses reparations aux edifices comnmiunaux, sauf, lorsqu’ils 
sont consacres aux cultes, l’application prealable des revenus et ressources 
disponibles des fabriques & ces reparations, et sauf l'execution des lois 
speciales concernant les bätiments affectes & un service militaire. 

S’iıl y a desaccord entre la fabrique et la commune, quand le concours 
financier de cette derniere est reclame par la fabrique dans les cas prevus 
aux paragraphes 11° et 12°, il est statue par decret, sur les propositions 
des ministres de l’interieur et des cultes.» 
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loi du 18 germinal an X, servant & l’exercice des cultes ou au loge- 
ment de leurs ministres, sera attribuee par les communes sur les ter- 
ritoires des(uelles ils se trouvent, aux associations cultuelles, dans les 
conditions indiquees par les articles 12 et suivants de la presente loi. 
En dehors de ces obligations, les communes pourront disposer libre- 
ment de la propriete de ces edifices. 

Dans ces memes departements, les cimetieres resteront la propriete 
des communes. 

Art. 16. — Il sera procede a un classement complementaire des 
edifices servant A l’exercice public du culte (cathedrales, eglises, cha- 
pelles, temples, synagogues, crcheveches, eveches, presbyteres, semi- 
naires), dans lequel devront &tre compris tous ceux de ces edifices 
representant, dans leur ensemble ou dans leurs parties, une valeur 
artistique ou historique. 

Les objets mobiliers ou les immeubles par destination mentionnes 
a larticle 13, qui n’auraient pas encore ete inscrits sur la liste de 
classement dressee en vertu de la loi du 30 mars 1887, sont par l’effet 
de la presente loi, ajoutes A ladite liste. Il sera procede par le 
Ministre de l'Instruction publique et des Beaux-Arts, dans le delai de 
trois ans, au classement definitif de ceux de ces objets dont la con- 
servation presenterait, au point de vue de l'histoire ou de l’art, un 
interet suffisant. A llexpiration de ce delai, les autres objets seront 
declasses de plein droit!. 


! Vgl, Cirkul. des Ministers d. öft. Unterr. v. 10./12. 1905: 

«Je crois devoir attirer d’une facon toute particuliere votre attention 
sur les dispositions de l’article 16, paragraphe 2, de la loı du 9 decembre 
1903. ... 

Les innmeubles par destination et les objets mobiliers garnissant les 
edifices religieux et appartenant & l’Etat, aux departements et aux com- 
munes, se trouvent des ä present classes de plein droit parmi les monu- 
ments historiques et beneficient des mesures de protection etablies tant par 
la loı du 30 mars 1887 que par celle du 9 decembre 1905. 

Notamment ceux de ces objets qui appartiennent & l’Etat sont ina- 
lienables; ceux qui sont la propriete des departements et des communes 
ne peuvent e&tre alienes sans une autorisation ministerielle. 

Toute infraction A ces prescriptions est punissable, aux termes de 
l'article 17. paragraphe 5, de la loi du 9 decembre 1905, d’une amende de 
100 & 10.000 fr. et d’un emprisonnenment de six Jours & trois mois. 

Je vous rappelle en outre que toute alienation d’un objet classe faite 
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En outre, les immeubles et les objets mobiliers attribues en vertu 
de la presente loi aux associations, pourront etre classes dans les 
memes conditions que sils appartenaient A des etablissements publics. 

Tl n’est pas deroge, pour le surplus, aux dispositions de la loı du 
30 mars 1887. 

Les archives ecclesiastiques et bibliotheques existant dans les 
archevöches, eveches, grands seminaires, paroisses, succursales et leurs 
dependances, seront inventoriees, et celles qui seront reconnues propriete 
de l’Etat lui seront restituees. 

Art. 17. — Les immeubles par destination classes en vertu de la 
loi du 30 mars 1887 ou de la presente loi sont inalienables et im- 
prescriptibles. 

Dans le cas oü la vente ou l’echange d’un objet classe serait 
autorise par le Ministre de l’Instruction publique et des Beaux-Arts, 
un droit de preemption est accorde: 1° aux associations cultuelles; 
2° aux communes; 3° aux departements; 4 aux musees et societes 
d’art et d’archeologie; 5° A l1’Etat. Le prix sera fix& par trois experts 
que designeront le vendeur, l’acquereur et le president du tribunal 
eivil. 

Si aucun des acquereurs vises ci-dessus ne fait usage du droit de 
preemption, la vente sera libre; mais il est interdit A l’acheteur d’un 
objet classe de le transporter hors de France. 

Nul travail de reparation, restauration ou entretien A faire aux 
monuments ou objets mobiliers classes ne peut etre commence sans 
l'autorisation du Ministre des Beaux-Arts, ni execute hors de la sur- 
veillance de son administration, sous peine, contre les proprietaires, 
occupants ou detenteurs qui auraient ordonne ces travaux, d'une 
amende de seize A quinze cents francs (16 A 1.500 fr.). 


Toute infracetion aux dispositions ci-dessus ainsi qua celles de 


en violatıion de la loi est nulle et que la nullite peut en ötre poursuivie 
par le ministre de l’instruction publique et des beaux-arts, sans prejudice 
des dommages-inter&ts dont se rendent passibles les personnes ayant parti- 
cipe & l'alienation. 

Vous aurez & signaler d’urgence aux pardquets les infractions aux pres- 
criptions susvisees ainsi que les detournements ou soustractions d’objets 
mobiliers qui parviendraient Aa votre connaissance, afin que leurs auteurs 
soient poursuivis en execution soit de l’article 17 de la loi du 9 decembre 
1905, soit du code penal.» 
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Varticle 16 de la presente loi et des articles 4, 10, 11, 12 et 13 de 
la loi du 30 mars 1837 sera punie d’une amende de cent A dix mille 
franes (100 & 10.000 fr.) et d’un emprisonnement de six jours A trois 
mois, ou de l’une de ces deux peines seulement. 

La visite des Edifices et l’exposition des objets mobiliers class«s 
seront publiques; elles ne pourront donner lien A aucune taxe ni 
redevance. 


Titre IV 


Des associations pourl’exercice des cultes. 


Art. 18. -— Les associations formees pour subvenir aux frais, A 
l’entretien et ä l’exercice public d’un culte devront Etre constitueces 
conformement aux articles 5 et suivants du titre premier de la loi du 
le juillet 19011. Elles seront, en outre, soumises aux prescriptions 
de la presente loi. 


! «Art. 5. — Toute association qui voudra obtenir la capacite juridi- 
que prevue par l’article 6 devra Etre rendue publique par les soins de ses 
fondateurs. 

La declaration prealable en sera faite a la prefecture du departement 
ou & la sous-prefeeture de l’arrondissement oü l’association aura son siere 
social. Elle fera connaitre le titre et l’objet de l’association, le siege de 
ses etablissements et les nonis, professions et domiciles de ceux qui, ä& un 
titre quelconque, sont charges de son administration ou de sa direction. '] 
en sera donne recepisse. 

Deux exemplaires des statuts seront joints A la declaration. 

Les associations sont tenues de faire connaitre, dans les trois mois tous 
les changements survenus dans leur administration ou direction, ainsi que 
toutes les modifications apportees ä leurs statuts. 

Ces modifications et changements ne sont opposables aux tiers qua 
partir du jour oü ils auront ete declares. 

Les moldifications et changements seront, en outre, consienes sur un 
registre special qui devra Etre presente aux autorites administratives ou 
Judiciaires chaque fois qu’elles en feront la demande. 

Art. 6. — Toute association regulierement declaree peut, sans aucune 
autorisation speciale, ester en Justice, acquerir A titre onereux, posseder et 
administrer, en dehors des subventions de l’Etat, des departements et des 
communes: 

1° Les cotisations de ses membres ou les sonimes au moyen desquelles 
ces cotisations ont ete redimees, ces sommes ne pouvant ötre superieures 
a cing cents francs (H00 fr.); 
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Art. 19. — Ces associations devront avoir exclusivement pour 
objet l’exercice d’un culte et etre composees au moins: 

Dans les communes de moins de 1.000 habitants, de sept per- 
sonnes; 

Dans les communes de 1.000 a 20.000 habitants, de quinze per- 
sonnes; 

Dans les communes dont le nombre des habitants est superieur 
a 20.000, de vingt-cingq personnes majeures, domiciliees ou residant 
dans la circonscription religieuse. 

Chacun de leurs membres pourra s’en retirer en tout temps, apres 
paiement des cotisations Echues et de ceiles de l’annee courante, nonob- 
stant toute clause contraire. 

Nonobstant toute clause contraire des statuts, les actes de gestion 
financiere et d’administration legale des biens accomplis par les direc- 
teurs ou administrateurs seront, chaque annee au moins, presentes au 
contröle de l’assembl&e generale des membres de l’association et soumis 
A son approbation. 


2° Le local desine ü l’administration de l’association et a la reunion 
de ses membres; 

3° Les immeubles strietement necessaires A l’accomplissement du but 
qu’elle se propose. 

Art. 7. — En cas de nullite prevue par TV’article 3, la dissolution de 
l'association sera prononcee par le tribunal civil, soit A la requete de tout 
interesse, soit & la diligence du ministere public. 

En cas d’infraction aux dispositions de l'article 5, la dissolution pourra 
etre prononcee A Ja requete de tout interesse ou du ministere public. 

Art. 8. — Seront punis d’une amende de seize & deux cents frances (16 
A 200 fr.) et, en cas de recidive, d’une amende double, ceux qui auront 
contrevenu aux dispositions de l'artiele 5. 

Seront punis d'une amende de seize ä cing mille francs (16 & 5.000 fr.) 
et d’un emprisonnement de six jours & un an, les fondateurs, direceteurs ou 
administrateurs de l’association qui se serait maintenue ou reconstituee 
illegalement apres le jugement de dissolution. 

Seront punies de la m&me peine toutes les personnes qui auront favorise 
la reunion des membres de l'association dissoute, en consentant l’usage 
d’un local dont elles disposent. 

Art. 9. — En cas de dissolution volontaire, statutaire ou prononcee par 
justice, les biens de l’association seront devolus conformement aux statuts. 
ou, & defaut de disposition statutaire, suivant les regles determindes en 
assemblee generale.» 
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Les associations pourront recevoir, en outre des cotisations pre- 
vues par l’article 6 de la loi du 1* juillet 1901, le produit des quetes 
et collectes pour les frais du culte, percevoir des retributions: pour 
les cer&monies et services religieux m&me par fondation; pour la lo- 
cation des bancs et siöges; pour la fourniture des objets destines au 
service des funerailles dans les edifices religieux et & la decoration de 
ves edifices. 

Elles pourront verser, sans donner lieu & perception de droits, le 
surplus de leurs recettes a d’autres associations constituees pour le 
meme objet. 

Elles ne pourront, sous quelque forme que ce soit, recevoir des 
subventions de l’Etat, des departements ou des communes. Ne sont 
pas considerees comme subventions les sommes allouees pour repara- 
tions aux monuments classes. | 

Art. 20. — Ces associations peuvent, dans les formes determiniees 
par l'’article 7 du decret du 16 aoüt 1901!, constituer des unions 
ayant une administration ou une direction centrale; ces unions seront 
reglees par l’article 18 et par les cing derniers paragraphes de l’article 
19 de la presente loi. 

Art. 21. — Les associations et les unions tiennent un e6tat de 
leurs recettes et de leurs depenses; elles dressent chaque annee le 
compte financier de l’annee ecoulee et l’etat inventorie de leurs biens 
meubles et immeubles. 

Le contröle financier est exerce sur les associations et sur les 
unions par l’Administration de l’enregistrement et par l’Inspection 
generale des finances. 

Art. 22. — Les associations et unions peuvent employer leurs 
ressources disponibles A la constitution d’un fonds de reserve suffisant 
pour assurer les frais et l’entretien du culte et ne pouvant en aucun 
cas recevoir une autre destination; le montant de cette röeserve ne 
pourra jJamais depasser une somme egale, pour les unions et associa- 
tions ayant plus de cinq mille francs (5.000 fr.) de revenu, ä trois fois 


ı «Art. 7. — Les unions d’associations ayant une administration ou 
une direction centrale sont soumises aux dispositions qui precedent. Elles 
declarent, en outre, le titre, l’objet et le siege des associations qui les 
conposent. Elles font connaitre dans les trois mois les nouvelles associa- 
tions adherentes.» 
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et, pour les autres associations, ä six fois la moyenne annuelle des 
sommes depensees par chacune d’elles pour les frais du culte pendant 
les cing derniers exercices. 

Independamment de cette reserve, qui devra &tre placee en valeurs 
nominatives, elles pourront constituer une reserve speciale dont les 
fonds devront etre deposes, en argent ou en titres nominatifs, A la 
Caisse des depöts et consignations pour &tre exclusivement affectes, y 
compris les interets, aA l’achat, & la construction, A la decoration ou 
A la reparation d’immeubles ou meubles destines aux besoins de l’asso- 
ciation ou de l’union. 

Art. 23. — Seront punis d’une amende de seize francs (16 fr.) 
aA deux cents francs (200 fr.) et, en cas de recidive, d’une amende 
double, les direeteurs ou administrateurs d’une association ou d’une 
union qui auront contrevenu aux articles 18, 19, 20, 21 et 22. 

Les tribunaux pourront, dans le cas dinfraction au paragraphe 
premier de l'article 22, condamner l’association ou l’union & verser 
l’excedent constate aux &tablissements communaux d’assistance ou de 
bienfaisance. 

Ils pourront, en outre, dans tous les cas prevus au paragraphe 
premier du pre&sent article, prononcer la dissolution de l’association ou 
de l’union. 

Art. 24. — les Edifices affectes A llexercice du culte appartenant 
a l’Etat, aux departements ou aux communes, continueront ä ötre 
exemptes de l’impöt foncier et de limpöt des portes et fenetres. 

Les &Edifices servant au logement des ministres des cultes, les s&- 
minaires, les facultes de th&ologie protestante qui appartiennent A 1’Etat, 
aux departements ou aux communes, les biens qui sont la propriete 
des associations et unlons, sont soumis aux memes impöts que ceux 
des particuliers. 

Les associations et unions ne sont en aucun cas assujetties a la 
taxe d’abonnement ni ä celle imposee aux cercles par l’article 33 de la 
loi du 8 aoüt 1890, pas plus qu’a& l'impöt de 40/0 sur le reveneu &tabli 
par les lois du 28 decembre 1880 et du 29 decembre 1884. 

Titre V 
PolicedesCultes. 

Art. 25. — Les reunions pour la celebration d’un culte tenues dans 

les locaux appartenaut & une association cultuelle ou mis ä& sa dispo- 
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sition sont publiques. KElles sont dispensees des formalites de l’art. 8 
de la loi du 30 juin 1881’, mais restent placees sous la surveillance 
des antorites dans l'interet de l’ordre public. Elles ne peuvent avoir 
lieu qu’apres une declaration faite dans les formes de l'article 2 de la 
meme loi? et indiquant le local dans lequel elles seront tenues. 

Une seule declaration suffit pour l'’ensemble des r&unions permanen- 
tes, periodiques ou accidentelles qui auront lieu dans l’annee. 

Art. 26. — Il est interdit de tenir des r&unions politiques dans 
les locaux servant habituellement A T'exercice d’un ceulte. 

Art. 27. — Les cer&monies, processions et autres manifestations 
exterieures dun culte continueront A etre reglees en conformite des 
articles 95 et 97 de la loi municipale du 5 avrıl 18343, 


ı «Art. 8. — Chaque reunion doit avoir un bureau compose& de trois 
personnes au moins. Le bureau est charge de maintenir l’ordre, d’empöcher 
toute infraction aux lois, de conserver & la r&union le caractere qui lui a 
ete donne par la declaration; d’interdire tout discours contraire & l’ordre 
publie et aux bonnes maurs, ou contenant provocation A un acte qualifie 
erime ou delit. 

A defaut de designation par les signataires de la declaration, les menı- 
bres du bureau seront elus par l’assemblee, 

Les membres du bureau et, jusqu’a la formation du bureau, les sirna- 
taires de la declaration, sont responsables des infractions aux prescriptions 
des articles 6, 7 et 8 de la presente loi.» 

? «Art. 22 — Toute reunion publique sera precedee d’une deelarution 
indiquant le lieu, le jour, l’heure de la reunion. Cette declaration sera 
signee par deux personnes au moins, dont l’une domicili6e dans la com- 
mune oü la reunion doit avoir lieu. 

Les deelarants devront jouir de leurs droits civils et politiques, et la 
declaration indiquera leurs noms, qualites et domiciles. 

Les declarations sont faites: & Paris, au prefet de police; dans les 
chefs-lieux de departement, au prefet; dans les chefs-lieux d’arrondisse- 
ment, au sous-prefet, et dans les autres communes, au maire. 

ll sera donne immediatement recepisse de la declaration. 

Dans le cas ol le declarant n’aurait pu obtenir de recepisse, l’em- 
pöchement ou le refus pourra Etre constate par acte extra-judiciaire ou par 
attestation signee de deux citoyens domicilies dans la commune. 

Le recepisse, ou l’acte qui en tiendra lieu, constatera l’'heure de la 
declaration. 

La reunion ne peut avoir Tieu qu’apres un delai d’au moins vingt- 
quatre heures.» 

°® «Art. 95. — Les arretes pris par le maire sont immediatement alresses 
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Les sonneries de eloches seront reglees par arr&te municipal et, 


en cas de desaccord entre le maire et le president ou directeur de 
association cultuelle, par arrete prefectoral. 

Le reglement d’administration publique prevu par l'article 43 de 
la presente loi determinera les conditions et les cas dans lesqnels les 
sonneries civiles pourront avoir lieu. 

Art. 28. — Il est interdit, A l’avenir, d’elever ou d’apposer aucun 
signe ou embleine religieux sur les monuments publies ou en quelque 


emplacement publie que ce soit, A l’exeeption des edifices servant au 


au sous-prefet ou, dans l’arrondissement du chef-heu du departement, au 
prefet. 

Le prefet peut les annuler ou en suspendre l’exeeution. 

Ceux de ces arretss qui portent rewlement permanent ne sont exdeu- 
toires qu’un mois apres la remise de l’amıpliation eonstatce par les rece- 
pisses delivres par le sous-prefet ou le prefet. 

Neunmoins, en cas d’urgence, le prefet peut en autoriser l’execution 
immediate. 

«Art. 97. — La police municipale a pour objet d’assurer le bon ordre, 
la sürete et la salubrite publiques. 

Elle comprend notamment: 

1° Tout ce qui interesse la sürete et la commodite du passage dans 
les rues, quais, places et voies publiques, ce qui comprend le nettoiement, 
l’eclairage, l’enlevement des encombrements, la demolition ou la reparation 
des edifices menacant ruine, l’interdietion Je rien exposer aux fenetres ou 
aux autres parties des edifices qui puisse nuire par sa chute, ou celle de 
rien jeter qui puisse endonmmager les passants ou causer des exhalaisons 
nuisibles; | 

2° Le soin de reprimer les atteintes & la tranquillite publique, telles 
que les rixes et disputes accompagnees d’ameutement dans les rues, le 
tumulte excite dans les lieux d’assemblee publiqyue, les attroupements, les 
bruits et rassemblements nocturnes «qui troublent le repos des habitants, et 
tous actes de nature & compromettre la tranquillite publique ; 

3’ Le maintien du bon ordre dans les endroits oüı il se fait de grands 
rassemblements d’hommes, tels que les foires, marches, rejouissances et 
ceremonies publiques, spectacles, jeux, cafes, eglises et autres lieux publics; 

4° Le mode de transport des personnes deceiees, les inhumations et 
exhumations, le maintien du bon ordre et de la decence dans les cCimetieres, 
sans qu’il soit permis d’etablir des distinctions ou des prescriptions parti- 
culieres & raison des croyances ou du culte du defunt ou des circonstances 
qui ont accompagne sa mort.» 

26 * 
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culte, des terrains de sepulture dans les cimetieres, des monuments 
funeraires, ainsi que des musees ou expositions. 

Art. 29. — Les contraventions aux articles precedents sont punies 
de peines de simple police. 

Sont passibles de ces peines, dans le cas des articles 25, 26 et 27, 
ceux qui ont organise la r&union ou manifestation, ceux qui y ont 
partiecipe en qualit& de ministres du culte et, dans le cas des articles 
25 et 26, ceux qui ont fourni le local. 

Art. 30. — Conformement aux dispositions de l’article 2 de la loi 
du 28 mars 18821, T'renseignement religieux ne peut etre donne aux 
enfants äges de 6 A 13 ans, inscrits dans les &coles publiques, qu’en 
dehors des heures de classe. 

Il sera fait application aux ministres des cultes qui enfreindraient 
ces prescriptions, des dispositions de larticle 14 de la loi precitee®. 

Art. 31. — Sont punis d’une amende de seize francs (16 fr.) A 
deux cents franes (200 fr.) et d’un emprisonnement de six jours A deux 
mois ou de l’une de ces deux peines seulement ceux qui, soit par voies 
de fait, violences ou menaces contre un individu, soit en lui faisant 
craindre de perdre son emploi ou d’exposer A un dommage sa personne, 
sa famille ou sa fortune, l’anuront determine A exercer ou A s’abstenir 
d’exercer un culte, A faire partie ou a cesser de faire partie d’une 
association cultuelle, A contribuer ou A saabstenir de contribuer aux 
frais d’un culte. 

Art. 32. — Seront punis des memes peines ceux qui auront emp£&che 
retarde ou interrompu les exercices d’un culte par des troubles ou 
desordres caus&s dans le local servant ä ces exercices. 


Art. 33. — Les dispositions des deux articles pr&c&dents ne s’appli- 

" eArt. 2, — Les e&coles primaires publiques vaqueront un jour par 
semaine, en outre du dimanche, afin de permettre aux parents de faire 
donner, s'ils le desirent, ä leurs enfants, l’instruction religieuse, en dehors 
des edifices scolaires. 

L’enseignement religieux est facultatif dans les Eecoles privees.» 

2 «Art. 14. — En cas d'une nouvelle recidive, la commission scolaire 
ou, a son defaut, l’inspecteur primaire, devra adresser une plainte au juge 
de paix. Liinfraction sera consideree comme une contravention et pourra 
entrainer condamnation aux peines de police, conformement aux articles 
419, 480) et suivants du Code penal. 

L’urticle 463 du mieme Code est applicable.>» 
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quent qu'aux troubles, outrages ou voies de fait, dont la nature ou les 
eirconstances ne donneront pas lieu a de plus fortes peines d’apres les 
dispositions du Code penal. 

Art. 34. — Tout ministre d’un culte qui, dans les lieux oü s’exerce 
ce culte, aura publiquement par des discours prononces, des lectures 
faites, des &crits distribues ou des affiches apposees, outrage ou diffame 
un citoyen charge d’un service public sera puni d une amende de cinq 
cents A trois mille francs (500 a 3.000 fr.) et d’un emprisonnement de 
un mois A un an, ou de l'une de ces deux peines seulement. 

La verite du fait diffamatoire, mais seulement s’il est relatif aux 
fonctions, pourra etre &tablie devant le tribunal correctionnel dans les 
formes prevues par l’article 52 de la loi du 29 juillet 18811. Les 
prescriptions @dietees par Tarticle 65? de la meme loi s’appliquent aux 
delits du present article et de l’article qui suit. 

Art. 35. — Si un discours prononc6 ou un Ecrit affiche ou distribue 
publiquement dans les lieux oü s’exerce le culte, contient une provo- 
cation directe A resister A l’execution des lois ou aux actes legaux de 
Yautorite publique, ou s’il tend A soulever ou A armer une partie des 


ı «Art. 52. — En matiere de diffamation, ce delai sera de douze jours 
outre un jour par cing myriametres. 

Quand le prevenu voudra &@tre adınis A prouver la verite des faits 
ditfamatoires, conformement aux dispositions de l’article 34 de la presente 
loi, il devra, dans les cinq jours qui suivront la notification de la citation, 
faire signifier au ministere public pres la cour d’assises ou au plaignant, 
au domicile par lui elu, suivant qu'il est assigne A la requete de l’un ou 
de l’autre: 

1° Les faits articules et qualifies dans la citation, desquels ıl entend 
prouver la verite; 

2° La copie des pieces; 

3° Les noms, professions et demeures des temoins par lesquels il entend 
faire sa preuve. Cette signification contiendra election de domicile pres 
la cour d’assises, le tout a peine d’ötre dechu du droit de faire la preuve.» 

2 «Art. 65. — L’action publique et l’action civile resultant des crimes, 
delits et contraventions prevus par la presente loi se prescriront apres trois 
mois revolus, & compter du jour oü ils auront ete commis ou du jour du 
dernier acte de poursuite, s’il en a ete fait. 

Les prescriptions commencees ä& l’epoque de la publication de la pre- 
sente loi et pour lesquelles il faudrait encore, suivant les lois existantes, 
plus de trois mois & compter de la meme epoque, seront, par ce laps de 
trois mois, definitivement accomplies.>» 
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citoyens contre les autres, le ministre du ceulte qui sien sera rendu 
coupable sera puni d’un emprisonnement de trois mois A deux ans. 
sans pr&judice des peines de la complieite, dans le cas oü la provoca- 
tion aurait ete suivie d'une sedition, revolte ou guerre civile. 

Art. 36. — Dans le cas de condamnation par les tribunaux de 
simple police ou de police correctionnelle en application des articles 
25 et 26, 34 et 35, lassociation constituee pour llexereice du culte 


dans limmeuble oü l’infraction a ete commise sera civilement responsable. 


Titre VI 
Dispositions generales. 


Art. 37. — Liöarticle 463 du Code penal! et la loi du 26 ınars 
' cArt. 468. — Les peines prononcees par la loi contre celui ou ceux 
des accuses reconnus coupables, en faveur de qui le jurv aura declare les 
eirconstances attenuantes, seront modifiees ainsi qu’il suit: 

Si la peine prononcee par la loi est la mort, Ja cour appliquera la 
peine des travaux forces A perpetuite ou celle des travaux forces A teınps. 

Si la peine est celle des travaux forces a perpetuite, la cour appli- 
quera la peine des travaux forces a temps ou celle de la reclusion. 

Si la peine est celle de la deportation dans une enceinte fortifice, la 
cour appliquera celle de la deportation simple ou celle de la detention: 
mais dans les cas prevus par les articles 96 et 97 la peine de la deporta- 
tion simple sera seule appliquee. 

Si la peine est celle de la deportation, la cour appliquera la peine de 
la detention ou celle du bannissement. 

Si la peine est celle des travaux forees A temps, la cour appliquera la 
peine de la reclusion ou les dispositions de Yartiele 401, sans toutefois 
pouvoir reduire la duree de l’emprisonnement au-dessous de deux ans. 

Si la peine est celle de la reclusion, de la detention, du bannissement 
ou de la degradation civique, la cour appliquera les dispositions de l’article 
401, suns toutefois pouvoir reduire la duree de l’emprisonnement au-dessous 
d’un an. 

Dans le cas oü le Code prononce le maximum d’une peime afflictive, 
s’il existe des eirconstances attenuantes, la cour appliquera le minimum de 
la peine ou meme la peine inferieure. 

Dans tous les cas oü la peine de l’emprisonnement et celle de ’amende 
sont prononcees par le Code penal, si les cireonstances paraissent attenuantes, 
les trıbunaux correetionnels sont autorises, meme en cas de recidive ä 
rednire l’emprisonnement meme au-dessous de six jours et l’amende meme 
au-dessous de seize francs; ils pourront aussi prononcer separement Tune 
ou l’autre de ces peines, et möme substituer lamende ü V’emprisonnement, 
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1591? sont applicables a tous les cas dans lesquels la presente loi 
Edicte des penalites. 


sans qu’en aucun cas elle puisse etre au-dessous des peines de simple police. 

Dans le cas ot l’amende est substituee ä l’emprisonnement, si la peine 
de l’emprisonnement est seule prononcee par l’article dont il est fait appli- 
cation, le maxımum de cette amende sera de trois mille francs.» 

! «Article premier. — En cas de condamnation & l’emprisonnement ou 
a l’amende, si l’inculpe n’a pas subi de condamnation anterieure a la prison 
pour crime et delit de droit commun, les cours ou tribunaux peuvent or- 
donner, par le m&me jugement et par decision motivee, qu’il sera sursis a 
l’execution de la peine. 

Sı pendant le delaı de cing ans & dater du jugement ou de l’arret, le 
condamne n’a encouru aucune poursuite suivie de condamnation a l’empri- 
sonnement ou ä une peine plus grave pour crime ou delit de droit commun, 
la condamnation sera comme non avenue. 

Dans le cas contraire, la premiere peine sera d’abord executee sans 
qu’elle puisse se confondre avec la seconde. 

Art. 2. — La suspension de la peine ne comprend pas le payement des 
frais du proces et des dommages-interets. 

Elle ne comprend pas non plus les peines accessoires et les incapacites 
resultant de la condanınation. 

Toutefois ces peines accessoires et ces incapacites cesseront d’avoir 
effet du jour oü, par application des dispositions de l’article precedent, la 
condanınation aura ete reputee non Avenue. 

Art. 3. — Le president de la cour ou du tribunal doit, apres avoir 
prononce la suspension, avertir le condamne qu'en cas de nouvelles con- 
damnations dans les conditions de l’article ler, la premiere peine sera exe- 
cutee sans confusion possible avec la seconde et que les peines de la reci- 
dive seront encourues dans les termes des articles 57 et 58 du Code penal. 

Art. 4 — La condamnation est inscrite au casier judiciaire, mais avec 
la mention expresse de la suspension accordee. 

Si aucune poursuite suivie de condamnation dans les termes de l’article 
ler, paragraphe 2, n'est intervenue dans le delai de cing ans, elle ne doit 
plus &tre inscrite dans les extraits delivres aux parties. 

Art. 5. — Les art. 57 et 58 du Code penal sont modifies comme suit: 

«Art. 57. — Quiconque, ayant ete condamne pour crime & une peine 
superieure ä une annee d’emprisonnement, aura, dans un delai de cinq 
annees apres l’expiration de cette peine ou sa presceription, commis un delit 
ou un crime qui devra ötre puni de la peine de l’emprisonnement, sera 
condamne au maximum de la peine portee par la loi, et cette peine pourra 
&tre elevee jusqu’au double, 

«Defense pourra etre faite, en outre, au condamne de paraitre, pendant 
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Art. 35. — Les congregations religieuses demeurent soumises aux 
lois des 1er juillet 1901, 4 decembre 1902 et 7 juillet 1904. 

Art. 39. — Les jeunes gens qui ont obtenu A titre d’eleves eccle- 
siastiques la dispense prevue par larticle 23 de la loi du 15 juillet 
1889, continueront A en ben£ficier conformement A larticle 99 de la 
loi du 21 mars 1905 ?, & la condition qua läge de vingtsix ans ıls 


cing ans au moins et dix au plus, dans les lieux dont l’interdiction lui sera 
signifi6e par le Gouvernement avant sa liberation. 

«Art. 58. — Il en sera de m@me pour les condamnes & un emprisonne- 
ment de plus d’une annee pour delit qui, dans le m&me delai, seraient 
reconnus coupables du mäme delit ou d’un crime devant ötre puni de l'’em- 
prisonnement. 

«Ceux qui, ayant ete anterieurement condamnes & une peine d’empri- 
sonnement de moindre duree, commettraient le möme delit dans les m&mes 
conditions de temps seront condamnes & une peine d’emprisonnement qui 
ne pourra &tre inferieure au double de celle pr&ec&demment prononcee, sans 
toutefois qu’elle puisse depasser le double du maximum de la peine encourue. 

«Les delits de vol, escroquerie et abus de confiance seront cConsideres 
conıme &tant, au point de vue de la recidive, un m&me delit. 

«ll en sera de m&me des delits de vagabondage et de mendicite.» 

Art. 6. — La presente loi est applicable aux colonies oü le Code penal 
metropolitain a ete declare executoire en vertu de la loi du 8 janvier 
1877. 

Des decrets statueront sur l’application qui pourra en ötre faite aux 
autres colonies. 

Art. 7. — La presente loi n’est applicable aux condamnations pronon- 
cees par les tribunaux militaires qu’en ce qui concerne les modifications 
apportees par l’article 5 ci-dessus aux articles 57 et 58 du Code penal.» 

t «Art. 23. — 4° Les jeunes gens admis, & titre d’eleves ecclesiastiques, 
a continuer leurs &etudes en vue d’exercer le ministere dans l’'un des cultes 
reconnus par l’Etat. 

En cas de mobilisation, les etudiants en medecine et en pharmacie et 
les eleves ecelesiastiques sont verses dans le service de sante, 

Tous les jeunes gens enumeres ci-dessus seront rappeles pendant quatre 
semaines dans le cours de l’annee qui precedera leur passage dans la re- 
serve de l'armee active. l1ls suivront ensuite le sort de la classe & laquelle 
ils appartiennent.> 

2 «Art. 99. — Les jeunes gens qui, avant la mise en vigueur de la 
presente loi, auront ete ajournes conformement & l’article 27 de la loi du 
15 juillet 1889, ou dispenses conditionnellement du service actif apres un 
an de presence sous les drapeaux, conformement aux articles 21, 22, 23 et 
50 de la mäme loi, ainsi que les engages volontaires vises & l’avant-dernier 
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soient pourvus d’un emploi de ministre du culte retribu& par une asso- 
ciation cultuelle et sous reserve des justifications qui serons fix&es par 
un röglement d’administration publique. 

Art. 40. — Pendant huit annees A partir de la promulgation de 
la presente loi, les ministres du culte seront ineligibles au Conseil mu- 
nicipal dans les communes oü ils exerceront leur ministere eccl&siastique. 

Art. 41. — Les sommes rendues disponibles chaque annee par la 
suppression du budget des cultes seront r&eparties entre les communes 
au prorata du contingent de la contribution fonciere des proprietes 
non bäties qui leur aura &t& assigne pendant l’exercice qui precedera 
la promulgation de la presente loi. 

Art. 42. — Les dispositions legales relatives aux jours actuelle- 
ment feries sont maintenues. 

Art. 43. — Un röglement d’administration publique rendu dans 
les trois mois qui suivront la promulgation de la presente loi deter- 
minera les mesures propres ä assurer son application. 

Des reglements d’administration publique determineront les condi- 
tious dans lesquelles la presente loi sera applicable a l’Algerie et aux 
colonies. 

Art. 44. — Sont et demeurent abrogees toutes les dispositions rela- 
tives & l’organisation publique des cultes anterieurement reconnus par 
l’Etat, ainsi que toutes dispositions contraires A la presente loi et notam- 
ment: 

1° La loi du 18 germinal an X, portant que la convention passee 
le 26 messidor an IX entre le pape et le gouvernement frangais, en- 
semble les articles organiques de la dite convention et des cultes pro- 
testants, seront ex&cutes comme des lois de la Republique; 

2° Je decret du 26 mars 1852 et la loi du 1 aoüt 1879 sur les 
cultes protestants; 

3° Les decrets du 17 mars 1808, la loı du 8 fevrier 1831 et l’or- 
donnance du 25 mai 1844 sur le culte israeßlite; 

4° Les decrets des 22 decembre 1812 et 19 mars 1859; 

5° Les articles 201 a 208, 260 a 264, 294 du Code penal; 


paragraphe de l’article 59 de la meme loi, conserveront la situation qui 
leur est faite par ladite loı au point de vue des obligations du service 
militaire dans l’armee active.» 
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6° Les articles 100 et 101, les paragraphes 11 et 12 de Tl'article 
136 et Varticle 167 de la loı du 5 avril 1854; 

7° Le deeret du 30 decembre 1S09 et l'artiele 78 de la loı du 26 
Janvier 1892. 


Decret 
du 29 decembre 1905 
surlinventaire prescritparl’article3 de la loi 
de separation. 

Article Premier. — Le directeur general des domaines designe les 
agents charges, dans chaque departenıent, de linventaire prescrit par 
Varticle 3 de la loi du 9 decembre 190%. 

S’il y a lieu, il commissionne des agents auxiliaires, lesquels sont 
choisis exelusivement parmi les fonctionnaires appartenant aux services 
de l’administration des finances determines par arrete ministeriel. 

Art. 2. -— Le directeur des domaines du departement, apres s’etre 
concerte avec le prefet, fixe les jour et heure de l'ouverture des ope£ra- 
tions et il avise, au moyen d'une notification faite par les soins du 
prefet, dans la forme administrative et cinqg jJours au moins A l’avance, 
savoir: 

1° Pour les fabriques des @glises et chapelles paroissiales, et pour 
les menses euriales ou succursales, le cur& ou desservant et le bureau 
des marguilliers en Ja personmne de son president: 

2° Pour les fabriques des £&glises metropolitaines ou cathedrales, 
Varchereque ou l’eveque ou, en cas de vacance du siege, les vicaires 
capitulaires ou, A defaut de ceux-ci, le doyen du chapitre; 

3” Pour les menses archiepiscopales ou Episcopales, l'archeveque 
ou l’eveque on, en cas de vacance du siege, le commissaire admini- 
strateur; 

4° Pour les chapitres, le chapitre en la personne du doyen; 

5° Pour les seminaires, le bureau d’administration en la personne 
de son president; 

6° Pour les maisons et caisses diocesaines de retraite ou de secours 
pour les pretres ägds ou infirmes, le conseil d’administration en la 
personne de son president; 

7° Pour les conseils presbyteraux et consistoires des Eglises re- 
formees, les conseils presbyteraux, consistoires et synodes particuliers 
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de l’Erlise de la confession d’Augsbourg, les consistoires israelites, le 
conseil, consistoire ou synode en la personne du president. 

Avis des operations est donne par le prefet aux maires qui pour- 
ront y assister. 

Art. 3. — Independamment de la faculte quont les membres des 
conseils administratifs ci-dessus designes d’assister, A titre individuel, 
aux op£erations de linventaire, ces conseils peuvent s’y faire representer 
par un ou plusieurs delegues pris parmi leurs membres. 

En outre, les burenux des marguilliers peuvent se faire representer 
par un ou plusieurs des autres membres du conseil de fabrique et les 
consistoires israßlites par le commissaire administrateur ou par un ou 
plusieurs membres des commissions administratives, prevus par l’article 
2] de l’ordonnance du 25 mai 1844. «Les archeveques et eveuues 
peuvent se faire representer par un membre du chapitre, les cures et 
desservants par un membre du conseil de fabrique.» 

Art. 4 — Dans le cas oü aucun des representants d’un &tablisse- 
ment ne se rend ä la convocation, il est passe outre par l’agent des 
domaines, qui procede alors en presence de deux temoins. 

Si Vagent rencontre un obstacle dans l’accomplissement de sa mis- 
sion, il le constate et en refere immediatement, par Vintermediaire 
du directeur, au prefet qui prescrit les mesures n&cessaires 1. 

Art. 5. — Liinventaire est &tabli, tous droits et moyens des par- 
ties reserve6s. 


Il est redige en simple minute et sur papier non timbre. 


! Dazu Instrukt. des Kult.-Min. v. 30./12.: 

«le second paragraphe de l’article 4 prevoit que, si l’agent des domaines 
charge d’un inventaire rencontre un obstacle dans l’accomplissement de sa 
mission, il devra vous en referer immediatement pour que vous prescriviez 
les mesures necessaireg; c'est ce qui se produira notamment lorsque l’agent. 
trouvera fermees les portes exterieures ou interieures d’un edifice religieux, 
soit celles des caisses ou armoires contenant les deniers, valeurs et titres 
d’un etablissement ecclesiastique. 

Dans ce cas, et si vous estimez qu’une intervention officieuse de votre 
part ne serait pas suffisante pour lever toute difficulte, vous prendrez un 
arrete par lequel vous mettrez les representants legaux de l’etablissement 
en demeure d’avoir, au jour et heure que vous fixerez pour l’ouverture effec- 
tive ou la reprise des operations de l'inventaire, & remettre les clefs a 
l’agent des domaines, fante de quoi il sera procede a l’ouverture des portes 
avec le concours d’un officier de police judiciaire.>» 
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Il contient notamment: 

1’ Les noms, qualites et demeures des comparants; 

2» L'indication des lieux oü l'inventaire est fait; 

3° La description et l’estimation de tous les biens mobiliers et 
immobiliers inventori6s; 

4° L’indiecation des deniers et valeurs en caisse; 

5° La declaration des titres actifs et passifs; 

6° La deelaration par les repr&sentants de l’e&tablissement, lors de 
la elöture des operations, qu’&A leur connaissance il n’existe pas d’autres 
biens susceptibles d’etre portes A l’inventaire ou la mention du refus 
de cette declaration. 

Les dites et protestations des interesses, au cours des operations, 
y sont consign&s. 

Art. 6. — La partie descriptive et estimative de l’inventaire est 
divisee en deux chapitres: 

Le premier comprend les biens de toute nature qui appartieunent 
a l’etablissement. S’ils proviennent de l’Etat, mention est faite de 
cette origine ainsi que des fondations pieuses qui les grevent et de la 
date de ces fondations. Sils ont une autre provenance, l’inventaire 
indique les affeetations de toute espece dont ils peuvent &tre greves. 

Le second chapitre est relatif aux biens de toute nature apparte- 
nant A l’Etat, au departement ou & la commune ct dont l’&tablisse- 
ment n'’a que la jouissance. 

Art. 7. — Apres lecture, linventaire est revetu de la signature 
de l’agent des domaines et de celle des comparants ou des t&moins. 
En cas de refus de signature, il en est fait mention. 

Art. 8. — Aussitöt apres la clöture des op£6rations, l’inventaire 
est adresse, par l'intermediaire du directeur, au prefet pour &tre depose 
dans les archives de la pr&fecture. Une copie conforme en est delivree, 
sans frais, par les soins du pre£fet, au repr&sentant l&gal de l’&tablisse- 
ment, sans pr&judice du droit des interesses d’en prendre communica- 
tion sur place et d’en obtenir une expedition dans les conditions du 
tarıf legal. 

Art. 9. — Au cas oü, apres la clöture de l’inventaire, des biens 
qui n’y ont pas ete portes viennent & &tre decouverts, il est dresse un 
supplement d’inventaire. 

Art. 10. — Les autres mesures propres a assurer l’application de 
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la loi du 9 decembre 1905, notamment en ce qui concerne l attribution 
des biens, seront determinees par des reglements d’administration publi- 
que ulterieurs. 


Decret 
du 19 janvier 1906 
sur les pensionsetallocations prevuesparllarticlell 
de laloı de separation. 


Chapitre Ier 
Pensions viageres a la charge de l’Etat. 

Art. 1er. — Tout ministre d’un culte pretendant a une pension 
viagere en vertu de l’article 11 de la loi du 9 decembre 1905 adresse 
sa demande au prefet du departement dans lequel ila rempli ses der- 
nieres fonctions ecclesiastiques remunerees par l’Etat. 

Cette demande indique les nom, prenoms et domicile de linteress6, 
ses services ecclesiastiques retribues par l’Etat et le montant du der- 
nier traitement correspondant. 

En outre, si, lors de la promulgation de la loi, interesse n'etait 
plus pourvu de fonctions eccl&siastiques remunerees par l’Etat, il doit 
faire connaitre les fonctions rentrant dans l'organisation publique des 
cultes qu'il exercait & cette date, & titre de ministre du culte. 

La demande porte la signature legalisee du ministre du culte; 
elle est accompagnde d’une expedition de son acte de naissance. 

Elle est inscrite ä la date de sa r&ception sur un registre special 
et il en est donne r&cepisse date et signe, avec indication des pieces 
jointes. 

Art. 2. — Le prefet soumet la demande avec ses anuexes A une 
commission dont les membres sont nommes par lui. Cette commission 
est composee du secretaire general de la prefecture ou d’un membre 
du conseil de prefecture et de deux agents du ministere des finances. 
Le president est designe par le prefet. 

Celui-ci joint au dossier un projet de liquidation &tabli en prenant 
pour base le dernier traitement pay& par l’Etat, A l’exclusion de tout 
supplement ou indemnite accessoire. Les services admissibles sont 
arretes soit A la date de la promulgation de la loi, soit A celle de la 
cessation des fonctions eccl&siastiques remunertes par l’Etat, si ces ser- 
vices ont pris fin anterieurement A cette promulgation. 
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Dans le cas oü le prefet estime que linteresse n’a pas droit äla 
pension, il propose soit le rejet pur et simple de la demande, soit 
Yattribution d’une allocation temporaire. 

La commission, apres avoir verifi& les pieces produites, emet un 
avis tant sur la demande de pension que sur les propositions du pretet. 

Le prefet adresse ensuite le dossier au ministre des cultes avec 
ses observations. 

Art. 3. — Le ministre des eultes arrete la liquidation, en nerlizeant 
sur le resultat final du decompte les fractions de france; il la soumet 
au ministre des finances et prepare un deeret de concession qui est 
contresiene par les deux ministres. 

Le decret mentionne les nom, prenoms, qualite, date et lieu de 
naissance du pensionnaire, la nature et la duree de ses services eccle- 
siastiques remuneres par I Etat, la quotite du traitement qui a servi 
de base A la liquidation, le montant de la pension et le domicile de 
interesse. 

Art. 4. — Si le ministre des cultes rejette la demande de pension. 
ıl fait notifier sa decision en la forme administrative A interesse, sous 
reserve du recours devant le Conseil d’Etat. 

Si le ministre estime que lVinteresse n’a droit qu’A une allocation 
temporaire, il est proc&de comme il est dit au chapitre II du present 
decret. 

Art. 5. — Dans le cas oü un ministre du culte est titulaire d’une 
pension de l’Etat, d'un departement ou d une commune, il opte entre 
cette pension et celle A laquelle il peut avoir droit d’apres l’article 11 
susvise. 

La meme faculte d’option est ouverte au titulaire d’une pension 
de la Caisse generale des retraites eccl&siastiques qui, lors de la pro- 
mulgation de la loi, exergait A titre de ministre du culte des fonctions 
rentrant dans l'organisation publique des cultes. 

Le ministre du culte, qui, A cette date, remplissait des fonctions 
ecclesiastiques r&munerees concurremment par l’Etat et par un depar- 
tement ou une commiune, peut cumuler les pensions, qui auront &te 
liquidees A son profit d’apres chacun des traitements qui lui &taient 
payes. 

Art. 6. — Le ministre du culte, qui, posterieurement A la pro- 
mulgation de la loi, continue A jouir A un titre quelconque d'un trai- 
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tement de l’Etat, d'un departement ou d une commune, peut neanmoins 
obtenir la concession dune pension en vertu de article 11 susvise, 
sauf suspension du payement des arrerages A raison de la prohibition 
de cumul &dictee par le paragraphe 9 dudit article. 

Art. 7”. — Si un ministre du culte remplissant les conditions 
prescrites par les paragraphes 1” et 2 de Jarticle 11 susvise decede 
avant lexpiration du delai fixe par le dernier paragraphe dudit article 
sans avoir demande la pension A laquelle il pouvait pretendre, la h- 
quidation en est operee an profit des ayants droit et la reversion 
effectude en faveur de la veuve et des orphelins mineurs dans les con- 
ditions prevues par le quatrieme paragraphe dn meme article. 

Art. 8 — Pour que la reversion prevue par llartiele 11 susvise 
puisse avoir lieu, le mariage du titulaire de la pension doit avoir ete 


celebre avant la promulgation de la loı. 


Art. 9. — Lorsquun pensionnaire est decede laissant une veuve 
et des enfants mineurs, la pension concedee par reversion Jusqu’ä con- 
eurrence de la moitie, se partage en deux parties egales, dont Tune 
est attribuee A la venve et lautre aux enfants mineurs. Ja fraction 
attribuce A ceuxci est repartie par tete, avec reversion de la part de 
chacun d’eux sur les autres jusqu’A la majorite du dernier. 

La veuve d’un pensionnaire mort sans laisser d’orphelins mineurs 
a droit A une pension €egale au quart de celle du mari. 

Les orphelins mineurs d’un pensionnaire decede sans laisser de 


veuve obtiennent une pension egale au «quart de celle de leur pere. 


Art. 19. — La veuve et les orphelins mineurs pretendant & la 
reversion d’une pension adressent leur demande au ministre des finances 
en y joignant: 1° leur acte de naissance; 2” Tacte de deees du pen- 
sionnaire; 3° son acte de mariage; 4° le brevet de pension qui lu a 
ete delivre ou une declaration constataut la perte de ce titre. 

La veuve produit, en outre, un certificat de non-divorce. 

Les orphelins produisent un extrait de la deliberation du conseil 


de famille, relative A la constitution de la tutelle. 


Art. 11. — Le ministre des finances arrete la liquidation. 

Le decret de concession, rendu sur sa proposition, indique les 
nom, prenoms, date et lieu de naissance de la veuve et des orphelins, 
le chiffre de la pension du mari on du pere, la quotite de la pension 
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conc&dee ä la veure ou aux orphelins, la date d’entree en jouissance 
et le domicile des interesses. 

Art. 12. — Ties decrets portant concession de pension sont publies 
au Journal officiel. 

Les pensions sont inscrites au livre des pensions du Tresor public. 
Un certificat d’inseription est etabli par le ministre des finances et delivre 
par lui au titulaire, sous reserve du recours devant le Conseil d’Etat 
contre la liquidation. 

Art. 13. — La jouissance des pensions commence le 1° janvier 
1906 pour les ministres du culte et, pour les veuves et orphelins, le 
lendemain du deces du mari ou du pere. 

Toutefois, conform&ment a l’article 40 de la loı du 16 avril 1S95, 
il ne peut, en aucun cas, y avoir lieu au profit des veuves et orphelins 
au rappel de plus de trois anndes d’arrerages anterieurs aA la date de 
la publication au Journal officiel du decret de concession. 

Art. 14. — En cas de condamnation faisant cesser de plein droit 
une pension en vertu du paragraphe 11 de l’article 11 susvise, cette 
decheance est, sur le vu d’un extrait de jugement ou de l’arret adresse 
au ministre des finances par les soins du ministre de la justice, con- 
statee par un decret rendu sur la proposition du ministre des finances, 
et la pension est ray&e des livres du Tresor. 

Art. 15. — Lorsque le droit ä l’obtention ou A la jouissance d’une 
pension a &te& suspendu par application du paragraphe 12 del’article 11 
susvise, la liquidation de la pension, dans le delai prevu par le para- 
graphe 13, ou son retablissement ne peut donner lieu A aucun rappel 
d’arrerages. 

Art. 16. — Les pensions sont pay&es par trimestre aux Echeances 
des ler mars, 1er juin, ler septembre et ler decembre. 

Par exception et A titre transitoire, les deux premieres &cheunces 
sont fixees aux ler avril et 1er juillet. 

Sı pendant trois anndes consecutives les arrerages d'une pension 
ne sont pas r&clames, elle est rayde des registres du Tresor, sans que 
son retablissement donne lieu A aucun rappel d’arrerages anterieurs 
A la r&clamation. 

Art. 17. — Tout titulaire d'une pension doit, pour le payement, 
produire independamment de son titre, un certificat de vie &tabli par 
le maire du lieu de sa r&sidence et, sous r&serve de la disposition du 
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paragraphe 3 de l’article 5 du present decret, une declaration portant 
quiil ne jouit pas d’une autre pension ou d'un traitement alloue A un 
titre quelconque par l’Etat, les departements ou les communes. 


Chapitre II 
Allvcations temporaires A la charge de l'Etat. 


Art. 18. — Les allocations temporaires prevues par les paragra- 
phes 5 et 6 de l’article 11 de la loi du 9 decembre 1905 en faveur 
des ministres du culte qui, lors de la promulgation de la loi, &taient 
salaries par l’Etat, sont concedees soit sur la demande des interesses, 
soit d’office en cas de rejet d'une demande de pension viagere comme 
il est dit ä article 4. 

Art. 19. — Les demandes d’allocations temporaires sont soumises, 
par leur introduction et leur instruction preliminaire aux regles indi- 
quees par les articles 1° et 2 du present decret. 

Les interesses specifient dans leur demande s'ils entendent reclamer 
le benefice du paragraphe 5 vu celui du paragraphe 6 de l’article 11 
de la loi precitee. 

Dans le cas prevu par le second paragraphe de l'article 4 du pre- 
sent decret, ils sont mis en demeure par la voie administrative d’exercer 
cette option. 

Art. 20. — Le miuistre des cultes fixe le montant des allocations 
et prepare un arret& de concession qu il soumet au ministre des finances; 
l'arrete est signe par les deux ministres. 

Dans le cas oü le ministre des cultes rejette une demande d'’allo- 
cation, il fait notifier en la forme administrative sa decision a lin- 
teresse, sous reserve pour celui-ci du recours devant le Conseil d’ Etat. 

Art. 21. — Les arretes de concession mientionnent les nom, pre£- 
noms, qualite, date et lieu de naissance du titulaire, son domicile, le 
chiffre de la population de la commune oü il exercait ses fonctions 
lors de la promulgation de la loi, la nature et la duree de ses ser- 
vices remuneres par | Etat, la quotit&E du traitement qui a servi de 
base au calcul de l'allocation, le montant de celle-ci, la duree de la 
Jouissance. 


Art. 22. — La jouissance des allocations commence le le janvier 


1906. 
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Elles sont payables par trimestre et ä terme €chu les 31 mars, 
30 juin, 30 septembre et 31 decembre. 

Art. 23. — Il est etabli, en faveur des titulaires d’allocations ac- 
cord&es par application du paragraphe 5 de lartiele 11 susvise, un 
livret muni de quittances A souche. 

C'e livret, dont le modele est determine par le ministre des finances, 
porte les meines mentions que l'arret& de concession: il est delivre par 
ce ministre & l’interesse et cette remise lui fait courir le delai de re- 
cours devant le Conseil d’Etat contre la decision intervenue. 

Art. 24. — Les titulaires d’allocations mentionnees A l’article pre- 
cedent produisent, pour le payement, independamment de leur livret 
dont le payeur detache les quittances, un certificat de vie delivre par 
le maire du lieu de leur residence. 

Art. 25. — Il est delivre par le ministre des finances aux titu- 
laires d’allocations accord&es par application du paragraphe 6 de l’article 
11 susvise une ampliation de l'arr&t& de concession ; la remise de cette 
ampliation fait courir le delai du recours devant le Conseil d’Etat. 

Art. 26. — Ces allocations sont mandatees trimestriellement par 
le prefet. En vue de ce mandatement les titulaires produisent, pour 
l'annee 1906, un certificat de vie d@livr&E par le maire, et pour les 
anndes 1907 et suivantes, un certificat constatant qu'ils ont rempli leurs 
fonetions sans interruption depuis le ler janvier 1906 dans la commune 
ol ils les exergaient lors de la promulgation de la loi. 

Ledit certificat est etabli par le representant de l’association cul- 
tuelle, qui assure la continuation de l’exercice public du culte dans la 
meme commune. Le maire vise le certificat pour l&galisation de sig- 
nature et le complete par une attestation de residence du ministre 
du eulte. 

Art. 27. — Si, A raison de linsuffisance des justifications produites, 
le prefet estime que l'allocation accordee par application du paragraplıe 
6 de l’article 11 susvise ne doit pas etre payce, il mandate au profit 
de l'interesse l’allocation A laquelle celui-ci aurait eu droit, A la meme 
echeance, s’il avait reclame le benefice du paragraphe 5 dudit article. 

Au cas oü les justifications requises seraient ulterieurement pro- 
duites, il y aurait lieu au rappel de la difference. 

Si le titulaire de l’allocation attribude par application du para- 
graphe 6 de l’article 11 susvise cesse avant le Ile janvier 1910 de 
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remplir ses fonctions dans la cummune oü ıl les exercait lors de la 
promulgation de la loi, ıl a droit, A partir de ce moment, A l’allocation 
prevue au paragraphe 5 dudit article, et il lui est delivr& un livret 
dans les conditions indiquees par larticle 23 pour la periode restant 
a courir jusqu’au 1° janvier 1910. 

Art. 25. — En cas de condamnation faisant cesser de plein droit 
une allocation, en vertu du paragraphe 11 de larticle 11 susvise, cette 
decheance est constatee par arretC du ministre des finances rendu sur 
le vu d’un extrait du jugement ou de larret qui lui est adresse par 
les soins du ministre de la justice, 


Chapitre Ill 
Pensions et allocations accordees 
par les departements et les communes 
Section TI 
Pensions viageres. 

Art. 29. — La concession des pensions, que les departements et 
les communes peuvent accorder, en vertu du paragraphe 7 de l'artiele 
11 de la loi du 9 decembre 1905, aux ministres du culte qui &taient 
salaries par eux lors de la promulgation de la loi, est subordonnee ä 
la justification des conditions d’äge et de duree de services ecel6siasti- 
ques exigees par les paragraphes 1 et 2 de cet article. 

Les seuls services eccl&siastiqgues admissibles sont, suivant les cas, 
ceux qui ont et& r&emuneres par le departement ou la commune. 

La pension est fixee, couformement aux paragraphes 1 et 2 de 
l’artiele 11 susvise soit aux trois quarts, soit A la moitie du traite- 
ment qui 6tait pay& aux ministres du culte sur les fonds departe- 
mentaux ou communaux. 

Art. 30. — Les demandes de pension sont adressees, pour les de- 
partements, au prefet et, pour les communes, au maire, dans les formes 
prescrites par l’article 1° du present decret; il en est donne re&cepisse, 
date et signe, avec indication des pieces jointes. 

Art. 31. — Lorsque les demandes ont et& recues par le prefet ou 
le maire, le conseil general ou le conseil municipal deeide s’ıl y alieu 
pour le departement ou la commune d’user de la faculte ouverte par 
le paragraphe 7 de l’artiele 11 susvise. 

Dans le cas de l’affırmative, le conseil general ou le conseil mu- 

27° 
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nicipal determine les formes suivant lesquelles les pensions sont liqui- 
dees, conc&dees et payees. 

Art. 32. — Les deliberations du conseil general ou le conseil 
municipal sont prises dans les conditions pr&vues par les lois des 10 
aoüt 1871 (art. 46) et 5 avril 1894 (art. 61). 

Art. 33. — Les pensions sont reversibles, dans les conditions 
fixees tant par le paragraphe 4 de V’article 11 susvise que par les 
articles 7, 8 et 9 du present decret, au profit de la veuve et des or- 
phelins mineurs. 

la demande de reversion est adressee, suivant les cas, au prefet 
ou au maire, dans les formes prescrites par l’article 10 du present deeret. 

Art. 34. — En cas de condammnation faisant cesser de plein droit 
une pension en vertu du paragraphe 11 de lV’artiele 11 susvise, cette 
decheance est constatee par un arrete prefecetoral pris sur le vu d’un 
extrait du jugement ou de Varret transmis par les soins du ministre 
de la justice. 

Art. 35. — En ce qui concerne les rappels d’arrerages, il est fait 
application des dispositions des articles 13, 15 et 16 du present decret. 


Section II 
Allocations temporaires!. 
Art. 36. — Les ministres du culte, qui, lors de la promulgation 
de la loi, &taient salari&s par un departement ou une commune, mais 


I Circulaire du 24 ınars 1906 relative aux pensions et allocations qui 
peuvent &tre accordees par les communes aux ministres des cultes. — La 
loı du 9 decembre 1905, concernant la separation des Eglises et de l’Etat, 
a decide, dans son article 2, qu’a partir du ler janvier 1906 toutes depensea 
relatives & l’exercice des cultes, a l'’exception de celles qui s’appliquent ä 
des services d’aumöneries, seraient supprimees des budgets des communes. 

Des lors les eredits qui avalent ete ouverts dans les budgets communaux 
de 1906 en faveur des ministres des ditferents cultes, autres que les au- 
möniers, se sont trouves annules de plein droit par le seul fait de la pro- 
mulgation de la loi du 9 decembre 1905. 

Mais certains des credits ainsi supprimes peuvent &tre retablis, au 
moins temporairement, sous une forme nouvelle, car le septieme paragraphe 
de T’article 11 permet aux communes, sous les m&mes conditions que l’Etat, 
d’accorder aux ministres des cultes, qui etaient salaries par elles lors de 


la promulgation de la loi, des pensions ou allocations etablies sur la mıeme 
base et pour une egale duree. 
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ne remplissaient pas les conditions d’äge et de services ecclesiastiques 
exigees pour l’obtention d’une pension viagere, peuvent, s'il en est 
ainsi decide par le conseil general ou par le conseil municipal, recevoir 
une allocation dont la quotite et la duree sont, suivant les cas, fix&es 
conformement au paragraphe 5 ou au paragraphe 6 de Varticle 11 


Susvise. 


Le reglement d’administration publique du 19 janvier 1906, dont le 
texte est annexe a la circulaire de mon predecesseur du 27 du möme mois, 
a preeise, dans son chapitre 3 (art. 29 et s.), les conditions de fond et de 
forne A observer par les communes pour la concession de ces pensions et 
allocations facultatives. 

Des articles 29 et 36 de ce reglement, comme de la loi elle-me&me, il 
resulte que les pensions et allocations communales doivent &tre calculees 
d’apres les traitements anterieurement payes sur les fonds des comnıunes; 
elles ne peuvent donc &tre conceilees qu’aux nılnistres du culte qui touchaient 
un traitement sur ces fonds. Elles ne sauraient etre attribuees ä des eccle- 
siastiques qui ne recevaient qu’une Indemnite. 

Mais dans quels cas la remuneration servie par une commune a un 
ministre du culte constituait-elle un veritable traitement? Dans quels cas, 
au contraire, y a-t-il lieu d’admettre qu’elle etait une simple indemnite ? 
C’est la une pure question d’espece, dont la solution variera suivant les 
circonstances. 

En ce qui touche particulierement les retributions accordees pour binages 
sur fonds communaux, elles etaient d’ordinaire considerees conıme un traite- 
ment par les communes, qui en avalent assume volontairement la charge, 
et elles se ditferenciaient ainsi, dans la plupart des cas, des indeimnites de 
binage paytes par l’Etat en execution de l’ordonnance du 6 novembre 1814. 

Des lors, en general, rien ne s’oppose a ce quelles servent de base A 
la concession de pensions ou d’allocations conımunales. 

L'article 5, paragraphe 3, du reglement d’administration publiyue du 
19 janvier 1906 a prevu le cas oü le traitement attache ä une fonction 
ecelesiastique etait assure partie par l’Etat et partie par la commune; c’est 
ce qui se passalt notamment pour certains vicariats, dont les titulaires 
touchaient un traitement se composant d'une allocation d’Etat montant & 
450 fr. et d’une somme le plus souvent egale que la commune avait prise 
a sa charge. Ces ecclesiastiques, en dehors de la pension ou de l'allocation 
a laquelle ils ont droit de la part de l’Etat, peuvent obtenir une pension 
ou une allocation de la commune; la prohibition de cumul, edictee par le 
neuvieme paragraphe de l’art. 11 de la loı du 9 decembre 1905, n’est pas 
applicable dans cette hypothese. 

La concession de pensions viageres ou W'allocations temporaires, dans 
la mesure oü elle est autorisee par la loi du 9 decembre 1905 et le decret 
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Le conseil general ou le conseil municipal determine les formes 
suivant lesquelles les allocations sont liquidees, concedees et payees. 

Art. 37. — Le payement des allocations concedees conformement 
aux dispositions du paragraphe 6 de l’article 11 susvise est subordonne, 
A partir du 1er janvier 1907, & la production du certificat prevu par 
le paragraphe 2 de Vartiele 26 du present decret. 


Art. 38. — Sont applicables aux allocations temporaires les dis- 
positions des articles 30, 32 et 34 du present deeret. 
Art. 39. — Le ministre de l’instruction publique, des beaux-arts 


et des cultes, le ministre des finances et le ministre de Finterieur sont 
charges, chacun en ce qui le concerne, de l’ex&cution du present decret, 
qui sera publi&e au ‚Journal officiel et inser& au Bulletin des lois. 


du 19 janvier 1906, n’est qu’une faculte pour les communes. Mais elle est 
en meöme temps un droit absolu pour elles; elle n'est, en effet, subordonnee 
ü@ aucune approbation de l’autorite superieure. Les deliberations prises en 
cette matiere par les conseils municipaux sont placees, comme l'indiquent 
les articles 32 et 38 dudit decret, sous le regime de l’article 61 de la loi 
municipale du 5 avril 1884, c’est-a-dire qu’elles sont executoires par elles- 
memes et qu’elles ne pourraient &tre annulees par vous, suivant l’article 63 
de la möme loi, que dans le cas oü elles violeraient une loi ou un regle- 
ment d’administration publique. | 

N est & remarquer, d’ailleurs, que, quand un conseil munieipal decide 
d’user de la faculte, qui lui est ouverte par le 7° paragraphe de V'article 11 
de la loı du 9 decembre 1905, d’accorder des pensions viageres ou des 
allocations temporaires, cette mesure s’applique de plein droit et indistincte- 
ment A tous les ecel&esiastiques qui jJustifient des conditions legales; il ne 
saurait ©tre fait un choix entre eux et, d’apres le decret du 19 janvier 
1906, il appartient seulement au conseil, apres avoir emis un vote de prin- 
cipe tendant A l'application du paragraphe precite, de determiner les formes 
suivant lesquelles les pensions ou allocations seront individuellement liqui- 
dees, concedees et payees. 

Eutin, si la concession de pensions viageres ou d’allocations temporaires 
est facultative pour les communes, les pensions et allocations, une fois con- 
ceılees regulierement, deviennent, aux termes de l'article 136-7° de la loi 
du 5 avrıl 1884, une depense obligatoire pour Ja commune. 
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Decret 
du 16 mars 1906 
sur lattributiondesbiens,les&edifices, lesassociations 
cultuelles et la police des cultes. 


Titre Ie 
Attribution des biens. 
Chapitre Ier 
Attributionseffectu&es par les &tablissements 
eccelesiastiques. 


Art. 1er. — Les biens appartenant aux &tablissements eccl&siasti- 
ques et portes A l’inventaire ou & un suppl&ment d’inventaire dresse 
en ex&cution de l’article 3 de la loi susvisee et du reglement d’admi- 
nistration publique du 29 decembre 1905, sont, sous r&serve des biens 
devant faire retour A l’Etat, attribues, suivant les distinctions &nonc&es 
aux articles 4 et 7 de ladite loi, soit A des associations cultuelles, soit 
ä des services ou &tablissements publics ou d’utilit& publique, savoir: 

1° Pour les fabriques des &glises et chapelles paroissiales, par le 
bureau des marguilliers, en vertu d’une deliberation du conseil de 
fabrique; 

2° Pour les menses curiales ou succursales, par le cur& ou desser- 
vant et, en cas de vacance de la cure ou succursale, par le bureau des 
marguilliers, en vertu d’une deliberation du conseil de fabrique; 

3° Pour les fabriques des e€glises metropolitaines ou cathedrales, 
par l’archeveque ou l’Eveque, en vertu d’une deliberation du conseil de 
fabrique, l’archeveque ou l’Eveque &tant, en cas de vacance du siege, 
suppl&e par les vicaires capitulaires ou, & defaut de ceux-ci, par le 
doyen du chapitre; 

4° Pour les menses archiepiscopales ou &piscopales, par l’archeve- 
que ou l’Evöque ou, en cas de vacance du siege, par le commissaire 
administrateur, ä charge par ce dernier de se concerter avec les vicaires 
capitulaires ou, & defaut de ceux-ci, avec le doyen du chapitre, pour 
la designation de l’association, du service ou de l’etablissement attri- 
butaire, et sous r&serve, en cas de desaccord, de l’application de l’article 
8 du present reglement; 
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5° Pour les chapitres, par le doyen, en vertu d’une deliberation 
du chapitre; 

6° Pour les seminaires, par le president du bureau d’administra- 
tion, en vertu d’une deliberation de ce bureau; 

7° Pour les maisons et caisses diocesaines de retraite ou de se- 
cours pour les pretres äges ou infirmes, par le president du conseil 
d’administration, en vertu d’une deliberation de ce conseil; 

8° Pour les conseils presbyteraux et consistoires des Eglises r&- 
formees, les conseils presbyteraux, consistoires et synodes particuliers 
de l’Eglise de la confession d’Augsbourg, les consistoires isra@lites, par 
le president, en vertu d’une deliberation du conseil presbyteral, con- 
sistoire ou synode. 

Ne peuvent agir comme representants legaux des &tablissements 
ci-dessus enumeres que les personnes regulierement designees en cette 
qualite soit avant la promulgation de la loi du 9 d&cembre 1905, soit 
apres, par application du paragraphe 1° de l’article 3 de ladite loi. 

Art. 2. — Les deliberations par lesquelles les conseils mentionnes 
& Yarticle prec&dent statuent sur l’attribution des biens des £tablisse- 
ments ecelesiastiques sont ex&cutoires par elles-memes et l’acte d’attri- 
bution est passe par les personnes designees audit article sans qu’il 
soit besoin d’aucune autre autorisation, sauf dans les cas prevus A l’ar- 
ticle 7 de la loı susvisee. 

Sous cette m&me reserve, sont &galement dispenses de toute appro- 
bation les actes par lesquels les archeveques, Eve&ques, cur&s ou desser- 
vants, ou leurs suppl&ants legaux, font attribution des biens des menses. 

Art. 3. — Les biens d’un &tablissement ecelesiastique, autres que 
ceux qui sont greves d’une affectation &trangere A l’exercice du culte 
ou qui doivent faire retour A l’Etat sont attribue&s A une ou plusieurs 
ussociations formees dans la eirconscription dudit &etablissement. 

Les biens de plusieurs &tablissements ayant la m&me circonscrip- 
tion peuvent etre attribues a une seule association. 

Les biens d’un ou plusieurs etablissements dependant d’une meme 
paroisse, et les biens d’etablissements paroissiaux dont la eirconscrip- 
tion est limitrophe de cette paroisse, peuvent &tre attribues concur- 
remment A une seule association s’etendant A l’ensemble des circon- 
scriptions interessees et destinee A assurer l’exercice du culte dans 
chacune d’elles. 
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Si des associations formees soit dans une meme circonscription, 
soit dans des circonscriptions Hmitrophes, viennent A fusionner, les 
biens qui ont ete attribues A chacune de ces associations, en vertu de 
V’article 4 de la loi susvisee, peuvent etre transferes, dans les formes 
prevues par le second paragraphe de l’article 9 de la meme loi, A l’as- 
sociation unique resultant de cette fusion. 

Les associations attributaires doivent remplir les conditions pres- 
crites par lrarticle 4 de la loi susvisee. 

Les biens provenant des &tablissements differents et attribues a 
une meme association restent distinets avec leur affectation speciale 
dans le patrimoine de cette association. 

Art. d. — L’attribution faite par un &tablisseiment ecel&siastique, 
en vertu de l’article 4 de la loi susvisee, est constatee au moyen d’un 
proces-verbal adıninistratif dresse par les representants legaux de l’eta- 
blissement contradictoirement avec les directeurs ou admmistrateurs de 
l’association munis ä cet eflet des pouvoirs necessaires, qui resteront 
annexes A l’acte. 

Le proces-verbal est etabli apres recolement de l’inventaire par 
les repr&esentants de l’etablissement et ceux de l’association; il mentionne 
les additions et retranchements ainsi que les modifications d’estimation 
que comporte l'inventaire. 

Il indique soit directement, soit par reference a liinventaire, les 
biens attribues. 

Il contient, en outre, un &tat detaill& des dettes de l’etablissement 
avec indication de leur cause, de leur montant et de la date de leur 
exigibilite. 

II est dresse sur papier libre en double minute et signe des 
parties. 

L’un des exemplaires est remis, avec tous titres et documents 
concernant les biens et dettes, aux directeurs ou administrateurs de 
llassociation. 

L’autre est transmis dans le d&lai d’un mois par les representants 
legaux de l’e&tablissement avec, le cas Echeant, la deliberation visee aux 
articles 1 et 2 du present reglement, au prefet qui leur en delivre 
recepiss6 et depose cet exemplaire aux archives de la prefecture. 

Extrait de l’acte d’attribution ainsı notifie est publi&, avec indi- 
cation de la date de la notification, dans le delai d’un mois au Recueil 
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des actes administratifs de la prefecture et, dans le delai de trois mois, 
au Journal officiel. | 

Art. 5. — L’attribution soit A un service publie national, depar- 
temental ou communal, soit A un e&tablissement public ou d’utilite 
publique, de biens d’un &tablissement eccl&siastique, par application de 
Varticle 7 de la loi susvisee, doit &tre faite avant que tous les biens 
destines aux associations cultuelles leur aient &t& attribues. 

Elle est constatee par un proces-verbal administratif dresse par 
les representants de l’e&tablissement eccl&siastique, contradictoirement 
avec ceux du service public ou de l’&tablissement public ou d’utilite 
publique, dans les m&mes formes que celles Enoncees A l’article pre- 
cedent. 

Les dettes portees au proces-verbal sont celles de l’&tablissement 
eccl&esiastique qui sont speciales aux biens attribues. 

L’'un des exemplaires est remis au service ou A l’etablissement 
attributaire. 

L’autre est transmis par les representants legaux de l’etablisse- 
ment ecclesiastique au prefet avec tous titres et documents concernant 
les biens et, le cas &ch&ant, la deliberation visee aux articles 1 et 2 du 
present reglement. 

Le prefet statue dans les deux mois de la r&ception du proces- 
verbal, faute de quoi lattribution est consider&ee comme approuv6e. 

Si le prefet refuse d’approuver l'attribution, il en avise lV’etablis- 
sement eccelesiastique, s’il existe encore, et le service ou l’etablissement 
attributaire, en les invitant aA lui presenter dans un delai de quinze 
jours leurs observations &crites. A l’expiration de ce delai, il trans- 
met le dossier au ministre des cultes. 

Il est statu& sur l’attribution par d&ecret rendu en conseil d’Etat. 
Notification est faite aux interesses en la forme administrative, soit de 
’arrete d’approbation de l’attribution, soit du decret intervenu. 

L’arrete d’approbation ou le decret est publie au Journal officiel. 

Art. 6. — La reprise des biens destines A faire retour A l’Etat 
est constat6ee au moyen d’un proces-verbal administratif dresse par 
l’administration des domaines, 

Ce proces-verbal indique lesdits biens soit directement soit par 
reference A linventaire dresse en ex&cution de l’article 3 de la loi sus- 
visee, et il contient un &tat des dettes de l’Etablissement speciales A ces 
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biens. Il constate la remise ä T’administration des domaines de tous 
titres et documents concernant les biens repris. Il est dresse sur 
papier libre en simple minute. N 

Si les representants legaux de l’&tablissement ecelesiastique sont 
d’accord avec l’administration des domaines sur la reprise des biens 
par l’Etat, le proces-verbal est dress& contradietoirement avant que 
tous les biens destines a des associations cultnelles leur aient &t& 
attribu6s. 

En cas de desaccord, il est dresse sur le vu de la deeision judi- 
ciaire intervenue et en presence des interesses ou eux düment appeles. 

Dans tous les cas, la reprise n’a effet que du jour de la suppres- 
sion de l’&tahlissement. 

Art. 7. — Lors de la suppression des €tablissements anterieure- 
ment soumis aux regles de la comptabilite publique en execution de 
l’article 78 de la loı du 26 janvier 1892 et des decrets du 27 mars 
1893, les registres des comptables seront arretes par les representants 
de ces etahlissements. 

Tees comptables rendront immediatement leurs comptes; ils seront 
dispenses de produire & l’appui le compte administratif et la delibera- 
tion mentionnes dans les decrets du 27 mars 1893. 

Si les justifications r&clamees par injonctions du juge des comptes 
ne peuvent &tre produites parce qu’elles exigeraient l’intervention des 
etablissements susindiques, il y est supplee par tous autres actes et 
documents. 


Chapitre Il 
Dispositions spe&ciales aux biens non attribu6s 
par les &tablissements eccl&siastiques. 


Art. 8 — A !’expiration du delai fixe par l’article 4 de la loi 
du 9 decembre 1905, les biens qui, pour une cause quelconque, et 
notamment A raison du desaccord entre le commissaire administrateur 
d’une mense et les vicaires capitulaires on le doyen du chapitre, n’ont 
pas fait l’objet d’une attribution en execution dudit article ou de 
l’article 7 de la loi susvisee, sont places sous sequestre par un arrete 
prefectoral. Cet arrete en confie la conservation et la gestion A l’ad- 
ministration des domaines jusqu’ä ce quils aient e&te attribues par 
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decret en execution soit de l’article 8 paragraphe 1*, soit de l’article 9, 
paragraphe 1, de cette loi. 

‚ Dans le cas oü, apres l’expiration du delai precite, les attrıbutions 
effeetueces par application des articles 4 et 7 de la loi susvisee viennent 
a etre annulees, les biens qui ont fait l’objet desdites attributions sont 
places sous s@questre suivant les formes et dans les conditions indi- 
quees par le premier paragraphe du present article. 

Les regles relatives A la conservation et A la gestion des biens 
places sous sequestre sont fix&es par arrete du ministre des finances. 

Art. 9. — Si, ä l’expiration du delai precite, la reprise des biens 
destines a faire retour A l’Etat n’a pas encore eu lieu, elle est eflec- 
tuee par l’administration des domaines suivant proces-verbal dresse en 
simple minute. 

Art. 10. — L’arrete de mise sous sequestre prevu A l’article 8 du 
present reglement est publie au Recueil des actes administratifs de la 
prefecture avec un avis faisant connaitre que les associations cultuelles 
ont un delai de deux ans, compte A partir de la promulgation de la 
loi, pour demander V’attribution A leur profit des biens autres que ceux 
qui sont greves d’une affeetation &trangere A l’exercice du culte. 

lies demandes sont adressees au prefet, qui en d&livre r&ecepisse 
et les transmet au ministre des cultes, sur le rapport duquel sont 
rendus les decrets portant attribution des biens. 

Art. 11. — Si, dans le delai de deux ans A partir de la promul- 
gation de la loi susvisee, les biens susceptibles d’etre attribues ä des 
associations cultuelles n’ont pas ete reclames par une de ces associations 
ou si les demandes forme&es dans ce ddlai, ont Et& rejetees, il peut 
etre procede a Yattribution desdits biens au profit d’etablissements 
communaux d’assistance ou de bienfaisance, dans les conditions et sui- 
vant les formes prescrites par le premier paragraphe de l’article 9 de 
la loi susvisee. 

Art. 12. — En cas d’attributions ordonnees par decret, conforme- 
ment aux articles 8 et 9 de la loi susvisee, il est procede A la remise 
des biens suivant proces-verbal dresse par l’administration des domaines 
contradictoirement avec les representants du service, de l’e&tablissement 
ou de l’association attributaire. 

Les decrets portant attribution de biens sont publies au Journal 
officiel. 
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Chapitre Ill 
Dispositions communes aux diversmodes 
d’attributions. 


Art. 13. — La mutation des rentes sur l’Etat attribuees par un 
etablissement public du culte A une association cultuelle est operee sur 
la production d’un extrait, delivr& par le prefet, du procös-verbal d’at- 
tribution. 

La mutation des rentes grevees d’une affectation Etrangere a l’exer- 
cice du culte et attribudes par un 6tablissement eccl&siastique A un 
service ou &tablissement publie ou d’utilite publique est operee sur la 
production de l’arrete prefectoral ou du decret approuvant l’attribution. 

Dans les cas prevus par les articles 8 et 9 de la loi susvisee, la 
mutation est operee sur la production soit du decret portant attribu- 
tion des rentes, soit d’un arrete ministeriel pris en ex&cution de la 
decision du conseil d’Etat statuant au contentieux. 

Le decret, V’arret& ministeriel, l’arrete prefectoral ou l’extrait du 
proces-verbal d’attribution indiquent le libell& complet des nouvelles 
inseriptions & delivrer. 

Art. 14. — Les actions en reprise ou en revendication devant les 
trıbunaux civils, auxquelles peuvent donner lieu de la part de l’Etat, 
des departements, des communes ou de tous autres interess6s les attri- 
butions faites en vertu des articles 4 et 7 de la loi du 9 decembre 
1905, sont exercdes contre les associations, services ou &tablissements 
attributaires apres suppression des &tablissements eccl&siastiques. 

Il en est de meme pour les actions en nullit€ prevues Bar le se- 
cond paragraphe de l’article 5 de ladite loi. 

Art. 15. — Le delai du recours au conseil d’Etat en annulation 
de l’acte d’attribution pour exces de pouvoir ou violation de la loi, 
que le recours soit forme par le ministre des cultes ou par une partie 
interess6ee, a pour point de depart l’insertion faite au Journal officiel 
en vertu des articles 4, 5 ou 12 du present reglement. 


Chapitre IV 
Acquittement des dettes. 
Art. 16. — Quand, par application de l’article 6, paragraphe ler, 
de la loi susvis6ee, une association cultnelle, ä laquelle ont &te attri- 
bu6s les biens d’un &tablissement ecclesiastique supprime, r&eclame, A 
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l’effet de pourvoir A l’acquittement des dettes de cet &tablissement, 
V’abandon 'provisoire A son profit de la jouissance des biens productifs 
de revenus, destines A faire retour A l’Etat, cet abandon est decide. 
sur justification du passif, par le ministre des finances, qui arrete 
l’etat des dettes payables sur les revenus desdits biens. 

Il est constate par un proces-verbal dresse en double minute et 
sur papier libre par l’administration des domaines contradictoirement 
avec les represeutants de l’association. 

La reprise par V’Etat de la libre disposition des biens, apres ex- 
tinetion du passif, est constatee dans la meme forıne. 

Art. 17. — S’il s’est forme dans V’ancienne eirconscription d’un 
etablissement eccl&siastique supprime une association cultuelle qui. tout 
en etaut apte A recueillir le patrimoine de cet etablissement, ne l’a pas 
reclame, il est pourvu & V’acquittement du passif au moyen des biens 
dudit &tablissement places sous sequestre A l’expiration du delai fixe 
par Varticle 4 de la loi susvisee, et des revenus des biens destines A 
faire retour A l’Etat, A l’exclusion de tout recours au fonds commun 
prevu A llarticle 19 ci-apres. 

Art. 18. — Dans le cas oü il ne s’est forme dans l’ancienne cir- 
conscription d’un &tablissement supprime aucune association apte A re- 
cueillir Je patrimoine de cet Eetablissement, les biens places sous se&- 
questre et les revenus des bieus destines A faire retour Al’Etat servent 
au payement des dettes de l’etablissement. 

Si le passif ne peut etre paye& integralement au moyen desdites 
ressources, le reliquat est acquitte par prelevement sur le fonds commun. 

Art. 19. — En vue de l’application des dispositions du second 
paragraphe de Varticle 6 de la loi susvisee, il est constitu& un fonds 
commun alimente au moyen des revenus de l’ensemble des biens d’eta- 
blissements eccelesiastiques qui ont fait retour A l’Etat et dont celui-ci 
a repris la libre disposition. 

A cet effet, il est ouvert un compte special dans les &critures du Tre&sor. 

Sont portes en recette A ce compte: 1” les revenus nets, deduction 
faite des frais de gestion, des biens qui sont vises au premier para- 
graphe du present article et dont la gestion est confiee A l’administra- 
tion des domaines; 2° les arrerages des rentes sur l’Etat acquises en 
remploi du produit net de la vente desdits biens, deduction faite des 
frais de gestion restant dus. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche etc. 417 


Les ressources constatees au credit du compte special, au 31 de- 
cembre de chaque annee, sont employees, conformement A l’artiele pre- 
cedent, au payement du reliquat des dettes regulitres et l&egales des 
etablissements supprimes. 

Le payement de ces dettes au moyen desdites ressources n’a lieu 
qw’autant que la demande en a &t& faite, avec justifications A l’appui, 
au ministre des finances par les er&anciers des etablissements eccl&siasti- 
ques dans les deux annedes qui suivront la suppression de ces 6tablis- 
sements. 

Le ministre des finances arrete l’&tat des dettes payables sur le 
fonds commun et si, au 31 decembre, les ressources de ce fonds sont 
insuffisantes pour acquitter integralement le passif admis, elles sont 
reparties entre les er&anciers au prorata du montant respectif des 


sommes qui leur sont dues. 


Chapitre V 
Archives eccel&siastiques et bibliotheques. 

Art. 20. — Lorsqu’il y A lieu de proceder a l’inventaire prescrit 
par le dernier paragraphe de l’artiele 16 de la loi du 9 decembre 1905, 
pour les archives et bibliotheques des &tablissements ecel&siastiques 
ainsi que pour celles qui &taient detenues par les anciens titulaires 
ecclesiastiques & raison de leurs fonetions, un arrete prefeetoral designe 
A cet effet l’archiviste departemental ou toute autre personne compe- 
tente; l’inventaire est dresse en presence soit des representants legaux 
des etablissements eccl&siastiques, soit des anciens titulaires eccl&siasti- 
ques ou eux düment appeles dans les formes prevues par l’article 2 
du decret du 29 de&cembre 1905. 

Art. 21. — L’inventaire des archives porte sur: 

1° Les titres et papiers vises par les lois des 7 messidor an II 
et 5 brumaire an V; 

2° Les registres paroissiaux anterieurs A l’entree en vigueur des 
dispositions l&gislatives concernant la tenue des actes de l’Etat civil 
et, notamment, ceux detenus par les anciens titulaires ecclesiastiques 
dans les departements de la Savoie, de la Haute-Savoie et des Alpes- 
Maritimes; 

3° Tous autres titres ou papiers provenant de l’Etat, des d&par- 
tements ou des communes. 
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Art. 22. — Les documents precites sont remis, suivant les cas, 
au prefet on au maire pour etre verses dans les depöts publics. 

Cette remise, constatee par proces-verbal, doit etre effectuee par 
les representants legaux des &tablissements eccl&siastiques au plus tard 
au moment de la suppression de ces &tablissements, et, par les anciens 
titulaires ecclesiastiques, dans les six mois qui suivront la publication 
du present decret. 

Art. 23. — Apres inventaire des bibliotheques, la reprise par 
l’Etat, les departements ou les communes des livres et manuscrits leur 
appartenant a lieu suivant proces-verbal dresse d’un commun accord 
ou, en cas de contestation, sur le vu de la decision judieiaire inter- 
venue. 

Les autres livres et manuserits contenus dans les bibliotheques 
sont transmis aux associations cultuelles, conformement aux regles 
applicables a l’attribution des biens des etablissements eccl&siastiques. 

Art. 24. — Les documents, livres et manuscrits attribues a des 
associations cultuelles ou laisses aux anciens titulaires eccl&esiastiques 
peuvent etre classes, en vertu de la loi du 30 mars 1887 et de l’ar- 
ticle 16 de la loi du 9 decembre 1905, dans les memes conditions que 
s’ils appartenaient ä des &tablissements publics, 


Chapitre VI 

Attribution de biens ä des unlions d’associatious. 

Art. 25. — Les biens des &tablissements ecclesiastiques supprimes 
peuvent etre attribues, dans les conditions et suivant les formes pre6- 
vues par le present titre, ä des unions d’associations ceultuelles consti- 
tuees conformement aux articles 4 et 20 de la loı du 9 decembre 1905. 

Les regles formulees par le present titre, en ce qui concerne l’ac- 
quittement des dettes, les archives et bibliotheques, sont &egalement 
applicables A ces unions. 


Titre II 
Edifices des cultes. 

Art. 26. — Les eEdifices anterieurement affectes au culte et appar- 
tenant aux e&tablissements eccl&siastiques sont attribues aux associa- 
tions eultuelles dans les m&mes conditions et suivant les memes formes 
que les autres biens desdits etablissements. 
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Art. 27. — L’entree en jouissance par les associations cultuelles 
des edifices du culte mentionnes dans les articles 13, 14 et 15 de la 
loi susvisde est constatee par un proc£s-verbal administratif dress& soit 
par le prefet, pour V’Etat et les departements, soit par le maire, pour 
les communes, contradictoirement avec les representants des associa- 
tions ou eux düment appeles. 

Il en est de m&eme pour la mise A la disposition des associations 
des objets mobiliers appartenant a l’Etat, aux departements ou aux 
communes et garnissant ceux des Edifices qui servent A l’exercice public 
du eulte. 

Le proces-verbal comporte un tat de lieux si l’association en fait 
la demande et, dans tous les cas, un &tat desdits objets mobiliers 
dress& d’apres les indications de Y’inventaire prevu & V’article 3 de la 
loi susvisee. 

Il est etabli en double minute et sur papier libre. 

Art. 28. — Les reparations incombant aux associations cultuelles 
en vertu des articles 13 et 14 de la loi du 9 decembre 1905 doivent 
etre ex&cutees, sous reserve de l’application de la l&egislation sur les 
monuments historiques, de maniere A ne prejudicier sous aucun rapport 
aux e@difices cultuels. 

Les projets de grosses r@parations doivent, un mois au moins avant 
leur ex&cution, &tre communiqu6s au prefet, pour les Edifices apparte- 
nant & l’Etat ou au d&partement, et au maire, pour ceux qui sont la 
propriete de la commune. 

Art. 29. — Le ministre des beaux-arts est charge d’assurer l’in- 
spection des immeubles et objets mobiliers class&s par application de 
la loi du 30 mars 1887 et de larticle 16 de la loi du 9 decembre 
1905. 

Les associations cultuelles fixent, sous reserve de l’approbation 
du prefet, les jours et heures auxquels auront lieu, conformement & 
Varticle 17 de la loi du 9 de&cembre 1905, la visite des Edifices et l’ex- 
position des objets mobiliers class6s. 

Si l’association, bien que düment mise en demeure par le pre£fet, 
n’a pris aucune disposition & cet effet, ou en cas de refus d’approba- 
tion, il est statu& par le ministre des beaux-arts. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVI. 3. 28 
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Titre HI 
Associations pour l’exercice public des cultes. 
Chapitre 1 
Constitution des associations. 


Art. 30. — Les associations cultuelles se constituent, s’organisent 
et fonctionnent librement sous les seules restrictions r&sultant de la 
loi du 9 decembre 1905. 

Art. 31. — Les dispositions des articles 1 A 6 et de l’article 31 
du r&glement d’administration publigqpe du 16 aoüt 19011, auxquelles 


t «Article 1er. — La declaration prevue par l’article 5, paragraphe 2, 
de la loi du 1er juillet 1901 est faite par ceux qui, & un titre quelconque, 
sont charges de l'administration ou de la direction de l’association. 

Dans le delai d’un mois, elle est rendue publique par leurs soins, au 
moyen de l’insertion au Journal officiel d'un extrait contenant la date de 
la declaration, le titre et l’objet de l’association, ainsi que l’indication de 
son siege social. 

L’extrait est reproduit par les soins du prefet au Recueil des actes 
administratifs de la prefecture. 

Art. 2. — Toute personne a droit de prendre communication sans de- 
placement, au secretariat de la prefecture ou de la sousprefecture, des 
statuts et declarations ainsi que des pieces faisant connaitre les modifica- 
tions de statuts et les changements survenus dans l’administration ou la 
direction. Elle peut mäöme s’en faire delivrer, & ses frais, expedition ou 
extrait. 

Art. 3. — Les declarations relatives aux changements survenus dans 
l’administration ou la direction de l’association mentionnent: 

1° Les changements de personnes chargees de l’administration ou de 
la direction; 

2° Les nouveaux etablissements fondes; 

3° Le changement d’adresse dans la localite oü est situe le siege social; 

4° Les acquisitions ou alienations du local et des immeubles specifies 
& l’article 6 de la loi du ler juillet 1901; un etat descriptif, en cas d’acqui- 
sition, et l'indication des prix d’acquisition ou d’alienation doivent &tre 
joints & la declaration. 


Art. 4. — Pour le departement de la Seine, les declarations et les de- 
pöts de pieces annexees sont faits A la prefecture de police. 
Art. 5. — Le recepisse de toute declaration contient l’enumeration des 


pieces annexees; il est date et signe par le prefet ou son delegue ou par 
le sous-prefet. 

Art. 6. — Les modifications apportees aux statuts et les changements 
survenus dans l’administration ou la direction de l’association sont transcrits 
sur un registre tenu au siege de toute association declaree; les dates des 
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sont soumises les associations constitu6es en vertu du titre I® de la 
loi du 1* juillet 1901, sont applicables aux associations constitudes en 
vertu de la loi du 9 decembre 1905. 

La d&claration prealable, que doit faire toute association cultuelle, 
indique les limites territoriales de la circonscription dans laquelle 
fonctionnera l’association. 

A cette declaration est jointe une liste comprenant un nombre de 
membres majeurs et domicilies ou residant dans la circonscription d’au 
moins 7, 15 ou 25, suivant que l’association a son siege dans une 
commune de moins de 1.000 habitants, de 1.000 a 20.000 habitants ou 
de plus de 20.000 habitants. 

Les pieces annex&es sont certifi6es sinceres et veritables par les 
administrateurs ou directeurs de l’association. 

Art. 32. — Doivent faire l’objet d’une d&claration compl&mentaire, 
dans le delai prevu par l’article 5, paragraphe 4, de la loi du 1 juillet 
1901, les modifications que l’association apporte aux limites territoria- 
les de sa circonscription ainsi que les ali&nations de tous biens meubles 
et immeubles attribues & l’association en exe&cution des articles 4, 8 et 
9 de la loi du 9 d&cembre 1905. 

En cas d’acquisition d’immeubles, l’association est dispensee de 
joindre A sa d&claration compl&mentaire l’Etat descriptif vise A l’article 
3 du röglement d’administration publique du 16 aoüt 1901. 

Lorsque, par suite de d&missions, de deces ou pour toute autre 
cause, le nombre des membres de l’association qui continuent A pouvoir 
figurer sur la liste prevue par l’article 31 du present r&glement est 
descendu au-dessous du minimum fix& par le premier paragraphe de 


recepisses relatifs aux modifications et changements sont mentionndes au 
registre. 

La presentation dudit registre aux autorites administratives ou judi- 
ciaires, sur leur deniande, se fait sans deplacement au siege social. 

Art. 31. — Les registres prevus aux articles 6 et 26 sont cot&s par 
premiere et par derniere et paraphes sur chaque feuille par le prefet ou 
son delegue ou par le sous-prefet, et le registre prevu & l’article 29 par 
l'inspecteur d’academie ou son delegue. Les inscriptions sont faites de suite 
et sans aucun blanc.» 

ı Les associations sont tenues de faire connaitre, dans les trois mois, 
tous les changements survenus dans leur administration ou direction, ainsi 
que toutes les modifications apportees A leurs statuts. 


23* 
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’article 19 de la loi susvis6e, une declaration effectu6e dans les trois 
mois fait connaitre, en möme temps que les membres & retrancher de 
cette liste, ceux qui sont & y ajouter. 

Toute declaration compl&mentaire est faite dans les m&mes formes 


que la declaration initiale. 


Chapitre II 
Recettes et d&penses. — Röserves. 
Art. 33. — Les seules recettes de l’association sont celles qu’&nu- 


mere le paragraphe 4 de l’article 19 de la loi du 9 decembre 1905. 
Les recettes sont exclusivement affect6es aux besoins du culte. 
Les sommes & percevoir en vertu de fondations institudes pour 

c&r&monies et services religieux tant par acte de derniere volonte que 

par acte entre vifs sont, dans tous les cas, determinees par contrat 
commutatif et doivent repr&senter uniquement la retribution des cer&- 
monies et services. 

Les revenus des biens attribu&s avec leur affectation speciale & 
des associations, en vertu des articles 4, 8 et 9 de la loi susvisee, ne 
peuvent &tre employ&s ä& des subventions en faveur d’autres associa- 
tions, ni au payement de cotisations & des unions. 

Art. 34. — Le montant du revenu, dont il est fait tat pour fixer 
e maximum de la r&serve pr&vue par le paragraphe 1* de l’article 22 
de la loi susvisde, est determine en prenant la moyenne annuelle des 
recettes de toute nature pendant les cing dernieres ann6es. 

Si le revenu d’une association ainsi calcul&, apres avoir 6t6 egal ou 
inferieur A 5.000 fr., vient A exc&öder cette somme l’association a le 
droit de conserver la r&serve qu’elle s’est constitu6e, alors m&me que 
cette r&serve serait superieure & trois fois la moyenne annuelle des 
depenses.. Aucune somme nouvelle ne peut ätre portee A la reserve 
tant que celle-ci n’a pas €t€E ramenee au-dessous du maximum legal. 

A titre transitoire et jusqu’& l’expiration de la cinquieme ann6e 
qui suivra celle oü l’association s’est forme&e, la moyenne annuelle des 
revenus et celle des depenses sont calcul&es d’apr&s les anndes entieres 
d&ja Eecoulees. 

Art. 35. — Les fonds et valeurs constituant la r&eserve spe6ciale 
prevue par l’article 22, paragraphe 2, de la loi susvisee sont recus par 
la caisse des depöts et consignations et ses pr&poses et regis par les 
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dispositions des lois des 23 nivöse an XIII, 28 juillet 1875 et 26 juillet 
18931. 

Les remboursements de fonds ou remises de valeurs sont effectues 
par la caisse des d&pöts dans un d&lai de dix jours, & la demande de 
l’association, visee par le directeur de l’enregistrement du d&partement 
et sur la simple quittance de la personne ayant qualit& pour operer 
les retraits. 

Sur la demande de l’association, la caisse des depöts et consig- 
nations fait proc&der, dans les trois jours de l’enregistrement de cette 
demande au secr6tariat de l’administration de la caisse, a l’emploi de 
tout ou partie des sommes disponibles, ainsi qu’a la re&alisation des 
valeurs d&eposees et aux changements ä apporter dans la composition 
de ces valeurs. 

Art. 36. — Le visa prevu & l’article precedent est donn& par le 
directeur de l’enregistrement sur la seule production des d&comptes, 
memoires ou factures des entrepreneurs ou des fournisseurs et d’une 
copie de la deliberation de l’association approuvant la depense; ce 
visa intervient dans le delai de quinzaine, & partir de la production 
desdites pieces. 


Les pieces justificatives sont, apres visa, renvoy6es & l’association. 


Chapitre III 


Contröle financier. 


Art. 37. — Le contröle financier est exerc& sur les associations 
par l’administration de l’enregistrement. 

Les associations sont €egalement soumises aux ve£rifications de l’in- 
spection generale des finances. 

Art. 38. — Lietat des recettes et des depenses des associations 
cultuelles, avec l’indication de la cause et de l’objet de chacune des 
recettes et des depenses, est tenu sur un livre-journal de caisse cot& 
et paraph& par le directeur de l’enregistrement du departement ou par 
son delegue. 


Ce livre est arrete, chaque annee, au 31 decembre. 


i «Art. 60. — A partir du ler janvier 1894, est fixe & 20/0 Vinteret que, 
conform&ment & la loi du 28 nivöse an XIlI, la Caisse des depöts et con- 
signations est tenue de servir aux ayants-droit de chaque somme consignee.>» 
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Art. 39. — Le compte financier porte sur la periode &coul&e du 
ler janvier au 31 decembre de chaque annee. 

Il presente par nature les recettes et les d&penses eflectudes et il 
se termine par une balance r&capitulative. 

Il indique les restes A recouvrer et A payer. 

Art. 40. — L’excedent des recettes sur les depenses qui ressort 
de la balance doit £&tre represente par le solde en caisse au 31 de- 
cembre. 

Il est reserve, en premier lieu et jusqu’a due concurrence, ä l’ac- 
quittement des restes A payer au 31 decembre et des dettes restant & 
&choir des &tablissements supprim&s dont les biens ont et& attribues A 
l’association cultuelle, conform&ement aux articles 4, 8 et 9 de la loı 
du 9 decembre 1905. 

Le surplus est affect6 & la constitution des r&serves pr&vues par 
l'article 22 de cette loi ou & l’attribution de subventions & d’autres 
associations ayant le m&me objet. 

Art. 41. — Lorsqu’une association, ayant A pourvoir & l’acquitte- 
ment des dettes d’un Etablissement ecclesiastique supprime, a obtenu 
a cet effet la jouissance provisoire de biens ayant fait retour A l’Etat, 
les revenus desdits biens ne peuvent &tre employes qu’a &teindre ce 
passif. Ils sont port&s en recettes et en depenses & des articles speciaux 
du compte financier. 

Art. 42, — Le compte financier est appuy6 d’un extrait, certifi6 
conforme par les directeurs ou administrateurs, du proc&s-verbal de 
assembl&e generale de l’association portant approbation, par applica- 
tion de l’article 19 de la loi susvisee, des actes de gestion financiere 
et d’administration legale des biens accomplis par les directeurs ou 
administrateurs. 

Art. 43. — NL/’etat inventori6 prescrit par l’article 21 de la loi 
susvisee indique distinctement: 1° les biens attribues & l’association 
par application des articles 4, 8 et 9 de la loi susvisde ou ceux acquis 
en remploi conformement au paragraphe 3 de l’article 5; 2° les valeurs 
mobilieres dont les revenus servent & l’acquit des fondations pour cer&- 
monies et services religieux; 3° les valeurs places en titres nominatifs 
qui constituent la r&serve pr&evue au paragraphe 1* de l’article 22 de 
la loi susvisee, 4° le montant de la r&serve speciale prevue au second 
paragraphe du meme article et place & la caisse des d&pöts et con- 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche etc. 495 


signations; 5° tous autres biens meubles et immeubles de l’association. 

Les biens portes sur l’&tat sont estim6s article par article. 

Art. 44. — Le compte financier et l’&tat inventori6 sont dresses, 
au plus tard, avant l’expiration du premier semestre de l’annee qui 
suivra celle ä laquelle ils s’appliquent. 

Le compte financier est &tabli en double et l’un des exemplaires 
doit &tre adress& sur sa demande au repr&sentant de l’administration 
de l’enregistrement, qui en delivre r&c£pisse. 

L’association conserve les comptes et etats inventori6s s’appliquant 
aux cinqg dernieres annees avec les pieces justificatives, registres et 
documents de comptabilite. 

Art. 45. — L’association est tenue de repr&senter aux agents de 
l’enregistrement et aux fonctionnaires de l’inspection des finances ses 
especes, r&c&pisses de d&pöt et valeurs en portefeuille, ainsi que les 
livres, registres, titres, pieces de recettes et”de depenses ayant trait 
tant & l’annee courante qu’& chacune des cinq ann6es anterieures. 

Art. 46. — Si, & l’occasion de l’exercice de leur contröle financier, 
les agents de l’administration de l’enregistrement constatent ’des in- 
fractions r&eprimees par l’article 23 de la loi susvisee, ils en dressent 
proces-verbal. 

Leurs proces-verbaux sont transmis au procureur de la R&publique 
de l’arrondissement dans lequel l’association a son siöge. 

La nullit6 des actes constituant des infractions visees au premier 
paragraphe du pre&sent article pourra &tre demandee par toute partie 
interessee ou par le ministere public. 


Chapitre IV 


Dissolution des associations. 


Art. 47. — En cas de dissolution volontaire, statutaire ou pronon- 
cee par justice, les biens qui auraient 6&t& attribu&s & une association, 
en vertu des articles 4, 8 et 9 de la loi du 9 decembre 1905, sont, 
jusqu’a ce qu’il ait &et& proc&de& A une nouvelle attribution conforme&- 
ment au second paragraphe dudit article 9, places sous sequestre par 
un arret6 prefectoral qui en confie la conservation et la gestion & l’ad- 
ministration des domaines. 

La devolution des autres biens de l’association se fait conforme- 
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ment & l’article 9 de la loı du 1 juillet 1901! et A Varticle 14 du 
decret du 16 aoüt de la m&me annee*, 

En aucun cas l’assembl&e generale appel&e A se prononcer sur la 
devolution ne peut attribuer aux associes une part quelconque desdits 


biens. 
Chapitre V 
Unions. 
Art. 48. — Les unions d’associations, prevues par l’article 20 de 


la loiı du 9 decembre 1905, sont soumises aux dispositions contenues 
dans le present titre. 

Toutefois, elles n’ont pas a deposer la liste pr&vue par les articles 
31 et 32 ci-dessus. 

Elles d&clarent l’objet et le siege des associations qui les compo- 
sent. Elles font connaitre, dans les trois mois, les nouvelles associa- 
tions adherentes. 

Le patrimoine et la caisse, les recettes et les d&penses d’une union 
sont entierement distincts du patrimoine et de la caisse, des recettes 
et des d@penses de chacune des associations faisant partie de l’union. 


Titre IV 
Police des cultes. 

Art. 49. — La declaration prealable prescrite par l’article 25 de 
la loi du 9 decembre 1905 est signee par deux delegues au moins de 
l’association cultuelle qui a la propriete ou la Jouissance du local oü 
le culte sera celebre; l’un de ces delegues doit &tre domicili& dans la 
commune oü le local est situ6, 


t «Art. 9. — En cas de dissolution volontaire, statutaire ou prononcee 
par justice, les biens de l’association seront devolus conformement aux sta- 
tuts, ou, & defaut de disposition statutaire, suivant les regles determinges 
en assemblde generale.» 

? «Art. 14. — Si les statuts n’ont pas prevu les conditions de liquida- 
tion et de devolution des biens d’une association en cas de dissolution, par 
quelque mode que ce soit, ou si l’assemblee generale qui a prononce la 
dissolution volontaire n’a pas pris de decision & cet egard, le tribunal, ä la 
requöte du ministere public, nomme un curateur. Ce curateur provoque, 
dans le delai determine par le tribunal, la r&union d’une assemblee generale 
dont le mandat est uniquement de statuer sur la devolution des biens; il 
exerce les pouvoirs conferes par l’article 813 du code civil aux curateurs 
des successions vacantes.» 
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La celebration du culte ne peut avoir lieu qu’apres un delai d’au 
moins vingt-quatre heures. 

La surveillance des autorites s’exerce sur les r&unions cultuelles 
publiques conform&ment aux dispositions des articles 9 de la loi du 
30 juin 1881! et 97 de la loi du 5 avril 1884. 

Art. 50. — NL’arret& pris dans chaque commune par le maire & 
l’effet de regler l’usage des celoches tant pour les sonneries civiles que 
pour les sonneries religieuses est, avant transmission au prefet ou au 
sous-prefet, communique au president ou directeur de l’association 
cultuelle. 

Un delai de quinze jours est laiss6 A celui-ci pour former & la 
mairie, s’il y a lieu, une opposition 6&crite et motiv6e, dont il lui est 
delivre r&ecepisse. 

A Vexpiration dudit delai, le maire transmet au prefet son arrete 
qui, & defaut d’opposition, est ex&cutoire dans les conditions pr&vues 
par les articles 95 et 96 de la loi du 5 avril 1884. 

En cas d’opposition, il est statu& par arret& prefectoral. 


! «Un fonctionnaire de l’ordre administratif ou judiciaire peut &tre 
delegue, & Paris, par le prefet de police, et dans les departements par le 
prefet, le sous-prefet ou le maire, pour assister & la reunion. Il choisit sa 


place,» 

2 «Art. 95. — Les arrötes pris par le maire sont immediatement adresses 
au sous-prefet ou, dans l’arrondissement du chef-lieu du departement, au 
prefet. 


Le prefet peut les annuler ou en suspendre l’execution. Ceux de ces 
arr&tes qui portent reglement permanent ne sont executoires qu’un mois 
apres la remise de l’ampliation constatee par les recepisses delivres par le 
sous-prefet ou le prefet. Neanmoins, en cas d’urgence, le prefet peut en 
autoriser l’ex&ecution immediate. 

Art. 96. — Les arrötes du maire ne sont obligatoires qu’apres avoir 
ete portes ä la connaissance des interesses par voie de publications et 
d’affiches toutes les fois qu’ils contiennent des dispositions generales, et, 
dans les autres cas, par voie de notification individuelle. 

La publication est constatee par une declaration certifiee par le maire. 
La notification est etablie par le recepisse de la partie interessee ou, & son 
defaut, par l’original de la notification conserv6 dans les archives de la 
mairie. 

Les arr&tes, actes de publication et de notification, sont inscrits & leur 
date sur le registre de la mairie.» 
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Art. 5l. — Les cloches des &difices servant & l’exercice public du 
culte peuvent &tre employ&es aux sonneries civiles dans les cas de 
peril commun qui exigent un prompt secours. 

Si elles sont plac&es dans un Edifice appartenant & l’Etat, au de- 
partement ou & la commune ou attribu& & l’association cultuelle en 
vertu des articles 4, 8et 9 de la loi du‘9 d&cembre 1905, elles peuvent, 
en outre, €tre utilisees dans les circonstances oü cet emploi est pres- 
crit par les dispositions des lois ou r&glements, ou autorise par lea 
usages locaux. 

Art. 52. — Une clef du clocher est d&posee entre les mains du 
president ou directeur de l’association cultuelle, une autre entre les 
mains du maire qui ne peut en faire usage que pour les sonneries 
civiles mentionnees & l’article pr&ec&dent et l’entretien de l’horloge 
publique. 

Si l’entree du clocher n'est pas ind&pendante de celle de l’&glise, 
une clef de la porte de l’&glise est deposee entre les mains du maire. 

Art. 53. — Le ministre de l'instruction publique, des beaux-arts 
et des cultes, le ministre des finances et le ministre de l’interieur sont 
charges, chacun en ce qui le concerne, del’ex&cution du present decret, 
qui sera publi& au Journal officiel et inser€ au Bulletin des lois. 
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4. Preussen. Anweisung des Ev. O.K.Rates zur Ausführung 
des K.G. v. 26./5. 05 u. 22./3. 06. K.G. u. V.Bl. 1906, 5. Desgl. 
zur Ausführung des Staatsgesetzes v. 14./7. 05 v. 24./3. 06. Ib. 36. 

5. Preussen. V.über die Ausübung der Rechte des Staates 
gegenüber d. ev. Landeskirche d. älteren Provinzen d. Monarchie 23./3. 06. 
G.S.53 *. 

6. K.G. betr. d. Erhebung von Kirchensteuern in d. K.-Gemein- 
den u. Gesamtverbänden d. ev. u. luth. K. d. Prov. Hannov. 19.3. 
1906. G.S.23*. 

7. K.G. betr. d. Erhebung v. K.-Steuern in den K.-Gemeinden 


ı Die mit * versehenen Gesetze werden unter den Verfassungsgesetzen 
abgedruckt werden, 
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ev.ref. Kirche d. Prov. Hannover 22./3. 06. Ges. 8.41. 
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11. Preussen. V. über die Ausübung des Rechts des Staates 
gegenüber den ev.-luth. Kirchen der Prov. Hannover u. Schles- 


wig-Holstein, sowie der ev.-ref. Kirche d. Prov. Hannover 


23./3. 06. G.8.54*. 
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K.-Gem. u. Gesamtverbänden d. ev. Kirchengemeinschaften im Bez. 
d. Konsistor. zu Cassel. A.K.Bl. 1906, 177 *. 


13. K.G. betr. d. Erhebung v. Kirchensteuern in d. ev. K.-Gem. 
im Amtsbezirke d. Konsist. zu Wiesbaden 10./3. 06. K. Amts- 
blatt 25. 


14. K.G. betr. d. Erhebung v. Kirchensteuern in d. ev. Kirchen- 
gemeinschaften des Kons.-Bezirks Frankfurt a./M. 10./3. 06. K. 
Amtsbl. 3 *, 


15. Preussen. K.G. betr. die Erhebung von Kirchensteuern in 
d. K.-Gemeinden der ev. Kirchen der Konsistorialbezirke Cassel, 
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gegenüber der ev. Kirchen der Kons.-Bezirke Cassel, Wiesba- 
den u. Frankfurt a. M. 23./3. 06. G.S.55*. 
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17. Hannover. Dienstanweisung f. d. ev.-luth. General-Super- 
intend. i. Kons.-Bez. Aurich 6./2. 06. K. Amtsbl. 14 *. 

18. Frankfurt a.M. K.G. 2./11. 05 betr. Abänderung des $78 
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